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Beginn: 9.01 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne. Ich begrüße auch unsere Gäste
auf der Zuschauertribüne sowie die Vertreterinnen
und Vertreter der Medien.

Für diese Plenarsitzung hat als Schriftführer neben
mir Herr Abgeordneter Schaft Platz genommen und
die Redeliste führt der Abgeordneter Gruhner. Für
die heutige Sitzung haben sich entschuldigt: Herr
Abgeordneter Höhn, Herr Minister Prof. Dr. Hoff,
Herr Minister Lauinger sowie Herr Minister Dr. Pop-
penhäger zeitweise.

Ich darf noch darauf hinweisen, dass die Preisträ-
gerarbeiten des letztjährigen Wettbewerbs „Presse-
Foto Hessen-Thüringen 2014“ in der Zeit vom
26. März bis zum 22. April im Thüringer Landtag
Station machen. Zur Eröffnung der Ausstellung in
der Mittagspause der Plenarsitzung im Zwischen-
gang zum Fraktionsgebäude sind Sie herzlich ein-
geladen.

Zur Tagesordnung darf ich darauf hinweisen, dass
zu TOP 13 ein Alternativantrag der Fraktionen Die
Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen in
Drucksache 6/423 verteilt wurde.

Die Wahlvorschläge der Fraktionen der SPD, der
AfD, der CDU und Die Linke zu TOP 15 haben die
Drucksachennummern 6/417 bis 6/420.

Die Landesregierung hat mitgeteilt, auch zu Tages-
ordnungspunkt 11 von der Möglichkeit eines Sofort-
berichts gemäß § 106 Abs. 2 der Geschäftsordnung
Gebrauch zu machen. Ich frage, ob es noch weitere
Änderungen der Tagesordnung gibt. Bitte, Herr Ab-
geordneter Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Namens der Koalitionsfrak-
tionen würde ich gern beantragen, dass der Tages-
ordnungspunkt 9 „Terrorgefahr ernst nehmen – Si-
cherheitsbehörden vorbereiten“ als letzter Tages-
ordnungspunkt vor der Mittagspause aufgerufen
wird, weil der Innenminister am Nachmittag an ent-
sprechenden Beratungen und Konferenzen, der In-
nenministerkonferenz, teilnimmt.

Präsident Carius:

Sehe ich da Gegenstimmen? Nein, also dann ma-
chen wir das so.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ja, dage-
gen!)

Von den Parlamentarischen Geschäftsführern wur-
de mir signalisiert, dass es keine Gegenstimmen
gibt. Wir können natürlich noch einmal abstimmen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ich darf
doch trotzdem, ich bin doch selbstständig!)

Es gibt einen Antrag, dann bitte ich um Abstim-
mung. Wer für den Antrag von Herrn Blechschmidt
ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Vielen
Dank. Gegenstimmen? Bei einigen Gegenstimmen
mit übergroßer Mehrheit so angenommen. Gut,
dann werden wir den Punkt 9 vor der Mittagspause
aufrufen.

Weitere Ergänzungen sind jetzt nicht beantragt
worden, sodass ich den Tagesordnungspunkt 3
aufrufe

Thüringer Bildungsfreistel-
lungsgesetz (ThürBfG)
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/348 -
ERSTE BERATUNG

Ich frage, ob die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung wünscht. Bitte, Frau Ministerin Klaubert,
dann haben Sie das Wort.

Ich darf mal um etwas Aufmerksamkeit bitten, damit
Frau Klaubert jetzt den Bericht der Landesregie-
rung geben kann.

Dr. Klaubert, Ministerin für Bildung, Jugend und
Sport:

Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Damen
und Herren, es dürfte kaum verborgen geblieben
sein, innerhalb der ersten 100 Tage dieser Landes-
regierung wurde am Bildungsfreistellungsgesetz
deutlich, diese Regierung hält Wort.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Im Koalitionsvertrag ist zu lesen: „Die Koalition wird
in den ersten 100 Tagen […] ein Bildungsfreistel-
lungsgesetz auf den Weg bringen.“ Wir haben die-
ses Gesetz im Kabinett gemeinsam verabschiedet
und dem Landtag zugeleitet. Das Bildungsfreistel-
lungsgesetz ist ein weiterer Baustein auf dem Weg
der Entwicklung Thüringens zu einem Bildungsland,
in dem Bildung großgeschrieben wird. Wir haben
uns an die Arbeit gemacht, wir haben um Lösungen
gerungen, wir haben diskutiert – und es ist auch
nicht verborgen geblieben, wir haben untereinander
auch kontrovers diskutiert – und wir haben gemein-
sam einen Weg gefunden. Einen Weg, der in den
Entwurf dieses Gesetzes zur Bildungsfreistellung
mündete. Ich bedanke mich daher ganz herzlich
dafür, wie diese Arbeit in den vergangenen Wochen
und eigentlich sogar Monaten gelaufen ist. Ich dan-
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ke ganz sehr dem Wirtschaftsminister, Herrn Tie-
fensee, und seinem Haus, denn wir haben dieses
Gesetz auch in gemeinsamer Abstimmung erarbei-
tet.

Über das Gesetz könnte man schreiben: Bildungs-
freistellung fördert lebenslanges Lernen. Das Bil-
dungsfreistellungsgesetz ist gut für Thüringen. Wir
sind wahrlich nicht die Ersten, die ein solches Ge-
setz erarbeitet haben, sondern es gibt nach uns nur
zwei Länder, die kein Bildungsfreistellungsgesetz
haben. Das Bildungsfreistellungsgesetz ist gut für
Thüringen, sowohl als Bildungsland als auch als
Wirtschaftsland. Schon heute brauchen die meisten
Unternehmen in Thüringen, ob sie größer oder klei-
ner sind, für ihre Fachkräfte ein enormes Potenzial
an Qualifikation. Die Fachkräftestudie des Wirt-
schaftsministeriums zeigt das deutlich. Die Progno-
se geht davon aus, dass spätestens im Jahr 2025
für über 95 Prozent der Tätigkeiten eine höhere
Qualifikation erforderlich ist. Wer gestern zum par-
lamentarischen Abend des Handwerks genau zuge-
hört hat, hat diese Analyse auch gehört, denn es ist
immer wieder auf die hohe Qualifikation und übri-
gens auch die Qualifikationsbereitschaft der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer hingewiesen wor-
den. Halten wir uns dabei immer vor Augen, dass
der Reichtum unseres Landes nicht im Boden
steckt, sondern in den Köpfen unserer Menschen.
Bildung ist eine Schlüsselressource für die Zukunft
Thüringens. Deshalb ist es für uns wichtig, die Be-
dingungen für lebenslanges Lernen zu verbessern.
Das Bildungsfreistellungsgesetz sorgt dafür, dass
Beschäftigte einen gesetzlichen Anspruch auf be-
zahlte Freistellung bekommen. Es ermöglicht zum
Ersten gesellschaftspolitische Bildung. Damit wird
für Beschäftigte der Weg eröffnet, auch über gesell-
schaftliche, soziale und politische Zusammenhänge
weitere Bildungsbestandteile zu erwerben, damit ih-
re Beteiligung und ihre Fähigkeit zur Beurteilung
von Prozessen und die Teilhabe an demokratischer
Auseinandersetzung erweitert und vertieft wird. Das
Bildungsfreistellungsgesetz ermöglicht aber auch
arbeitsweltbezogene Bildung, damit Beschäftigte ih-
re berufsbezogenen Kenntnisse, ihre Fertigkeiten
und Fähigkeiten erneuern, erweitern und verbes-
sern können. Und das Bildungsfreistellungsgesetz
ermöglicht ehrenamtsbezogene Bildung, damit Be-
schäftigte sich für die Wahrnehmung ehrenamtli-
cher Aufgaben weiter qualifizieren können. Das um-
fasst ein breites Spektrum an Tätigkeiten, ein Spek-
trum, das von organisatorischen Kenntnissen wie
der Finanzverwaltung oder der Öffentlichkeitsarbeit
von und für Vereine bis zu inhaltlichen Kenntnissen
um verschiedene Sachgebiete, wie zum Beispiel
der Umweltbildung, reicht.

Eines möchte ich ganz deutlich machen, weil es in
der Öffentlichkeit manchmal so kommuniziert wird:
Bildungsfreistellung und ein Bildungsfreistellungs-
gesetz ist kein zusätzliches Urlaubsgesetz.

(Beifall DIE LINKE)

Ich halte den Begriff des Bildungsurlaubsgesetzes,
der vielerorts auch in der Öffentlichkeit benannt
wird, als ungeeignet für das, was wir mit diesem
Gesetzentwurf auf den Weg gebracht haben. Denn
vor diesem Hintergrund mag mancher denken, da
kann ich den nächsten Pilates-Kurs an der Ostsee
als Bildungsfreistellung für mich abrechnen. So ist
das nicht gemeint. Ich sage das mit aller Deutlich-
keit, bei allem Respekt vor Pilates-Kursen an der
Ostsee.

Uns geht es um Bildung. Es geht uns um Bildung
und darum, Beschäftigten dabei zu helfen, ihre
Kenntnisse zu vertiefen, die sie für ihre eigene Zu-
kunft brauchen. „Fit für die Zukunft“ liest man man-
cherorten und dazu gehört der Erwerb von Bildung.
Ich denke, dass wir mit diesem Gesetz auch eine
Möglichkeit eröffnen, die Offenheit für künftige Bil-
dungsprozesse mit diesem Gesetzentwurf transpa-
rent und möglich zu machen. Deswegen ist uns üb-
rigens auch das Prinzip der Freiwilligkeit so wichtig.
Nicht der Arbeitgeber soll den Bildungsgegenstand
benennen. Der Arbeitnehmer soll entscheiden kön-
nen, was er für sich und für seine Entwicklung als
Bildungsangebot annehmen möchte. Der Arbeitge-
ber kann natürlich Veranstaltungen vorschlagen.
Dort wird zu entscheiden sein, in welcher Form die-
ser Anspruch und dieses Angebot miteinander ein-
hergehen.

Weitere Kernpunkte des Bildungsfreistellungsge-
setzes sind: Der Freistellungsanspruch erstreckt
sich auf bis zu fünf Tage im Jahr. Die Regelungen
gelten für alle Beschäftigten, die mindestens
sechs Monate in einem Unternehmen beschäftigt
sind und ihren Arbeitsplatz in Thüringen haben. Be-
schäftigte in der Wirtschaft haben genauso das
Recht auf Bildungsfreistellung wie Angestellte im
öffentlichen Dienst oder Richter und Beamte. Aus-
zubildende haben einen Anspruch auf drei Tage
Bildungsfreistellung pro Jahr.

Uns war es übrigens wichtig, alle Akteure zwischen
dem ersten Kabinettsdurchlauf und dem zweiten
Kabinettsdurchlauf noch einmal an einen Tisch zu
bringen. Ich möchte mich jetzt nicht in die eher ab-
surden Diskussionen der vergangenen beiden Tage
einmischen. Ich kann nur sagen: Mit dem Be-
schluss des Kabinetts, den ersten Durchlauf des
Gesetzes aus der alten Regierung in das neue Ka-
binett zu holen, haben wir die Möglichkeit gehabt, in
recht raschem Tempo das Bildungsfreistellungsge-
setz dem Landtag vorzulegen. Trotzdem haben wir
nach Möglichkeiten gesucht, wie wir die verschie-
denen Akteure und übrigens auch zum Teil sehr
unterschiedliche Interessengruppen noch einmal
miteinander in einem gemeinsamen Diskurs verbin-
den können. Wir haben dazu Werkstattgespräche
durchgeführt, in denen wir die Veränderungen zum
Gesetz gegenüber dem ersten Kabinettsdurchlauf
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unter der rot-schwarzen Regierung mit den Betrof-
fenen diskutiert haben. Es gab die Möglichkeit der
Vorstellung unserer neuen Merkmale. Es gab die
Diskussion im Ganzen und auch die individuelle
Diskussion, sowohl mit Vertretern des Wirtschafts-
ministeriums als auch meines Ministeriums als
auch mit Vertretern des Landtags. Natürlich haben
wir gemerkt, dass wir dieses Gesetz nur auf den
Weg bringen können, wenn wir diese unterschiedli-
chen Interessen, die übrigens gestern Abend auch
durch den Ministerpräsidenten noch einmal be-
nannt worden sind, nämlich die Freistellung für Bil-
dung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer un-
geachtet der Betriebsgröße und auf der anderen
Seite die Einschränkung der Bildungsfreistellung
auf Unternehmensgrößen ab 20, 30 oder 40 Be-
schäftigten – natürlich haben wir das abgewogen.
Ich weise energisch zurück, was gestern der Frak-
tionsvorsitzende der CDU-Fraktion gesagt hat, dass
wir nicht mit den Vertretern der Wirtschaft gespro-
chen hätten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bitte darum, dass künftig in öffentlichen Diskus-
sionen die Wahrheit verbreitet wird und nicht die ei-
gene Interpretation von Wirklichkeiten. Ich erspare
mir jetzt das Wort, wie man einen solchen Vorgang
bezeichnen würde. Dafür gab es schon einmal
einen Ordnungsruf. Wir haben uns in dem Gesetz,
ich habe es bereits angedeutet, an der Zahl Fünf
orientiert. Das hat auch Gründe. Ab einer Größe
von fünf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
kann ein Betriebsrat gegründet werden. Wenn man
einen Betriebsrat gründet, hat dieser Betriebsrat
Rechte.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Rechte?)

Die Rechte dieses Betriebsrats bestehen unter an-
derem auch darin, sich für die Tätigkeit im Betriebs-
rat die entsprechende Qualifikation und Fortbildung
zu suchen und die Freistellung dafür müsste ge-
nehmigt werden. Also haben wir im Überlegungs-
prozess, wie wir das Gesetz gestalten, uns an die-
ser magischen Zahl Fünf orientiert und gesagt: Die-
ses Gesetz gilt ab einer Betriebsgröße von fünf Be-
schäftigten. Dort gibt es den gesetzlichen Anspruch
auf Bildungsfreistellung. Ich sage aber auch: Ein
Unternehmen, welches weniger als fünf Beschäftig-
te hat, kann durchaus Bildungsfreistellung gewäh-
ren. Das heißt nicht, dass es unter fünf Beschäftig-
ten ein Verbot an Bildungsfreistellungstagen gibt.
Demzufolge sage ich auch den Kritikern, dass sie
noch einmal gut darüber nachdenken sollten, dass
wir mit einem solchen Gesetz übrigens fast 90 Pro-
zent der Beschäftigten in Thüringen in den gesetzli-
chen Anspruch auf Bildungsfreistellung einge-
schlossen haben. Das liegt wieder daran, dass wir
eine sehr kleinteilige Struktur haben und dass wir
keinesfalls leichtfertig darüber entschieden haben,

für welche Betriebsgrößen ein solches Gesetz gilt.
Es gab zahlreiche Gespräche – übrigens auch au-
ßerhalb der Werkstattgespräche –, sowohl mit den
Vertretern der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer als auch der Arbeitgeber als auch – ich habe
das bis jetzt weniger benannt – der Bildungseinrich-
tungen, insbesondere der Erwachsenenbildner. Ich
verstehe alle Kritik am Gesetz – das sage ich
auch –, aber ich muss sagen, in einem Abwägungs-
prozess, in dem man entscheiden muss, wie ein
modernes Gesetz auf den Weg gebracht wird,
muss man an der einen oder anderen Stelle aufein-
ander zugehen. Da sage ich noch einmal, das ist
uns in einem sehr kultivierten Diskurs miteinander
gelungen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben übrigens auch auf Anraten verschiede-
ner Unternehmen einen Überlastungsschutz einge-
baut, der sich an der Betriebsgröße orientiert. Das
kann man auch kritisieren sowohl von der einen als
auch von der anderen Seite. Aber wir wollten auch
signalisieren, und zwar nicht als ein Ministerium –
und in diesem Fall aus der Sicht des Bildungsminis-
teriums –, sondern als ganze Landesregierung,
dass wir durchaus verstehen, dass es in den Unter-
nehmen Entscheidungen geben kann, die zulasten
des Anspruchs von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern gehen, wenn sie Bildungsfreistellung be-
antragen. Grundsätzlich würden wir gern allen die-
sen Anspruch gewährleisten.

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie ihre
Arbeitgeber tragen nun gemeinsam die Aufwendun-
gen für dieses Gesetz partnerschaftlich. Der Arbeit-
nehmer zahlt die Kursgebühren selbst – da gab es
auch die eine oder andere Irritation, wie das dann
künftig zu sein hat – und der Arbeitgeber stellt die
Beschäftigten unter Fortzahlung der Bezüge frei.

Ich sage Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren:
Das Bildungsfreistellungsgesetz ist gut für uns alle;
für die Beschäftigten, die sich entwickeln können
und wollen und denen wir sagen, Bildung ist nicht
nur in der Schule etwas Wichtiges, sondern ein Le-
ben lang. Und es ist wichtig und gut für die Betriebe
und Unternehmen, die sich auf ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter verlassen können. Denn was
gibt es Besseres als hoch motivierte Fachkräfte, die
von sich aus auch bereit und willens sind, sich wei-
terzubilden, um ihre Arbeitskraft sowohl für das Un-
ternehmen als auch für die eigene, ganze individu-
elle Lebenswelt entwickeln zu können.

Damit gelingt es uns, Thüringen ein Stück zukunfts-
sicherer zu machen. Bildungsfreistellung oder ein
Bildungsfreistellungsgesetz ist eigentlich eine
Selbstverständlichkeit für ein hoch entwickeltes
modernes Land wie Thüringen. Seit 1974 gibt es in
der Bundesrepublik Deutschland Bildungsfreistel-
lungsgesetze. Zuletzt ist jetzt Baden-Württemberg
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den Weg gegangen, hat sein eigenes Gesetz auf
den Weg gebracht. Auch da sage ich wieder, weil
manchmal vorgeschlagen wurde, dass wir uns an
diesem Gesetz orientieren sollten: Selbstverständ-
lich haben wir das getan und selbstverständlich ar-
beiten die Fachabteilungen in den unterschiedli-
chen Ministerien miteinander, auch wenn das län-
derübergreifende Zusammenarbeit ist. Der Födera-
lismus organisiert zwar unterschiedliche Bildungs-
systeme in den Ländern, verbietet aber keinesfalls
den Erfahrungsaustausch über solche Ländergren-
zen hinweg. Ich kann Ihnen versichern, dass in
meinem Haus der Erfahrungsaustausch – gerade
mit Baden-Württemberg – in den letzten Wochen
und Monaten sehr intensiv war, weil wir diejenigen
waren, die fast zur gleichen Zeit ein solches Gesetz
entwickelt haben.

Ich schlage also vor: Nehmen Sie diesen Gesetz-
entwurf in die parlamentarische Beratung, beraten
Sie ihn offen, beraten Sie ihn so, wie wir ihn, bevor
wir ihn in den Landtag eingebracht haben, beraten
haben, unter Abwägung aller Umstände, die ein
solches Gesetz berühren.

Vor diesem Hintergrund sage ich Ihnen: Lassen Sie
es in Zukunft auch, ein solches Gesetz als den Un-
tergang der Wirtschaft zu proklamieren – das richtet
sich insbesondere an die rechte Seite dieses
Hauses und einige Vertreterinnen und Vertreter, die
heute Morgen in den Medien zu hören waren. Ein
solches Gesetz wird uns voranbringen. Sie werden
merken, es steht einem Bildungsland wie Thüringen
sehr gut zu Gesicht. Wir sind dann das 14. Land,
welches ein solches Gesetz hat. Ich bin zuversicht-
lich, dass uns das in Kürze und mit hoher Qualität
gelingen wird. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD; Abg. Muhsal, AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich eröffne nun die
Aussprache. Das Wort hat der Abgeordnete Christi-
an Tischner für die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, liebe Schüler und Lehrer auf der
Tribüne, sehr geehrte Gäste! Wir haben heute nun
den ersten Gesetzentwurf des linksgeführten Bil-
dungsministeriums vorliegen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist ein Gesetzentwurf der Landesregierung!)

Schade, dass diese Priorität nicht auf den Gesetz-
entwurf für freie Schulen gelegt wurde. Hier läuft
nächste Woche die Frist des Gerichtshofs ab und
noch immer ist nichts geschehen. Der heute zu be-
ratende Gesetzentwurf klingt in seinen Formulierun-
gen sehr theoretisch. Es zeigt sich, dass er die

praktischen Auswirkungen für unseren Freistaat
nicht im Blick hat. Es geht der Regierung und den
sie tragenden Fraktionen nicht um die Stärkung des
Standorts Thüringen, sondern um ein Wahlge-
schenk für Gewerkschaftsfunktionäre auf Kosten
der Thüringer Unternehmen und Kommunen.

(Beifall CDU, AfD)

Mit dem uns vorliegenden Gesetzentwurf soll nach-
geholt werden, was SPD, Grüne und Linke in ande-
ren Bundesländern bereits eingeführt haben. Dort
ist die Theorie zur Praxis geworden. Ich möchte Ih-
nen gern beispielhaft ein paar Bildungsangebote
der Bremer Wirtschafts- und Sozialakademie nen-
nen, die für die Seminarangebote von Bildungsur-
laub in der Realität zuständig ist.

Folgende Angebote werden gemacht:

Erstens: „Wie kommt das Böse in die Welt?“

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das ist
schon da!)

(Heiterkeit CDU, AfD)

– Der Ministerpräsident hat schon Interesse –; „Ehe
und Familie – ein Auslaufmodell?“; „Die Stasi oder:
Das Leben der Anderen“; „Stolz, ein Deutscher zu
sein?“; „Nationalidentität früher, heute und morgen“;
„Putins Projekt: Eurasien“; „Der rhetorische Werk-
zeugkasten“. Siebentens: „Mitarbeiterführung und
Mitarbeiterinnenführung“; Achtens: „Durchsetzungs-
fähigkeit von Frauen“.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Was ist daran so abwe-
gig?)

– Sie müssen bloß nachgucken im Internet!
„Schnell reagieren – treffend antworten“; „Wem ge-
hört das Wasser?“; „Wie entwickelt sich das Kli-
ma?“; „Das Geschäft mit dem Essen“; „Buddha und
Konfuzius – die Weisheiten des Ostens“. Und jetzt,
Herr Ministerpräsident: „Schluss mit lustig: Politik
und Humor in Deutschland“.

(Heiterkeit und Beifall im Hause)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Wunderbar!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Humor
braucht nicht nur die Politik, sondern den brauchen
vor allem die Handwerker und Unternehmen in
Thüringen, wenn man sich die praktischen Folgen
anschaut, die Gesetze, wie wir Sie heute hier bera-
ten, in Deutschland haben.

(Beifall CDU)

Damit ich nicht falsch verstanden werde: Ich bin si-
cherlich der Letzte hier im Hohen Hause, der etwas
gegen historische und politische Bildung sagen
würde. Aber: Sie muss im Arbeitsleben freiwillig
und nicht politisch verordnet sein.
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(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Ja, das ist sie!)

Im Übereinkommen Nr. 140 der Internationalen Ar-
beitsorganisation – Frau Ministerin hat schon dar-
auf hingewiesen – über den bezahlten Bildungsur-
laub von 1974 hatte sich die sozialliberale Bundes-
regierung damals verpflichtet, einen bezahlten Bil-
dungsurlaub zum Zweck der Berufsbildung, der all-
gemeinen und politischen Bildung sowie der ge-
werkschaftlichen Bildung einzuführen.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da der Bund untätig blieb, haben die westdeut-
schen Länder – immer dann, wenn die SPD mitre-
giert hat – nach und nach angefangen, entspre-
chende Gesetze zu verabschieden. Einige neue
Länder folgten nach 1990. Nach den schwierigen
Jahren der wirtschaftlichen Umstrukturierung unse-
res Bundeslands und eines langsam wachsenden
wirtschaftlichen Wohlstands in Thüringen häuften
sich seit einigen Jahren Forderungen nach einem
Thüringer Bildungsurlaub- bzw. Bildungsfreistel-
lungsgesetz. Diese Forderungen kommen dabei
insbesondere von den Gewerkschaften und linken
Politikern, die teilweise in verschiedene Gesetzes-
initiativen mündeten.

Die CDU ist in der Tat kein Freund dieser Initiati-
ven, denn die soziale Marktwirtschaft und Ludwig
Erhard, die ja selbst der Ministerpräsident für sich
entdeckt haben will, sehen staatliche Eingriffe in die
Wirtschaft nur als notwendig an, wenn der Markt
sich nicht selbst regulieren kann. Bei der Qualifizie-
rung, Fortbildung und Weiterentwicklung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in unserem Frei-
staat ist dies in keinster Weise notwendig, so haben
es uns auch gestern Abend die Handwerker alle
bestätigt.

(Beifall CDU, AfD)

Die Unternehmen und Handwerksbetriebe, die Pfle-
gedienste und Verwaltungen, die Sparkassen und
Gastronomiebetriebe, die Schulen und Polizeiin-
spektionen, sie alle bieten schon heute sehr arbeit-
nehmerorientierte Bildungsangebote an. Dabei
übernehmen diese Einrichtungen häufig die Kosten
der Bildungsangebote, stellen Arbeitszeit zur Verfü-
gung und finden andere praktische und finanzielle
Anreize zur Qualifizierung ihrer Mitarbeiter. Berufli-
che Weiterbildung hilft den Beschäftigten, ihre Qua-
lifikation zu erhalten, zu verbessern und zu erwei-
tern. Im Zeitalter der Globalisierung ist die Qualifi-
kation der Beschäftigten zum entscheidenden Wett-
bewerbsfaktor geworden. Insofern haben insbeson-
dere im Zeitalter des Fachkräftemangels auch die
Unternehmen ein originäres Interesse daran, ihre
Mitarbeiter berufsbegleitend weiterzuqualifizieren.

Deshalb ist die CDU-Fraktion – wie auch die Wirt-
schaft – der Ansicht, dass es keiner gesetzlichen
Regelung der Bildungsfreistellung oder des Bil-
dungsurlaubs bedarf. Den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung lehnen wir daher strikt ab, denn er
stellt eine große Belastung für überwiegend kleine
und mittelständische Unternehmen in unserem
Freistaat dar.

(Beifall CDU, AfD)

Eine gesetzliche Regelung der Bildungsfreistellung
darf keinesfalls gegen die Thüringer Wirtschaft
durchgesetzt werden. Sie reden davon, gestern
Abend Herr Adams auch wieder: Handwerk hat gol-
denen Boden. Aber in Wirklichkeit sehen Sie nur
das Gold oder das Geld des Handwerks und entzie-
hen ihm mit Ihrem Handeln den Boden.

(Beifall CDU, AfD)

Was die Landesregierung hier mit ihrem Gesetzent-
wurf vorlegt, ist ein tiefer Einblick in ihr wirkliches
Denken. Jetzt, wo die ersten Gesetze von Ihnen
das Parlament erreichen, zeigt sich das Misstrauen
gegen die Menschen, gegen die Abgeordneten, ge-
gen die Unternehmen und die Ideologie Ihrer Poli-
tik.

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Das
hätten Sie doch gern, oder?)

Meine sehr geehrten Damen und Herren. Im Koaliti-
onsvertrag 2009 haben CDU und SPD vereinbart,
sich im Zusammenhang mit einer Stärkung des Eh-
renamts dafür einzusetzen, die Bildungsfreistellung,
den Bildungsurlaub im Einvernehmen mit den Un-
ternehmen – im Einvernehmen mit den Unterneh-
men – und unter Berücksichtigung betrieblicher Er-
fordernisse gesetzlich zu regeln. Bis zum Ende der
5. Legislatur gelang es jedoch nicht, das Einverneh-
men mit der Wirtschaft herzustellen,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wenn
Sie es strikt ablehnen, wie wollen Sie dann
das Einvernehmen herstellen?)

sodass keine gesetzliche Regelung erfolgte. Die
jetzige Landesregierung hat nicht einmal versucht,
das Einvernehmen herzustellen. Sie sagt, sie hört
dem Handwerk zu, sie redet mit dem Handwerk –
ja, aber letztlich machen Sie doch, was Sie wollen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Was haben wir denn gestern
Abend gemacht?)

Zugehört und heute machen Sie, was Sie wollen.

Für uns war und ist es bei einer gesetzlichen Rege-
lung der Bildungsfreistellung, wenn Sie unbedingt
kommen muss, wichtig, dass unter anderem die be-
trieblichen Strukturen in Thüringen beachtet wer-
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den. Das heißt, kleine Unternehmen sollten aus der
Regelung herausgenommen werden.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Genau!)

Auch setzen wir uns dafür ein, dass Arbeitnehmer
genauso wie Arbeitgeber ihren Beitrag an der Bil-
dungsfreistellung leisten und wenige Tage Urlaub
dafür investieren. Die Belastungen für die Wirt-
schaft sollten so gering wie möglich gehalten wer-
den.

Der nun vorliegende Gesetzentwurf sieht einen An-
spruch auf jährlichen Bildungsurlaub von fünf Ta-
gen ab einer Betriebsgröße von fünf Beschäftigten
vor. Eine Erhöhung des Betriebsurlaubs nach Be-
triebsgröße, frei nach dem Motto „Je größer der Be-
trieb, umso höher die Belastung durch die Arbeit-
nehmerfreistellung“, das ist wettbewerbsgefährdend
und expansionshemmend. Ein Anspruch auf Wei-
terbildung von jährlich drei Tagen soll auch für
Lehrlinge gelten. Wer mit Handwerkern spricht, der
weiß, dass Handwerker häufig auch schon überle-
gen, Lehrlinge deswegen nicht einzustellen, weil sie
während des ersten Lehrjahrs kaum im Betrieb
sind, sondern auf Ausbildung.

Die Bildungsveranstaltungen müssen mindestens
zwei Tage dauern. Es gibt keinen Erstattungsan-
spruch der Wirtschaft für die Freistellung der Be-
schäftigten, auch Heimarbeitende sowie Richter
und Beamte profitieren vom Bildungsurlaub und Sie
befristen das Gesetz bis 2020. Damit ist der vorlie-
gende Gesetzentwurf, Frau Ministerin, nicht mehr
vergleichbar mit den ursprünglichen Eckwerten des
Entwurfs der letzten Landesregierung.

(Beifall CDU)

Es hätte sich also gehört, eine Anhörung und somit
eine formale Beteiligung der kommunalen Spitzen-
verbände durchzuführen. Sie mogeln sich um Ihre
Verantwortung, brechen parlamentarische Tradition

(Beifall CDU)

und reden nur mit handverlesenen Personen. So
läuft Regierungshandeln nicht! Sie ignorieren den
Sachverstand des Verbands der Wirtschaft, der
Handelskammer Erfurt, der IHK Erfurt und der kom-
munalen Spitzenverbände und Sie ignorieren den
Sachverstand Ihrer federführenden Ministerien,
wenn Sie den ursprünglichen Entwurf der Minister
Klaubert und Tiefensee in nächtlichen Politbürosit-
zungen verbessern.

(Beifall CDU)

Ich komme zu den Kosten: Bei der Auflistung der
Kosten im Begleitblatt des Gesetzes werden die
Kosten, die dem Freistaat durch den Freistellungs-
anspruch für Beamte und Richter sowie Angestellte
des Freistaats entstehen, völlig außen vor gelas-
sen. Frau Ministerin schaut schon ganz aufmerk-

sam; Frau Finanzministerin, wegen der Zahlen –
passen Sie auf!

Allein mit Blick auf die Landesbediensteten ergeben
sich nämlich folgende Kosten – Landesamt für Sta-
tistik: 60.000 Landesbedienstete mal fünf Bildungs-
freistellungstage sind 300.000 Arbeitstage, 20 Pro-
zent, da bleiben 60.000 Arbeitstage übrig; ein
durchschnittlicher Bediensteter – wer die Steuerer-
klärung regelmäßig ausfüllt, weiß das – arbeitet so
um die 220 Tage im Jahr; das sind 273 Stellen im
Land mehr. 45.000 Euro beträgt der Verdienst im
Durchschnitt, das sind rund 12 Millionen Euro jährli-
che Belastung für den Landeshaushalt mehr. Auf
das gesamte Gesetz gesehen, auf die Legislaturpe-
riode gesehen, entstehen Mehrkosten für das Land
von 60 Millionen Euro.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das
war jetzt super albern!)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU; Abg. Heym,
CDU: Wir haben es doch!)

Dies kann man für die Kommunen ebenso rechnen.
Gemeinden und Gemeindeverbände beschäftigen
zur Erfüllung ihrer kommunalen Aufgaben ungefähr
35.000 Personen, das Landesamt für Statistik ist
auch hier wieder meine Quelle. Das mal fünf Tage
ergibt 175.000 Arbeitstage, davon maximal 20 Pro-
zent, das sind 35.000 Arbeitstage. Das führt letzt-
endlich wieder zu 160 Stellen mehr, mal
45.000 Euro, das sind rund 7 Millionen Euro Mehr-
kosten im Jahr für die Kommunen, auf fünf Jahre
gesehen 45 Millionen Euro. Damit belasten Sie die
öffentlichen Haushalte in Thüringen mit 105 Millio-
nen Euro in dieser Wahlperiode mehr.

Es stellt sich uns die Frage, wie das zum Stellenab-
baukonzept der Landesregierung passt, an dem die
neue Landesregierung laut Koalitionsvertrag fest-
halten will.

Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich auf formale
Fehler im Gesetzgebungsverfahren. Die Landesre-
gierung hat es versäumt, die kommunalen Spitzen-
verbände im Gesetzgebungsprozess zu beteiligen.
Dies schreibt sowohl die Thüringer Kommunalord-
nung in § 127 als auch die Geschäftsordnung der
Landesregierung in § 20 vor.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Gilt
nur für das Gesetzgebungsverfahren, die
parlamentarische Gesetzgebung!)

Die Landesregierung kann sich nicht damit heraus-
reden, dass die Beteiligung in der letzten Legisla-
turperiode durchgeführt wurde und damit erfolgt sei,
denn es handelt sich um einen anderen Gesetzent-
wurf, der in weiten Teilen von dem Gesetzentwurf
der damaligen Landesregierung abweicht.

(Beifall CDU)
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Der Gesetzentwurf der damaligen Landesregie-
rung, der als Referentenentwurf im November 2013
dem Landtag offiziell zugeleitet wurde, umfasste
beispielsweise keine Freistellung für ehrenamtsbe-
zogene Bildung, außerdem umfasste er einen Er-
stattungsanspruch, welcher im Gesetzentwurf der
jetzigen Landesregierung nicht mehr enthalten ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für das
folgende parlamentarische Beratungsverfahren wird
die CDU weiter an ihren Forderungen festhalten.
Für uns bleibt es dabei: Zur Entlastung kleiner Un-
ternehmen braucht es höhere Schwellenwerte bei
der Betriebsgröße. Das heißt, das Gesetz darf nicht
für kleine Betriebe gelten, sondern erst ab 50 Be-
schäftigten. Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollten
gemeinsam ihren Beitrag leisten, beispielsweise
dadurch, dass der Freistellungsanspruch zu glei-
chen Teilen durch Urlaub des Arbeitnehmers und
Freistellung des Arbeitgebers gewährleistet wird.
Der Anspruch soll auf berufsbezogene Fortbildun-
gen beschränkt werden, wie das in Sachsen-Anhalt
geregelt ist. Das Arbeitsverhältnis muss länger als
ein Jahr bestehen, so ist es im Saarland geregelt.
Die Übertragung des Anspruchs auf das nächste
Kalenderjahr soll nur mit Zustimmung des Arbeits-
gebers erfolgen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Maßstab
unseres politischen Handelns ist und bleibt Freiheit
und Gerechtigkeit. Wir setzen auf Freiwilligkeit vor
staatlicher Regulierung und wir sind für wirtschaftli-
che Autonomie statt für Sozialismus durch die Hin-
tertür. Seitens meiner Fraktion beantrage ich Über-
weisung an den Ausschuss für Bildung, Jugend und
Sport, den Ausschuss für Wirtschaft und Wissen-
schaft und den Ausschuss für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz. Danke schön.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Tischner. Das
Wort hat nun der Abgeordnete Torsten Wolf für die
Fraktion Die Linke.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das hat jetzt keiner ver-
standen!)

Herr Wolf hat es verstanden.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Tischner,
es ist ja nun bekannt und nichts Neues, dass man
mit Blick auf denselben Sachverhalt von unter-
schiedlichen Voraussetzungen ausgeht. Wirtschaft
ist in Thüringen maßgeblich geprägt durch Mittel-
ständler, maßgeblich geprägt durch einen intensi-
ven Austausch, durch ein gutes Miteinander von Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmern und den Un-
ternehmen. Es ist eben nicht so, dass der Bildungs-
freistellungsanspruch von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern gegen die Unternehmen ausgespro-
chen wird, sondern dass es eine Erweiterung ist, ei-
ne Fortentwicklung. Sie haben gesagt, hier wird
durch die Hintertür der Sozialismus eingeführt, da
müssten wir ja in 12 Bundesländern Sozialismus …

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: 13!)

– Baden-Württemberg dann entsprechend auch.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ich
wusste es!)

Das ist eine interessante These, die Sie da vertre-
ten, dass die Bundesrepublik Deutschland dem So-
zialismus anheimgefallen ist.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Den
Sozialismus in seinem Lauf…)

(Beifall DIE LINKE)

Ich denke, wir werden im weiteren Verfahren und in
weiteren Diskussionen feststellen können, dass ge-
rade mit der Bildungsfreistellung, mit der Moderni-
sierung des Arbeitsmarkts über Bildungsfreistellung
eine Weiterentwicklung der sozialen Marktwirtschaft
passiert und nicht ein Stillstand, nicht eine Rückent-
wicklung.

Aber lassen Sie mich zu meiner Rede kommen.
Marie Curie sagte einmal: „Was man zu verstehen
gelernt hat, fürchtet man nicht mehr.“ In diesen
Worten ist viel des emanzipatorischen Charakters
von Bildung als Wert an sich festgehalten. Bildung
ist der Schlüssel von individueller Freiheit und
Selbstbestimmung.

(Beifall DIE LINKE)

Nicht ohne Grund war eines der ersten Anliegen
der Arbeiterbewegung im 19. Jahrhundert der allge-
meine und gleiche Zugang zu Bildung – unabhän-
gig von der sozialen Herkunft. Die Arbeiterbildungs-
vereine waren die Keimzelle der organisierten Ar-
beitnehmerschaft und der Sozialdemokratie. Auch
die Frauenbewegung ist ohne den gleichmäßigen
Zugang zu Bildung nicht denkbar. Unser gesell-
schaftlicher Zusammenhalt ist geprägt von der Teil-
habe und dem Engagement aller Menschen, wel-
che durch den freien Zugang zu Bildung ihre Poten-
ziale erkennen und entfalten. Letztlich fußt unser
Wohlstand auf dem Schatz in den Köpfen der Men-
schen, welche ihr Wissen und ihre Kenntnisse in
wettbewerbsfähige Produkte umsetzen und unser
Land zu einem Global Player machen. Nun wird oft
gefragt, wie und durch was sich Parteien in politi-
schen Spektren unterscheiden. Ich sage, hier ha-
ben wir einen klassischen Fall. Während Die Linke,
die SPD und die Grünen seit Jahren Seite an Seite
mit Gewerkschaften, Volkshochschulen und Bil-
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dungsinteressierten für einen individuellen Rechts-
anspruch jedes und jeder Einzelnen auf Bildungs-
freistellung streiten, um die emanzipatorische Wirk-
mächtigkeit des freien Zugangs zu Bildung realisie-
ren zu können, will die Thüringer CDU möglichst
gar nicht, dass dieser individuelle Rechtsanspruch
auf Bildung vollzogen wird, da sie eben nicht davon
ausgeht, dass zur individuellen Entwicklung,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Bleib doch
bei der Wahrheit!)

zur gesellschaftlichen Stabilität und zur Weiterent-
wicklung unseres Gemeinwesens beiträgt, wenn
Menschen ihre eigenen Entwicklungsmöglichkeiten
erkennen und realisieren wollen. Stattdessen ist die
CDU der Ansicht, dass nur das nützt oder nützlich
ist, nur das umgesetzt werden soll, was der Wirt-
schaft nützt.

Herr Mohring, Ihre Bundeskanzlerin hat die Lehren
Ihres Leipziger Programms mit dem anschließen-
den Wahlergebnis offensichtlich besser begriffen
als Sie, indem der Slogan „Sozial ist, was Arbeit
schafft“ bei Ihnen in abgewandelter Form „Gut ist,
was der Wirtschaft nützt“ nach der Wahlniederlage
2005 nicht wieder zu hören war.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Absurd!
Welche Wahlniederlage 2005 denn?)

Nun ist es ja nicht so, dass wir nicht – und Frau Mi-
nisterin hat das schon ausgeführt – mit den Wirt-
schaftsvertretern über das Bildungsfreistellungsge-
setz gesprochen hätten.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Blech, was
du erzählst!)

Oh, jetzt sind wir per Du. Das ist interessant.

Ich würde die Wirtschaft hier nach meinen persönli-
chen Erfahrungen und intensiven Gesprächen in
drei Gruppen einteilen. Einerseits diejenigen, die
sagen, wir haben damit gar kein Problem, da in un-
seren Unternehmen Weiterbildung regelmäßig und
in Absprache mit dem Betriebsrat und den Beschäf-
tigten stattfindet. Die werden sich in ihrem An-
spruch mit unserem Bildungsfreistellungsgesetz be-
stätigt fühlen. Dann haben wir eine Gruppe – auch
von Verbandsvertretern –, die sagt, jetzt – also oh-
ne die CDU – können wir das nicht mehr verhin-
dern, lasst uns nun also darüber reden. Dem ste-
hen wir offen gegenüber, verweisen aber auf den
Charakter des Gesetzes, nämlich den individuellen
Rechtsanspruch auf Bildungsfreistellung. Und dann
gibt es diejenigen – leider auch Verbandsvertre-
ter –, die von übermäßiger Belastung sprechen,
von bedrohter Wettbewerbsfähigkeit und die den in-
dividuellen Rechtsanspruch mit aller Kraft verhin-
dern wollen, weil es ihrem Weltbild auf Wirtschaft
widerspricht, was da heißt, sie wollen selbst Herr
und Frau im eigenen Haus sein.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Glauben Sie
doch mal an die Selbstentwicklungsfähigkei-
ten der Menschen!)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ich glaube,
er weiß selbst nicht, was er da erzählt!)

Insbesondere der letzten Gruppierung sei Folgen-
des gesagt: Der Rechtsanspruch auf individuelle
Bildungsfreistellung fußt auf einem 39 Jahre alten
ILO-Abkommen über den bezahlten Bildungsur-
laub. Derzeit haben zum Teil mit 35-jähriger Erfah-
rung 12 von 16 Bundesländern Freistellungsrege-
lungen. Weiterhin wird argumentiert, das seien kei-
ne Kosten, die den Arbeitgebern überantwortet wer-
den könnten. Dazu hat sich das Bundesverfas-
sungsgericht 1987 abschließend geäußert, indem
festgestellt wurde, dass es im Sinne des Gemein-
wohls ist und auch vom Betrieb bezahlt werden
muss, wenn Betriebe ihre Beschäftigten zu berufli-
cher, gesellschaftlicher und politischer Weiterbil-
dung bezahlt freistellen, auch mit dem Hinweis –
nun zitiere ich –: „Unter den Bedingungen des fort-
währenden und sich beschleunigenden technischen
und sozialen Wandels wird lebenslanges Lernen
zur Voraussetzung individueller Selbstbehauptung
[...]. Dem Einzelnen hilft die Weiterbildung, die Fol-
gen des Wandels beruflich und sozial besser zu be-
wältigen. Wirtschaft und Gesellschaft erhält sie die
erforderliche Flexibilität, sich auf veränderte Lagen
einzustellen.“

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das sagt das Bundesverfassungsgericht und das
sagt nicht der DGB-Bundesvorstand. Ich möchte
das hier auch noch mal betonen.

Richtig ist natürlich, dass Betriebe heute schon ih-
ren Beschäftigten Weiterbildung anbieten und die
Thüringer Betriebe – das ist besonders positiv her-
auszustellen – tun dies im besonderen Umfang,
nämlich 35 Prozent. Das IAB-Betriebspanel Thürin-
gen sagt, 35 Prozent der Beschäftigten können be-
triebliche Weiterbildung absolvieren. Aber es trifft
eben gerade die gut Qualifizierten. Dort sind es
53 Prozent der gut Qualifizierten, die nach IAB-Be-
triebspanel betriebliche Weiterbildung genießen
konnten. Von den gering Qualifizierten war es gera-
de jeder Fünfte, das sind 22 Prozent. Da ist also ei-
ne Schieflage.

Es geht bei der Bildungsfreistellung primär nicht um
betrieblich verwertbare Weiterbildung, sondern um
einen umfassenden Bildungsbegriff, der gesell-
schaftliche, kulturelle und politische Bildung mit ein-
schließt. Und es geht drittens um den individuellen
Rechtsanspruch, ein verbrieftes Recht jeder und je-
des abhängig Beschäftigten, sich weiterzubilden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Kommen wir nun zum Kritikpunkt einzelner Arbeit-
geber, individuelle Bildungsfreistellung sei zu teuer
und obendrein würde durch den Entzug von Be-
schäftigten als Produktivkräfte dieser Bildungsfrei-
stellungsanspruch die Wettbewerbsfähigkeit
schmälern.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Woher wol-
len Sie denn wissen, was der Einzelne
macht! Sie haben doch nicht mit der Wirt-
schaft gesprochen!)

Sie können doch gern Zwischenfragen stellen.

(Unruhe CDU, DIE LINKE)

Nun schauen wir uns die Kostenentwicklung doch
einmal genauer an.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie sind doch nur traurig, dass die
mit uns reden!)

Nimmt man die Angaben des IAB-Betriebspanels
Thüringen 2013 zu den durchschnittlichen Ver-
diensten – je nach Betriebsgröße sind die zwischen
1.930 Euro brutto und 2.720 Euro brutto plus Ar-
beitgeberanteil – und setzt den durch das Bildungs-
freistellungsgesetz in Ansatz zu bringenden Anteil
an der Jahresbruttolohnsumme der Unternehmen
an, kommt man darauf, dass in einem Betrieb mit
sieben Mitarbeitern gerade einmal 0,3 Prozent der
Jahresbruttolohnsumme bei Inanspruchnahme da-
von betroffen sind. In einem Betrieb mit 15 Mitarbei-
tern sind dies 0,14 Prozent. In einem Unternehmen
mit 30 Mitarbeitern und einer Beteiligung von durch-
schnittlich 3 Prozent – das sagen nämlich alle Stu-
dien – sind das 0,07 Prozent, in einem Unterneh-
men mit 60 Mitarbeitern auch 0,07 Prozent. Wir hat-
ten gestern einen Handwerksmeister, der gesagt
hat, das wären so und so viel Tage, es sind tat-
sächlich 0,07 Prozent der Jahresbruttolohnsumme.
Bei einem Unternehmen mit 100 Mitarbeitern wären
es noch 0,0625 Prozent der Jahresbruttolohnsum-
me.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: In der An-
nahme, dass es 3 Prozent sein werden!)

(Unruhe CDU)

Es gab in unserem Land schon Banker, die ange-
sichts von dreistelligen Millionenbeträgen, die sie
versenkt haben, von „Peanuts“ gesprochen haben.
Angesichts von 0,07 Prozent der Jahresbruttolohn-
summe für Weiterbildung, für Zukunftsinvestitionen,
sollte die CDU-Fraktion noch einmal innehalten und
redlich eingestehen, dass das sicherlich keinen ein-
zigen Betrieb in eine wirtschaftliche Schieflage brin-
gen wird.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ihr müsst es
wissen!)

Man kann auch gut kontrollieren, ob den Unterneh-
men durch das sogenannte „Monster Bildungsfrei-

stellungsgesetz“ – wie immer wieder zu hören ist –
die Fachkräfte entzogen werden würden. Nimmt
man dieselbe Statistik und sieht sich an, was für ein
Anteil an Jahreswochenarbeitszeit dort entfällt, stel-
le ich fest, dass bei sieben Mitarbeitern ein Anteil
von 0,27 Prozent Jahreswochenarbeitszeit anfällt,
bei 15 Mitarbeitern 0,12 Prozent Jahreswochenar-
beitszeit, bei 30 Mitarbeitern 0,06 Prozent bei
60 Mitarbeitern genauso und bei 100 Mitarbeitern
noch ein Anteil der Jahreswochenarbeitszeit des
Unternehmens von 0,056 Prozent. Oder anders ge-
sagt: In einem Unternehmen mit 15 Beschäftigten
wären von 3.975 Arbeitstagen gerade einmal
fünf Arbeitstage für Bildungsfreistellung vorgese-
hen.

Ganz ehrlich, Herr Mohring: Jede Fußballweltmei-
sterschaft führt zu mehr Ausfällen in Unternehmen,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

selbst wenn man die jährlichen Ausfälle durch das
Bildungsfreistellungsgesetz mal vier nimmt.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Sie sind
doch eine Spaßbremse!)

Wir werden noch unseren Spaß haben in den
nächsten viereinhalb Jahren, Herr Voigt.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Er hat-
te einen Fußballplaner im Wahlkampf, also
Zurückhaltung!)

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Deswe-
gen haben Sie die Fußball-WM jetzt auf
Weihnachten gelegt!)

Ich denke, es ist deutlich geworden, dass kein halb-
wegs vernünftig denkender Mensch anhand dieser
Zahlen weiterhin sagen kann, durch den individuel-
len Rechtsanspruch auf Weiterbildung wäre die
Wettbewerbsfähigkeit der Thüringer Unternehmen
in Gefahr. Wir legen hier heute einen Gesetzesvor-
schlag vor, welcher ausgewogen, vernünftig und
zeitgemäß ist. Indem wir uns bei der Auswahl der
Betriebsgröße

(Heiterkeit CDU)

am Betriebsverfassungsgesetz orientieren, greifen
wir auf ein bewährtes Gesetz zurück. Kleinstunter-
nehmen wie der Zeitungsladen an der Ecke, der in-
habergeführte Getränkehandel oder die Gaststätte
mit einem Koch, einer Kellnerin oder einem Kellner
und dem Inhaber haben die Möglichkeit, den Be-
trieb auch in Hochzeiten natürlich weiterzuführen.
Das hat uns nicht überall Beifall eingebracht, das
muss man auch deutlich sagen. Wir legen Wert
darauf, dass Auszubildende durch die Inanspruch-
nahme von jährlich drei Tagen, kumuliert über
zwei Jahre sechs Tage, sich als ernst genommene
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zukünftige Mitarbeiter verstehen. Das verstehen wir
unter Fachkräftesicherung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Die sollen
für Schotterseminare Bildungsurlaub ma-
chen!)

(Unruhe CDU)

Viele junge Menschen hätten natürlich auch gern
fünf Tage Bildungsfreistellung, aber wir haben uns
zu diesem Kompromiss entschieden und wir tragen
ihn mit. Wir haben

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Die Begeis-
terung des Wirtschaftsministers ist förmlich
sichtbar!)

in Betrieben von 5 bis 25 Mitarbeitern einen Ge-
samtanspruch…

Präsident Carius:

Ich darf jetzt mal um etwas mehr Aufmerksamkeit
bitten!

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Danke schön, Herr Präsident. Herr Tischner, auch
das haben Sie leider nicht ganz korrekt wiederge-
geben. Wir haben in einem Unternehmen oder in
einem Betrieb mit 5 bis 25 Mitarbeitern einen Ge-
samtanspruch für das Unternehmen von fünf Ta-
gen. Wir halten das für machbar für Betriebe dieser
Größe, wie eben ausgeführt, auf ein bis zwei Mitar-
beiter im Jahr kurzzeitig für Weiterbildung zu ver-
zichten. In Unternehmen mit mehr als 25 Mitarbei-
tern, so sagt uns eine Anfrage der Grünen im Bun-
destag von 2011, liegt die Inanspruchnahme zwi-
schen 1 und 3 Prozent, bundesweit, über lange
Jahre. Dort ist bis 50 Mitarbeiter, also für 25 bis
50 Mitarbeiter, eine Höchstgrenze von 10 Prozent
der Mitarbeiter vorgesehen und ab 50 Mitarbeiter
eine Höchstgrenze von 20 Prozent. Wir wollen aus-
drücklich, Herr Wirtschaftsminister, dass die Be-
triebsparteien, Unternehmer und Betriebsrat, das
Gesetz durch Betriebsvereinbarungen auf den Be-
trieb passend machen und auch darüber hinaus ge-
hen. Letztlich wollen wir, dass im unbegrenzten
Umfang betriebliche Weiterbildung angerechnet
werden kann, wenn dies gänzlich, ohne das direkte
oder indirekte Direktionsrecht des Arbeitgebers,
durch die Mitarbeiter so gewollt ist. Grundlage ist
und bleibt der individuelle Rechtsanspruch auf Bil-
dungsfreistellung der Beschäftigten. Wir werden mit
dem Bildungsfreistellungsgesetz den Thüringer Ar-
beitsmarkt modernisieren. Wir werden mit diesem
Gesetz 92 Prozent der Beschäftigten in Thüringen
ermöglichen, ihre Bildungsinteressen wahrzuneh-
men. Wir sind uns sicher, dass all diejenigen Arbeit-
geber, welche in ihren Mitarbeitern und Mitarbeite-

rinnen weniger Kosten- als vielmehr Erfolgsfaktoren
sehen, sich schnell überzeugen lassen, dass die-
ses Bildungsfreistellungsgesetz auch zu ihrem Nut-
zen ist.

Lassen Sie mich schließen mit der Erklärung des
Weltbildungsforums von Dakar aus dem Jahr 2000,
ein Zitat: „Bildung ist ein menschliches Grundrecht.
Sie ist ein Schlüssel zu nachhaltiger inner- und zwi-
schenstaatlicher Entwicklung, Frieden und Stabilität
und somit ein unverzichtbares Mittel zur erfolgrei-
chen Beteiligung an den Gesellschaften und Öko-
nomien des 21. Jahrhunderts.“

Wir beantragen die Überweisung des Gesetzes an
den Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport und
den Ausschuss für Wirtschaft und Wissenschaft.
Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Wolf. Das Wort hat
nun die Abgeordnete Marion Rosin für die SPD-
Fraktion.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Hat er ja
schön die Rede abgelesen, schön abgele-
sen!)

Abgeordnete Rosin, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Verankerung eines Rechtsanspruchs auf
Bildungsfreistellung ist seit mehr als zwei Jahrzehn-
ten eines der zentralen bildungspolitischen Anlie-
gen der Thüringer SPD. Bereits 1992 brachte mei-
ne Fraktion den Entwurf eines Bildungsfreistel-
lungsgesetzes in den Landtag ein. Er wurde seiner-
zeit von der CDU-geführten Regierungsmehrheit
mit dem Argument abgelehnt, die Thüringer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer brauchen dieses
Gesetz nicht.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU; Abg.
Mohring, CDU: Recht hatten sie!)

Das war quasi der Einstieg in einen bildungspoliti-
schen Dauerkonflikt, dessen Lösung sich die Union
seitdem beharrlich verweigert.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Egal, ob wir in einem Koalitionsvertrag mit der CDU
die Schaffung eines Bildungsfreistellungsgesetzes
vereinbart hatten, wie das 1994 und 2009 erneut
der Fall war, oder ob wir in den Legislaturperioden
zwischen unseren Regierungsbeteiligungen eigene
Gesetzentwürfe vorlegten, die Antwort der Union
lautete stets: In Thüringen brauchen wir so etwas
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nicht. Und jedes Mal spielten die Thüringer Wirt-
schaftsverbände dazu lautstark Begleitmusik

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ja, die hat-
ten recht! )

und malten Untergangsszenarien in den düstersten
Farben für den Fall, dass unsere Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch auf
Bildungsfreistellung bekämen. Bei dieser Funda-
mentalverweigerung von Teilen der Landespolitik
und der Wirtschaftsvertreter wurde jedoch absicht-
lich übersehen, dass sich die Bundesrepublik
Deutschland bereits seit 1974 mit der Unterzeich-
nung des Übereinkommens über den zentralen Bil-
dungsurlaub gegenüber der Internationalen Arbeits-
organisation, also einem UNO-Gremium, dazu ver-
pflichtet hatte, die Gewährung von bezahltem Bil-
dungsurlaub zu ermöglichen. Hier besteht also für
Deutschland als Ganzes ein internationaler Vertrag
mit einer entsprechenden Rechtspflicht, dem alle
Bundesländer nachkommen müssen. Und genau
das haben inzwischen 13 Bundesländer, Baden-
Württemberg als letztes von ihnen vor wenigen Wo-
chen, auch getan, und zwar ohne dass dort die
Wirtschaft erkennbare Einbußen erlitten oder sich
für die einheimischen Unternehmen Standortnach-
teile ergeben hätten. Die Verweigerungshaltung der
Union und der Unternehmerlobby lässt sich also mit
der juristischen und der ökonomischen Faktenlage
überhaupt nicht in Deckung bringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich bin daher froh, dass wir bei der
Realisierung eines Bildungsfreistellungsgesetzes
nicht länger auf die Positionierung der CDU ange-
wiesen sind.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mit Linken und Bündnisgrünen haben wir nun Part-
ner, denen die Bildungsfreistellung genauso am
Herzen liegt wie uns Sozialdemokraten.

(Beifall AfD)

Es kommt daher nicht von ungefähr, dass die Ein-
bringung eines Bildungsfreistellungsgesetzes in
den Landtag in unserem Koalitionsvertrag als eines
der prioritären bildungspolitischen Projekte festge-
halten wurde. Mit der heute erfolgenden ersten Le-
sung des Koalitionsgesetzentwurfs zeigen wir, dass
wir Wort halten und unsere Vereinbarung an dieser
Stelle so rasch wie möglich in konkrete Politik um-
setzen. Das, was die Landesregierung dem Parla-
ment als Gesetzentwurf vorgelegt hat, kann sich
aus Sicht meiner Fraktion sehen lassen. Es bewegt
sich im Rahmen der bereits bestehenden Rege-
lungen in den anderen Bundesländern und steht
insbesondere auch in Kontinuität zu den bisherigen

Initiativen der Thüringer SPD zum Thema Bildungs-
freistellung. Wie wir das von Anfang an gewollt ha-
ben, wird es einen Rechtsanspruch auf bezahlte
Bildungsfreistellung für alle Thüringer Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, also auch für die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes und die Lan-
desbeamten, geben, und zwar grundsätzlich im
Umfang von fünf Tagen im Jahr, in denen sie Bil-
dungsveranstaltungen in Bereichen der gesell-
schaftspolitischen und arbeitsweltbezogenen Bil-
dung sowie zur Qualifizierung für die Wahrneh-
mung ehrenamtlicher Tätigkeiten wahrnehmen kön-
nen. Das geht naturgemäß über eine bloße Förde-
rung der innerbetrieblichen Weiterbildung hinaus.
Denn diese wird in Thüringen ohnehin schon ange-
boten und auch nachgefragt, wie Sie immer bestäti-
gen. Was allerdings bislang fehlt und was die Be-
schäftigten im Freistaat nachweislich auch vermis-
sen, sind Möglichkeiten, sich über den engen Be-
reich des eigenen Betriebs und des eigenen Ar-
beitseinsatzes hinaus zu qualifizieren, bei einer
Weiterbildung größere Zusammenhänge der Be-
rufs- und Arbeitswelt in den Blick zu nehmen, sich
tiefgehendes Wissen über das Funktionieren und
die Entwicklung unserer demokratisch verfassten
Gesellschaft anzueignen oder sich fit zu machen für
eigenes ehrenamtliches Engagement zugunsten
eben unserer Gesellschaft.

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete, es gibt eine Anfrage der Abge-
ordneten Muhsal.

Abgeordnete Rosin, SPD:

Kleinen Moment.

Präsident Carius:

Gut.

Abgeordnete Rosin, SPD:

Diesem seitens der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer vielfach kritisierten Defizit – ich führe hierzu
als Beleg nur beispielhaft den DGB-Index „Gute Ar-
beit“ von 2011 an – helfen wir mit unserem Bil-
dungsfreistellungsgesetz nun endlich, ein Viertel-
jahrhundert nach Wiedergründung des Freistaats
Thüringen, ab.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ein weiterer Punkt ist uns Sozialde-
mokraten bei unseren bisherigen Initiativen zur Bil-
dungsfreistellung immer wichtig gewesen, und zwar
die Rücksichtnahme auf die spezifische Struktur
und die Belange der Thüringer Wirtschaft. Auch
hierbei entspricht der vorliegende Gesetzentwurf
unseren langjährigen Vorstellungen. So sind Unter-
nehmen mit weniger als fünf Beschäftigten von den
gesetzlichen Regelungen zur Bildungsfreistellung
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generell ausgenommen. Das von den Wirtschafts-
verbänden immer wieder gern angeführte Beispiel
des kleinen Handwerksbetriebs – wir hatten das
gestern Abend auch mehrfach gehört – mit drei Be-
schäftigten, der die Folgen eines Bildungsfreistel-
lungsgesetzes weder organisatorisch bewältigen
noch finanziell verkraften kann, trifft also überhaupt
nicht auf die von der Koalition geplante Regelung
zu. Zudem haben wir in dem Gesetzentwurf für grö-
ßere Unternehmen einen weitreichenden Überlas-
tungsschutz berücksichtigt. So kann jeder Arbeitge-
ber einen Antrag auf Bildungsfreistellung bei drin-
genden betrieblichen Belangen, insbesondere bei
wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Unterneh-
mens, ablehnen. Darüber hinaus kann Bildungsfrei-
stellung verwehrt werden, wenn bereits ein be-
stimmter Prozentsatz der Beschäftigten freigestellt
worden ist. Ich will Ihnen jetzt nicht wie vorhin jeden
Prozentsatz einzeln vorstellen.

(Beifall AfD)

Das können Sie bitte im Gesetzentwurf nachlesen,
der Ihnen vorliegt. Wichtiger ist mir vielmehr die
Feststellung, dass Betriebe zwischen fünf und
25 Beschäftigten faktisch nicht mehr als fünf Frei-
stellungstage im Jahr gewähren müssen und dass
es bei Betrieben zwischen 26 und 50 Beschäftigten
um maximal 50 Freistellungstage jährlich geht. Was
bei einem ohnehin bestehenden jährlichen Urlaubs-
anspruch von etwa 1.300 bis 1.500 Tagen bei
50 Beschäftigten sicherlich ohne Weiteres verkraft-
bar ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich denke, es ist deutlich geworden,
dass der Gesetzentwurf der Landesregierung den
langjährigen bildungspolitischen Intentionen meiner
Fraktion voll und ganz gerecht wird. Es wahrt eine
kluge Balance zwischen den berechtigten Ansprü-
chen der Arbeitnehmer auf Bildungsfreistellung und
den ebenso legitimen wirtschaftlichen Interessen
der Thüringer Unternehmen. Diese Balance ist der
SPD wichtig gewesen. Daher freue ich mich auf die
weitere Beratung der Novelle im Bildungsaus-
schuss. Frau Muhsal, wir können das alles im Aus-
schuss klären, die Frage. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Rosin. Nun hat das Wort die Ab-
geordnete Muhsal von der Fraktion der AfD.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abge-
ordnete, die Grundlage für den Gesetzentwurf des
Bildungsfreistellungsgesetzes ist das Übereinkom-
men Nr. 140 der Internationalen Arbeitsorganisati-
on, der ILO. Die Bundesrepublik Deutschland hat

dieses Abkommen unterzeichnet und sich damit
verpflichtet, die dort niedergelegten Grundsätze in
der Bundesrepublik Deutschland umzusetzen. Das
war, Herr Wolf, Sie haben es richtig erkannt, 1976.
Die Analyse „Weiterbildung und betriebliche Ar-
beitskräftepolitik“, ebenfalls aus dem gleichen Jahr-
zehnt, nämlich aus dem Jahr 1974, nennt die Wei-
terbildung eine wichtige Neuentdeckung. Meine Da-
men und Herren Abgeordnete, besonders aus den
regierungstragenden Fraktionen, die Zeiten ändern
sich! 2012 nahmen bereits 56 Prozent aller Er-
werbstätigen in Deutschland an Weiterbildungen
teil, wobei ihr Anteil seit 2007 um 4 Prozent gestie-
gen ist. Für die AfD-Fraktion sage ich: Bevor man
ein 40 Jahre altes Abkommen umsetzt, sollte man
darüber nachdenken, ob das Abkommen noch zeit-
gemäß und sinnvoll ist.

(Beifall AfD)

Außerdem: Gibt es denn eine Verpflichtung, das
Abkommen hier in Thüringen so umzusetzen, wie
Sie es vorschlagen? Ihre Gesetzesbegründung
sagt: Ja. Die Bundesregierung sagt: Nein. Im
Jahr 2011, auch die Anfrage haben Sie, Herr Wolf,
glaube ich, gefunden, wurde von einigen Bundes-
tagsabgeordneten und von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen genau diese Frage nämlich im Rah-
men einer kleinen Anfrage im Deutschen Bundes-
tag aufgeworfen. Die Bundesregierung sagte, dass
die Mehrheit aller Bundesländer Regelungen zur
bezahlten Bildungsfreistellung getroffen hat und
dass außerdem zusätzliche Regelungen in den Ta-
rifverträgen vereinbart worden seien. Damit sei die
Verpflichtung erfüllt.

Herr Ministerpräsident – er schwirrt schon wieder ir-
gendwo rum –, ich weiß nicht, ob sein Draht zu
Frau Merkel so gut ist, wie ich es in der Presse im-
mer höre; im Zweifel hätte er, wenn er sie schon
nicht von Ihnen, Herr Wolf, kriegt, die Informationen
vielleicht auch von Frau Merkel auf dem kurzen
Dienstweg besorgen können.

(Beifall AfD)

Also, es besteht keine weitere Verpflichtung zur
Umsetzung des Abkommens. Ist das Bildungsfrei-
stellungsgesetz dann wenigstens sinnvoll? Auf den
ersten Blick, das gebe ich ja zu, lädt die Thematik
dazu ein, den sozialen Heilsbringer zu spielen und
wieder mal jeden zu beglücken, der nicht rechtzeitig
die Flucht antritt. Das ist ja bei manch einer Altpar-
tei eine bewährte Taktik. Aber Sie haben sich auch
darüber hinaus ein paar Gedanken dazu gemacht.
In Ihrer Gesetzesbegründung lese ich, dass in an-
deren Bundesländern zwischen 0,37 und 1,48 Pro-
zent der vom Anwendungsbereich des Gesetzes
Betroffenen die Freistellung auch in Anspruch
nimmt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja, weil es freiwillig ist!)
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Zwischen 0,37 und 1,48 Prozent! Im Klartext heißt
das: Sie erschaffen ein Bürokratiemonster, das sich
ganz langsam durch Thüringen frisst, ein Bürokra-
tiemonster, das unsere Arbeitgeber belastet, das
unseren Freistaat und unsere Kommunen belastet,

(Beifall CDU, AfD)

wie Sie sogar verständlicherweise in den Gesetz-
entwurf reinschreiben, weil Sie es müssen, und das
auch – das sei nur nebenbei erwähnt, denn mit den
Personalmehreinstellungen in Ministerien nehmen
Sie es ja nicht so genau – unser Bildungsministeri-
um mit Mehraufwand und damit auch mit Kosten
belastet.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wenn es keiner macht, ist es kein
Bürokratisierungsmonster! Was erzählen Sie
denn?)

Jetzt versetze ich mich wieder in Ihre Lage.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Das
können Sie doch gar nicht!)

Aus grüner Sicht – nicht in Ihre, Frau König, in die
grüne Sicht – kann ich das verstehen, das ist eben
echte Randgruppenpolitik, das kann man der Soli-
dargemeinschaft ruhig mal abverlangen.

(Beifall AfD)

Rein rational sage ich dazu: Die Thüringer Arbeit-
nehmer haben generell ein völlig normales Interes-
se an Bildung und Weiterbildung. Gesellschaftspoli-
tische Bildung können sie in ihrer Freizeit umsetzen
– auch wenn ich nicht unbedingt wie Herr Wolf der
Meinung bin, dass sie zur Fußballweltmeisterschaft
unbedingt freinehmen müssen –, ebenso wie sons-
tige kulturelle Bildung oder ihre sogenannte „ehren-
amtsbezogene“ Bildung. Und beruflich werden sie
doch jetzt schon von ihrem Arbeitgeber weitergebil-
det. Jedes Thüringer Unternehmen investiert doch
jetzt schon in die Aus- und Weiterbildung seiner
Mitarbeiter. Und solche Weiterbildungen verschaf-
fen einem Arbeitnehmer in der Regel nicht nur kon-
krete Fähigkeiten, sondern sie bilden ihn auch in
seiner Persönlichkeit weiter, sodass er selbst und
auch seine Arbeit von seinem erweiterten Horizont
profitiert.

(Beifall AfD)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jedes Thüringer Unternehmen hat doch ein ureige-
nes Interesse daran, seine Mitarbeiter weiterzubil-
den.

Herr Tischner, Sie haben die Belastungen ja ganz
gut vorgerechnet – einige jedenfalls –, die auf die
Damen und Herren Unternehmer zukommen; eins
haben Sie nicht erwähnt, nämlich den Mindestlohn
und die Belastungen dadurch. Und mir ist nicht klar,
warum die Thüringer Unternehmen schon wieder

zusätzlich zu der ganzen Bürokratie des Mindest-
lohns nun ein neues Bürokratiemonster nicht nur
abarbeiten, sondern auch noch finanzieren sollen.
Das bleibt für mich ein rot-rot-grünes Rätsel, das
auch durch die Zwangsbeglückung einer Bevölke-
rungsgruppe,

(Beifall AfD)

die die Leistungen nicht mal in Anspruch nehmen
will, allerhöchstens einen hauchzarten rosa An-
strich bekommt.

Die AfD-Fraktion ist für eine sachorientierte Politik,
die die Interessen der Beteiligten zusammenführt.
Rechtlich gesehen hat der Freistaat Thüringen kei-
nerlei Interesse an der Umsetzung des Bildungs-
freistellungsgesetzes so, wie Sie es vorschlagen.
Und sachlich gibt es auch keine Begründung,
warum Thüringer Unternehmen, der Freistaat und
die Kommunen mit diesem Bürokratiemonster be-
lastet werden sollen. Letztlich haben auch die po-
tenziell Beglückten keinerlei Interesse an der Leis-
tung.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ach ja?!)

Wir sprechen uns gegen diesen Gesetzentwurf aus.
Ich würde Sie auch persönlich bitten, meine Worte
noch einmal zu überdenken und vielleicht von einer
Ausschussüberweisung abzusehen.

(Beifall AfD)

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Letztendlich, Frau Ministerin Klaubert, Sie haben
vorhin betont, was die Landesregierung alles getan
hat, um diesen Gesetzentwurf auf den Weg zu brin-
gen. Sie haben diskutiert, Sie haben darum gerun-
gen, Sie haben das Vorhaben im Koalitionsvertrag
verankert und Sie haben es innerhalb der ersten
100 Tage geschafft. Wenn dieses Bürokratiemon-
ster Ihr Einstand für die nächsten fünf Jahre Regie-
rungsarbeit sein soll, dann sage ich nur: Thüringen,
gute Nacht!

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Das
haben wir alles schon einmal schneller ge-
hört, Frau Muhsal!)

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Mit
mehr Biss!)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Muhsal. Das Wort hat nun die
Abgeordnete Rothe-Beinlich für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.
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Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Gäste, warum streiten wir
hier so emotional um ein Bildungsfreistellungsge-
setz? Der Zugang zu Bildung ist eine der wichtig-
sten Gerechtigkeitsfragen des 21. Jahrhunderts,
davon sind wir überzeugt. Warum braucht es also
ein Bildungsfreistellungsgesetz endlich auch in
Thüringen? Ich kann Ihnen das sagen: Wir haben
darauf fast 25 Jahre warten müssen, obgleich es
immer wieder Vorstöße gegeben hat, ein solches
Gesetz einzuführen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Endlich Bil-
dung!)

Was bringt dieses Gesetz? Es bringt eben keine
Gängelung und auch kein Bürokratiemonster, son-
dern es bringt ein Stück weit mehr Freiheit,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Freiheit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
Freiheit, sich weiterzubilden, fortzubilden in Berei-
chen, die ihnen wichtig sind. Ich mache das mal an
einem anderen Beispiel auf, warum ich es so wich-
tig finde, diesen Rechtsanspruch, um den es geht,
zu haben, auch wenn Ihnen das vielleicht ein
bisschen weit hergeholt erscheint. Ich weiß noch
sehr genau, was es bedeutet, um Reisefreiheit zu
kämpfen. Reisefreiheit, weil mir ein Land vorge-
schrieben hat, dass ich nicht reisen kann, wohin ich
will.

(Unruhe CDU)

Als wir die Reisefreiheit in der friedlichen Revoluti-
on erstritten hatten – und auch da weiß ich, wovon
ich rede – bin ich trotzdem nicht gleich in jedes an-
dere Land gefahren.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Sie ver-
harmlosen das Unrecht der DDR, ganz mas-
siv!)

Jetzt hören Sie doch erst mal zu, Herr Brandner,
seien Sie doch nicht so aufgeregt!

(Unruhe AfD)

Aber ich hatte ein ganz anderes Gefühl, nämlich
das Gefühl, frei entscheiden zu können, dorthin zu
fahren, wohin ich will. Das Gefühl, frei entscheiden
zu können, ist ganz entscheidend an dieser Stelle.

(Beifall DIE LINKE)

Da helfen auch Ihre Prozentzahlen wenig, sehr ge-
ehrte Frau Muhsal. Es ist in der Tat so, dass nur
sehr wenige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
diesen Rechtsanspruch in den 13 Ländern, die ein
Bildungsfreistellungsgesetz haben, tatsächlich in
Anspruch nehmen.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Unerträglich!)

Aber entscheidend ist es doch zu wissen, dass sie
es können, wenn sie es wollen. Da, muss ich Ihnen
sagen, habe ich eine völlig andere Vorstellung von
Demokratie.

(Beifall DIE LINKE)

Ich möchte, dass es Menschen möglich ist, Rechts-
ansprüche einzulösen,

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Egal, wie
sehr die Solidargemeinschaft belastet wird!)

und nicht, dass es Menschen vorgegeben ist, dass
es keine Bildungsfreistellung gibt. Das ist ein sehr
DDR-lastiges Politikverständnis, was Sie da an den
Tag legen, Kollegen von der AfD-Fraktion.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Genau, das
entspricht meinem Alter, Frau Rothe-Bein-
lich!)

(Unruhe AfD)

Es geht um Freiheit und es geht um die Möglich-
keit, sich fort- und weiterzubilden. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, als ich vorhin die Pole-
mik von Herrn Tischner hier vorn gehört habe, habe
ich mich schon gefragt, ob in 13 Ländern jetzt tat-
sächlich Ihrer Logik folgend rot-rot-grüne Ideologie
und Misstrauen herrschen. Ich glaube nicht, meine
sehr geehrten Damen und Herren. Ich bin selbst in
den anderen Ländern gewesen und habe mir das
sehr genau angeschaut, wie Bildungsfreistellung
funktioniert. Es waren im Übrigen auch CDU-regier-
te Länder, die Bildungsfreistellung eingeführt ha-
ben, lieber Mike Mohring.

(Unruhe CDU)

Ganz ruhig. Sie sind sehr aufgeregt heute, ich weiß
es.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Beim
Schottern warst du doch!)

(Heiterkeit CDU)

Ich verwahre mich gegen derartige Vorwürfe, Herr
Mohring, die null Halt haben. Das kann ich nur so
sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

13 Länder machen es vor. Sie haben ein solches
Gesetz längst eingeführt. Ich glaube, dafür ist es
auch in Thüringen höchste Zeit. Lassen Sie sich
doch mal fragen, Kollegen von der CDU-Fraktion:
Warum haben Sie es zweimal in einen Koalitions-
vertrag geschrieben, dass Sie ein Bildungsfreistel-
lungsgesetz umsetzen wollen? Das Einzige, was
wir daraus lernen durften, ist, dass man verlassen
ist, wenn man sich auf Sie verlässt.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn sowohl 1994 als auch im Koalitionsvertrag
von 2009 stand das Bildungsfreistellungsgesetz
drin und nichts dergleichen haben Sie zuwege ge-
bracht, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Im Einver-
nehmen mit der Wirtschaft!)

Ganz anders im Übrigen die Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen: Wenn Sie sich erinnern, lieber Herr
Mohring – ich freue mich auf Ihren Redebeitrag
nach meinem Beitrag –, wir haben als einzige Frak-
tion in der letzten Legislatur, und zwar schon im
Jahr 2011 ...

Präsident Carius:

Ich bitte um etwas mehr Aufmerksamkeit für die
Rednerin und etwas mehr Ruhe im Saal!

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Vielen herzlichen Dank, Herr Carius.

Wir haben als einzige Fraktion im Jahr 2011 einen
eigenständigen Gesetzentwurf für Bildungsfreistel-
lung vorgelegt. Dieser wurde von Ihrer Mehrheits-
koalition drei Jahre lang im Ausschuss geparkt, weil
Sie nichts auf die Reihe bekommen haben – das
muss ich mal so deutlich sagen – in Sachen Bil-
dungsfreistellung.

Unser Bildungsfreistellungsgesetz war weiter ge-
hend als der Entwurf, der jetzt vorliegt. Jetzt fragen
wir uns doch mal, was es bedeutet, wenn ein Ge-
setzentwurf in den Landtag eingebracht wird, für
den es Kritik von allen Seiten gibt. Da zeigt sich im
Übrigen, Herr Tischner, dass Sie nicht recht hatten.
Auch die Gewerkschaften kritisieren diesen Gesetz-
entwurf sehr scharf, von wegen, das sei ein Wahl-
geschenk für Gewerkschaftsfunktionäre. Das habe
ich vorhin sehr wohl zur Kenntnis genommen, was
Sie da gesagt haben.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Nein, haben
Sie nicht!)

Nein, den Gewerkschaften geht dieser Gesetzent-
wurf bei Weitem nicht weit genug. Und wer sich an
die Einbringung unseres Gesetzentwurfs in 2011
erinnert, wird wissen, dass auch wir andere Vorstel-
lungen hatten. Auch aus der Wirtschaft gibt es
durchaus Kritik, aber eben nicht nur, meine sehr
geehrten Damen und Herren von der CDU. Ich
muss Ihnen an dieser Stelle deutlich sagen: Ihre Al-
leinvertretungsansprüche sind abgelaufen. Die sind
von vorgestern

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und seien Sie gewiss, auch wir reden selbstver-
ständlich mit der Wirtschaft und wir haben Kritik

(Heiterkeit und Unruhe CDU)

da sehr wohl ernst und auch wahrgenommen, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren.

(Unruhe AfD)

Ich frage mich ganz ernsthaft, lieber Herr Mohring,
ob Sie vielleicht Angst haben vor emanzipierten Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, denn darum

(Heiterkeit CDU)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

geht es uns. Wir haben keine Angst vor Menschen,
die sich fort- und weiterbilden, vor Menschen, die
tatsächlich politische, kulturelle Bildung wahrneh-
men. Und an die Kollegen von der AfD: Wenn Sie
meinen, Sie bräuchten kein Bildungsfreistellungs-
gesetz, kann ich nur sagen: Wer nicht einmal weiß,
wer Herr Heitmeyer ist, hat noch jede Menge Bil-
dung nötig, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt zu unserem Gesetzentwurf, der nunmehr von
den Koalitionsfraktionen vorgelegt wurde. Noch ein-
mal in Kürze die Eckpunkte: Im Mittelpunkt steht
der Anspruch auf bezahlte Freistellung von der

Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Was nun:
Regierung oder Koalitionsfraktionen? Wer
hat es gemacht?)

Arbeit für die Teilnahme an anerkannten Weiterbil-
dungsveranstaltungen.

(Unruhe CDU)

Präsident Carius:

Jetzt bitte ich noch einmal um etwas Ruhe!

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Den Gesetzentwurf vorgelegt hat die Landesregie-
rung. Er wird aber getragen von den Koalitionsfrak-
tionen, was Sie jetzt nicht wirklich wundern wird,
sehr geehrter Herr Mohring.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das schließt im Übrigen sowohl die arbeitsweltbe-
zogene, die gesellschaftspolitische Weiterbildung
als auch Qualifizierungsmaßnahmen für die Wahr-
nehmung des Ehrenamts ein. Ich dachte immer,
das wäre Ihnen wichtig, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen von der CDU.
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(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Ja, ist es
auch!)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Der Teil
ja!)

Auch kulturelle und interkulturelle Bildungsinhalte
sollen als immanente Teilgebiete von gesellschafts-
politischer Bildung im Rahmen von Bildungsfreistel-
lung endlich ermöglicht werden. Bereits in der En-
quetekommission des Bundestags „Kulturelle Viel-
falt“ ist nachzulesen, dass flächendeckende und in-
novative Angebote kultureller Erwachsenenbildung
sicherzustellen und zu unterbreiten sind sowie Wei-
terbildung nicht auf einen verengten Begriff berufli-
cher Weiterbildung zu reduzieren ist.

An dieser Stelle will ich noch einmal auf eines ver-
weisen: Wir wissen sehr wohl um gute Weiterbil-
dungsangebote, die es bereits jetzt in vielen Thürin-
ger Unternehmen gibt. Wir wissen aber auch, dass
es nicht nur darum gehen kann, dass der Arbeitge-
ber entscheidet, welche Weiterbildung die richtige
für den Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin ist.
Wir wollen umfassend gebildete Persönlichkeiten in
unseren Unternehmen und genau das ermöglicht
unser Gesetz, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Ich bin auch froh, dass es eine Regelung gibt, die
festschreibt, dass auch für Auszubildende der Bil-
dungsfreistellungsanspruch gilt, wenn auch nur an
drei Tagen im Jahr. Wir sind uns bewusst, dass wir
auf die spezifische Situation – und auf die haben
Sie ja immer wieder abgehoben – der sehr kleintei-
ligen Thüringer Wirtschaft selbstverständlich ganz
genau achten müssen. Das haben wir getan. Des-
wegen gibt es einen umfangreichen Überlastungs-
schutz. Betriebe mit 6 bis 25 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern können bereits nach fünf in Anspruch
genommenen Bildungsfreistellungstagen diesen
Überlastungsschutz geltend machen. Betriebe zwi-
schen 26 und 49 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
können dies bei 10-prozentiger Inanspruchnahme,
Betriebe mit mehr als 50 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern können dies bei 20-prozentiger Inan-
spruchnahme.

Ja, ich habe jetzt auch einige Zahlen abgelesen,
ansonsten dürfte Ihnen aber aufgefallen sein, dass
ich hier als Einzige bislang sehr frei gesprochen ha-
be, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der
CDU.

(Heiterkeit CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das gibt
wieder Zoff in der Koalition!)

Der Anspruch auf Bildungsfreistellung ist mittlerwei-
le bundesweite Realität. Von vermeintlichen Wett-
bewerbsnachteilen Thüringens kann also überhaupt
keine Rede sein, meine sehr geehrten Damen und
Herren – im Gegenteil, wir schließen endlich auf,

denn wir waren lange genug Schlusslicht. Es gibt
jetzt noch zwei Schlusslichter, das sind die Frei-
staaten Sachsen und Bayern, ich hoffe, dass auch
hier sehr bald Regelungen gefunden werden.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Bei was?)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich zum Schluss kommen. Wir als Bündnis-
grüne sind davon überzeugt, dass ein Bildungsfrei-
stellungsgesetz die Rechte der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer stärkt und ein wichtiger Schritt
für die Modernisierung der Arbeitswelt ist. Wir freu-
en uns auf die Beratungen sowohl im Bildungs- als
auch im Wirtschaftsausschuss und wir sind uns si-
cher, die Bildungsfreistellung wird kommen, auch in
Thüringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich, erlauben Sie ei-
ne Anfrage des Abgeordneten Brandner?

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Nein.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Feige!)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Das Wort hat nun der Abgeordnete
Mario Voigt für die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, wir haben ja viel gehört heute und
viele mutige Sätze, „zeitgemäß“ und „modern“ ha-
ben wir gehört. Dann haben wir gehört, wir setzen
eine 40 Jahre alte Rechtsverpflichtung um. Wenn
Sie es gelesen hätten, Frau Rosin, würden Sie wis-
sen, dass da drinsteht, dass es vollkommen frei-
gestellt ist, das ist eine Empfehlung. Ich kann Ihnen
noch mal nahelegen, lesen Sie es mal durch.

Und dann, Frau Rothe-Beinlich, das muss ich
gestehen, das war natürlich schon die Krönung der
Koalitionsfraktionen, denn das, was Sie hier gelie-
fert haben, zeigt, dass Sie mit einer gewissen Igno-
ranz Politik betreiben.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Damit kennen Sie sich
aus, Herr Voigt!)

(Beifall CDU)

Die Ignoranz besteht darin,

(Zwischenruf Abg. Rosin, SPD: Das ist ganz
was Neues!)
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dass Sie nicht verstanden haben, dass wir nicht mit
Ihnen darüber streiten, dass Bildung ein individuel-
les Gut ist, was wir wollen, dass jeder Mensch so
stark in seinem Leben ist, wie er es persönlich nur
kann, also seine individuellen Begabungen und Be-
fähigungen weiterentwickeln kann,

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Aber freigeben wollen Sie nicht!)

dass er dazu lernen soll. Das wollen wir beide.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber
Sie wollen es nicht befördern!)

Der Unterschied besteht darin, dass Sie den Men-
schen vorschreiben wollen, wie sie zu leben haben,

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

dass sie den Menschen vorschreiben wollen, was
Unternehmer in Thüringen zu tun und zu lassen ha-
ben,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Ge-
setzentwurf!)

dass Sie quasi jetzt Ihren Veggie Day im Bildungs-
freistellungsbereich erfunden haben. Und diese
Vorschrift lehnen wir ab!

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter Voigt, es gibt eine Zwischenfra-
ge.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Ich habe leider wenig Zeit. Am Ende können Sie
gern noch eine Frage stellen.

Wenn Sie gestern beim parlamentarischen Abend
des Handwerks gewesen wären, hätten Sie fest-
gestellt, wie stark Ihre Ignoranz eigentlich auf die
Wirklichkeit trifft.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn alle von Ihnen zugehört hätten, würde Ihnen
klar sein, dass die Handwerkerinnen und Handwer-
ker Ihnen ins Stammbuch geschrieben haben, dass
dieser erste Gesetzentwurf von Rot-Rot-Grün
schon der illustrierte Murks ist, den wir die nächsten
fünf Jahre erwarten dürfen,

(Beifall CDU, AfD)

und zwar aus einer ganz simplen Sache heraus,
weil Sie mit einer Unterstellung arbeiten.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Eine sehr subjektive Sicht auf den
Abend, Herr Voigt!)

Sie unterstellen den Unternehmen im Freistaat,
dass sie nicht darauf achten würden, ihre Arbeit-

nehmerinnern und Arbeitnehmer zu qualifizieren.
Sie arbeiten mit einer Unterstellung. Das ist typisch
linke Denke und diese linke Denke lehnen wir ab.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall CDU)

Und wenn wir schon mal dabei sind: Es ist eben
auch typisch linke Politik – Sie bestellen und ande-
re sollen es bezahlen. Genau darum geht es in die-
sem Bildungsfreistellungsgesetz.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Angst
vor Bildung, furchtbar!)

Ich habe mir die letzten fünf Jahre immer anhören
dürfen: Transparenz und Beteiligungskultur. Ihre
Beteiligungskultur – Frau Klaubert redet gerade da-
von, wir haben einen kultivierten Prozess geführt.
Kollege Tischner hat schon zu Recht gesagt, der
kultivierte Prozess hat offensichtlich im Politbüro
stattgefunden, aber definitiv nicht mit den Beteilig-
ten, die darin angesprochen worden sind. Weder
die Unternehmer noch die kommunalen Spitzenver-
bände sind beteiligt worden. Deswegen sage ich Ih-
nen eins, unsere Forderung ist klipp und klar: Stel-
len Sie sich endlich der öffentlichen Debatte beim
Bildungsfreistellungsgesetz und machen Sie eine
mündliche Anhörung im Ausschuss, damit auch mal
die IHKs,

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Wir sind doch in dem Prozess!)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

die Kammern, die Verbände, die Unternehmen und
auch die kommunalen Spitzenverbände sich beteili-
gen können und nicht einfach nur in irgendwelchen
salbungsvollen Runden mal eingeladen werden,
sich mal aussprechen dürfen, aber am Ende nichts
im Gesetz landet. So funktioniert Politik nicht!

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Gleich kommt die Überweisung in den Aus-
schuss!)

Und jetzt noch mal die Frage, wenn wir mal einstei-
gen. 1 bis 3 Prozent, da sagen Sie, das schadet
nicht. Wir sagen, wenn bundesweit nur 1 bis 3 Pro-
zent Bildungsfreistellungsgesetze wahrnehmen,
dann braucht es auch kein Bildungsfreistellungsge-
setz. Das ist genau der inhaltliche Unterschied.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Ein
Niveau ist das!)

Danke für den Hinweis, Kollege Huster. Aber die
Frage des Niveaus entscheide ich schon noch
selbst.
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(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Sie ha-
ben sich für ein sehr niedriges entschieden!)

Wenn wir jetzt mal in die Faktenlage einsteigen, be-
triebliche Weiterbildung: 33,5 Milliarden Euro be-
triebliche Weiterbildung im letzten Jahr. Das ist ein
bundesdeutscher Rekordwert. Das investieren Un-
ternehmerinnen und Unternehmer.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Be-
triebliche Qualifizierung!)

IAB-Betriebspanel ist schon zitiert worden vom Kol-
legen Wolf, gucken wir uns an, wo die Thüringer
Unternehmerinnen und Unternehmer stehen. Dort
sind wir bei über 50 Prozent. Das heißt, die Thürin-
ger Unternehmen beteiligen sich daran auch. Sie
haben von den 35 Prozent geredet. Genau, jeder
dritte Arbeitnehmer in Thüringen ist in einer betrieb-
lichen Weiterbildung.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: In der
betrieblichen Weiterbildung!)

Das ist die Realität. Sie können doch den Fakten in
diesem Freistaat nicht widersprechen. So.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: …, meine Güte!)

Meine Güte. Ja, es tut mir echt leid, dass Sie das
ertragen müssen, Frau Henfling, aber Sie können
auch gern rausgehen. Ich sage mal, Sie sind ja für
Bildung, vielleicht hören Sie zu, dann haben Sie
heute mal ein bisschen was gelernt.

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Noch mal zum Bildungsbegriff. Vollkommen in Ord-
nung, betriebliche Weiterbildung, deswegen werben
wir auch unter anderem dafür, dass Sie im Bil-
dungsfreistellungsgesetz, wenn es schon kommen
muss, nicht darauf verzichten sollten, dass Angebo-
te, die in der betrieblichen Weiterbildung da sind,
auch auf den Bildungsfreistellungsanspruch ange-
rechnet werden können.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Das steht doch drin!)

Das ist übrigens auch eine Forderung, die die Ver-
bände machen, weil wir eines ganz klipp und klar ...

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: § 5
Abs. 2 meine ich!)

Schauen Sie sich doch einfach – lesen Sie doch
mal die Begründung, Kollege Dittes,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Lesen
Sie doch den Gesetzestext!)

und die Auslegung davon, dann werden Sie genau
wissen, wovon ich rede.

Präsident Carius:

Ich darf um etwas mehr Aufmerksamkeit für den
Redner bitten.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Der
Redner hätte auch dem Beratungsgegen-
stand mehr Aufmerksamkeit widmen kön-
nen!)

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Wir
sind sehr aufmerksam!)

Es sollen keine Zwiegespräche geführt werden.
Herr Voigt, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Ich will nur einen Punkt herausstreichen. Sie stellen
darauf ab, dass dieses Gesetz zusammen mit den
Kollegen in Baden-Württemberg entwickelt worden
ist.

Jetzt habe ich mir mal die Mühe gemacht, den Ent-
wurf in Baden-Württemberg anzuschauen. In Ba-
den-Württemberg steht unter anderem drin, dass
man Anrechnungsmöglichkeiten hat. Es steht unter
anderem drin, dass allgemeine und kulturelle Wei-
terbildung eben nicht gefördert wird, und es ist un-
ter anderem im Gesetzesentwurf auch noch die
Fragestellung zu diskutieren, wie die Finanzierung
des Ganzen aussieht.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die allgemeine Bildung kam
als Forderung der Handwerkskammer, nur
mal so!)

Daran sehen Sie, dass die Baden-Württemberger
eines verstanden haben, dass es einen privatrecht-
lichen Vertrag zwischen einem Arbeitgeber und ei-
nem Arbeitnehmer über ein Vertragsverhältnis gibt,
nämlich über das Unternehmen, in dem er arbeitet.
Dann gibt es einen individuellen Anspruch eines Ar-
beitnehmers, den wir auch befördern wollen, sich
persönlich weiterzubilden. Nur wenn das bitte
schön so ist, wenn er bestimmte Dinge lernen
möchte, dann ist das ein individueller Wunsch, den
man befördern sollte. Aber der sollte doch bitte
schön nicht durch den Arbeitgeber allein bezahlt
werden. Das ist doch ein vollkommen falsches Ver-
ständnis davon, was wir in unseren Unternehmen
wollen.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Die Bil-
dung bezahlt doch der Arbeitgeber gar nicht,
die bezahlt der Arbeitnehmer!)

Wir wollen in Unternehmen engagierte Arbeitneh-
mer, die gut qualifiziert sind. Wir wollen Arbeitge-
ber, die ihre Unternehmen ordentlich führen und vor
allen Dingen dafür Sorge tragen, dass Thüringer
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Familien finanziert werden, nämlich dadurch, dass
Leute in Lohn und Brot stehen. Ich finde, das zu be-
hindern ist einfach eine riesengroße Frechheit, und
dass Sie so etwas nicht mal sehen wollen, zeigt ei-
gentlich, dass Ihnen daran gelegen ist, ein Klientel-
gesetz für gewerkschaftsnahe Bildungsinstitutionen
zu schaffen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Schwachsinn!)

Wir lehnen das ab und fordern Sie noch mal auf, ei-
ne mündliche Anhörung im Ausschuss zu machen.
Danke.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Vonseiten der Abgeordneten liegen
mir keine weiteren Redemeldungen vor. Dann ertei-
le ich Ministerin Klaubert das Wort.

Dr. Klaubert, Ministerin für Bildung, Jugend und
Sport:

Herr Präsident, sehr verehrte Damen und Herren
Abgeordnete, nur einige Anmerkungen, weil man
Behauptungen nicht im Raum stehen lassen darf,
die offensichtlich falsch sind.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich weiß auch nicht, ob die Zwischenrufe, die mein
Abgeordnetenkollege Dittes – bis zum 01.04. kann
ich das noch so sagen – gesagt hat, gehört wurden.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Haben
Sie keine Hoffnung. Frau Klaubert gibt ihr
Mandat ab, nicht ich!)

In dem Gesetz steht genau das, was Herr Dr. Voigt
kritisiert hat, nämlich, dass eine Anrechnung erfol-
gen kann, wenn der Arbeitgeber in Übereinkunft mit
dem Arbeitnehmer ein Bildungsangebot unterbrei-
tet. Dieser gesetzliche Anspruch ist erfüllt. So ha-
ben wir es als Landesregierung vorgelegt. Also ich
bitte schon darum, dass man das liest, was man als
Gesetzentwurf vor sich liegen hat, und dass man
das in Verbindung mit der entsprechenden Begrün-
dung liest.

(Beifall DIE LINKE)

Und auch, wenn ich Sie zu den „nächtlichen Polit-
bürositzungen mit Herrn Tiefensee“ nicht eingela-
den habe – Entschuldigung, sind Sie der Nächste,
der dran ist? –, kann ich nur sagen, wir haben
einen Arbeitsprozess geführt, der ein offener und
transparenter war. Es wird auch nicht wahrer, wenn
Sie mehrfach betonen, wir hätten nicht mit den Ver-
treterinnen und Vertretern der Wirtschaft gespro-
chen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben mit allen einzelnen Kammervertretern
vor dem zweiten Kabinettsdurchgang gesprochen,
mit allen einzelnen Kammervertretern. Wir haben
mit Ihnen nicht nur in den Werkstattgesprächen ge-
sprochen, sondern wir haben mit ihnen auch indivi-
duelle Gespräche geführt. Es ist richtig, sie haben
gesagt: Wir wollen kein Bildungsfreistellungsgesetz.
Sie wollen es nicht. Wir haben ihnen gesagt – und
dafür sind wir alle angetreten –: Wir wollen es.

(Beifall DIE LINKE)

Also müssen wir zu einer entsprechenden Rege-
lung kommen. Da kann ich Ihnen auch sagen, die
offiziellen Verlautbarungen sind manchmal ganz
andere als die, die in einem individuellen Gespräch
miteinander ausgetauscht werden. Das wissen Sie
übrigens auch.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
War gestern Abend genauso!)

Eine allerletzte Anmerkung zu diesem Thema der
Anhörung der kommunalen Spitzenverbände: Ich
hatte in meiner Einbringungsrede gesagt, ich erspa-
re mir das, weil ich dachte, dass viele Jahre Regie-
rungserfahrung aufseiten der CDU die Erkenntnis
gebracht hätten, dass man durchaus einen ersten
Kabinettsdurchgang hat, da wird der Gesetzentwurf
angehört, und die nachfolgende Regierung diesen
Gesetzentwurf aufnimmt und ihn zu der Befassung
im Parlament führt. Nun wird immer wieder die Fra-
ge

(Zwischenruf Abg. Wucherpfennig, CDU: Es
gab wesentliche Änderungen!)

– jetzt lassen Sie mich mal bitte ausreden –
gestellt: Wie ist das mit den kommunalen Spitzen-
verbänden?

(Unruhe CDU, DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Anderer Ge-
setzentwurf, Frau Ministerin!)

Wenn Sie dann fertig sind, sage ich Ihnen das.

Präsident Carius:

Ich bitte mal um etwas mehr Aufmerksamkeit für
die Rednerin! Jeder kann sich noch zu Wort mel-
den, wenn er mag. Frau Ministerin, Sie haben das
Wort.

Dr. Klaubert, Ministerin für Bildung, Jugend und
Sport:

Im November 2013 gab es den ersten Kabinetts-
durchgang des Thüringer Bildungsfreistellungsge-
setzes. 52 Einrichtungen, Verbände und Interes-
senvertretungen wurden damals angehört. Die bei-
den kommunalen Spitzenverbände haben aus ihrer

556 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 10. Sitzung - 26.03.2015

(Abg. Dr. Voigt)



Position als kommunale Arbeitgeber Stellung ge-
nommen. Berücksichtigt wurden nun im neuen Ge-
setzentwurf die Positionen der kommunalen Spit-
zenverbände wie zum Beispiel hinsichtlich der Aus-
zubildendenregelung, die nur noch drei statt fünf
Freistellungstage pro Jahr in Anspruch nehmen
dürfen, oder die Übertragbarkeit des Freistellungs-
anspruchs an bestimmte Voraussetzungen knüpft.
Das ist in das Gesetz aufgenommen worden und
wir haben diese automatische Übertragbarkeit gar
nicht geregelt, sondern bestimmte Voraussetzun-
gen dafür ins Gesetz geschrieben. Vor diesem Hin-
tergrund – ich könnte weitere Dinge aufführen –
hätten wir noch einmal angehört, wenn es zur Ver-
schlechterung von Bedingungen geführt hätte. Das
ist aber nicht notwendig. Es ist einfach nicht not-
wendig, weil wir den Gesetzentwurf der alten Re-
gierung überarbeitet haben. Nun nehmen Sie doch
bitte einmal zur Kenntnis, dass wir damit eine Ar-
beitsweise fortgeführt haben, die Sie seit den 90er-
Jahren immer wieder praktiziert haben.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Nein!)

Vor diesem Hintergrund werden Ihre wiederholten
„Nichtwahrheiten“ auch durch die Wiederholung
nicht wahrer.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Carius:

Es gibt eine Wortmeldung des Abgeordneten Fied-
ler, allerdings ist die Redezeit der Fraktion er-
schöpft.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Och,
schade!)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Bil-
dungsurlaub für alle!)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ihr könnt
mir ja was abgeben. 1 Minute oder so!)

(Heiterkeit DIE LINKE)

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht, sodass ich
jetzt zur Abstimmung über die Ausschussüberwei-
sung komme. Beantragt worden ist die Überwei-
sung an den Ausschuss für Bildung, Jugend und
Sport, an den Ausschuss für Wirtschaft und Wis-
senschaft sowie an den Ausschuss für Migration,
Justiz und Verbraucherschutz.

Ich frage: Wer ist für die Überweisung des Gesetz-
entwurfs an den Ausschuss für Bildung, Jugend
und Sport? Vielen Dank. Gegenstimmen? Bei einer
Reihe von Gegenstimmen aus der AfD-Fraktion mit
großer Mehrheit angenommen.

Wer ist für die Überweisung an den Ausschuss für
Wirtschaft und Wissenschaft? Vielen Dank. Gegen-
stimmen? Bei den Gegenstimmen aus den Reihen
der AfD mit großer Mehrheit angenommen.

Wer ist für die Überweisung an den Ausschuss für
Migration, Justiz und Verbraucherschutz? Gegen-
stimmen? Danke schön. Enthaltungen? Damit ist
der Gesetzentwurf an den Ausschuss für Migration,
Justiz und Verbraucherschutz überwiesen. Mit einer
Reihe von Enthaltungen aus den Koalitionsfraktion
und den Stimmen der CDU-Fraktion sowie Gegen-
stimmen aus der AfD ist dieser Gesetzentwurf über-
wiesen.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Feder-
führung. Ich gehe davon aus – weil es nicht direkt
beantragt wurde –, dass der Ausschuss für Bildung,
Jugend und Sport federführend sein soll. Wer ist
dafür, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Vie-
len Dank. Gegenstimmen? Enthaltungen? Bei Ent-
haltungen aus der AfD-Fraktion mit großer Mehrheit
angenommen. Vielen Dank.

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt und
rufe auf den Tagesordnungspunkt 4

a) Entlastung der Landesregie-
rung für das Haushaltsjahr
2012
Antrag der Landesregierung
- Drucksache 5/6973 -
dazu: Unterrichtung durch die

Landesregierung
- Drucksache 5/6972 -

dazu: Unterrichtung durch den
Thüringer Rechnungshof
- Drucksache 5/8022 -

dazu: Unterrichtung durch die
Landesregierung
- Drucksachen 6/19 und
6/100 -

dazu: Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/392 -

b) Entlastung des Thüringer
Rechnungshofs für das Haus-
haltsjahr 2012
Antrag des Thüringer Rech-
nungshofs
- Drucksache 5/6980 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/393 -

Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinholz aus dem
Haushalts- und Finanzausschuss zur Berichterstat-
tung zu beiden Tagesordnungspunkten.

Abgeordneter Reinholz, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Kolleginnen und Kollegen, sehr verehrte Gäste auf
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der Tribüne, ich will es vorwegschicken: Es wird
jetzt ein bisschen juristisch-technisch. Aber man
kann das nachher natürlich im Protokoll nachlesen.

Gemäß § 67 Abs. 3 der Geschäftsordnung sind die
Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2012 in
der Drucksache 5/6972, der Antrag der Landesre-
gierung in der Drucksache 5/6973, der Jahresbe-
richt 2014 des Thüringer Rechnungshofs mit Be-
merkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung
und zur Haushaltsrechnung 2012 in der Drucksa-
che 5/8022 sowie die Stellungnahme der Landesre-
gierung zu dem Jahresbericht 2014 des Thüringer
Rechnungshofs mit Bemerkungen zur Haushalts-
und Wirtschaftsführung und zur Haushaltsrechnung
2012 in der Drucksache 6/19 vorab an den Haus-
halts- und Finanzausschuss überwiesen worden.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den An-
trag der Landesregierung in der Drucksache 5/6973
zusammen mit der Haushaltsrechnung für das
Haushaltsjahr 2012 in der Drucksache 5/6972, dem
Jahresbericht 2014 des Thüringer Rechnungshofs
mit Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschafts-
führung und zur Haushaltsrechnung 2012 in der
Drucksache 5/8022 sowie der Stellungnahme der
Landesregierung zum Jahresbericht 2014 des Thü-
ringer Rechnungshofs mit Bemerkungen zur Haus-
halts- und Wirtschaftsführung und zur Haushalts-
rechnung 2012 in der Drucksache 6/19 in seiner
3. Sitzung am 20. Februar 2015 und seiner 4. Sit-
zung am 20. März 2015 beraten. Schwerpunkte der
Beratung waren bezüglich der Haushaltsrechnung
die Kreditaufnahme sowie die Personalausgaben
unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklung
der Ausgaben zur Beamtenversorgung sowie des
Stellenabbaukonzepts und bezüglich der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung, der krankheitsbe-
dingte Ausfall von Beschäftigten in der Thüringer
Landesverwaltung, externe Beratungsleistungen
am Universitätsklinikum Jena, die Förderung von
staatlich anerkannten Verbraucherinsolvenzbera-
tungsstellen, die Förderung der ländlichen Entwick-
lung und der Spielbankbetrieb in Thüringen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der
Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt dem
Landtag, der Landesregierung gemäß Artikel 102
Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen in
Verbindung mit § 114 der Thüringer Landeshaus-
haltsordnung Entlastung zu erteilen. Weiterhin wird
dem Landtag empfohlen, von der Unterrichtung
durch den Rechnungshof und der Stellungnahme
der Landesregierung zu dem Jahresbericht 2014
des Thüringer Rechnungshofs mit Bemerkungen
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung und zur
Haushaltsrechnung 2012 – Drucksachen 5/8022
und 6/19 – Kenntnis zu nehmen sowie der Be-
schlussempfehlung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses hinsichtlich der Feststellungen und For-
derungen in Abschnitt II zuzustimmen.

Die Landesregierung wird aufgefordert, dem Land-
tag über das hiernach Veranlasste zu den vorgege-
benen Terminen zu berichten.

Zur Entlastung des Thüringer Rechnungshofs für
das Haushaltsjahr 2012, meine Damen und Herren,
gemäß § 67 Abs. 3 der Geschäftsordnung sind der
Antrag des Thüringer Rechnungshofs in der Druck-
sache 5/6980 sowie die Rechnung über den Haus-
halt des Thüringer Rechnungshofs für das Haus-
haltsjahr 2012 in der Vorlage 5/4154 vorab an den
Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen wor-
den. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den
Antrag des Thüringer Rechnungshofs in der Druck-
sache 5/6980 zusammen mit der Rechnung über
den Haushalt des Thüringer Rechnungshofs für das
Jahr 2012 in der Vorlage 5/4154 in seiner 3. Sit-
zung am 20. Februar 2015 und in seiner 4. Sitzung
am 20. März 2015 beraten. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss empfiehlt dem Landtag, dem Thü-
ringer Rechnungshof nach § 101 der Thüringer
Landeshaushaltsordnung die Entlastung für das
Haushaltsjahr 2012 zu erteilen. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Reinholz. Ich eröff-
ne nun die gemeinsame Aussprache und erteile
das Wort dem Abgeordneten Dirk Adams für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren, es geht um die Entlastung der
Landesregierung und um den Bericht des Landes-
rechnungshofs. Natürlich zuerst der Dank an den
Präsidenten – mit der Bitte, ihn auch an Ihre Mitar-
beiter weiterzugeben – für Ihre Prüfungs- und Bera-
tungstätigkeit auch in diesem Jahr. Die Fälle, in de-
nen die Verwaltungen den Anliegen oder den Be-
merkungen des Landesrechnungshofs entsprochen
haben, zeigen, wie hilfreich das ist und wie gern
auch diese Hinweise angenommen werden und wie
wichtig Ihre Hinweise dazu sind. Dank sei damit
auch gesagt an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in den Ministerien, die sich mit ihrer guten Arbeit
hier auch stellen. Fehler passieren und es darf nicht
gewertet werden, dass dieser Bericht des Präsiden-
ten ein Bericht ist, der sagt: Ihr dürft diese Fehler
nicht mehr machen. Sondern es ist ein Bericht, der
sagt: Ihr müsst diese Fehler erkennen, deshalb ha-
ben wir sie auch aufgeschrieben, und müsst versu-
chen, sie im Grunde demnächst zu lösen. Was man
auch nicht vergessen darf, gerade auch in den Be-
merkungen zum Teil B, Teil B, der Teil, wo die Lan-
desregierung sagt, das sehen wir aber nicht so wie
der Landesrechnungshof, da sind zum Teil Dinge
angenommen worden und zum Teil eben nicht an-
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genommen worden und die landen damit im Teil B,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Die Aufmerksamkeit unserer Fraktion lag in den
letzten Jahren immer wieder auf dem Teil A, das
sind die allgemeinen Bemerkungen, in denen der
Landesrechnungshof vieles zur Gesamthaushalts-
lage des Freistaats Thüringen gesagt hat. Der ist
uns, meine sehr verehrten Damen und Herren,
auch in diesem Jahr besonders wichtig. Dieser
Teil A ist der Teil, der Kunde gibt von den offenba-
ren CDU-Altlasten,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

die diese Landesregierung aus Rot-Rot-Grün nun
zu leisten hat. Wir versuchen, das wieder hinzube-
kommen, was hier in einem Vierteljahrhundert uner-
ledigt liegen geblieben ist, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das hat der Rechnungshof übrigens bereits mehr-
fach angemahnt, allerdings wurde es von Ihnen un-
berücksichtigt gelassen. Ich erlaube mir ein Zitat
aus dem Rechnungshofbericht aus dem letzten
Jahr: „Die verbesserte Haushaltssituation in Thürin-
gen ist damit im Wesentlichen auf die günstigen
wirtschaftlichen Bedingungen und in deren Folge
die gestiegenen Steuereinnahmen zurückzuführen.
Das Ausgabevolumen lag 2011 und 2012 hingegen
unverändert bei 9,3 Milliarden Euro. Die konse-
quente Konsolidierung der Ausgabenseite kann der
Rechnungshof nicht erkennen.“ Das war gemacht
worden von einer Fraktion, die sich hier immer als
Sparerin oder Sparer aufspielen will.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Lan-
desrechnungshof schreibt es Ihnen ins Stamm-
buch. Da war nicht viel mit Sparen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

Genauso war es auch in der gesonderten Beratung
des Rechnungshofs aus dem Jahr 2010. Hier hatte
er sehr umfänglich einmal beschrieben, was in Thü-
ringen jetzt dran ist, zum Beispiel zur Strukturre-
form der Landesverwaltung und zur Aufgabenkritik.
Auch hier ein Zitat aus dem Rechnungshofbericht:
„Der Rechnungshof hält eine umfassende Aufga-
benkritik und Verwaltungsreformen für unerlässlich,
um für die Zukunft ausreichend Handlungsspiel-
raum zu erhalten.“ Das „blaue Wunder“, so wie wir
es alle nennen, war ein Ergebnis gewesen, sich
dieser Aufgabe wenigstens zu stellen. Was ist da-
von übrig geblieben, meine sehr verehrten Damen
und Herren?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Tonne.
Mehr war es nicht wert!)

Alleinig die Bau- und Liegenschaftsverwaltung ist
zusammengelegt worden. Das war das Einzige,
was Sie hinbekommen haben. Herr Kollege Fiedler,
Sie begleiten doch diesen Landtag schon so lange,

Ihnen hätte doch irgendwann auffallen müssen,
dass der Landesrechnungshof immer wieder darauf
gedrungen hat, dass dieses Land Reformen
braucht. Und jetzt bekommt dieses Land auch Re-
formen,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Der Präsi-
dent hat schon immer gesagt, das ist seine
persönliche Meinung. Er muss sich auch mal
durchsetzen!)

Reformen, die es dringend braucht, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Und das ist nicht nur im
Bereich der Strukturreform sehr wichtig, sondern
auch im Bereich der Personalkosten, der Personal-
ausstattung, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie wollen
neue Staatssekretäre einstellen!)

Wissen Sie, Frau Tasch, ich darf Ihnen hier kurz
vortragen, was der Rechnungshof dazu gesagt hat.
Er sagt ganz klar, trotzdem die CDU – ich überlege
gerade, das war doch die Zeit, in der Sie allein re-
giert haben, niemand konnte Sie dabei stören – ein
Personalabbaukonzept auf den Weg gebracht hat,
sind die Personalkosten während Ihrer Regierungs-
zeit gestiegen. Und Sie wollen uns jetzt wegen ein,
zwei Stellen, die man für eine gute Kommunikation
braucht, die überhaupt nicht neu geschaffen wur-
den, sondern die einfach besetzt wurden – das ist
doch das, was Sie ärgert,

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Mich ärgert
gar nichts!)

dass jetzt Menschen auf Stellen gesetzt werden,
die bereit sind, Reformen für Thüringen durchzufüh-
ren, dieses Land voranzubringen, nicht auf der
Bremse zu stehen, wie es Konservative immer tun
und sagen, es wird schon alles so bleiben, wie es
ist,

(Heiterkeit CDU)

sondern die Reformen anzugehen, zum Beispiel in
der Personalausstattung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Sie versor-
gen Ihr Klientel! Reine Versorgungsposten!)

Die Zahl von Stellen im Landesdienst pro Tausend
Einwohner ist überproportional hoch in Thüringen.
Das ist das Ergebnis eines Vierteljahrhunderts
CDU-Politik, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, und auch ein Problem, das die CDU uns hinter-
lassen hat. Ich fand interessant, dass Herr Mohring
gestern dazu nicht Stellung genommen hat bei den
Handwerkerinnen und Handwerkern, die nämlich
danach gefragt haben, wie wir Thüringen voranbrin-
gen. Für die Handwerkerinnen und Handwerker
sind meiner Meinung nach insbesondere die Mög-
lichkeit zum Investieren und eine hinreichende In-

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 10. Sitzung - 26.03.2015 559

(Abg. Adams)



vestitionsquote in einem Land auch ein wichtiger
Punkt. Die Investitionsausgaben zum Beispiel in
der Gebäudeerhaltung für unsere Landesliegen-
schaften sind in den letzten Jahren in Thüringen
gesunken. Sie hätten eigentlich steigen oder min-
destens gleich bleiben müssen. Wir müssen das,
was wir einmal geschaffen haben, auch erhalten.
Man darf nicht immer neu bauen und Bänder durch-
schneiden, sondern man muss das, was man ge-
schaffen hat, auch tatsächlich erhalten. Das ist zu-
mindest ein Grundsatz grüner Politik, wenn wir
nachhaltig da herangehen wollen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum
Schluss möchte ich ganz kurz noch auf die Bemer-
kung zu den Zinsausgaben eingehen. Die Zinsaus-
gabenquote liegt in Thüringen immer noch zu hoch,
meine sehr verehrten Damen und Herren. Sie ist
auch noch mal gestiegen in den letzten Jahren.
Auch das ist eine Bemerkung zu dem, wenn Sie
sich immer als die Hüter, die Gralshüter des Haus-
halts ansehen wollen und in Szene setzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, steigen-
de Zinsen sind ein weiteres hohes Risiko für dieses
Land und auch hier müssen wir ran und müssen
dringend Reformen voranbringen. All das anzuge-
hen, mahnt uns der Rechnungshof. Dafür bedan-
ken wir uns und versprechen, dass wir diese Fra-
gen angehen. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU: Aber nur im
nächsten Leben!)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Adams. Das Wort hat nun der
Abgeordnete Maik Kowalleck für die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, auch von dieser Stelle vonseiten der CDU-
Fraktion ein Dank an den Landesrechnungshof. Der
Präsident, Herr Dr. Dette, ist heute auch anwesend.
Vorab möchte ich sagen, die CDU-Fraktion wird
sich für die Entlastung der Landesregierung und
des Thüringer Rechnungshofs für das Haushalts-
jahr 2012 aussprechen.

Der Landesrechnungshof hat dem Parlament mit
den vorliegenden Bemerkungen zur Jahresrech-
nung 2012 wichtige Hinweise gegeben. Die CDU-
Fraktion hat sich wieder intensiv mit dem Bericht
beschäftigt und wir werden gerade in Bezug auf die
bevorstehenden Haushaltsberatungen die Hinweise
durchaus mit in unsere Beratung einbeziehen.

Herr Adams, ich habe das Gefühl, die Grünen ha-
ben eine andere Haushaltsrechnung gelesen, nach-
dem ich Ihre Ausführungen hier gehört habe, denn
grundsätzlich steht eins fest: Die Haushaltsrech-

nung 2012 ist von einer erfolgreichen Finanzpolitik
der vorherigen Landesregierung geprägt. Das zei-
gen vor allem die Zahlen und die positiven Daten.
Ich nenne hier den Überschuss in Höhe von
124,6 Millionen Euro, eine positive Entwicklung der
Steuereinnahmen und geringere Ausgaben als vor-
gesehen. Es wurden weiterhin keine Schulden auf-
genommen. Das müssen Sie auch anerkennen. Im
Gegenteil, seit 1991 wurden erstmals Altschulden
getilgt. Die Schuldentilgung erfolgte in einer Höhe
von 68,7 Millionen Euro. Da kann man an dieser
Stelle durchaus wieder das Thema der Schulden-
bremse in der Landesverfassung hier einbringen
und da können die Grünen durchaus auch Akzente
setzen in der Koalition.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Schuldenbremse steht!)

Dazu habe ich an dieser Stelle leider nichts gehört.
Wenn wir da die Unterstützung von Ihnen haben,
umso besser.

Meine Damen und Herren, die eben erwähnten
Punkte stellen auch dar, dass sich die neue Lan-
desregierung durchaus an diesen Zahlen messen
lassen muss. Die Diskussionen zum Thema „Kom-
munalfinanzen“ in den letzten Tagen und auch in
der gestrigen Landtagssitzung haben noch mal
deutlich bestätigt, dass hier durchaus Handlungs-
bedarf besteht. An dieser Stelle gehe ich auch noch
mal auf verschiedene Punkte ein, die vom Landes-
rechnungshof dargelegt wurden. Die über- und au-
ßerplanmäßigen Ausgaben betrugen im Haushalts-
jahr 2012 45,8 Millionen Euro. Gegenüber dem Vor-
jahr sind sie somit um 65,1 Millionen Euro gesun-
ken. Da müssen wir insbesondere auch die aktuelle
Entwicklung betrachten. Wir hatten auch das The-
ma in den letzten Sitzungen des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses. Da haben wir durchaus auch
wieder eine bedenkliche Entwicklung bei den über-
und außerplanmäßigen Ausgaben und hier sollten
wir auch darauf achten. Das ist auch aufgrund der
höheren Flüchtlingszahlen. Hierauf müssen wir wei-
ter Augenmerk legen.

Im Jahresbericht des Landesrechnungshofs sind
insbesondere die guten gesamtwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen und die positive Arbeits-
marktsituation erwähnt. Die durchschnittliche Ar-
beitslosenzahl ging 2012 zurück und die Beschäf-
tigtenzahl stieg seit 2010 trotz des Einwohnerver-
lusts. Erstmals lagen die Steuereinnahmen über
dem Vorkrisenniveau. Auf 58 Prozent ist im
Jahr 2012 die Steuerdeckungsquote gestiegen. Im
Jahr 2011 waren es noch 51,9 Prozent. Dieser An-
stieg resultiert aus steigenden Steuereinnahmen
und auch aus den gesunkenen Gesamtausgaben.
Die Summe der Steuereinnahmen aus Gemein-
schafts- und Landessteuern stieg 2012 im Ver-
gleich zu 2011 um rund 280 Millionen Euro auf ent-
sprechenden Wert. Die Steuereinnahmen lagen da-
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mit erstmals über dem Vorkrisenniveau und das,
denke ich, ist auch ein wichtiger Wert.

Der Landesrechnungshof spricht sich klar für eine
gesetzliche Regelung aus, dass im Haushaltsvoll-
zug nicht benötigte Haushaltsmittel zur Schuldentil-
gung zu verwenden sind. Dies folge aus dem haus-
haltsrechtlichen Gebot der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit in Bezug auf den § 7 Thüringer Lan-
deshaushaltsordnung. Der Hinweis ist umso aktuel-
ler, da wir in den letzten Wochen entsprechende
Rückholaktionen der Finanzministerin erlebt haben.
Hier sollten wir wirklich ein wichtiges Augenmerk
darauf legen, dass auch die Schuldentilgung in der
vorgesehenen Weise erfolgt.

Die gestrige Aktuelle Stunde hat auch gezeigt, dass
sich die Landesregierung für Zuweisungen und Zu-
schüsse starkmachen muss. Die Zuweisungen und
Zuschüsse sanken im Jahr 2012 insgesamt um
165,6 Millionen Euro auf knapp 630 Millionen Euro
und die Zuweisungen für Investitionen von der EU
betrugen rund 287 Millionen Euro. Sie nahmen da-
mit gegenüber dem Vorjahr um rund 60 Millio-
nen Euro ab. Gerade auch diese Entwicklung müs-
sen wir im Auge behalten und darauf reagieren. Die
Versorgungsempfänger des Freistaats erhielten im
Jahr 2012 Zahlungen von 89,3 Millionen Euro. Das
bedeutet eine Steigerung von 11,3 Millionen Euro
im Vergleich zum Jahr 2011. Zur Erinnerung an die-
ser Stelle: In den Jahren 2011 und 2012 wurden die
Zahlungen an den Pensionsfonds ausgesetzt. Ge-
rade die Höhe der Pensionsverpflichtungen wird
uns in den folgenden Jahren wieder intensiv be-
schäftigen. Ich möchte an dieser Stelle auch noch
einmal die Stellungnahme der Landesregierung zi-
tieren. Hier heißt es: „Im Jahr 2032 werden bereits
Ausgaben für die Beamtenversorgung des Landes
von über 700 Millionen Euro erwartet.“ Wenn wir
gerade die Entwicklung in den alten Bundesländern
sehen, dann ist das durchaus besorgniserregend,
auch im Vergleich zu den eben gemachten Ausfüh-
rungen, was die Zuweisungen und Zuschüsse an-
geht. Da haben wir noch einiges zu erwarten und
müssen dann auch entsprechend darauf reagieren.
Gerade im Bildungsbereich besteht da auch immer
die Diskussion, was Verbeamtungen angeht. Da-
rüber sollten wir uns intensiv unterhalten, gerade
auch in Bezug auf die Verpflichtungen, die damit in
der Zukunft zusammenhängen.

Der Rechnungshof weist weiterhin darauf hin, dass
nicht bloß Personal nach Quantität abzubauen ist,
es sollten ebenfalls Aufgaben und Standards ge-
senkt werden und es seien auch entsprechende
Personalentwicklungskonzepte erforderlich, um die
Verwaltung fit für die Zukunft zu machen. Gerade
diese Personalentwicklungskonzepte haben dann
auch bei den Bemerkungen eine wichtige Rolle ge-
spielt. Sie haben auch als Landesrechnungshof
darauf hingewiesen, dass die Qualität der Landes-

bediensteten ein ganz wichtiges und entscheiden-
des Kriterium ist.

Zum Punkt der finanzwirtschaftlichen Entwicklung
aus 2012 hat der Landesrechnungshof dargestellt,
dass mit weiteren Steuermehreinnahmen in der bis-
herigen Höhe vorerst nicht gerechnet werden kann.
Das ist auch eine Entwicklung, die wir weiter beob-
achten. Sie wissen, Deutschland ist in den letzten
Jahren gut aus der Krise gekommen. Wir haben
insgesamt eine gute wirtschaftliche Entwicklung.
Das sieht man auch an den Arbeitslosenzahlen,
aber das muss eben auch weiter beobachtet wer-
den. Die anderen europäischen Länder zeigen uns,
wie Entwicklung auch anders gehen könnte. Dann
hängt es auch immer mit den verschiedenen Krisen
zusammen, die wir weltweit haben; die haben am
Ende auch eine Auswirkung auf die Thüringer Wirt-
schaft und auf unsere Zahlen hier im Freistaat.

Der Rechnungshof hat in dem Zusammenhang
auch gesagt, dass eine Senkung der Zinsausgaben
die einfachste Konsolidierungsmaßnahme darstellt.
Das kann man so stehen lassen und dem so zu-
stimmen. Die guten Haushaltsabschlüsse der Jahre
2012 und 2013 sowie die positiven Einnahmepro-
gnosen dürfen nicht dazu führen, bei der Konsoli-
dierung der Ausgabenseite nachzulassen. Nur mit
Ausgabenkürzungen kann die zu erwartende
Deckungslücke bis 2020 geschlossen werden und
der Haushalt ohne neue Schulden ausgeglichen
werden. Deshalb muss die Ausgabenseite eben
auch weiter im Blick von Landtag und Landesregie-
rung sein. Ich denke, da haben wir auch gerade in
den nächsten Jahren einige Aufgaben vor uns.

Zu den Bemerkungen zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung hat der Ausschussvorsitzende be-
reits Ausführungen gemacht. Grundsätzlich möchte
ich an dieser Stelle noch einmal festhalten, dass
die CDU-Fraktion die Bemerkungen als wichtige
Hinweise sieht gerade für die Beratung des aktuel-
len und die Aufstellung der zukünftigen Haushalte.
Und vielleicht auch noch einmal auf die Aussagen
von Herrn Adams eingehend: Es ist durchaus so,
dass sich da in den Entwicklungen doch sehr viel
getan hat in den letzten Jahren. Ich denke, das
kann der Landesrechnungshof auch bestätigen. Es
sind auch immer stichprobenartige Dinge, die da
vorgenommen werden und die auch – wie gesagt –
wichtig sind dann für die Haushaltsberatungen.

Unserer Meinung nach sollten die Berichtsersuchen
an die Landesregierung möglichst nicht erst in die
Zeit nach den Haushaltsberatungen verschoben
werden oder gar bis ins Jahr 2016. Hier haben wir
bei den betreffenden Bemerkungen unsere Beden-
ken auch im Haushalts- und Finanzausschuss ge-
äußert. Verschiedene Anträge und Hinweise der
CDU-Fraktion zu diesem Sachverhalt wurden nicht
berücksichtigt, aber man muss trotzdem sagen, es
sind Aufträge an die Landesregierung ergangen
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und das ist auch wichtig, dass wir als Parlament
dann die entsprechenden Zahlen erhalten und die-
se auch auswerten können.

Ich möchte jetzt noch mal auf einzelne Punkte ein-
gehen, die wir in den Bemerkungen diskutiert ha-
ben.

Für uns als CDU-Fraktion ist ein besonders wichti-
ger Punkt der krankheitsbedingte Ausfall von Be-
schäftigten in der Thüringer Landesverwaltung ge-
wesen. Hier müssen wir im Rahmen der vorhin
schon erwähnten Personalentwicklungskonzepte
auch dranbleiben und gerade diese integrierten Ge-
sundheitsmanagements zur Senkung von krank-
heitsbedingten Ausfällen von Beschäftigten in der
Thüringer Landesverwaltung haben da eine große
Bedeutung.

Ein wichtiger Punkt war auch der Betrieb von IT-
Verfahren in der Landesverwaltung. Auch da konn-
ten wir uns auf eine Vorlage der Landesregierung
einigen, dass dann die Strategie für die E-Govern-
ment- und IT-abgeleiteten geplanten Maßnahmen
vorgelegt wird.

An dieser Stelle möchte ich auch noch mal den
Punkt Unterrichtsausfall, der uns seit geraumer Zeit
beschäftigt, erwähnen. Hier halten wir es auch für
geboten, dass man gerade auch aktuell die Zahlen
zur Verfügung stellt – die Bildungsministerin hört
aufmerksam zu –, Frau Dr. Klaubert, ich denke, wir
werden uns auch regelmäßig im Bildungsaus-
schuss damit beschäftigen.

Das waren verschiedene Punkte und Bemerkun-
gen, die wir hier im Rahmen des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses beraten haben. An dieser Stelle
noch mal einen herzlichen Dank an die vorherige
Landesregierung für die guten Daten. Der Dank
nochmals an den Landesrechnungshof. Wie ich be-
reits erwähnt habe: Wir empfehlen die Entlastung
des Landesrechnungshofs und der Landesregie-
rung für das Haushaltsjahr 2012. Ich danke an die-
ser Stelle für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat sich der Abgeordnete
Mike Huster zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Huster, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, es entbehrt nicht einer gewissen Pikanterie,
dass ausgerechnet wir als scharfe Kritiker der
Haushaltsführung der Landesregierung des Jahres
2012 nun heute vor Ihnen stehen und für die Ent-
lastung eben dieser Landesregierung sprechen.
Vielleicht ist es aber nur ein ganz normaler parla-
mentarischer Vorgang und nicht wirklich pikant,
sondern höchstens spannend, genauso spannend

wie das Abstimmverhalten der fünf Regierungsmit-
glieder von 2012, die hier heute als Abgeordnete
der Opposition ihr Votum abgeben dürfen.

Meine Damen und Herren, die Grundlage für unse-
re Entscheidung, der Landesregierung Entlastung
zu erteilen, sind der Jahresbericht des Rechnungs-
hofs aus dem Jahr 2014 mit Bemerkungen zur
Haushalts- und Wirtschaftsführung und zur Haus-
haltsrechnung des Jahres 2012 und die dazugehö-
rige Stellungnahme der alten Landesregierung. Auf
diese beiden Dokumente möchte ich jetzt kurz ein-
gehen. Ich kann das hier ganz offen tun, ohne Ge-
heimnisse zu verraten, weil beide im Internet in der
Drucksache 6/19 weltweit für jede Frau und jeden
Mann einsehbar sind.

Der Rechnungshof hat viele Fragen aufgeworfen.
Die Landesregierung hat ihre Sicht dargelegt. Nicht
eingehen möchte ich heute auf Fragen, ob die
Kraftfahrer im Landesverwaltungsamt nicht ausge-
lastet sind, ob in der Zentralen Bußgeldstelle zu
viele Polizeivollzugsbeamte arbeiten, die für den
Dienst auf der Straße tauglich sind, oder ob die
Wasserschutzpolizei wirklich zwei BMW X5
braucht, um ihre Boote ans Wasser zu bringen.

Das Wichtigste am Rechnungshofbericht ist doch,
dass unwirtschaftlicher Umgang mit den Finanzen
des Landes, also mit Steuergeld, aufgedeckt und
für die Zukunft abgestellt wird. Solche Dinge wie die
freihändige Beauftragung von Gutachten, deren Er-
gebnisse unbrauchbar sind, für viel Geld an eine
Firma, an der auch noch ein Mitglied des Verwal-
tungsrats beteiligt ist, dürfen sich nicht wiederholen.
Diese Story aus dem Uniklinikum ist eigentlich so
unglaublich, dass es schon genug Stoff für einen
„Tatort“ aus Jena gäbe.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, auf drei Punkte in der
Beschlussempfehlung möchte ich Sie noch beson-
ders hinweisen. Erstens: Die IT-Verfahren in der
Landesverwaltung – hier verlangen wir einen Be-
richt der Landesregierung über die Maßnahmen zur
Umsetzung der IT-Strategie, weil der effiziente Ein-
satz und auch die Beschaffung von Hard- und Soft-
ware viel Geld einsparen oder – wenn man es
falsch macht – viel Geld kosten kann.

Zweitens sind wir nicht der Auffassung, dass die
Verbraucherinsolvenzberatungsstellen überbesetzt
sind. Weil der Rechnungshof aber genau das kriti-
siert hat, bitten wir die Landesregierung um die Vor-
lage einer neuen Bedarfsplanung.

Drittens möchten wir in Bezug auf die Bemerkun-
gen des Rechnungshofs zum Thema des Unter-
richtsausfalls an staatlichen allgemeinbildenden
Schulen von der Landesregierung einen Bericht
über die Maßnahmen zur Reduzierung dieses Un-
terrichtsausfalls haben. Hier sind wir uns auch fast
einig mit der CDU-Fraktion, nur über den Berichts-

562 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 10. Sitzung - 26.03.2015

(Abg. Kowalleck)



termin gibt es andere Auffassungen. Wir meinen,
dass ausreichend Zeit gegeben werden muss, um
die Wirkung der eingeleiteten Maßnahmen auch
bewerten zu können. Daher schlagen wir hier den
31. März 2016 vor.

Meine Damen und Herren, Frau Lieberknecht, Frau
Walsmann, Herr Geibert, Herr Carius und Herr
Reinholz, ich empfehle Ihnen die Zustimmung zur
Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses zur Entlastung der Landesregierung
für das Haushaltsjahr 2012 und das gilt natürlich
auch für die Entlastung des Rechnungshofs für
2012 und verbinde das mit dem Dank an die geleis-
tete Arbeit auch an diejenigen, die sowohl am Be-
richt als auch an der Beschlussempfehlung gear-
beitet haben. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat der Abgeordnete Kieß-
ling das Wort.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr
Dette, liebe Zuschauer auf den Rängen, liebe Da-
men und Herren Abgeordnete, die Entlastung des
Landeshaushalts und die Entlastung des Thüringer
Landesrechnungshofs für das Jahr 2012, das war,
wie gesagt, vor unserer Zeit. Wir können jetzt nicht
allzu viel dazu sagen.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Man
hätte auch die Unterlagen lesen können!)

Sagen Sie bloß! Die haben wir gelesen! Nur, an
den Verhandlungen haben wir nicht teilgenommen
und deswegen wollen wir uns hier auf eine weitest-
gehend grobe Zusammenfassung beschränken.

Der Schuldenberg für Thüringen, der angehäuft
worden ist, wird auch das Land Thüringen in weite-
rer, ferner Zukunft belasten. Wir hoffen, dass die
Leitzinsen nicht weiter steigen, weil damit auch die
weiteren Belastungen im Landeshaushalt steigen.
Wir begrüßen natürlich den Konsolidierungskurs,
den die letzte Landesregierung auf den Weg ge-
bracht und eingeschlagen hat, denn jeder Bürger
weiß, wie schwer es ist, zu sparen. Auch die jungen
Zuschauer oben auf den Rängen wissen, was es
heißt, sparen zu müssen.

Deswegen müssen wir auf einen sehr besorgniser-
regenden Punkt verweisen, denn trotz Schuldentil-
gung von 69 Millionen Euro im Jahr 2012 stieg die
Pro-Kopf-Verschuldung in diesen Jahren um
100 Euro; auch wenn nur um 100 Euro, so sind es
jetzt insgesamt 7.480 Euro pro Kopf. Das heißt, je-
der, vom Kleinkind bis zum Rentner, darf für diese

Summe bürgen. Auch die Zuschauer auf den Rän-
gen bürgen für diese Summe.

Herr Adams hatte vorhin von einer Verbesserung
der Situation gesprochen. Herr Adams, ich bin
überrascht, denn wenn die Pro-Kopf-Verschuldung
steigt, ist es für mich keine Verbesserung, aber
schauen wir mal, was da noch kommt. Und Sie ha-
ben natürlich angesprochen: Reformen werden ge-
braucht! Da stimme ich Ihnen vollumfänglich zu. Da
müssen wir auf alle Fälle etwas tun. Doch bei den
Ausführungen, die wir bis jetzt gehört haben, ob
das zur Verbesserung der finanziellen Situation in
Thüringen beiträgt, daran habe ich so meine Zwei-
fel. Deswegen wird sich die Situation nicht verbes-
sern, wenn wir hier Mehrausgaben generieren.
Aber wir lassen uns überraschen.

Schuldenabbau und Haushaltskonsolidierung sind
das Gebot der Stunde, da weitere Zinszahlungen
Zahlungen sind, die nicht in Thüringen investiert
werden können. Von 2001 bis 2012 ist die Investiti-
onsquote von 23,4 auf 13,4 Prozent gesunken. Das
zeigt das Problem auf, dass weniger Geld zur Ver-
fügung steht, um das Land vorwärtszubringen. Da-
her sollten wir uns stets vor Augen führen, dass wir
Thüringen noch familienfreundlicher machen müs-
sen, denn Kinder sind selbst neben den großen
Zahlen des Haushalts die beste Anlage in die Zu-
kunft unseres Landes. Wir hoffen für uns und unse-
re Kinder und angesichts der aktuellen Pläne der
rot-rot-grünen Landesregierung haben wir eher
Zweifel, ob das wirklich so weitergeht und Vorteile
bringt und ob der Konsolidierungskurs weiterver-
folgt wird. Wir dürfen daher auch die weiteren Ge-
nerationen nicht vergessen, weil hier die Kosten zu
tragen sind.

Wir werden uns in Zukunft auch in die Haushaltsbe-
ratungen einbringen und uns für weitere Haushalts-
konsolidierung sowie Schuldenabbau für ein zu-
kunftsfähiges Thüringen einsetzen. Bei der Abstim-
mung zur Entlastung des Haushaltsjahres werden
wir uns enthalten, da wir in der 5. Legislaturperiode
noch nicht hier im Landtag vertreten waren. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat sich Abgeordneter
Dr. Pidde zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wenn
zwei das Gleiche tun, scheint es noch lange nicht
das Gleiche zu sein. Diese Tatsache möchte ich
anhand der Bemerkung des Rechnungshofs zur
Jahresrechnung 2012 festmachen. Es ist hier
schon gesagt worden, 2012 war finanzpolitisch ein
gutes Jahr. Nach den schwierigen Jahren der Kon-
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junkturkrise 2009, 2010 und auch noch 2011 kam
das Land wieder in finanziell ruhiges Fahrwasser.
Die Steuereinnahmen waren um etwa 550 Millionen
Euro höher als im Jahr 2010 und der schrittweise
Rückgang der Bundesmittel, der Bundesergän-
zungszuweisungen wurde im Jahr 2012 durch deut-
lich höhere Einnahmen aus dem Länderfinanzaus-
gleich fast vollständig kompensiert. So konnte so-
wohl im Soll als auch im Ist 2012 ein Haushalt ohne
neue Schulden erreicht werden. Mehr noch – das
ist hier schon gesagt worden –: Am Jahresende
2012 wurden von dem Geld, was übrig war,
67/68 Millionen Euro in die Tilgung gesteckt, aber
der weitaus größere Teil, nämlich 124,6 Millio-
nen Euro, wurde der Rücklage zugeführt, also etwa
ein Drittel des Überschusses zur Tilgung, aber zwei
Drittel wurden in die Rücklage gepackt. Ich betone
das extra so, weil wir das im vergangenen Jahr
auch hatten.

Das Geld wurde im Haushalt 2013/2014 für zusätz-
liche Ausgaben für die Kommunen vorgesehen. Die
Verfahrensweise, die wir heute auch haben – da-
mals wurde die Landesregierung von der CDU nicht
kritisiert. Heute ist es so. Wo waren denn damals
Ihre Stimmen, die gesagt haben, mehr Tilgung und
weniger in die Rücklage? Davon war nicht die Re-
de.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich muss auch sagen, damals habe ich keine Kritik
vom Rechnungshof an dem damaligen Verhalten
gehört. Aus Sicht der SPD-Fraktion war die Rückla-
genbildung durch Finanzminister Voß im Jahr 2012
genauso richtig wie die Rücklagenbildung von Fi-
nanzministerin Taubert im Jahr 2014. Beide haben
das Gleiche getan und beides ist gleich gut.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich jetzt
noch auf die einzelnen Bemerkungen des Rech-
nungshofs eingehen. Sie zeigen einen weitgehend
sorgsamen Umgang der Landesverwaltung mit den
ihr zur Verfügung stehenden Geldern. Dafür bedan-
ke ich mich ganz herzlich bei allen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Landesverwaltung und der
nachgeordneten Behörden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ganz große Enthüllungen über Mittelverschwen-
dungen, wie wir sie noch vor 20 Jahren hier im
Haus beraten haben, gab es also nicht. Wichtig
sind natürlich die punktuellen Hinweise, die uns der
Rechnungshof gibt, wo doch irgendwelche Fehler
gemacht worden sind, Falscheinschätzungen er-
folgten, weil man aus jedem Fehler auch wieder
entsprechend lernen kann.

Als Beispiel: Bei der im Innenministerium getätigten
Anschaffung für Zugfahrzeuge für die Wasser-
schutzboote der Polizei ist nach der Prüfmitteilung
der Rechnungshofs sogar die Innenrevision des Mi-
nisteriums tätig geworden und hat eine Überprü-

fung des Sachverhalts durch die Staatsanwaltschaft
beantragt. Hier steht das Ergebnis noch aus, sind
wir also gespannt darauf. Ich will auch noch ein
zweites Beispiel nennen, und zwar das Agrarinves-
titionsprogramm. Da hat das Ministerium auf die
Kritik des Rechnungshofs Folgendes ausgeführt:
„Die Empfehlungen des TRH [Thüringer Rech-
nungshofs] werden bei der zukünftigen Ausgestal-
tung des AFP [Agrarinvestitionsförderprogramms]
neben den rechtlichen und politischen Vorhaben
von EU, Bund und Land Berücksichtigung finden.“

Es sind zwei Beispiele für eine ganze Reihe von
Fällen, bei denen die Landesregierung so auf den
Bericht reagiert hat, dass sie sich das angenom-
men hat, akzeptiert hat und Schlussfolgerungen
daraus gezogen hat. Es war auch diesmal kein be-
sonders einfaches Vorgehen. Die Stellungnahme
der Landesregierung stammt noch von der Vorgän-
gerregierung. Die Beratung im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, dazu standen uns die Minister der
jetzigen Regierung zur Verfügung, und trotzdem fin-
de ich dieses Verhalten richtig, dass auf diese
Punkte reagiert worden ist, dass die richtigen Kon-
sequenzen gezogen worden sind.

Nur in wenigen Fällen beharrte die Regierung auf
ihrer Auffassung, dass der Rechnungshof in seinen
Prüfbemerkungen nicht recht hätte. Ich will auch
hier zwei Beispiele nennen: Das eine ist der Tierge-
sundheitsdienst. Hier hat der Rechnungshof ge-
schrieben, dass Leistungen erbracht werden, die
keine Landesaufgaben sind. Dem hat die Landesre-
gierung vehement widersprochen und auch wir se-
hen im Haushalts- und Finanzausschuss, dass der
Rechnungshof das nicht so eingeschätzt hat. Das
zweite Beispiel: die Verbraucherinsolvenzbera-
tungsstellen. Hier gab es unterschiedliche Einschät-
zungen zwischen Rechnungshof und Landesregie-
rung. Wir treten ausdrücklich in diesem Sachverhalt
der Stellungnahme der Landesregierung bei. Das
waren nur ganz wenige Fälle, aber ich wollte sie
auch erwähnen.

Wichtig ist, dass wir als Abgeordnete unserer Kon-
trolltätigkeit gerecht werden, und in der Be-
schlussvorlage – es ist hier schon genannt worden
– sind wichtige Berichte eingefordert worden, zum
Beispiel über die Maßnahmen zur Umsetzung der
IT-Strategie der Landesregierung oder zu Maßnah-
men zur Verringerung des Unterrichtsausfalls an
den Schulen oder auch zur Spielbank Erfurt, die
Ende 2014 geschlossen worden ist. Darunter wol-
len wir mal einen finanziellen Strich ziehen und mal
sehen, wie das Ganze ausgegangen ist.

So viel also zu dem, was wir als Kontrollauftrag in
die Beschlussempfehlung hineingeschrieben ha-
ben.

Ich möchte mich zum Abschluss noch mal ganz
herzlich bedanken beim Rechnungshofpräsidenten
und ich bitte auch, den Dank den Mitarbeitern des
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Rechnungshofs zu übermitteln für ihre akribische
Arbeit, für diesen Rechnungshofbericht. Dieser ist
eine ganz wichtige Grundlage für unsere Arbeit. Ich
bedanke mich aber auch bei der Landesregierung
für den konstruktiven Umgang mit diesem Bericht,
auch bei den Mitgliedern des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses für die gute Beratung, die wir
hierzu durchgeführt haben.

Ausnehmen möchte ich hier die AfD, ich muss das
auch nach dem Vortrag von Herrn Kießling sagen.
Es liegt ein schriftlicher Bericht vor. Es liegt eine
schriftliche Stellungnahme der Landesregierung
vor. Die Landtagsverwaltung fertigt eine Synopse,
wo zu jedem Absatz genau gegenüber steht, was in
dem einzelnen Punkt Meinung und Gegenmeinung
ist, und das kann jeder lesen. Das ist Ihre Arbeit.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und davor können Sie sich auch nicht drücken. Wir
haben den Bericht im Haushalts- und Finanzaus-
schuss ausführlich beraten. Von Ihrer Seite – von
der AfD – kam keine eigene Beschlussvorlage, es
kam nicht einmal ein Änderungswunsch dazu, son-
dern Sie haben das einfach über sich ergehen las-
sen. Sie sind gut in Schaufensterreden, aber die
ernsthafte Arbeit in den Ausschüssen müssen Sie
auch noch angehen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, ich danke für die Auf-
merksamkeit.

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine Wortmeldungen mehr vonsei-
ten der Abgeordneten vor. Für die Landesregierung
hat sich Frau Ministerin Taubert zu Wort gemeldet.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, auch ich möchte mich dem
Dank an den Landesrechnungshof anschließen.
Herr Dette und Herr Gerstenberger, richten Sie Ih-
ren Kolleginnen und Kollegen unseren herzlichen
Dank aus.

Herr Dette hat einmal zu mir gesagt: Frau Taubert,
der Rechnungshof steht immer an Ihrer Seite als Fi-
nanzministerin, denn Sie sind diejenigen, die natür-
lich sehr intensiv darauf schauen und auch die gan-
zen Daten aufnehmen, was mit dem Geld, das der
Thüringer Landtag beschlossen hat, am Ende des
Jahres auch passiert. Insofern haben Sie recht. Als
ich im Ehrenamt angefangen habe – Sie wissen ja,
wenn einer sagt, ich kann schon mit Geld umge-
hen, dann werden Sie im Verein immer Kassierer
oder Schatzmeister, manchmal klingt es auch nach
mehr, als es ist –, gab es mal eine Schatzmeister-

schulung, an der ich teilgenommen habe, Anfang
der 90er-Jahre und da sagte der Revisor: Die Her-
kunft unserer Mittel zwingt uns zur äußerster Spar-
samkeit. – Ich denke, das ist unser gemeinsames
Tun. Die Herkunft unserer Mittel, nämlich der Steu-
ermittel, die wir einnehmen, zwingt uns natürlich zu
äußerster Sparsamkeit.

Nun wissen Sie alle, ich war auch mal Fachministe-
rin gewesen in einem Bereich, in dem ganz viele
Ausgaben wichtig sind. Deswegen, glaube ich, ist
es wichtig, dass man von beiden Seiten schaut.
Das ist auch das Gute an dem gesamten Prozede-
re, das der Rechnungshof mit der Prüfung einleitet,
und mit den Möglichkeiten, die die Landesregierung
hat, zu erwidern, weil eben bei einer äußeren Be-
trachtung nicht alle Faktoren einfließen, warum
man eine Entscheidung für die Geldausgabe in die-
ser Form gemacht hat. Auch da kann ich aus der
Vergangenheit berichten, als ich noch im kommu-
nalen Bereich tätig war und der Landesrechnungs-
hof dann der Kommune sagte, ihr müsst jetzt 8 Mil-
lionen zurückzahlen bei einer Investition, da war
natürlich die Luft ganz dünn gewesen. Wir sind sehr
dankbar, dass wir sowohl mit der Landesregierung
damals und auch mit dem Rechnungshof aufklären
konnten, warum welche Zahlungen erfolgt sind, und
wir auf beiden Seiten auch Zustimmung gefunden
haben, dass die Rückzahlung in der Höhe gar nicht
stattfinden muss. Das ist das Prozedere der Prü-
fung des Landesrechnungshofs.

Für die Schülerinnen und Schüler, die auf der Tri-
büne sitzen: Sie müssen sich vorstellen, Sie be-
kommen zur Klassenfahrt 50 Euro mit, die Geldge-
ber Eltern oder Großeltern sagen, du darfst es für
das und für das einsetzen. Jetzt kommen Sie nach
Hause und der Geldgeber fragt: Was hast du denn
mit dem Geld gemacht? Jetzt wird geprüft und jetzt
werden die Maßstäbe des Geldgebers angesetzt,
ob Sie das Geld richtig ausgegeben haben oder
nicht. So, wenn zwar auch laienhaft, können Sie
sich diese Prüfung vorstellen. Dann müssen Sie
auch mit Ihrem Geldgeber verhandeln, mit dem
Ziel, alles Geld behalten zu dürfen, weil Sie eine
sinnvolle Ausgabe zu Ihrer Klassenfahrt getätigt ha-
ben. So in etwa ist dieses Verfahren. Es ist nur we-
sentlich komplizierter, weil viele Gesetze einzuhal-
ten sind.

Nochmals ganz herzlichen Dank an alle auch von-
seiten der Thüringer Landesregierung. Ich will den
Dank auch auf die Vergangenheit richten, aber
auch in Zukunft die Hoffnung damit verbinden, wir
haben in den letzten fünf Jahren – das kann ich nun
aus eigener Anschauung sagen – gemeinsam zwi-
schen Rechnungshof und den Ministerien sehr viele
Konsultationen gehabt. Auch das, glaube ich, ist et-
was Gutes, was sich entwickelt hat. Man will ja die
Ausgaben so tätigen als Fachminister, als Fachmi-
nisterin, dass sie dann auch konform laufen. Man
muss nicht im Rechnungshofbericht negativ er-
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wähnt werden. Ich glaube nicht, dass das ein Ziel
eines Fachministers oder einer Fachministerin ist.
Die vielen Konsultationen haben dazu geführt, dass
auch die Fehlerquote „geringer“ geworden ist. Auch
das, glaube ich, ist ein Weg, den wir weitergehen
sollen und müssen, damit wir genau den Steuer-
zahlern deutlich machen können, wir halten uns an
den Spruch „Die Herkunft unserer Mittel zwingt uns
zu äußerster Sparsamkeit“, aber wir wollen natür-
lich mit den Mitteln auch gestalten. Dass Gestal-
tung auch eine Aufgabe der Landesregierung ist –
in der Vergangenheit jetzt für das Jahr 2012 ganz
konkret, aber auch für die Zukunft –, das ist mir be-
sonders wichtig.

Lassen Sie mich ein letztes Wort zu der Frage der
Rücklagen sagen. Ich bin mir ganz sicher, dass ich
in guter Fortführung der Überlegung von Dr. Voß
den größeren Teil in der Rücklage behalten habe,
weil ich natürlich weiß, dass er sich auch sehr in-
tensiv mit den Sachsen unterhalten hat, und weiß,
dass mit der Schuldenbremse, die wir jetzt haben,
nicht mehr die Möglichkeit besteht, einfach mal im
nächsten Haushalt einen Kredit aufzunehmen, um
eine Delle in der wirtschaftlichen Entwicklung oder
gar, wie wir es in der Vergangenheit hatten, viele
Jahre Rezession zu überstehen. Genau deswegen
ist es wichtig, dass wir weiterhin die Möglichkeit ha-
ben, Rücklagen zu bilden und aus den Rücklagen
diese wirtschaftlichen Schwankungen abzufedern
oder eben auch Investitionen zu tätigen, denn jeder
von Ihnen, der im kommunalen Bereich sitzt und
Verantwortung übernommen hat im Gemeinderat,
im Kreistag oder im Stadtrat, der weiß ganz genau,
dass eine Kommune, die ihre Pflichttilgung an den
Vermögenshaushalt leisten kann, immer wieder
Kredite aufnehmen kann. Und wir als Land dürfen
das nicht mehr. Schon deshalb ist es geboten, dass
wir Rücklagen einsetzen, Rücklagen bilden, um die-
se notwendigen Investitionen und Schwankungen
auszugleichen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich sehe keine Wortmeldungen mehr. Wir kommen
zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung
des Haushalts- und Finanzausschusses in Druck-
sache 6/392 zu dem Antrag der Landesregierung
auf Entlastung für das Haushaltsjahr 2012. Wer für
die Entlastung stimmt, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Wer stimmt gegen die Entlastung?
Wer enthält sich? Mit der Enthaltung der Stimmen
der AfD ist der Antrag angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses in Drucksache 6/393 zu dem Antrag des
Thüringer Rechnungshofs auf Entlastung für das
Haushaltsjahr 2012. Wer die Entlastung erteilen

möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Mit den
Stimmenthaltungen der Fraktion der AfD wurde der
Beschlussempfehlung gefolgt.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 5

Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses: „Mögli-
ches Fehlverhalten des Thürin-
ger Landesbeauftragten für
den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit als Aufsichts-
behörde im Zusammenhang
mit dem Auffinden, der Siche-
rung, dem Sichten sowie der
Räumung der in einem Akten-
lager in Immelborn im Ju-
li 2013 aufgefundenen Unterla-
gen“
Antrag der Abgeordneten Emde,
Grob, Heym und weiterer Abge-
ordneter der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/206 -
dazu: Gutachtliche Äußerung des

Ausschusses für Migration,
Justiz und Verbraucher-
schutz gemäß § 2 Abs. 3
des Untersuchungsaus-
schußgesetzes
- Drucksache 6/394 -

Das Wort hat Frau Abgeordnete Marx aus dem
Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz zur Berichterstattung.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, wir haben durch Beschluss des Landtags vom
27. Februar 2015 den Antrag auf Einrichtung des
Untersuchungsausschusses gemäß § 2 Abs. 3 des
Untersuchungsausschussgesetzes zur gutachtli-
chen Äußerung über die Zulässigkeit an den Aus-
schuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz
überwiesen. Der Ausschuss für Migration, Justiz
und Verbraucherschutz hat die Frage der Zulässig-
keit des Antrags in seiner 5. Sitzung am 27. Febru-
ar 2015 und in seiner 6. Sitzung am 20. März 2015
beraten.

In der 5. Sitzung hatten wir beschlossen,
zwei Sachverständige in der 6. Sitzung mündlich
anzuhören und die Landtagsverwaltung mit einer
schriftlichen gutachtlichen Stellungnahme zu beauf-
tragen. Die Stellungnahme des Landtags ging am
16. März ein und wurde als Vorlage 6/190 verteilt.
Die schriftliche Vorabstellungnahme vom Sachver-
ständigen Prof. Dr. Ohler vom 16. März 2015 sowie
die Vorabstellungnahme vom Sachverständigen
Prof. Dr. Wolff vom 19. März 2015 gingen ebenfalls
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den Mitgliedern des Ausschusses zur Kenntnisnah-
me zu.

In der 6. Sitzung am 20. März wurden Prof. Dr. Oh-
ler sowie Prof. Dr. Wolff als Sachverständige in öf-
fentlicher Sitzung angehört. Die Teilnehmer fanden
das alles sehr interessant und wie immer gibt es
natürlich unter Juristen auch verschiedene Meinun-
gen. Wir haben dann nach Auswertung der Stel-
lungnahmen und Beratungen als Mitglieder des
Ausschusses für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz mehrheitlich folgende gutachtliche Stellung-
nahme beschlossen. Die besteht aus dem Satz: „Es
bestehen keine verfassungsrechtlichen, gleichwohl
aber europarechtliche Bedenken gegen die Einset-
zung des beabsichtigten Untersuchungsausschus-
ses.“ Über dieses Ergebnis kann jetzt der Landtag
diskutieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen Wortmeldungen vor. Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat die Abgeordnete Berninger,
Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, die sehr lebhafte Anhörung im Ausschuss
und die deutlich unterschiedlichen Positionen der
beiden Gutachter – Herr Prof. Ohler, der den Unter-
suchungsausschuss in der von der CDU gewünsch-
ten Form für zulässig hielt, und der Position des
Herrn Prof. Wolff, der diesen Untersuchungsaus-
schuss aus europarechtlichen Gründen für hoch
problematisch erachtet und den Einreicherinnen ge-
raten hat, lieber auf den Antrag zu verzichten –,
diese sehr lebhafte Anhörung und die Positionen
zeigen, die intensivere Prüfung des Antrags durch
den Ausschuss für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz war sinnvoll, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zu den Gutachten der Professoren kam noch die
von Frau Marx eben benannte gutachtliche Stel-
lungnahme der Landtagsverwaltung hinzu, die
Grenzen des Untersuchungsrechts aufgezeigt hat,
die aus der unabhängigen Stellung des Daten-
schutzbeauftragten zum Schutz der Wirksamkeit
seiner Tätigkeit abzuleiten sind.

Für meine Fraktion ergibt sich aus dieser Debatte
im Ausschuss folgende Positionierung: Das Minder-
heitenrecht, einen Untersuchungsausschuss einzu-
setzen, ist selbstverständlich zu respektieren, so-
weit sich nicht verfassungsrechtliche Schranken
entgegenstellen. Wie die von den Koalitionsfraktio-
nen getragene gutachtliche Empfehlung des Aus-

schusses darlegt, gibt es keine verfassungsrechtli-
chen, sehr wohl aber, wie auch Prof. Wolff in der
Anhörung deutlich gemacht hat, starke europa-
rechtliche Bedenken. Der Ausschuss kann einge-
setzt werden, muss sich aber mit Blick auf die euro-
parechtlich garantierte Unabhängigkeit des Daten-
schutzbeauftragten, die sich auch im Thüringer Da-
tenschutzgesetz wiederfindet, an sehr enge Gren-
zen bei der Untersuchung halten. In dieser Verant-
wortung stehen die Einreicherinnen des Untersu-
chungsantrags, vor allem in Bezug auf die Ausge-
staltung des Fragenkatalogs, den dieser Untersu-
chungsausschusseinsetzungsantrag enthält. Neben
der Unabhängigkeit des Datenschutzbeauftragten
ist auch der verfassungsrechtlich gebotene Schutz
privater und höchst persönlicher Daten Dritter durch
diesen Untersuchungsausschuss zu gewährleisten
und wir können Ihnen versprechen, wir Koalitions-
fraktionen werden sehr genau darauf achten, dass
diese unverzichtbaren rechtlichen Zulässigkeits-
schranken bei der Untersuchung auch eingehalten
werden, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gibt – und das sagen nicht nur die beiden Gut-
achter, sondern zu diesem Schluss kann man auch
in der Auslegung des Grundsatzurteils des Europäi-
schen Gerichtshofs vom März 2010 zur Unabhän-
gigkeit der Datenschutzarbeit kommen – kein abso-
lutes Tabu für die parlamentarische Untersuchung
der Arbeit des Datenschutzbeauftragten als Teil der
staatlichen Verwaltungsstrukturen. Allerdings gibt
es relative Tabus, nämlich die zum Schutz der un-
abhängigen Stellung und Prüfarbeit des Beauftrag-
ten, zumal Deutschland verpflichtet ist, die EU-
Richtlinie, die den Unabhängigkeitsschutz des Da-
tenschutzbeauftragten enthält, umzusetzen. Im
EuGH-Urteil vom 9. März 2010 findet sich im Kapi-
tel zur Würdigung durch den Gerichtshof folgende
Passage – Frau Präsidentin, ich zitiere –: „Was ers-
tens den Wortlaut von Art. 28 Abs. 1 Unterabs. 2
der Richtlinie 95/46 angeht, ist angesichts des Feh-
lens einer Definition in der Richtlinie auf den ge-
wöhnlichen Sinn der Wendung ‚in völliger Unabhän-
gigkeit‘ abzustellen. In Bezug auf öffentliche Stellen
bezeichnet der Begriff ‚Unabhängigkeit‘ in der Re-
gel eine Stellung, in der gewährleistet ist, dass die
betreffende Stelle völlig frei von Weisungen und
Druck handeln kann. Entgegen dem Standpunkt
der Bundesrepublik Deutschland deutet nichts dar-
auf hin, dass das Unabhängigkeitserfordernis allein
das Verhältnis zwischen den Kontrollstellen und
den ihrer Kontrolle unterstellten Einrichtungen be-
träfe. Im Gegenteil wird der Begriff ‚Unabhängigkeit‘
durch das Adjektiv ‚völlig‘ verstärkt, was eine Ent-
scheidungsgewalt impliziert, die jeglicher Ein-
flussnahme von außerhalb der Kontrollstelle, sei sie
unmittelbar oder mittelbar, entzogen ist.“
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Diese in dem genannten Zitat angeführten Feststel-
lungen sind so grundsätzlich in ihrer Aussage, mei-
ne Damen und Herren, dass der im Gutachten der
Landtagsverwaltung auf Seite 20 gemachten Aus-
sage – Zitat –: „Vielmehr ist das parlamentarische
Kontrollrecht gänzlich anders gegründet und gear-
tet als die vom EuGH als unzulässig angesehene
staatliche Aufsicht.“ nur mit Blick auf die rechtliche
Grundlage, aber nicht mit dem Blick auf den Begriff
„geartet“ zugestimmt werden kann, den ich so inter-
pretiere, dass gemeint ist, in der Art ihrer Wirkungs-
weise, wenn man „geartet“ schreibt.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Hauptsa-
che nicht „entartet“!)

Dem kann man nicht zustimmen, denn bestimmte
Arten und Weisen der parlamentarischen Untersu-
chungen können sehr wohl vergleichbares fakti-
sches Druckpotenzial enthalten wie Handlungen ei-
ner staatlichen Aufsicht. Darauf haben beide Anzu-
hörende, Prof. Ohler und Prof. Wolff, in unter-
schiedlicher Ausprägung zwar, aber doch mehrfach
in der mündlichen Ausschussanhörung hingewie-
sen.

Das EuGH-Urteil enthält keine ausdrückliche Ent-
scheidung über die Zulässigkeit eines Parlaments-
untersuchungsausschusses. Es macht aber deut-
lich, dass der Unabhängigkeitsschutz ein Instru-
ment zum Schutz der wirksamen Arbeit des Daten-
schutzbeauftragten und nicht absolut zu sehen ist.
Damit ist aber die Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses in ihren Abläufen so zu gestalten, dass
sie nicht zum nach diesem EuGH-Urteil verbotenen
Einflussnahmeinstrument und Druckmittel werden
darf. Das heißt, die Untersuchung muss so verlau-
fen, dass durch den Untersuchungsausschuss –
eingeschlossen auch der öffentliche Umgang damit,
meine Damen und Herren – der Datenschutzbeauf-
tragte und seine Arbeit nicht so polemisierend an
den Pranger gestellt werden, dass seine Hand-
lungsmöglichkeiten und seine Amtsautorität mit
Blick auf laufende datenschutzrechtliche Vorgänge
leiden.

Als Eckpunkte sind unverzichtbar zu berücksichti-
gen, dass der Untersuchungsausschuss keine lau-
fenden Verfahren in seine Arbeit einbeziehen darf,
denn das wäre eine verbotene unmittelbare Einmi-
schung. Das heißt aber auch, dass eine an sich zu-
lässige Untersuchung so sachlich und ausgewogen
in ihrer Sachverhaltsaufklärung sein muss, dass
hier kein Missbrauchspotenzial entsteht. Meine Da-
men und Herren der CDU, den Eindruck haben Sie
zumindest dadurch erweckt, dass bereits in der In-
nenausschusssitzung am 19. Februar Ihrerseits kei-
ne Fragen mehr offen waren, als es auf Ihren An-
trag hin um genau diesen von Ihnen im Untersu-
chungsausschuss thematisierten Sachverhalt ging.

Es darf keine Prangerwirkung zulasten des Beauf-
tragten entstehen, vielmehr – darauf möchte ich

deutlich hinweisen – müssen auch die Verantwor-
tung und das Fehlverhalten anderer Beteiligter im
Rahmen der Untersuchung aufgeklärt werden.

(Beifall Abg. Dr. Scheringer-Wright, DIE LIN-
KE)

Eine gewisse Einseitigkeit lässt sich aber in dem
Widerspruch erkennen, dass sich der Titel bzw. der
Obersatz Ihres Untersuchungsausschussauftrags
nur auf den Datenschutzbeauftragten bezieht und
dann wiederum aber Fragen gestellt werden, die
schon jetzt erkennbar eben nicht nur seinen Verant-
wortungsbereich betreffen, zum Beispiel in der Fra-
ge 18 im Teil B Ihres Antrags, in der es um den Zu-
tritt Unbefugter geht. Leider werden im Untersu-
chungsausschussantrag Fragen zu Verantwortlich-
keiten anderer, die zuungunsten seiner Arbeit ge-
gebenenfalls nicht eingehalten wurden, nicht aus-
drücklich gestellt, zum Beispiel ein mögliches Fehl-
verhalten des Innenministeriums oder der Polizei.

Hier muss man zumindest das Stichwort „Unterstüt-
zungspflicht“ nennen. § 38 Abs. 1 Satz 1 im Thürin-
ger Datenschutzgesetz lautet: „Der Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz und seine Beauftragten
sind von allen öffentlichen Stellen in der Erfüllung
ihrer Aufgaben zu unterstützen.“ Zwar ist der Unter-
suchungsausschuss gerade kein Strafprozess, aber
angesichts der strengen Vorgaben des EuGH ver-
bietet sich politisch instrumentelle Einseitigkeit in
der Arbeit des Untersuchungsausschusses zur
Sachverhaltsermittlung.

Der Unabhängigkeitsschutz bezieht sich auf den
Schutz der Arbeit im Bereich der Aufsicht über pri-
vate Daten vor verbotener staatlicher Einmischung
über den indirekten Weg der Aufsicht über den Da-
tenschutzbeauftragten. Diese Schutzgrenze hat
dann aber auch der Untersuchungsausschuss als
Teil einer öffentlichen Einrichtung bzw. eines staat-
lichen Verfassungsorgans zu wahren. Das hat
Prof. Ohler indirekt in Punkt 10 seiner schriftlichen
Stellungnahme angesprochen, in dem er sich zu
den Verfahrensvorkehrungen geäußert hat, wäh-
rend das Landtagsgutachten leider auf diesen
Punkt nicht eingeht. Beide Gutachten sind aber un-
seres Erachtens an diesen Stellen mit Blick auf die
Vorgaben des EuGH zu schwach. Im Untersu-
chungsantrag gibt es Fragen, zum Beispiel die Fra-
gen 2 und 3 oder die Frage 20 im Teil B, die nach
konkreten Inhalten der Akten fragen. Solche Fragen
sind aber unter den eben genannten Kriterien als
unzulässig einzustufen.

Der Datenschutzbeauftragte, meine Damen und
Herren, unterliegt der Verschwiegenheitspflicht. So-
weit sich Fragen auf konkrete Gesprächsinhalte,
zum Beispiel die in den Fragen 5 und 6, beziehen,
stellen Angaben dazu eine Verletzung dieser Ver-
schwiegenheitspflicht dar, die in § 36 des Daten-
schutzgesetzes geregelt ist. Nach § 36 Abs. 4 ent-
scheidet der Datenschutzbeauftragte selbst über ei-
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ne Aussagegenehmigung für sich. Das ist Ausdruck
seiner unabhängigen Stellung in seiner daten-
schutzrechtlichen Arbeit. Dieser Punkt fällt, auch
wenn er dort nicht direkt angesprochen ist, mit un-
ter den Unabhängigkeitsschutz durch Verfahren,
den Prof. Ohler in seiner Stellungnahme ansprach.
Sollte sich der Datenschutzbeauftragte überhaupt
zur Aussage entschließen, dann hat er an diesen
Stellen ein umfassendes Recht auf Vertraulichkeit
der Sitzung, meine Damen und Herren. Gestützt
wird dieser Schutz auch durch ein Aussageverwei-
gerungsrecht im Bundesdatenschutzgesetz, das
ebenfalls bei Bedarf auf Landesebene anwendbar
ist.

Die im EuGH-Urteil angesprochene weitreichende
Unabhängigkeit verwehrt zwar nicht die parlamen-
tarische Sachaufklärungsarbeit, soweit bestimmte
datenschutzrechtliche und andere Vorgaben be-
rücksichtigt sind, aber man muss in Abwägung zwi-
schen Untersuchungsrecht des Parlaments und Un-
abhängigkeit der Arbeit des Datenschutzbeauftrag-
ten von Folgendem ausgehen: Der Abschlussbe-
richt darf eine wertungsfreie Sachverhaltsdarstel-
lung als Ergebnis der Aufklärungsarbeit enthalten.
Der Abschlussbericht darf aber keine Handlungs-
empfehlung für die Gestaltung der zukünftigen Ar-
beit des Datenschutzbeauftragten enthalten. Hand-
lungsempfehlungen dürfen sich höchstens auf die
Ebene der Gesetzgebung beziehen. Denn die Dar-
stellung von Handlungsempfehlungen an den Be-
auftragten in einem öffentlich zugänglichen Bericht
enthielte im Sinne der EuGH-Rechtsprechung ver-
botenes Druckpotenzial auf die Unabhängigkeit der
Stellung und der laufenden und auch der zukünfti-
gen inhaltlichen Arbeit. Angesichts der angespro-
chenen problematischen Sachverhalte sollten die
entsprechenden Fragen von den Einreicherinnen
und Einreichern aus dem Fragenkatalog genom-
men werden und bei Fragen, die die gesetzliche
Verschwiegenheitspflicht betreffen, zumindest in
der Antragsbegründung deutlich gemacht werden,
dass die Problemlage hinsichtlich der Anforderun-
gen an die Verfahrensgestaltung im Untersu-
chungsausschuss erkannt wurde. Hinzu kommt,
dass die Einreicherinnen und Einreicher auch ge-
halten sind, im Rahmen einer sachlichen und von
missbräuchlicher Polemik freien Aufarbeitung die
Mitverantwortung anderer Beteiligter an Fehlern
und Missständen umfassend und zutreffend zu er-
fassen. Noch besser wäre es allerdings unserer An-
sicht nach, aus den angesprochenen europarechtli-
chen Gründen auf diese Untersuchung zu verzich-
ten, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat der Abgeordnete
Brandner das Wort.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, liebe Schüler und Leh-
rer! Zunächst, Frau Berninger, vielen Dank für Ihre
kurzen, knackigen und unterhaltsamen Ausführun-
gen, die allerdings weitestgehend an der Sache
vorbeigingen. Ich darf noch mal in Erinnerung ru-
fen, dass es hier nicht um den klassischen Daten-
schutzbeauftragtenfall geht, sondern darum, dass
zufällig in Thüringen Berge von Akten gefunden
wurden, die freiwillig von den Berechtigten zur Ver-
nichtung herausgegeben wurden. Daraufhin gab es
eine Problematik, was wir mit diesen Akten ma-
chen: Vernichten wir die, bewachen wir die? Und
daraus entsponn sich in der letzten Legislaturperi-
ode ein Streit zwischen Altparteien.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Es
scheint ein Problem Ihrer Fraktion zu sein,
dass Sie den Sachverhalt nicht verstehen!)

(Unruhe DIE LINKE)

Also der klassische Fall des Datenschutzbeauftrag-
ten ist völlig anders. Trotzdem, Frau Berninger, ich
höre immer gern zu und heute ganz besonders.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, Sie werden es auch
nicht gern hören, aber vor Ihnen steht ein Prophet
am Rednerpult. Vor einem Monat etwa stand ich
hier und habe Ihnen gesagt: Bei der Frage Immel-
born-Untersuchungsausschuss, da geht es um
Zank zwischen Altparteien und um nichts anderes,
um „olle Kamellen“ aus der letzten Legislaturperi-
ode zwischen einem SPD-Datenschutzbeauftragten
und der damaligen Regierungsfraktion, die heute
neben uns in der Opposition sitzt, und um nichts
anderes. Genau diese prophetische Gabe hat sich
dadurch gezeigt, dass genau das passiert ist: Eine
Sondersitzung des Justizausschusses jagte die an-
dere, die Politiker stritten sich, wie Politiker sich
eben streiten,

(Beifall AfD)

also auch auf einem Niveau, das sogar für uns von
der Niedrigkeit her überraschend war, was sich da
abgespielt hat.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Mit Niedrigkeit beim Ni-
veau kennen Sie sich aus!)

Also, Zank zwischen Altparteien – eigentlich geht
uns das gar nichts an. Ich stand hier auch als Pro-
phet und habe Ihnen gesagt: Wir als AfD – eine
Fraktion, die neu im Landtag sitzt, die über elf Frak-
tionsmitglieder verfügt – haben nicht den leisesten
Zweifel daran, dass dieser Ausschuss zulässig ist.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Sie mit Ihren Regierungsblockfraktionen mit 46 Mit-
gliedern, Scharen und Heerscharen von Mitarbei-
tern und Referenten, Zugriff auf die Ministerien, Sie
kamen zu einem gegenteiligen Schluss.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Höre
ich da Neid?)

– Ja, absolut. – Daraufhin haben wir dann die An-
hörung, die auch überflüssig war, im Ausschuss
durchgeführt und der Ausschuss kam dann nach Ih-
rer wunderbaren Zuarbeit zu dem Ergebnis, das wir
schon vor einem Monat kannten, dass es nämlich
gar kein Problem damit gibt, dass der Ausschuss
natürlich zulässig ist, und zwar genau so, wie die
CDU ihn sich wünscht. Auch insoweit prophetische
Gaben!

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Blas-
phemie!)

Nicht ganz so weit gehen die prophetischen Gaben
beim dritten Punkt, den ich vor einem Monat ange-
sprochen habe, nämlich den, dass dieser Streit
Thüringen keinen Millimeter weiterbringen wird.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Wen
beten Sie an, wenn die AfD …)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wahr-
scheinlich sein Spiegelbild!)

Sie werden sich wieder zoffen im Untersuchungs-
ausschuss, Sie werden wertvolle Lebenszeit ver-
schwenden und wie sagt man bei der Sitzung – das
ist der Sieg des Hintern über den Kopf –, diesen
Sieg wird der Hintern wahrscheinlich davontragen
in diesem Untersuchungsausschuss.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Herr
Brandner, wenn wir Ihnen zuhören müssen,
…)

Also, es wird immer hinreichender deutlich, dass
wir den Ausschuss für überflüssig halten, gleich-
wohl aber die Minderheitenrechte in diesem Parla-
ment achten – wir gehören nicht zuletzt auch zu
dieser Minderheit – und wir deshalb diesem Aus-
schuss zustimmen würden und auch werden.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: In dieser Sache gehören
Sie nicht zu dieser Minderheit!)

Hinzu kommt natürlich, dass wir der charmanten
Kollegin Henfling den Vorsitz gönnen und auch
deshalb nicht anders können, als dem Ausschuss
zuzustimmen. Wir hoffen sehr, dass Sie dann unter
der Stellvertretung mit unserem Herrn Rudy, der
hoffentlich nach parlamentarischen Gepflogenhei-
ten von Ihnen auch akzeptiert wird, vernünftig ar-
beiten werden.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ein Gerücht kursiert hier
durch die Gänge und das möchte ich am Ende
noch einmal ansprechen, weil ich hoffe, dass Sie
das ausräumen können. Es kursiert das Gerücht,
dass dieser Zirkus, was die Zulässigkeit, den Aus-
schuss einzusetzen, anging, nur deshalb veranstal-
tet wurde, um die Reihenfolge der Einsetzung der
Ausschüsse zu ändern, nämlich dass nicht der Im-
melborn-Ausschuss vor dem NSU-Ausschuss ein-
gesetzt wird, weil ansonsten die werte Kollegin
Marx, die ich sehr schätze, den Vorsitz im NSU-
Ausschuss nicht bekommen hätte. Dieses Gerücht
–

(Zwischenruf aus dem Hause: Das ist nicht
wahr!)

ist nicht wahr? Ich bin dankbar, denn wenn es wahr
wäre, dann muss ich sagen, eine solch perfide Poli-
tik hätte ich im Thüringer Landtag nicht erwartet
und das hätte mich sehr enttäuscht und Sie hoffent-
lich auch. Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Brandner, Sie haben sich ja zweimal umge-
dreht und ich erteile Ihnen jetzt zu Ihrer Äußerung
mit dem Hinterteil, und natürlich haben wir auch
keinen Zirkus, eine Rüge.

(Unruhe AfD)

(Beifall DIE LINKE)

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich
die Abgeordnete Rothe-Beinlich zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, eigentlich reden wir hier
über ein ernsthaftes Thema, dachte ich. Deswegen
werde ich auf die Blasphemie von Herrn Brandner
auch nicht weiter eingehen. Nur so viel: Hochmut
kommt vor dem Fall. Seien Sie sicher, meine sehr
geehrten Damen und Herren!

(Unruhe AfD)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben im Justizausschuss in der Tat eine sehr
spannende Sitzung erlebt, weil dort zwei Sachver-
ständige aufgetreten sind, die sehr detailliert ihre je-
weiligen Positionen dargelegt haben. Ich würde das
nicht als einen Streit bezeichnen, den wir dort erlebt
haben, sondern als etwas, was viel zu selten statt-
findet, nämlich einen fundierten Austausch unter-
schiedlicher Positionen und dafür bin ich in der Tat
sehr dankbar,
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

denn es ging um eine sehr grundsätzliche Frage.
Es ging darum, zu schauen: Gibt es gegebenenfalls
verfassungsrechtliche oder europarechtliche Zwei-
fel, die begründet sind bei der Einsetzung des von
einer Minderheit beantragten Untersuchungsaus-
schusses zu Immelborn? Wir sind nach ausführli-
cher Beratung zu dem Schluss gekommen, dass
verfassungsrechtliche Bedenken in der Tat nicht
bestehen, wohl aber europarechtliche Bedenken.
Das muss uns selbstverständlich zu denken geben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das be-
trifft insbesondere eine Vielzahl von Fragen, die
von den Antragstellenden aus der CDU formuliert
wurden. Ich will ganz deutlich sagen, wir als Frak-
tion bestehen nicht auf einer Klärung dieser
schwerwiegenden Rechtsfragen im Vorfeld des
Ausschusses, weil es uns ganz wichtig ist, Minder-
heitenrechte niemals zu beschneiden. Deswegen
haben wir auch über diese Inhalte an der Stelle
nicht diskutiert.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe CDU, AfD)

Wir betrachten das Minderheitenrecht als hohes
Gut der parlamentarischen Demokratie. Wenn ich
in die Verfassung, in § 64, schaue, dann gehe ich
davon aus,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: In der Ver-
fassung sind das Artikel und keine Paragra-
fen!)

dass nach der erfolgten Prüfung, die uns nach dem
Untersuchungsausschussgesetz zusteht, die auch
im Justizausschuss durchgeführt wurde, heute die-
ser Ausschuss selbstverständlich eingesetzt wird,
meine sehr geehrten Damen und Herren. Allerdings
werden wir im Ausschuss sehr genau darauf ach-
ten,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wir auch!)

dass nicht gegen die Europäische Datenschutz-
richtlinie und die Grundsätze des Urteils des EuGH
aus dem Jahr 2010 verstoßen wird. Da freue ich
mich ja, wenn Herr Mohring da auch sehr genau
darauf achten möchte.

(Beifall AfD)

Ich sage es noch mal: Die Unabhängigkeit des Da-
tenschutzbeauftragten ist für einen wirksamen Da-
tenschutz unerlässlich. Ich hoffe, da sind wir uns al-
le einig. Eine unzulässige Ausforschung gerade
dieses Beauftragten darf niemals betrieben werden,
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wie gesagt: Beide Gutachter haben übereinstim-
mend festgestellt – es gab da nicht nur Differen-
zen –, dass dem Datenschutzbeauftragten ein ge-
schützter Kernbereich zusteht, in dem er seine Ent-
scheidungen ganz frei von der Einflussnahme von
außen treffen können muss. Umstritten war bei den
Gutachtern – und ich glaube, auch da sind wir uns
einig – lediglich, wie weit dieser Kernbereich im
Einzelnen geht. Deswegen werden wir im Laufe der
Sitzungen des Untersuchungsausschusses jeweils
im Einzelfall prüfen müssen, ob und wie dies ge-
währleistet ist, damit die Unabhängigkeit unseres
Beauftragten in jedem Fall geschützt ist, meine
sehr geehrten Damen und Herren. Die Unabhän-
gigkeit dient übrigens auch dem Schutz der von
den Entscheidungen des Beauftragten Betroffenen
– wir reden hier über den Schutz von Rechten Drit-
ter. Ich meine, auch die sollten wir sehr, sehr ernst
nehmen.

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und
Herren – ich glaube, das war in der Tat eine der
spannendsten Justizausschusssitzungen in der
letzten Zeit –, hoffe ich, dass wir heute hier nach
dem Minderheitenrecht eine Einsetzung des Aus-
schusses erleben dürfen und dann hoffentlich eine
sachliche und fachliche Zusammenarbeit in dem
Ausschuss, die immer wieder deutlich macht: Unser
Datenschutzbeauftragter bekommt jedes Recht ge-
währt, das ihm zusteht. Seine Unabhängigkeit ist
uns da ganz besonders wichtig. Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der CDU hat sich der Abgeordnete
Scherer zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Scherer, CDU:

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Erkläre mal,
was Artikel sind und Paragrafen!)

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Kollegin Berninger, Sie haben ja einen schö-
nen Vortrag gehalten, wie ein Untersuchungsaus-
schuss abzulaufen hat. Ich wäre froh, wenn das in
anderen Untersuchungsausschüssen auch so be-
herzigt werden würde, wie Sie es vorhin vorgetra-
gen haben.

(Beifall CDU)

Wir haben den Untersuchungsausschuss zu den
Vorgängen des Auffindens, der Sicherung der Ak-
ten, den Anforderungen an deren Sichtung und
schließlich der Räumung des Lagers in Immelborn
durch die Vernichtung der Akten beantragt. Wir ha-
ben es deshalb beantragt, weil es Anhaltspunkte
gibt, dass vorliegend ein Skandal aufgebaut worden
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ist, dass hier vor einem Skandalhintergrund ein ge-
richtliches Verfahren in Gang gesetzt worden ist un-
ter Berufung auf das Grundrecht, auf den Schutz
persönlicher Daten und dies alles plötzlich nicht
mehr notwendig gewesen sein soll, keine Sortie-
rung von Akten, keine Sichtung des Inhalts, keine
Amtshilfe, um dies leisten zu können, und offenbar
auch kein Schutz persönlicher Daten durch die
Rückgabe der Akten an vermeintlich Betroffene,
sondern sang- und klanglos einfach die Vernich-
tung der Akten.

(Beifall CDU)

Wieso spielen die hehren Gründe des Datenschut-
zes plötzlich keine Rolle mehr? Wieso kann man
einfach Akten vernichten,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wer sagt denn, dass die Ak-
ten vernichtet wurden?)

ohne den von den Daten Betroffenen ermittelt zu
haben und ohne dessen Recht auf informationelle
Selbstbestimmung wiederhergestellt zu haben, was
zum Beispiel der Abgeordnete Adams so eingefor-
dert hat. Eigentlich hätten diese Fragen von ande-
ren gestellt werden müssen, von denen, die all dies
zuvor im Tonfall der Entrüstung eingefordert haben.

(Beifall CDU)

Aber erstaunlicherweise kommt von deren Seite
nicht nur nichts in dieser Art, im Gegenteil, gerade
die Fraktionen, die sehr laut zur Skandalisierung
beigetragen haben, versuchen jetzt, eine nähere
Untersuchung zu verhindern, selbst wenn der Aus-
schuss eingesetzt wird. Ich komme nachher auf das
Thema noch mal zurück.

Sie haben behauptet, die Unabhängigkeit des Da-
tenschutzbeauftragten stünde einer solchen Unter-
suchung entgegen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Zumindest ist das fraglich!)

Das zeugt von einer geradezu naiven Vorstellung,
Herr Adams, von Unabhängigkeit – wenn man da-
von ausgeht, dass das Argument, so wie es vorge-
bracht wurde, überhaupt ernst gemeint war und
nicht nur zur Show dienen sollte.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie wollten direkt in die Arbeit ein-
greifen. Das klärt man doch mal vorher!)

Es ist offensichtlich, dass Unabhängigkeit nicht
heißt, dass ein Datenschutzbeauftragter tun und
lassen kann, was er will.

(Beifall CDU)

Ich hatte schon bei der ersten Lesung darauf hinge-
wiesen, dass der Landesdatenschutzbeauftragte
nach dem Thüringer Datenschutzgesetz in einem
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht und auf-

grund dessen trotz seiner – im Übrigen nicht in der
Verfassung, sondern nur im Datenschutzgesetz –
verankerten Unabhängigkeit nach § 40 Abs. 6 Da-
tenschutzgesetz dazu verpflichtet ist, dem Landtag
gegenüber Rede und Antwort zu stehen.

Dies kann in einem regulären Ausschuss gesche-
hen, aber eben genauso in einem Untersuchungs-
ausschuss, wobei es ein fadenscheiniges Argument
und zudem noch ein falsches Argument ist, zu be-
haupten, weil eine Angelegenheit in einem Aus-
schuss behandelt worden sei, dürfe sie nicht mehr
Gegenstand eines Untersuchungsausschusses
sein. So einfach kann man es sich nicht machen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Keine Fragen mehr offen!)

Das Untersuchungsrecht eines Untersuchungsaus-
schusses geht weit über das hinaus, was ich in ei-
nem normalen Ausschuss überhaupt klären kann.
Damit kann man es nicht aushebeln. Auch der im
Justizausschuss bei der Anhörung aufgetauchte
Vergleich, es sei eine Unabhängigkeit ähnlich der
eines Richters, hinkt. Gerade zur Unabhängigkeit
des Richters gibt es genügend Entscheidungen, ge-
nügend Rechtsprechung, wie dies zu verstehen ist.
Letztlich hat ein Betroffener dort die Möglichkeit, die
in Unabhängigkeit getroffene Entscheidung durch
andere Richter, zum Teil in mehreren Instanzen,
überprüfen zu lassen, das heißt, es gibt gerade dort
durchaus eine Kontrollinstanz, die sogar Abände-
rungsbefugnis hat. Dennoch stellt niemand die Un-
abhängigkeit des Richters infrage.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Doch, im Einzelfall!)

Ja, Sie vielleicht! Dass Sie die infrage stellen, kann
ich mir gut vorstellen, Herr Kuschel!

(Beifall CDU)

Nun hatten wir im Ausschuss drei sachverständige
Begutachtungen zur Frage der Verfassungsmäßig-
keit des Untersuchungsausschussantrags. Alle drei
sind zu dem Ergebnis gekommen, dass die durch
den Untersuchungsausschussantrag beabsichtigte
Aufklärung des geschilderten Sachverhalts mit der
Verfassung in Einklang steht. So hatten wir als
CDU unseren Antrag an das Plenum auch formu-
liert. Leider hat die Regierungskoalition diesen An-
trag verbessert, indem sie die jetzt vorliegende Äu-
ßerung des Justizausschusses beschlossen hat,
die neben der Feststellung, dass keine verfas-
sungsrechtlichen Bedenken bestehen, die Formu-
lierung enthält, es bestünden aber europarechtliche
Bedenken.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Europarechtlich ist es nicht festgelegt!)

Solche Bedenken sehen wir nicht, Frau Berninger,
und die sehen auch Prof. Ohler und das Gutachten
der Landtagsverwaltung nicht!
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(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Aber Herr Wolff und wir
sehen das so!)

Gerade Prof. Ohler hat sich mit den europarechtli-
chen Gesichtspunkten auseinandergesetzt und ist
zu dem Schluss gekommen, dass die europarechtli-
che Garantie der Unabhängigkeit der Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses nicht entgegen-
steht.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Aber wir hatten doch einen Antrag vorliegen!)

Ich zitiere aus dessen schriftlicher Stellungnahme,
mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin: „Art. 28 Abs. 1
UAbs. 2 Richtlinie 95/46 ist rein funktional zu
verstehen und dient, wie der EuGH hervorgehoben
hat, der Einhaltung der Vorschriften zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten. Sie steht nach der Rechtspre-
chung des EuGH weder einer gerichtlichen noch ei-
ner parlamentarischen Kontrolle des Datenschutz-
beauftragten entgegen.“

Richtig ist, dass die Unabhängigkeit dafür steht,
dass der Datenschutzbeauftragte keinen fach- oder
rechtsaufsichtlichen Weisungen unterliegt. Das hat
auch der EuGH so festgestellt. Nicht festgestellt hat
er, dass es keine parlamentarische Kontrolle geben
dürfe, die etwas anderes ist als eine staatliche Auf-
sicht.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Scherer, gestatten Sie eine An-
frage der Abgeordneten Berninger?

Abgeordneter Scherer, CDU:

Nein.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Schade!)

Sie wissen doch noch gar nicht, was sie fragen
wollte, Herr Adams. Da können Sie doch nicht
schon „schade“ sagen!

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ihre Antwort hätte mich auf jeden
Fall interessiert!)

Im Ergebnis aller Erörterungen

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

haben wir keine Zweifel, dass auch Europarecht
der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses
nicht entgegensteht. In unserem Einsetzungsantrag
bitten wir allerdings, den letzten Satz zu streichen,
der sich durch Zeitablauf erledigt hat.

(Heiterkeit AfD)

Im Übrigen bleiben wir bei unserem Einsetzungsan-
trag unter Verweis auf § 2 Abs. 2 Untersuchungs-
ausschussgesetz, in dem steht: „Der Landtag hat
auf einen verfassungsrechtlich zulässigen Antrag
von einem Fünftel seiner Mitglieder die Pflicht,
einen Untersuchungsausschuss einzusetzen.“ Wir
werden sehen, inwieweit Sie hier zwar einer Einset-
zung zustimmen, um dann möglicherweise – das
werden wir sehen, das hat sich vorhin angedeutet –
im Untersuchungsausschuss weitgehend zu
blockieren. Danke schön.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat sich die Abgeordnete
Marx zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Marx, SPD:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte
Frau Präsidentin, zu den juristischen Fragen ist ja
jetzt sehr ausführlich vorgetragen worden. Vielleicht
noch mal zu dem Skandal oder Nichtskandal, weil
auch Sie, Herr Brandner, gesagt haben, da wäre es
doch eigentlich nur um Müll gegangen. Also noch
mal, um hier den Irrtum aufzuräumen, was da ei-
gentlich passiert war: Es befand sich dort eine La-
gerhalle und darin waren nicht Müllakten, die waren
dem pleitegegangen Unternehmer nicht zum Weg-
werfen überlassen worden, sondern zum Lagern in-
nerhalb der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darunter befanden sich hochsensible Daten, unter
anderem von Arztpraxen und Personalakten. Es
war natürlich aufgrund der Pleite des Unterneh-
mens und des offenbar schon längeren Verlassens
dieses Gebäudes nach der Einstellung des Insol-
venzverfahrens so, dass bei einer gewissen Anzahl
von Akten die Lagerungsfrist mittlerweile schon ab-
gelaufen war. Dieses aber festzustellen, was dort
eigentlich liegt und was schon vernichtet werden
kann und was aber noch zu lagern ist, war eine Sa-
che, die einer fachkundigen Untersuchung bedurfte
und die dann auch angemahnt worden ist am An-
fang vom Datenschutzbeauftragten ganz zu Recht
und die er aus eigenen Kräften nicht zustande brin-
gen konnte, jedenfalls nicht zeitnah. Da es dann zu
dem bekannten Streit darüber gekommen ist, ob
hier die Landesregierung zur Amtshilfe verpflichtet
sei oder nicht mit unterschiedlichen Ansichten und
der damit verbundenen Klage, ist natürlich eine
Reihe Zeit ins Land gegangen. In der Zeit ist natür-
lich nicht nichts passiert, sondern der Datenschutz-
beauftragte hat natürlich solange mit den ihm zur
Verfügung stehenden sparsamen Kräften in dieser
Lagerhalle, in diesem Gebäude weiter gearbeitet
und hat versucht zu trennen und hat auch relativ
viele Akten schon heraussortiert, was ist Abfall und
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was ist noch aufzuheben bzw. was kann an noch
existierende Einlieferer zurückgegeben werden. So
sind von diesem Aktenbestand, der sich von einer
anfangs geschätzten Zahl von 250.000 auf etwa
450.000 hochgeschoben hat, dann auch – wenn ich
das jetzt richtig in Erinnerung habe, nageln Sie
mich nicht darauf fest – in fast zwei Jahren unge-
fähr 80.000 Akten aussortiert und zurückgegeben
worden. In der Zeit musste ja was passieren. In der
Zeit musste allerdings auch das Gebäude bewacht
werden, in der Zeit ist öfter auch mal eingebrochen
worden, weil man das ja nicht rund um die Uhr be-
streifen oder von Mitarbeitern des Datenschutzbe-
auftragten bewachen konnte. Jetzt nach der langen
Zeit ist am Ende die Zahl von Akten, die noch zu la-
gern waren, dann geringfügiger als am Anfang und
es waren viele Müllakten da. Deswegen ist es auch
erst jetzt möglich gewesen, einen Abfallunterneh-
mer zu finden und zu beauftragen, mit dem dann
verbliebenen Müll umzugehen. Das ist der ganze
Skandal, der keiner ist. Es ist eine einfache Erklä-
rung, die hätten Sie auch im Innenausschuss schon
bekommen können, aber – wie schon vorher ge-
sagt – die wollten Sie ja nicht, Sie wollten einen Un-
tersuchungsausschuss. Sie bekommen heute Ihren
Untersuchungsausschuss, weil es ein Minderhei-
tenrecht ist.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das ist ja
auch unser Recht!)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das ist
doch nicht deine Gnade!)

(Unruhe CDU, DIE LINKE)

Die Frage ist aber: Wird sich das für Sie lohnen?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das werden
wir ja sehen!)

Da ist etwas, was Sie gar nicht beachten. Sie ha-
ben die Schwelle zur Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses gegen ein Organ des Land-
tags sehr niedrig gesetzt. Das hat auch in der juris-
tischen Auseinandersetzung eine Rolle gespielt.
Herr Ohler hat das Europarecht sozusagen wegge-
wischt, weil er gesagt hat, der Landesbeauftragte
ist eigentlich Teil der Exekutive, so was wie Regie-
rung. In Europa kann man die Regierung auch kon-
trollieren, also kann man das auch in Thüringen mit
dem Datenschutzbeauftragten.

Prof. Wolff, ein sehr renommierter Kollege, hat ge-
sagt, das ist nach der Einordnung im Thüringer
Landesrecht ganz anders. Der Landesbeauftragte
ist ein Teil des Landtags, er ist beim Landtag ange-
siedelt, das sagen alle Rechts- und Verfassungs-
vorschriften hier in Thüringen. Wir beauftragen ihn
zwar auch mit exekutiven Aufgaben bei der Kontrol-
le Privater, deswegen wird er aber kein Exekutivor-
gan. Die Besonderheit an diesem Antrag, den Sie
hier gestellt haben, ist, dass ein Landtag ein Land-
tagsorgan einer Untersuchung unterzieht, es han-

delt sich um eine sogenannte Kollegialenquete, sa-
gen Juristen dazu. Und die ist selbstverständlich
auch nicht generell unzulässig, die kann es auch
geben. Da werden allerdings enge Grenzen gezo-
gen. Wir haben jetzt hier einen sehr niederschwelli-
gen Antrag, der heißt in der Überschrift: „Mögliches
Fehlverhalten des Thüringer Landesbeauftragten
für den Datenschutz …“, und dann kommen sehr
viele Fragen, die eigentlich einfach nur mal seine
Arbeit abscannen und dann am Ende möglicherwei-
se irgendwelche Fehler ergeben sollen. Sie haben
darauf verzichtet, hier in diesem Untersuchungsauf-
trag konkrete Verdachtsmomente zu benennen und
näher zu beschreiben, aufgrund derer Sie glauben,
dass hier eine schwere Pflichtverletzung oder et-
was Ähnliches überhaupt vorliegen könnte. Sie ha-
ben das nur in der Öffentlichkeit, in der ein oder an-
deren Presseerklärung angekündigt. Deswegen, es
ist schon gesagt worden, wenn man diese ganzen
Fragen abarbeitet, wie ist quasi mit der Causa Im-
melborn umgegangen worden, das wird ja hier mi-
nutiös abgescannt, das ist Gegenstand aus Ihrer
Sicht von einem zulässigen Untersuchungsaus-
schuss als Kollegialenquete für ein anderes Organ
des Landtags. Da ist die Frage, ob Sie da die Hür-
den für künftige Untersuchungsausschüsse in die-
sem Haus nicht sehr niedrig legen.

Jetzt mal abgesehen davon, dass natürlich bei der
Frage, Sie haben das vorhin gerade als vermeintli-
chen Skandal angesprochen, Herr Kollege Scherer,
wenn Sie sagen, es spiele auch eine Rolle, ob die-
se Klage denn überhaupt zweckmäßig oder gar zu-
lässig gewesen wäre (sie wurde von der Landtags-
verwaltung in einem Gutachten als mögliche Klä-
rung auch sogar empfohlen), haben Sie natürlich in
dieser Frage auch wieder die Frage der anderen
Seite zu beleuchten, nämlich: Welchen Anteil hatte
denn das Innenministerium an der Nichtlösung des
Problems? Das kann möglicherweise dann zu Er-
gebnissen kommen, die Sie sich jetzt gar nicht so
gewünscht haben. Aber das andere ist, wir haben
hier in diesem Antrag eine perfekte Blaupause zur
Untersuchung zum Beispiel des Umgangs der CDU
mit Funktionszulagen. Sie können ganz einfach hier
Begriffe ersetzen. Wenn Sie sagen, mögliches
Fehlverhalten von irgendjemanden stellen Sie zur
Überprüfung, wenn das ausreichen soll, dann kann
hier zum Beispiel in einem anderen Untersuchungs-
auftrag stehen: Mögliches Fehlverhalten der Thürin-
ger CDU-Fraktion bei der Vergabe von Fraktions-
mitteln in Form von Funktionszulagen. Und dann
sagen Sie, der Untersuchungsausschuss soll die
Hintergründe der Zahlung von Funktionszulagen
aufklären, und dann machen Sie es genauso wie
hier, also Sie nicht, aber möglicherweise andere,
und stellen hier 45 Fragen: Was ist denn da genau
passiert? Wer hat denn weshalb, wann, was ge-
kriegt?

(Heiterkeit DIE LINKE)
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Wofür war denn das da? So niedrig legen Sie die
Latte mit diesem Antrag aufgrund Ihres Minderhei-
tenrechts. Da frage ich Sie schon: Wenn Sie das
wollen, wir machen das hier und Sie bekommen Ih-
ren Untersuchungsausschuss. Aber damit schaffen
Sie einen Präzedenzfall, an den Sie vielleicht im
Moment gar nicht gedacht haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat sich der Abgeordnete
Ramelow zu Wort gemeldet, mit einer Redezeit von
6 Minuten.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe mich
fachlich noch mal zu Wort gemeldet, nicht zu der ju-
ristischen Debatte, weil das eine Parlamentsdebat-
te ist, Minderheitenrecht und die Frage der Einset-
zung des Untersuchungsausschusses und die inter-
essante Frage von Dorothea Marx, ob damit nicht
auch die eine Fraktion selber zum Gegenstand ei-
nes Untersuchungsausschusses werden könnte.
Das bewegt mich im Moment alles nicht. Das ha-
ben Sie alle selber im Herzen abzuwägen. Ich habe
mich zu Wort gemeldet in der Sache selber, weil
ein Prophet – ein selbsternannter – hier behauptet
hat, dass es sich um Aktenmüll handeln würde. Ich
muss einfach sagen, als Vertreter der Betroffenen,
und jetzt spreche ich als Vertreter der Konsumge-
nossenschaften

(Unruhe CDU)

– das ist interessant, dass Sie da schreien. Sie wol-
len offenkundig nicht mal den Sachverhalt hören,
den ich Ihnen schon als Oppositionsführer damals
gesagt habe, als Sie noch regiert haben. Und da
haben Sie auch nicht drauf reagiert.

Es sind die Konsum-Akten aus zehn Konsumge-
nossenschaften, die von dem Konkursverwalter
Wagner in der Firma AD ACTA, die er selber ge-
gründet hat, komplett dorthin verbracht worden
sind, und zwar nach gesetzlicher Überprüfung
durch das zuständige Konkursgericht. Ich habe den
damaligen Innenminister, den damaligen Justizmi-
nister darauf aufmerksam gemacht, ich habe dazu
auch ein Schreiben verfasst und habe das hier am
Pult in der Aktuellen Stunde gesagt, dass in dieser
Firma AD ACTA lauter Personalakten liegen von
Firmen, die selber durch die Insolvenz gegangen
sind und wo die Insolvenzgerichtsbarkeit darauf ge-
achtet hat, dass gegen viel Geld diese Akten kor-
rekt deponiert worden sind, um sie jederzeit wieder
prüfbar zu machen, nicht um sie wegzuschmeißen,
sondern damit derjenige, der seinen Rentenauszug
braucht, diesen an dieser Stelle auch bekommt. In-
soweit hat der Konkursverwalter Wagner einen grö-

ßeren Geldbetrag aus der Konkursmasse genom-
men und dafür die Firma AD ACTA bezahlt. Viele
weitere Konkurse sind ebenso in der Firma Immel-
born AD ACTA eingelagert worden. Später hat Herr
Wagner das Unternehmen verkauft, als er sich
komplett aus Thüringen zurückgezogen hat. Aber
die Fach- und die Dienstaufsicht über Insolvenzver-
fahren, das würde mich mal interessieren, wann wir
das eigentlich mal diskutieren wollten, wenn näm-
lich Gerichte dafür zuständig sind, ob die Materiali-
en ordnungsgemäß hinterlegt sind und am Ende
die Firma selber in Insolvenz geht, die die Insol-
venzakten beaufsichtigen muss. Ich stelle mir die
Frage, was eigentlich passiert wäre, wenn wir
Kenntnis davon gehabt hätten, wir Betroffene vom
Gläubigerausschuss der Konsumgenossenschaft
Nord-Thüringen e.G., wenn wir Kenntnis davon ge-
habt hätten und ich eine Anzeige beim Innenminis-
ter gestellt und gesagt hätte, wir brauchen Unter-
stützung, dort liegen die Akten und keiner von uns
kann sie holen. Ich bin Herrn Hasse dankbar, dass
er damals das Thema über eine Anzeige aufgegrif-
fen und gesagt hat, die Akten liegen offen rum. Da-
zu hat sich dann noch rausgestellt, Patientenakten,
mit denen die Konkursgerichte gar nichts zu tun ha-
ben. Offenkundig haben Ärzte ordnungsgemäß
nach gesetzlicher Auflage ihre Patientenakten, die
hochsensibel sind, auch bei dieser Firma gegen
Entgelt hinterlegt. Dann hat sich der Inhaber – der
nicht mehr Herr Wagner war, sondern er hatte es
veräußert, weil er seine kompletten Firmen veräu-
ßert hat – vom Acker gemacht und war für nieman-
den mehr zu finden. Der Skandal ist erst offenkun-
dig geworden, der Skandal von der Firma
AD ACTA. Es ist nicht der Skandal von Herrn Has-
se, es ist auch nicht der Skandal von Herrn Geibert,

(Beifall DIE LINKE)

es ist der Skandal von der Firma AD ACTA. Dann
gucken wir uns den Vorgang AD ACTA an und stel-
len fest, die Firma AD ACTA hat Insolvenz ange-
meldet und das zuständige Insolvenzgericht hat ge-
prüft und die Frage überhaupt nicht gestellt, was
Gegenstand der betrieblichen Tätigkeit ist. Ich frage
mich relativ bestürzt an dieser Stelle: Was wäre
denn eigentlich, wenn das hochgiftiger Giftmüll wä-
re? Würde dann das Insolvenzgericht sagen, es in-
teressiert uns nicht, wir haben keine Anzeigepflicht,
wir müssen niemandem sagen, um was es geht?
Ich bin da etwas irritiert im Moment und sage, die
Diskussion, ob denn nun Herr Hasse irgendwann ir-
gendjemanden zu Unrecht um Hilfe gebeten hat,
ich weiß nicht, wen er um Hilfe bitten soll, der Land-
tag – und da war ich auch noch Oppositionsführer –
hat es im Ältestenrat des Landtags mehrmals the-
matisiert und hat gesagt, Herr Hasse hat einen An-
trag gestellt auf Unterstützung. Der Landtag hat ihm
keine Unterstützung gegeben. Zuständig für perso-
nelle Ausstattung und zuständig für die finanzielle
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Ausstattung des Datenschutzbeauftragten ist aber
der Landtag.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte
Sie, sich wirklich mal an die eigene Nase zu fassen,
weil wir das in der letzten Wahlperiode des Land-
tags miteinander im Ältestenrat beredet haben. We-
der der Landtag hat reagiert, noch ist das Geld zur
Verfügung gestellt worden, um die Akten zu si-
chern. Das Einzige, was Herr Hasse gemacht hat –
und dafür bin ich ihm dankbar –, er hat Herrn Wag-
ner ausfindig gemacht. Herr Wagner hat sich wie-
der als Insolvenzverwalter von dem zuständigen In-
solvenzgericht einsetzen lassen und dann die Ak-
tenberäumung gemacht. Ich bin froh, dass die Ak-
ten, die jedenfalls Konsum-Akten sind, die mittler-
weile einen Status von 30 Jahren haben, also das
Insolvenzverfahren Konsum Nord-Thüringen hat
16 Jahre gedauert, das heißt, 16 Jahre vorher wur-
den die Akten dort hinterlegt. Das ist auch schon
wieder zehn Jahre her. Wir reden also bei diesem
Teil tatsächlich von Akten, die zu Recht entsorgt
worden sind. Aber die Zerlegung, wann sind die Pa-
tientenakten reingekommen, wann sind die letzten
Aktenbestände reingenommen worden, das, meine
Damen und Herren, hätte da nur von Herrn Hasse
veranlasst werden können, wenn er die entspre-
chende Fähigkeit dazu gehabt hätte. Er hat immer
darauf hingewiesen, die Akteneinleger müssen die
Akten zurücknehmen. Und der Akteneinleger – und
das ist der Punkt, warum ich mich jetzt noch mal zu
Wort gemeldet habe – hat sich gemeldet, der Ak-
teneinleger war Herr Wagner für Konsum Nord-
Thüringen und diese Akten sind alle korrekt ent-
sorgt worden. Das ist aber erst klar gewesen, als
Herr Hasse Herrn Wagner persönlich gegriffen hat,
weil der längst im Ausland lebt. Soweit ich weiß, ist
er seit langer Zeit nicht mehr hier in Erfurt, nicht
mehr in Thüringen ansässig und die Kanzlei gibt es
gar nicht mehr. Insoweit ist es eine detektivische
Besonderheit, dass Herr Hasse es geschafft hat,
Herrn Wagner zu bekommen, und zumindest sind
diese Akten alle bereinigt.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter, ich bitte Sie, zum Schluss zu
kommen, Ihre Redezeit ist um.

(Beifall CDU)

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Falls Sie noch mal etwas Zeit daran verschwenden
wollten – ja, bevor Sie klatschen –, dann sollten Sie
mal darüber nachdenken, welche Haftung Gerichte
haben, die über solche Insolvenzen entscheiden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich habe keine weiteren Wortmeldungen, kann kei-
ne erkennen. In den Redebeiträgen konnte ich
auch keinen Widerspruch gegen den Untersu-
chungsausschuss feststellen. Somit stelle ich fest,
die Einsetzung des mit der Drucksache 6/206 bean-
tragten Untersuchungsausschusses 6/2 ist hiermit
erfolgt.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt und
rufe auf den Tagesordnungspunkt 9

Terrorgefahr ernst nehmen –
Sicherheitsbehörden vorberei-
ten
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/373 -

entsprechend den Vereinbarungen und unserer
Feststellung der Tagesordnung als letzten TOP vor
der Mittagspause. Wünscht die Fraktion der CDU
das Wort zur Begründung? Das kann ich nicht er-
kennen. Dann eröffne ich die Aussprache und der
Abgeordnete Steffen Dittes hat das Wort.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Meine Damen und Herren, dass die Kollegen der
CDU-Fraktion auf die Möglichkeit der mündlichen
Einbringung und Begründung ihres Antrags verzich-
ten, spricht für den Antrag und wird dem in gewis-
ser Weise auch gerecht. Aber bevor ich zur inhaltli-
chen Bewertung Ihres Antrags komme, will ich eine
Vorbemerkung machen: Als wir in der vergangenen
Woche am Donnerstag Ihren Antrag im parlamenta-
rischen Gang vorgefunden haben, haben wir uns
natürlich zusammengesetzt gemeinsam mit den
Mitarbeitern der Fraktion und ihn bewertet und sind
zu einem Ergebnis gekommen. Ich will vorweggrei-
fen: Das Ergebnis ist aus unserer Sicht ziemlich
verheerend. Wir haben uns aber dann die Frage
gestellt bzw. wurde diese von einem Mitarbeiter
gestellt: Moment mal, hätten wir diesen Antrag
auch in der gleichen Art und Weise bewertet, wenn
wir noch Oppositionsfraktion gewesen wären? Das
heißt, wir wollten nun selbst kontrollieren, ob wir,
seitdem wir Regierungsverantwortung haben, Ihre
Anträge anders bewerten, möglicherweise etwas
losgelöst vom eigentlichen Inhalt, der in diesem
aufgeführt wird. Ich muss Ihnen sagen, wir sind
nach kurzer Diskussion zu dem Ergebnis gekom-
men: Egal, aus welcher Sicht wir diesen Antrag be-
werten, er ist unsachlich, er ist politisch motiviert, er
ist alles andere als hilfreich in einer aktuellen De-
batte.

(Beifall DIE LINKE)

Er ist alles andere als hilfreich hinsichtlich eines Si-
cherheitsgefühls in der Öffentlichkeit und – und das
muss man Ihnen wirklich zum Vorwurf machen –
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Sie spielen mit den Ängsten der Menschen in die-
sem Land und das ist unverantwortliche Politik.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Meine Damen und Herren, letzte Woche haben wir
im Innenausschuss einen Antrag Ihrer Fraktion be-
raten. Da stellten Sie an die Landesregierung die
Fragen: Ist denn die Thüringer Polizei eigentlich auf
die Gefahrenlage im Bereich des Terrorismus aus-
reichend vorbereitet? Sind die Polizeibeamten aus-
reichend ausgebildet? Sind sie ausreichend ausge-
stattet und liegen die entsprechenden Konzepte
vor? Und um eine solche Frage zu beantworten,
muss man sich natürlich auch zuerst der Frage an-
nähern: Welche Gefahrenlage haben wir eigentlich
in Thüringen vorzufinden, auf die die Thüringer Po-
lizei vorbereitet sein muss? Nur, meine Damen und
Herren, genau diese Frage haben Ihre Kollegen im
Innenausschuss nicht gestellt, sie haben diese Fra-
ge mit der Landesregierung überhaupt nicht disku-
tiert. Am nächsten Tage haben wir Ihren Antrag
vorgefunden und daher weiß ich auch die Antwort
darauf, warum Sie diese Frage nicht gestellt haben.
Denn es geht Ihnen gar nicht um eine Analyse auf-
grund tatsächlicher Anhaltspunkte. Es geht Ihnen
nicht um eine Bewertung aufgrund der Erkenntnis-
se von Sicherheitsbehörden. Ihnen geht es darum,
dass eine politische Mehrheit in einem Landtag be-
schließt, wie die Sicherheitslage in diesem Land
einzuschätzen ist, und das ist unfachlich und un-
sachlich und entbehrt eben auch jedweder Grundla-
ge.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, wir haben in unserer
Fraktion aber auch semantische Probleme mit Ih-
rem Antragstext. In Punkt I.1 schreiben Sie: „Die
abstrakte Bedrohungslage durch terroristische Akti-
vitäten und Anschläge ist derzeit in Thüringen als
erhöht einzuschätzen.“

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ja!)

Erhöht gegenüber was? Gegenüber 2001? Gegen-
über 1995? Gegenüber November 2014? Gegen-
über möglicherweise auch völlig sachfremden Er-
wägungen? Was heißt das eigentlich, wenn eine
abstrakte Bedrohungslage erhöht ist? Heißt das,
sie ist noch abstrakter geworden, also weniger kon-
kret? Was heißt das wirklich? Was wollen Sie damit
zum Ausdruck bringen? Aber Sie wollen auch tat-
sächlich, dass die Mehrheit hier beschließt, wie et-
was einzuschätzen ist. Da wird schon im Wortsinn
deutlich, dass es überhaupt keine Grundlage für
diesen Antragstext gibt, den Sie hier einbringen.

(Beifall DIE LINKE)

Eine Begründung sind Sie mündlich schuldig ge-
blieben, aber auch in Ihrer schriftlichen Ausführung

zum Antrag sind Sie die Begründung schuldig ge-
blieben.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Punkt 2
in I. Ich finde schon erstaunlich, was Sie hier nie-
dergeschrieben haben, zumal der vorherige Innen-
minister auch Mitglied Ihrer Fraktion ist, und mich
würde ehrlich gesagt – Sie werden es mir nicht sa-
gen – interessieren, wie sich dieser zu diesem An-
trag in Ihrer Fraktion verhalten hat, denn was Sie
hier beschreiben, ist doch ein verheerendes Bild
der letzten 15 Jahre CDU-Ministeriumsverantwor-
tung im Thüringer Innenministerium.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was Sie hier attestieren, ist, dass 15 Jahre CDU im
Thüringer Innenministerium eben nicht ausgereicht
haben, die Thüringer Polizei, unabhängig meiner ei-
genen Position inhaltlicher Art dazu, tatsächlich auf
die Sicherheitslagen entsprechend aufzubauen, zu
entwickeln und auszustatten. Was ich noch er-
staunlicher finde, ist, dass Sie mit Ihrem Antrag do-
kumentieren, hier auch eine erwartungsvolle Hoff-
nung in Rot-Rot-Grün zu legen. Dafür bin ich Ihnen
dankbar, aber ich finde, dieser Realitätssinn war
aus unserer Sicht schon etwas überraschend.

Überrascht hat mich natürlich auch, dass Sie genau
diese Frage, die Sie hier aufwerfen, nämlich die
Feststellung, dass die Thüringer Polizei nicht vorbe-
reitet ist auf mögliche Gefahren hinsichtlich von
Terroranschlägen, obwohl wir im Innenausschuss
genau zu dieser Frage diskutiert haben, dass Sie
Ihren Antrag nach der Innenausschusssitzung nicht
relativiert haben, nicht verändert, nicht weiter kon-
kretisiert haben. Sie haben nämlich dieser Feststel-
lung, dass die Thüringer Polizei ausreichend aus-
gebildet ist, dass sie grundsätzlich auch ausrei-
chend ausgestattet ist, dass die Konzepte beste-
hen, aber fortentwickelt werden müssen, im Innen-
ausschuss nicht widersprochen.

(Beifall DIE LINKE)

Das verwundert mich natürlich auch nicht, weil die-
se Beratung am 19. März stattgefunden hat, aber
am 18. März haben Sie bereits eine Feststellung
getroffen, die letztendlich nur dazu dienen soll, hier
in der Öffentlichkeit ein politisches Brimborium zu
veranstalten und eben tatsächlich mit dem Sicher-
heitsgefühl der Thüringer Menschen zu spielen,
aber auch ein Stück weit natürlich den Ausbildungs-
stand der Thüringer Polizeibeamtinnen und -beam-
ten zu diskreditieren.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist nicht sachgerechte Oppositionspolitik. We-
nig sachlich, meine Damen und Herren, ist auch Ihr
Antrag in Punkt II und das verwundert mich noch
mehr. Die vorige Landesregierung hat die Veröf-
fentlichung eines Deckblatts des sogenannten
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Papstbefehls im MDR zum Anlass genommen,
sämtliche E-Mail-Konten von Thüringer Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten zu kontrollieren und
zu observieren und Polizeibeamte mit Strafverfah-
ren zu überziehen. Und Sie beantragen hier, dass
wir ein organisatorisches und personelles Sicher-
heitskonzept der Thüringer Polizei gegenüber mög-
lichen Terroranschlägen zum Gegenstand einer öf-
fentlichen Erörterung machen. Meine Damen und
Herren, ich hatte von Ihnen mehr fachgerechten
Umgang mit den tatsächlichen sicherheitspoliti-
schen Anforderungen erwartet als diesen Antrag.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen werden wir diesen auch in aller Deutlich-
keit zurückweisen. Meine Damen und Herren, Sie
haben in der letzten Woche im Innenausschuss, als
Sie feststellten, es gibt überhaupt keinen weiteren
Beratungsbedarf zu diesem Thema, auch doku-
mentiert, dass sich eine Ausschussüberweisung Ih-
res Antrags an den Innenausschuss erübrigt. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der CDU hat sich der Abgeordnete
Fiedler zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Es ist schon sehr verwun-
derlich, Herr Kollege Dittes, Sie sind ja bei der Poli-
zei bekannt wie ein bunter Hund, weil Sie auf Bäu-
me klettern und randaliert haben zu Ihrer Zeit.

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Ich bin
im Innenausschuss, da ist es nicht schlecht,
bekannt zu sein!)

Das wollen wir doch vorneweg mal festhalten.
Wenn bei der Polizei der Name Dittes fällt, dann
stellen sich denen die Nackenhaare auf. Und jetzt
wollen Sie sich hier hinstellen und wollen hier ir-
gendwas erzählen! Es wäre schön – bleibt denn der
Ministerpräsident noch da? Ich hoffe es.

Es geht nämlich einfach darum, meine Damen und
Herren, „Terrorgefahr ernst nehmen – Sicherheits-
behörden vorbereiten“, das ist doch nicht irgend-
was, was aus der Luft gegriffen ist, sondern wir alle
müssen erleben insbesondere in den letzten Mona-
ten und Wochen, dass es gerade in Bremen,
Braunschweig, Dresden usw. immer weiter Bedro-
hungslagen gegeben hat und gibt. Wir haben auch
erleben müssen, dass es auch in Thüringen mittler-

weile eine Studentin gibt, die zum IS ausgereist ist
und die mitten unter uns gelebt hat. Wissen wir, ob
es nicht noch mehr davon gibt?

Wir wissen, dass Sie den Verfassungsschutz auflö-
sen wollen, die Linke sowieso, die Koalition hat sich
dann zu einem Konstrukt zusammengefunden, was
nicht tauglich ist, um überhaupt Bedrohungslagen
hier entgegentreten zu können. Das sind doch die
Punkte, die uns umtreiben, warum wir überhaupt
das Thema hier ansprechen. Es geht um die Si-
cherheit von Thüringen und von unseren Bürgerin-
nen und Bürgern

(Beifall CDU)

und nicht um irgendwelche Dinge, Herr Dittes, von
denen Sie als Vorsitzender des Innenausschusses
aus dem Innenausschuss berichten. Sie haben das
letzte Mal eine Pressemitteilung gemacht, ohne
dass Sie vom Ausschuss dazu ermächtigt wurden
und, und, und.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
darf er!)

Dann haben Sie vorhin feststellen wollen, ob Sie
das als Opposition auch gemacht hätten oder nicht.

Ich beantworte jetzt keine Frage.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Fiedler, der Abgeordnete Dittes
möchte Ihnen eine Zwischenfrage stellen. Gestat-
ten Sie das?

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ich gestatte es nicht. Ich habe nämlich 60 Schü-
lerinnen und Schüler hier oben sitzen, mit denen
ich nachher noch reden will.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die
armen Schüler!)

(Unruhe DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist ja
gut, dass sie gerade da sind und zuhören können.

Ist Bodo gerade weg? Oh, schade. Bodo, bleibst du
nicht noch 5 Minuten?

(Heiterkeit und Beifall im Hause)

Meine Damen und Herren, jetzt will ich noch mal
auf einige Punkte eingehen. Ich will daran erinnern,
dass niemand anderes als der Chef der GdP, Herr
Kai Christ, am 10.03.2015 gegenüber der TLZ ge-
äußert hat – ich gestatte nicht, wenn wieder die
Frage kommt –, Kai Christ, der Vorsitzende der Po-
lizeigewerkschaft, der GdP, der der Kollege ange-
hört, der mich hier gerade fragen wollte: Die Polizei
in Thüringen ist nicht auf Terroranschläge und ter-
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roristische Bedrohungen vorbereitet. – Das ist die
größte Polizeigewerkschaft, die das sagt. Und da
tun wir so, als ob uns das alles nicht interessiert.
Dann hat der verehrte Minister Poppenhäger dem
widersprochen und auch im Innenausschuss konn-
ten wir dafür nicht sicher feststellen, dass hier ein
Sicherheitskonzept da ist. Das konnte dort aus un-
serer Sicht nicht festgestellt werden.

(Unruhe DIE LINKE)

Er hat nämlich gesagt, er glaubt, dass die Thüringer
Polizei auf derartige Szenarien vorbereitet ist.

Dann will ich darauf hinweisen, meine Damen und
Herren – jetzt ist es natürlich schade, der MP ist
draußen, aber vielleicht wird es ihm übermittelt –,
jetzt hat der Ministerpräsident Bodo Ramelow am
12.03.2015 in der TLZ gesagt, er halte die Kritik der
GdP wegen eines fehlenden Konzepts für berech-
tigt. Das ist der Ministerpräsident. Meine Damen
und Herren, irgendwo müssen Sie etwas verpasst
haben.

(Beifall CDU)

Zudem sagt er: Eine derartige Bedrohungslage gab
es so noch nie. Da muss man ihm zustimmen, dem
Ministerpräsidenten. Dass der Ministerpräsident
sich mit uns gemeinsam Sorgen macht um die Si-
cherheit im Lande, denke ich mal, das ist doch wohl
wirklich deutlich und deswegen unser Antrag. Es ist
natürlich am Ende auch ein Rüffel vom Ministerprä-
sidenten zu seinem Innenminister, indem er ihm –
ich sage mal – indirekt sagt: Was du gesagt hast,
das stimmt nicht, ich sage, es ist nicht so. Also
muss der Innenminister in sich gehen und muss
dann natürlich sehen, wie er das umsetzt.

Meine Damen und Herren, ich will damit wirklich
noch mal, weil das so vereinfacht wird, sagen: Die
Gefahr hat sich verstärkt. Wir haben – ich habe es
vorhin am Anfang gesagt – mittlerweile Leute, die in
Thüringen studieren, und im Nachbarland junge
Leute, die zum IS gereist sind. Wir haben andere
Bedrohungslagen, die auch da sind, die wir kennen.
Ich denke mal, meine Damen und Herren, wir soll-
ten das nicht so einfach wegschieben. Ich sage
auch dazu, dass die Bedrohungslage in Thüringen
Gott sei Dank noch als gering einzuschätzen ist. Ich
denke aber, dass mittlerweile andere Sicherheits-
behörden jetzt schon darüber nachdenken, Antiter-
roreinheiten aufzustellen, dass der Bund überlegt,
die Bereitschaftspolizei, solche Terroreinheiten auf-
zustellen, um der Bedrohungslage entgegentreten
zu können. Deswegen, meine Damen und Herren,
sich hier hinzustellen, das wäre doch alles nur Po-
pulismus und wir hätten Langeweile, Herr Dittes,
ich kann nur sagen, Sie sind vollkommen neben der
Kappe und neben der Rolle.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
müssen Sie nachher den Schülern doch alles
erklären, was Sie hier erzählen!)

Das werden die verstehen, weil die nämlich eine
gute Bildung genossen haben und das verstehen.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Fiedler, ich würde Sie bitten,
dass Sie sich zähmen.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, Sie haben zwar immer recht, aber
das sagen Sie mal Ihren Parteigenossen, dem par-
lamentsunwürdigen Abgeordneten, der mich gera-
de die ganze Zeit attackiert hat.

(Beifall CDU)

Also ich weiß nicht, was hier los ist. Aber das kann
ja sein, dass da mit zweierlei Maß gemessen wird.
Vielleicht, wenn wir mal die Beiträge der Präsiden-
ten und der Vizepräsidenten kürzen würden, wird
das dann umgesetzt. Ich hoffe, dass es nicht so ist,
weil ich auf die Unabhängigkeit der Präsidenten
und Vizepräsidenten vertraue.

Meine Damen und Herren, ich will noch mal darauf
hinweisen, weil es nicht nur um die Polizei geht,
und wir werden aber auch den Innenminister unter-
stützen, wenn es darum geht, Polizei weiter zu stär-
ken usw. Auch in meiner Fraktion gab es und gibt
es da schon immer unterschiedliche Meinungen.
Die Innenpolitiker haben sich immer ganz verstärkt
für die Polizei und alle Belange eingesetzt und es
gab natürlich immer auch Finanzpolitiker, die ge-
sagt haben: „Aber wir müssen!“ Das wird immer so
sein und das wird auch in der neuen Regierung so
sein. Aber wenn es neue Bedrohungslagen gibt und
der zuständige Innenminister sagt: „Wir müssen
schauen, wir müssen nachschauen, ob wir den Ab-
baupfad so weiterführen können oder nicht.“, das
ist doch vollkommen legitim und da werden wir ihn
auch unterstützen und werden versuchen, wo wir
helfen können, dazu beizutragen. Denn ohne Poli-
zei geht gar nichts. Deswegen will ich an der Stelle,
damit ich es nicht vergesse, unseren Polizisten,
den Polizisten im Lande danken, die für uns näm-
lich den Kopf hinhalten und die für uns das Gewalt-
monopol des Staats umsetzen.

(Beifall CDU, AfD)

Und nicht selbst ernannte Antifa-Truppen, die auf
die Bäume klettern oder mit Steinen werfen! Das ist
eben der Unterschied dabei. Wir danken unseren
Polizistinnen und Polizisten, dass sie für uns hier in
den Einsatz gehen und diese Dinge dankenswerter-
weise umsetzen.

(Unruhe DIE LINKE)
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Jetzt will ich noch mal eingehen, es ist auch ein
wichtiges Thema, auf den Verfassungsschutz.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja?)

Ja, das ist ein wichtiges Thema, na klar.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Da sind wir unterschiedli-
cher Meinung!)

Frau Rothe-Beinlich, es ist so!

Der Verfassungsschutz ist und bleibt ein wichtiges
Thema und deswegen will ich das auch noch mal
ansprechen. Dass die Linke den Verfassungs-
schutz abschaffen will, also so lange wie ich hier
bin, ich bin 25 Jahre hier im Hohen Hause, haben
die das immer gewollt. Da kann ich verstehen, dass
das so ist.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist ja auch okay!)

Aber wo ich sehr enttäuscht bin, dass insbesondere
die SPD – als große Partei und in der Bundesrepu-
blik verwurzelt – sich hat in diese Richtung drängen
lassen, dass jetzt in der Koalition herausgekommen
ist, dass hier, quasi um irgendwas darüber zu
decken, über das Ganze, dass V-Leute abgeschal-
tet werden,

(Beifall Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

– ja, Frau Rothe-Beinlich, dass Sie sich darüber
freuen; die Grünen haben sich ja auch gewandelt
vom Saulus zum Paulus, aber das ist halt so.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ach so, Entschuldigung! Frau Rothe-Beinlich, ich
merke, Sie lauschen mir aufmerksam. Das tut mir
unheimlich gut, dass Sie dem so aufmerksam zuhö-
ren.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren! Herr Kollege, wir sind
schon seit vielen Jahren gemeinsam in der Parla-
mentarischen Kontrollkommission und Sie wissen,
dass wir hier, denke ich mal, gemeinsam immer in
eine Richtung gezogen haben. Denn wir, die Parla-
mentarische Kontrollkommission, wir sind das Kon-
trollgremium des Thüringer Landtags. Egal, welche
Regierung vorn sitzt, ob die von der CDU gestellt
war oder SPD oder wem auch immer, wir haben im-
mer versucht, die Belange wahrzunehmen. Sie wis-
sen, gerade in der letzten Legislatur hat es, weil es
dort wirklich Probleme gab, die wir überhaupt nicht
bestreiten, zwei Novellen des Verfassungsschutz-
gesetzes gegeben. Hier ist viel neu geregelt wor-
den. Ich denke, das ist auch gut so und das hat die
Vorgängerregierung aus CDU und SPD auf den
Weg gebracht.

Meine Damen und Herren, aber – jetzt kommt das
Aber! – Konsequenz: Isolation. Wenn wir V-Leute
abschalten, komplett abschalten, erhalten wir keine
Informationen mehr.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Hatten wir vorher auch nicht!)

Ich denke nur, dass die Isolation Thüringens im
Verfassungsschutzbund massiv hier – es wird ein-
fach infrage gestellt, die anderen Länder stellen
eindeutig infrage, was ist denn eigentlich in Thürin-
gen los? Der Bundesinnenminister Thomas de
Maizière hat erst – ich glaube, gestern oder heute
war es – gesagt: „Wer sich in einem Verbund be-
wegt, der muss geben und nehmen. Man kann
nicht immer nur nehmen.“ Man muss doch mal sa-
gen, so kann es doch wohl nicht gehen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wer hat denn gegeben
und wer hat denn genommen bei den V-Leu-
ten?)

Frau Rothe-Beinlich, wenn Sie sich genau ausken-
nen würden,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich kenne mich aus!)

würden Sie wissen, dass Fehler passiert sind, gra-
vierende Fehler passiert sind. Die haben wir von
hier aus schon öfter diskutiert und da sind wir nicht
auseinander, aber dann kommt der Punkt, dass al-
so nicht nur Lothar de Maizière, sondern dass auch
andere …

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE:
Lothar?)

Der Bundesinnenminister de Maizière. Lothar, das
war der, der vor Kurzem da war. Lothar de Maizière
war der letzte Ministerpräsident der DDR, der
gestern oder vorgestern hier war, Parlamentsun-
würdige und Dittes werden sich daran nicht erin-
nern, die wollten ja in der DDR bleiben, hinter der
Mauer, aber wir nicht.

Jedenfalls ist es mir wichtig, meine Damen und
Herren, mir ist es wichtig, darauf hinzuweisen ...

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Fa-
sching ist schon vorbei, Herr Fiedler!)

Herr Kollege Kuschel, parlamentsunwürdige Abge-
ordnete sollten ruhig sein, sich zurücklehnen und
hier nicht immer dazwischenplärren.

(Beifall CDU, AfD)

Meine Damen und Herren, ich will darauf hinwei-
sen, dass nicht nur die CDU-Innenminister der Län-
der mit Herrn Caffier als zuständigem Innenminis-
ter, der die CDU-Innenminister quasi vertritt, deut-
lich darauf hingewiesen und gesagt haben, so kann
es nicht gehen, wir wissen leider, dass wir auch V-
Leute brauchen. Das haben nicht nur die CDU-In-
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nenminister gesagt, sondern fünf SPD-Innenminis-
ter stellen das Gleiche fest: V-Leute als wichtiges
Instrument. Man muss sie nicht lieben, da stimme
ich uneingeschränkt zu, aber man muss immer dar-
an denken, dass man ohne sie einige Dinge einfach
nicht erfährt. Wollen wir denn immer hinterherren-
nen, wenn Bedrohungslagen sind? Aus der Zeitung
erfährt man so etwas nicht, wie Sie es gern hätten.
Der Verfassungsschutz studiert Zeitung und liest
dann und wenn er dann was durch die Presse auf-
nehmen kann, dann kann er ja mal sehen, was er
damit anfängt.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Die
NPD freut sich, Herr Fiedler!)

So geht das nicht, sondern man muss einfach wis-
sen, wie es im Lande vonstatten geht. Wir brau-
chen auch V-Leute, damit hier entsprechend Infor-
mationen kommen.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Nein,
die brauchen wir nicht!)

(Unruhe DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, immer wieder kommt
natürlich das Thema „NSU“. Der Untersuchungs-
ausschuss hätte festgestellt, dass V-Leute nicht be-
nötigt werden. Das stimmt aber nur bedingt, denn
das Hauptproblem lag in der Auswertung und Wei-
tergabe der Informationen. Da war das Hauptpro-
blem, was festgestellt wurde, dass da Veränderun-
gen notwendig sind. Ich denke mal, meine Damen
und Herren, das sollte man auch mit sagen und
nicht einfach so plump sagen, V-Leute müssen
weg. Wir wissen – das wissen die Abgeordneten,
die alten und die neuen, die neuen vielleicht nicht
ganz so –, ein Herr Brandt und andere, die uns bö-
se in Erinnerung sind, was das für Leute waren, die
jetzt rechtskräftig Gott sei Dank verurteilt sind, lei-
der aus anderen Gründen. Hätte ich mir vorher ge-
wünscht. Aber das sind solche Dinge. Fakt ist nur
eines: Wir brauchen V-Leute, um die Sicherheit im
Land aufrechtzuerhalten. Wenn wir das ohne Not
aufs Spiel setzen – wir sind jetzt schon halb abge-
koppelt von den anderen Bundesländern, es kom-
men kaum oder wenige Informationen noch nach
Thüringen, weil man sagt, oh, Thüringen, ganz mit
spitzen Fingern zu betrachten.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: 15 Jahre CDU-Innenminister!)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Unsinn!)

Was das eine mit den 15 Jahren Innenministern zu
tun hat – Herr Kollege Adams, da müssten Sie wis-
sen, es gab dazwischen auch einmal einen SPD-In-
nenminister. Haben Sie den abgezogen?

(Unruhe CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Gegensatz zu Ihnen bin ich nun mal 25 Jahre
dabei. Ich könnte Ihnen auch etwas über die

zehn Innenminister erzählen. Ich könnte Ihnen et-
was über die zehn Innenminister erzählen, die wir
im Land hatten, sie waren teilweise gut, sie waren
teilweise sehr gut und sie waren teilweise nur be-
friedigend. Wir werden das sehen, der neue Innen-
minister ist noch nicht so lange dran, da will ich das
Urteil noch zurückhalten. Sein Ministerpräsident hat
über ihn geurteilt, nicht ich. Er ist der zuständige
Fachminister und fachlich kriegt er unsere Unter-
stützung.

Ich will darauf hinweisen, gerade der Bund hat mit
seinem gestern vorgelegten Gesetzentwurf das
Bundesamt für Verfassungsschutz gestärkt und den
Informationsaustausch erhöht und den Einsatz von
V-Leuten neu geregelt.

Gestern hat der Bund dies angefangen zu diskutie-
ren, der Bundesinnenminister sagt: Es geht nicht
anders. Er überlegt sich sogar – da werden sich
zwar die Länder dagegen wehren –, dass er be-
stimmte Dinge hochzieht, dass also das Bundesamt
die entsprechenden Dinge durchführen kann.
Manchmal würde ich es mir wünschen, dann hätten
wir endlich weg, dass in Thüringen V-Leute und In-
formationen nicht mehr kommen, weil der Bund sie
dann abschöpfen würde.

Ich denke mal, wichtig ist trotzdem, dass die Unab-
hängigkeit der Länder auch hier noch gewahrt wird.
Aber man sieht, wie weit das mittlerweile in der
Bundesrepublik geht, dass man einfach sagt: Oh,
Thüringen – sehr gefährlich, dahin geben wir keine
Informationen. Was heißt das im Umkehrschluss?
Das heißt im Umkehrschluss, meine Damen und
Herren, die anderen, die hier irgendwo in der Bun-
desrepublik als Terroristen etc. unterwegs sind, die
werden sich bald sagen: Oh, in Thüringen, da kön-
nen wir doch ganz schnell hin. In Thüringen, da
werden wir doch nicht so genau beobachtet und in
Thüringen ist es doch ganz einfach. Das wollen wir
nicht. Deswegen, meine Damen und Herren, haben
wir diesen Antrag vorgelegt – ich könnte jetzt noch
mal alles vorlesen, aber jeder hat ihn ja vor sich lie-
gen. Wir fordern die Landesregierung daher auf, bis
Ende 2015 ein organisatorisch und personell unter-
setztes Sicherheitskonzept zum Umgang mit mögli-
chen Terroranschlägen vorzulegen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, das ist nicht
zu viel verlangt. Einfach zu sagen, da haben wir
doch mal ein paar Minuten darüber geredet, das ist
eine grundsätzliche Entscheidung. Wie gehen wir
weiterhin mit Polizei um? Wie gehen wir mit den Si-
cherheitsbehörden – in dem Fall Verfassungs-
schutz etc. – um? Dem muss man sich stellen und
kann nicht den Kopf in den Sand stecken und sa-
gen: An Thüringen geht Terrorismus und alles vor-
bei.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir bean-
tragen – entgegen dem, was Herr Kollege Dittes
gesagt hat – Überweisung an den Innenausschuss,
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weil wir durchaus der Meinung sind, dass es sich
lohnt, da weiter zu reden und daran gemeinsam zu
arbeiten. Denn der Innenminister muss oder sollte
vorlegen und ich erinnere Sie daran, dass nicht nur
die GdP, sondern auch die DPolG, die Deutsche
Polizeigewerkschaft, genauso diese Dinge fordert.
Wir können doch nicht einfach ignorieren – und hier
sitzen ja Gewerkschafter –, dass die Meinung der
GdP und der DPolG auf einmal nicht mehr zählt.
Wo kommen wir denn eigentlich hin? Wir sollten
das sehr ernst nehmen. Deswegen bitte ich Sie,
fordere Sie auf, dass wir das überweisen und im
Ausschuss weiter bereden können.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat sich Frau Abgeordne-
te Marx zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, das war ein sehr umfassender Vortrag.
Ich möchte jetzt mal zur Sache zurückkehren. Ich
glaube, niemand von uns möchte hier irgendwie die
Terrorgefahr verharmlosen oder unsere Polizei
oder andere Ämter unvorbereitet in solche Gefah-
ren laufen lassen. Die Frage ist doch, ob dieser An-
trag tauglich ist, hier Abhilfe zu schaffen. Natürlich,
wir haben uns ja auch hier als Koalition vereinbart,
dass wir uns auch besonders um die Sicherheit
kümmern wollen, dass wir uns auch besonders um
die Einsatzstärke der Polizei in Thüringen kümmern
wollen. Wir haben eine Evaluation der Polizeireform
vorgesehen, die unter der anderen Regierung, der
alten Regierung eingeleitet worden ist. Wir haben
uns vorgenommen, Wolfgang Fiedler, auch das
Stellenabbaukonzept noch mal zu überprüfen, das
auch die alte Landesregierung auf den Weg ge-
bracht hat.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ihr wollt
doch alles besser machen!)

Also alles Dinge, die bei den Polizeigewerkschaften
auf Kritik gestoßen sind. Jetzt ist aber doch die Fra-
ge: Ist das, was Sie hier vorschlagen und wün-
schen, geeignet, das begehrte Ziel zu erreichen?
Natürlich braucht man immer auch Konzepte zur
Terrorabwehr und natürlich kann man auch in Thü-
ringen so etwas erarbeiten. Aber dass wir dies hier
auf dem Marktplatz des Landtags diskutieren wol-
len – und der Kollege Dittes hat schon darauf hin-
gewiesen: Die Landesregierung soll aufgefordert
werden, dem Landtag bis zum Ende des Jah-
res 2015 ein organisatorisch und personell unter-
setztes Sicherheitskonzept zum Umgang mit mögli-
chen Terroranschlägen zur Beratung vorzulegen.
Das heißt, wir sollen hier in dem Rund sitzen und

uns dann Gedanken machen, dass der Polizeibe-
amte X und der Polizeibeamte Y an der Stelle

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Überwei-
sung Innenausschuss!)

– aber das soll doch in den Landtag, dieses Kon-
zept – gegen Terroristen kämpft. Wenn ich Ihnen
eines sagen kann, verehrter Kollege Fiedler, wenn
Sie den Jürgen Hoffmann von der DPolG oder den
Kai Christ von der GdP mal danach fragen, was sie
davon halten, dass wir hier personenuntersetzte
Konzepte im Landtag diskutieren, über Einsatzarten
zur Terrorismusbekämpfung, da wird Ihnen nicht
Jubel entgegenschlagen, das glauben Sie nicht im
Ernst!

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Darum geht
es doch gar nicht, es geht darum, die Vor-
aussetzungen zu schaffen als Parlament!)

Darum geht es, das steht hier: Sie wollen dem
Landtag ein organisatorisch und personell unter-
setztes Sicherheitskonzept zur Beratung vorlegen.
Wir sollen alle, wie wir hier sitzen, dann darüber be-
raten, ob die vorgesehenen Einsatzpläne von Ter-
roristen sinnfällig, ausreichend, zielführend, über-
zeugend, kostengünstig und was weiß ich noch al-
les sind.

(Unruhe DIE LINKE)

Und das kann ja wohl nicht wahr sein, das ist ab-
surd! Darauf hat der Kollege Dittes zu Recht hinge-
wiesen, denn das macht man nicht auf so einem
Marktplatz hier. Das sind Dinge hier, die zu Recht
in internen Gremien

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Seit wann
ist das Parlament ein Marktplatz? Wir sind
doch keine Kasperbude oder so was!)

zu diskutieren sind.

Vizepräsidentin Jung:

Die Abgeordnete Marx hat das Wort.

(Unruhe CDU)

Abgeordnete Marx, SPD:

Ja, wir sind ein ungeeigneter Marktplatz für ein per-
sonell untersetztes Sicherheitskonzept. So einfach
ist das.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Fiedler, für „Kasperbude“ erteile
ich Ihnen eine Rüge!

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ach, das ist
aber schön!)

(Unruhe CDU)
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Abgeordnete Marx, SPD:

Der Marktplatz, das ist doch hier ein Parlament, das
hier den Schulklassen vorführt, wie Demokratie
funktioniert, und den Schulklassen sage ich: Wir
werden hier keine Namen von Polizeibeamten im
Landtag öffentlich diskutieren, die in Antiterrorein-
sätzen sind oder gar dazu eingesetzt werden sol-
len. Das verspreche ich auch den beiden Polizeige-
werkschaften von dieser Stelle aus, dass es mit uns
so etwas hier nicht geben wird. Damit sind wir auch
bei der Tatsache, wo und von wem solche Konzep-
tionen erarbeitet werden.

Wie und ob die Terrorgefahr sich speziell hier in
Thüringen in der Bedrohungslage auswirkt, das ist
natürlich im Einzelnen immer zu diskutieren und
das ist auch Gegenstand von Berichterstattungen in
speziell dafür eingerichteten Gremien, die Sie alle
kennen. Auch das ist eine Tatsache, die nicht allein
auf Thüringen beschränkt entschieden werden
kann, das heißt, ein Terrorismusbekämpfungskon-
zept wird sich auch immer überregional absprechen
und orientieren müssen. Das heißt, es geht auch
gar nicht als Thüringer Sonderweg, denn dass es
jetzt einen Terrorismus gibt, der hier speziell in
Thüringen gerade entsteht und speziell begrenzt
auf Thüringer Land besondere Gefahren hervorruft,
die nur durch Thüringer Behörden allein zu be-
kämpfen sind, das glaubt hier auch keiner. Deswe-
gen ist es einfach so, dass dieser allgemeine Rund-
schlag hier niemandem hilft, weder werden hier die
Sicherheitsinteressen der Bürger wirklich ernst ge-
nommen, noch nützt es den Polizistinnen und Poli-
zisten, die natürlich zu Recht auch ein Anrecht dar-
auf haben, hier von uns im Thüringer Landtag ge-
schützt und entsprechend ausgestattet zu werden,
um auch solchen terroristischen Gefahren nicht ge-
fahrlos ausgeliefert zu sein.

Das kann man alles sachlich diskutieren, das disku-
tieren wir ständig in den dafür vorgesehenen Gre-
mien, aber wie gesagt, in dieser Detailgenauigkeit
Einsatzpläne hier im Landtagsplenum zu diskutie-
ren, dafür gibt es überhaupt keinen Raum und ich
habe mich auch sehr gewundert, wie Sie auf eine
solche absurde Idee verfallen konnten. Auch des-
wegen werden wir diesen Antrag hier namens mei-
ner Fraktion ablehnen und es hat keinen Sinn, so
etwas an den Innenausschuss zur Weiterberatung
zu überweisen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat sich der Abgeordnete
Henke zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Henke, AfD:

Sehr geehrte Frau Vizepräsidentin, werte Abgeord-
nete, werte Gäste, „Terrorgefahr ernst nehmen –
Sicherheitsbehörden vorbereiten“ – und hier sind
wir schon bei des Pudels Kern. Wie hoch die Ter-
rorgefahr in Thüringen wirklich ist, weiß niemand,
und geht es nach der Landesregierung, wird es
auch so bleiben. Denn nur so kann man ihr Kon-
zept des Umbaus der Polizei verstehen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Man
wird es auch nie wissen!)

Dass selbst Ihrem Ministerpräsidenten leise Zweifel
an der Sache kommen, zeigen die Aussagen, wel-
che er in der Presse getätigt hat. So werden Sie Ih-
rem Innenminister eine schwere Hypothek auferle-
gen, indem Sie Sicherheitsorgane falsch ausrich-
ten. Ich bin wirklich gespannt, Herr Poppenhäger,
wie Sie das den anderen Innenministern erklären
wollen, den Sonderweg Thüringens bei den V-Leu-
ten. Das wird schwierig werden.

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Den Menschen erklären oder den ande-
ren Ministern?)

Dass das nicht nur gestandene Islamisten sind, zei-
gen die Ereignisse in der jüngsten Zeit. Vor Kurzem
erst ist eine 18-jährige Thüringerin in Begleitung ei-
ner 15-Jährigen aus Sachsen-Anhalt mutmaßlich
nach Syrien ausgereist,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Mutmaßlich!)

um dort die Reihen des IS zu füllen, die im Namen
einer menschenverachtenden Ideologie Verbrechen
gegen die Menschlichkeit begehen. Warum sollten,
stellen Sie sich mal die Frage, unbescholtene Bür-
ger diesen Weg gehen? Junge Menschen? Viel-
leicht ist hier ein anderer Ansatz gegeben.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Vielleicht sollte sich das die
AfD mal überlegen mit ihrer Ausgrenzungs-
politik!)

Wie können wir diese Frage beantworten, wenn wir
die Sicherheitsbehörden, die sich gerade damit be-
schäftigen, dezimieren oder gar abschaffen wollen?
Wie diese Fälle zeigen, findet auch in Thüringen
der extremistische Islam in seiner Reinform, dem
Salafismus, Anhänger. Von vorgeblich politischem
Salafismus zu gewalttätigem Salafismus ist es nur
ein kleiner Schritt, wie alle Sicherheitsexperten wis-
sen. Die Zahl der Salafisten liegt in unserem Frei-
staat bei etwa 100 – man höre, bei etwa –, also
man hat keine genauen Zahlen. Die Zahl der zu-
rückgekehrten IS-Kämpfer ist nicht bekannt. Dabei
ist jeder einzelne dieser Heimkehrer brandgefähr-
lich, bringt er Kampferfahrung mit und ist im Um-
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gang mit modernen Kriegswaffen geschult. Reden
Sie mal mit den Polizisten vor Ort, die mit ihrer un-
zureichenden Ausrüstung einer solchen Gefahr be-
gegnen müssen. Auf dem globalen Waffenmarkt
sind ohne Weiteres günstig Kriegswaffen zu be-
kommen. Der Bürgerkrieg in der Ukraine führt dazu,
dass der Nachschub an Waffen nicht nachlassen
wird.

Doch was tut die Landesregierung, um der wach-
senden Terrorgefahr zu begegnen und im Allgemei-
nen auf die prekäre Sicherheitssituation im Frei-
staat zu antworten? Sie will die V-Leute faktisch ab-
schaffen, die dazu da sind, Extremisten zu überwa-
chen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Nein!)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie will eine Enquetekommission einsetzen, die im
Kontext der NSU-Morde Konzepte gegen Rassis-
mus und Diskriminierung entwickeln, aber keine
Kommission, die Vorschläge erarbeitet, wie man
der religiösen Radikalisierung junger Menschen mit
und ohne Migrationshintergrund entgegenwirken
kann. Sie will am Stellenabbau bei der Thüringer
Polizei festhalten, nur, die genauen Ausmaße sind
noch nicht bekannt. Dabei sagt die GdP in Thürin-
gen schon heute, dass die Bereitschaftspolizei kei-
ne komplette Hundertschaft zu Demonstrationen
und anderen Gefährdungslagen aufstellen kann. An
eine Unterstützung anderer Bundesländer ist unter
dieser Bedingung nicht zu denken. Die Innenminis-
ter anderer Länder werden deshalb in Zukunft zwei-
mal überlegen, ob sie ihre Bereitschaftspolizei nach
Thüringen schicken. Denn mit dem Personalabbau
kündigt die rot-rot-grüne Landesregierung die Soli-
darität zwischen den Bundesländern auf. Jenseits
der Bereitschaftspolizei wäre diese Solidarität auch
wichtig, um Organisierte Kriminalität, Transitkrimi-
nalität, mafiöse Strukturen zu bekämpfen, die nicht
an der Thüringer Landesgrenze haltmachen. Ich
wiederhole noch einmal: Isis, Salafismus, Ukraine-
konflikt, Organisierte Kriminalität – Bedrohungen
gibt es genug. Man kann sich vor diesem Hinter-
grund nur wundern, wo unsere Koalitionäre leben:
Im Freistaat oder in Gedanken doch wo ganz an-
ders? Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich
der Abgeordnete Adams zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kollegen, liebe Gäste

hier im Thüringer Landtag, ich möchte zunächst
einmal auf ein Missverständnis eingehen, was hier
offensichtlich im Raum war. Es gab Unruhe bei
dem Begriff „Marktplatz“ und der Bezeichnung,
dass wir hier auf dem Marktplatz sind. Ich erlaube
mir, zu zitieren aus Wikipedia: „Bei Homer gilt das
Fehlen einer Agora als ein Anzeichen für Recht-
und Gesetzlosigkeit. Laut Herodot war die Agora für
den Perserkönig Kyros II. das bestimmende Merk-
mal einer selbstständigen griechischen Stadt.“ Wir
alle wissen, dass die Agora also sozusagen der Ur-
sprung des Parlamentarismus, des Austauschs,
des Meinungsstreits ist, aus der alten griechischen
nicht Mythologie, sondern Geschichte. Deshalb
möchte ich Ihnen noch mal ganz kurz vorlesen, was
die Agora denn ist. Die Agora – ich glaube, das darf
man durchaus auch anders betonen, aber darüber
streite ich mich an der Stelle nicht –, Agora war im
antiken Griechenland der zentrale Fest- und Ver-
sammlungsort und Marktplatz einer Stadt. Insofern,
willkommen hier in der Agora – wie auch immer
man es aussprechen möchte. Das ist nicht Ober-
lehrer, lieber Herr Mohring, sondern das zeigt doch
die Debatte vom heutigen Morgen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Herr Pri-
mas war es!)

Herr Primas, noch besser. Aber manchmal sind Sie
zum Verwechseln ähnlich.

(Unruhe CDU)

Lieber Herr Primas, damit sind wir genau wieder bei
der Debatte, die wir heute Morgen geführt haben,
nämlich dem Bildungsfreistellungsgesetz. Es hilft
immer wieder, über den Tellerrand zu schauen,
dann kann man sich manche Debatte hier im Thü-
ringer Landtag, ob man nämlich dieses Haus als
„Agora“ bezeichnen darf, auch wieder sparen, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren.

Herr Kollege Henke von der AfD, vielen Dank für Ih-
ren Vortrag. Aber ich glaube, wer in den Argumen-
tationen hin und her kippelt und immer wieder dar-
stellt, jetzt hätten wir in Thüringen nicht mal mehr
genug Bereitschaftspolizisten, um unsere

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist doch
so!)

– ja, die waren doch aber jetzt erst letzte Woche in
Frankfurt. Wie können Sie denn behaupten, dass
Thüringen keine Polizisten mehr hat, um im Länder-
verbund hier bei Großlagen tätig zu sein? Ich bin
mir sicher, dass der Innenminister dazu noch mal
was sagen wird.

Lieber Herr Kollege Fiedler, ich frage mich die gan-
ze Zeit, worum es Ihnen geht. Wenn Sie hier argu-
mentieren, ohne Polizei geht es nicht. Wer hat denn
hier eine Sicherheitsarchitektur vor Augen ohne Po-
lizei, wer denn? Sie? Also wir nicht. Und gerade
diese Koalition hat doch diesen lange aufgebauten
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Missstand, dass wir in der Thüringer Polizei das Er-
fordernis des Personalabbaus haben, alle Innenmi-
nister der letzten 15 Jahre aus Ihrer Partei haben
gesagt, wir müssen dort abbauen, aber ich werde
es jetzt erst mal nicht tun. Deshalb ist ein ziemlicher
Entscheidungsüberstand da und wir wissen nicht,
wie wir den Haushalt damit glatt bekommen. Und
diese rot-rot-grüne Koalition macht das das erste
Mal zum Thema, und zwar genau in der Spannbrei-
te, die Balance zu halten zwischen einem guten
Haushalt – das hat Herr Kowalleck geglaubt uns ins
Stammbuch schreiben zu müssen, das haben wir
aber selber in den Koalitionsvertrag geschrieben –
und einer guten Polizei auf der anderen Seite. Wir
werden diesen Ausgleich finden, und zwar in der
Diskussion mit allen zusammen. Sie brauchen den
Menschen hier in Thüringen keine Angst zu ma-
chen, dass es demnächst keine Polizei gibt.

Ich glaube, eine Sache, lieber Herr Fiedler, gerade,
weil Sie mich angesprochen haben, dass wir ei-
gentlich immer relativ konstruktiv im Kern der Kont-
rolle zusammenarbeiten. Aber wann ist denn das
entstanden, dass Thüringen im Verfassungsschutz-
verbund außerordentlich kritisch gesehen wird?
Das ist doch nicht in den letzten hundert Tagen ent-
standen. Das ist doch unter Innenministern entstan-
den, die allesamt Ihrer Fraktion angehört haben, Ih-
rer Partei angehört haben. Thüringen hat ein
schlechtes Bild im Verfassungsschutzverbund ab-
gegeben seit Mitte der 90er-Jahre. Dafür tragen Sie
Verantwortung, weil Sie so lange schon in diesem
Landtag und auch in der Parlamentarischen Kon-
trollkommission sitzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glau-
be, da muss man ein Stückchen bei der Wahrheit
bleiben. Das hilft nicht weiter. Die CDU nimmt mit
ihrem Antrag die Situationen in Bremen, Braun-
schweig und Dresden zum Anlass, um weiterhin
Unsicherheit zu schüren. In der Tat oder in der
Qualität kam es in Bremen, Braunschweig und
Dresden zu einer erhöhten abstrakten Gefahr. Das
ist der korrekte Begriff. Sie benutzen aber diese ab-
strakte Gefährdung – die besteht und die besteht
ohne Zweifel – dazu, um ganz konkrete Ängste zu
schüren. Und dem, sehr geehrter Herr Fiedler, wi-
dersetzen wir uns in den Fraktionen von Bündnis
90/Die Grünen, Linke und SPD.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sagen Nein zum Schüren von Angst und wir sa-
gen Ihnen ganz klar: Wir wissen auch, wohin das
Ganze führen soll. Alle Debatten um Terrorismus
und Terrorismusgefahren haben immer dazu ge-
führt, solange Sie die Mehrheit hatten, dass Sie Si-
cherheitsgesetze verschärft haben. Dem verwei-
gern wir uns. Wir werden Sicherheitsgesetze nicht
verschärfen. Wir werden die Sicherheitslage in Thü-
ringen – so wie es immer war – wöchentlich in den

Sicherheitslagen beurteilen, notfalls auch täglich
neu beurteilen. Sie können sich sicher sein, dass
die Kolleginnen und Kollegen der Polizei und die
Fachleute das auch gut machen. Es gehört unter
Garantie nicht hier in die Mitte des Landtags. Ich
muss schon sagen, lieber Herr Fiedler, ich hätte es
niemals von Ihnen erwartet, dass Sie durch den
Thüringer Landtag feststellen lassen wollen, dass
die Thüringer Polizei und die Sicherheitsbehörden
nicht vorbereitet sind auf einen Terroranschlag, in
welcher Form auch immer. Worauf wollen Sie denn
die Leute sich vorbereiten lassen? Wollen wir die
Vorbereitung auf einen Anschlag wie Nine-Eleven
treffen? Wollen wir die Vorbereitung zu einer Flug-
zeugentführung treffen?

(Unruhe CDU)

Wollen wir eine Entführung eines ICE hier in den
Blick nehmen? Wollen wir eine Busentführung in
den Blick nehmen? Wollen wir einen Bombenan-
schlag auf ein großes Volksfest in Thüringen in den
Blick nehmen? Sie wissen nicht, wie die Terrorge-
fahr konkret aussieht – niemand weiß das.

(Unruhe CDU, AfD)

Die Antwort, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, die Sie immer glauben hier die Fachleute zu
sein, gibt uns der Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Herr Oliver Malchow, der sagt:
Kooperation und Koordination sei bei einer Terror-
lage das A und O.

(Beifall DIE LINKE)

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, trai-
niert die Polizei zu jeder Zeit. Diese Fähigkeiten
sind hier in Thüringen da. Was immer kommt, sie
müssen die Kräfte hinbekommen. Das ist das A
und O, meine sehr verehrten Damen und Herren.
Da habe ich keinen Zweifel, dass wir darauf vorbe-
reitet sind und dass wir in jedem Fall aus Anschlä-
gen, von denen wir in Europa in den letzten Wo-
chen und auch weltweit Kenntnis erlangt haben, so
schlimm das ist, unsere Lehren ziehen müssen,
und wir müssen mit unseren Sicherheitsexperten
immer wieder darüber sprechen. Aber all das ge-
hört nicht hier in den Landtag, all das gehört auch
nicht in den Innenausschuss, sondern es gehört in
die Kreise, in das Innenministerium, dorthin, wo die
Fachleute solche Fragen beraten und die entschei-
denden Richtlinienentscheidungen dazu auch tref-
fen, meine sehr verehrten Damen und Herren. Vie-
len Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat sich Abgeordneter
Kräuter zu Wort gemeldet.
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Abgeordneter Kräuter, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, liebe Gäste am Livestream und
auf der Tribüne! Herr Adams, vielen Dank! Sie ha-
ben Teile meines Redebeitrags vorweggenommen
– das macht nichts –, aber Sie haben es auf den
Punkt gebracht. Vor welchen Bedrohungslagen
wollen wir die Menschen schützen? Herr Fiedler,
ich bin von Ihnen enttäuscht, dass Sie hier fachlich
einen so unterschwelligen Beitrag geleistet haben.

(Beifall DIE LINKE)

Seien Sie versichert, dass die Gewerkschaft der
Polizei keine Einheitspartei und auch keine Block-
partei ist. Seien Sie versichert, dass ich mit dem
Vorsitzenden nicht über Kreuz liege, aber wir sind
in den Ansichten hier und da verschieden. Die Thü-
ringer Polizei hat vielleicht – in Summe betrachtet –
ein Stellenproblem, aber im Kern geht es darum,
wie viele Menschen – Herr Adams, ich bin wieder
bei Ihnen –wir bei einer größeren Schadenslage an
den Schadensort kriegen. Bei Schadensereignissen
immer sofort von Terror zu sprechen, ist die Ver-
schärfung der Ängste unserer Menschen in Thürin-
gen. Das haben sie nicht verdient. So viel wollte ich
Ihnen auf den Weg geben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Kai Christ
hat das gesagt von der GdP Thüringen! Viel-
leicht haben Sie es nicht gehört!)

Vizepräsidentin Jung:

Jetzt hat Herr Abgeordneter Kräuter das Wort, Herr
Fiedler.

Abgeordneter Kräuter, DIE LINKE:

Herr Fiedler, die letzte gesundheitliche Untersu-
chung hat bei mir gezeigt, dass das Hirn noch funk-
tioniert, obwohl ich ein junger Abgeordneter bin.
Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall CDU, AfD)

Aber eines will ich Ihnen noch auf den Weg geben:
Wenn wir uns vor den Wahlen 2014 die Frage
gestellt haben, ob wir denn mal einen Polizisten ins
Parlament kriegen, und dann haben wir hier einen
stehen

(Unruhe CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Moment – und derjenige, der hier steht, muss
dann erleben, wie Sie die parlamentarische Demo-
kratie pflegen,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jawohl!)

dann habe ich schon eine Zwischenfrage. Wenn
Sie meinen, dass unsere Kollegen im Innenministe-

rium, von wo wir auch einen Abgeordneten hier sit-
zen haben, keine Planungsarbeit leisten, und wenn
Sie meinen, keine Konzepte dort in der Tasche zu
haben, dann sollten Sie sich dort mal umgucken
und sich mit den verantwortlichen Menschen mal
unterhalten.

Eine letzte Frage hätte ich für Sie: Was denken Sie
denn, wer am 04.11. im Jahr 2011 – oder 2012 war
es wohl – die Bankräuber von Eisenach gefangen
hätte, wenn er keinen Plan gehabt hätte? Das
heißt, unsere Kollegen sind auf diese Einsatzlagen
vorbereitet. Das Problem, was wir haben, dass wir
uns immer anhand der Entwicklung, an der techni-
schen Ausrüstung aufstellen müssen und die Kolle-
ginnen und Kollegen der Thüringer Polizei aus- und
weiterbilden müssen. Das kostet Geld und da erle-
ben wir spannende Haushaltsdebatten. Danke
schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der CDU hat der Abgeordnete
Fiedler das Wort. Herr Fiedler, Sie wollten?

(Unruhe DIE LINKE)

Sie haben noch 3 Minuten Redezeit.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Entschuldigung, Frau Präsidentin, dass ich gerade
abgelenkt war.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist
schon verwunderlich, wenn ein ehemaliger Polizist
sich hierherstellt und sagt, ich würde hier irgend-
welche Dinge erzählen, die nicht wahr wären. Ich
habe mich seit 25 Jahren für die Polizei eingesetzt,
egal wer dort als Minister vorne saß. Das werde ich
auch weiterhin tun. Jetzt verweise ich auf unseren
letzten Punkt: „Die Landesregierung wird aufgefor-
dert, dem Landtag bis zum Ende des Jahres 2015
ein organisatorisch und personell untersetztes Si-
cherheitskonzept zum Umgang mit möglichen Ter-
roranschlägen zur Beratung vorzulegen.“ Was ist
denn daran verkehrt? Hier will niemand die Einsatz-
pläne wissen, wann, wie, wer, wo, das will niemand
wissen. Das kenne ich noch von der alten Oppositi-
on, die im Innenausschuss immer alles wissen woll-
te, wer ist denn wo und wann – Papstbesuch wollen
wir jetzt gar nicht erläutern, was da alles vielleicht
irgendwo erzählt wurde oder auch nicht.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die
wollen auch wissen, wer ins Bordell geht!)

Ja, das können Sie auch rufen. Vom parlamentsun-
würdigen Abgeordneten erwarte ich so was, ist
doch klar. Bei Ihnen ist doch nichts mehr heilig. Das
ist doch vollkommen klar. Wer gespitzelt hat, das ist
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so. Halt, ich habe noch gerade eine knappe Minute
Zeit!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unser Mi-
nisterpräsident Bodo Ramelow ...

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Zum
Thema!)

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Den
haben Sie gern!)

Den habe ich auch gern. Im Gegensatz zur Linken
kann ich mit ihm verhältnismäßig gut leben.

(Unruhe und Heiterkeit DIE LINKE)

Ja, das ist so.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will
einfach darauf hinweisen: Sie haben den Bundes-
vorsitzenden benannt

(Unruhe DIE LINKE)

– ich lasse mich nicht von Ihnen ablenken –, Sie
haben den Bundesvorsitzenden der GdP gelobt, mit
dem habe ich kein Problem, ich habe auch mit
Herrn Wendt kein Problem. Aber der Thüringer
GdP-Vorsitzende hat gesagt und gefordert, es ist
kein Konzept da. Und da stellen Sie sich hin, Sie
wären mit ihm einig. Wo sind wir denn hier eigent-
lich?

(Zwischenruf aus dem Hause: Im Thüringer
Landtag!)

(Unruhe DIE LINKE)

Wir müssen darauf hören, was dort gesagt wird,
und das machen wir. Danke.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Damit, Herr Fiedler, hätten Sie noch 1 Minute Re-
dezeit. Abgeordneter Dittes hat sich zu Wort gemel-
det. Er hat noch 8 Minuten und 50 Sekunden Rede-
zeit.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Es erfreut mich jedes Mal, wie leicht Ihnen die
Wortkombination „unser Ministerpräsident Bodo
Ramelow“ über die Lippen kommt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber deswegen habe ich mich nicht zu Wort gemel-
det.

Herr Fiedler, Sie haben in Ihren Redebeiträgen –
ich sehe ihn gerade nicht mehr, wahrscheinlich ist
er rausgegangen, aber er hat die Möglichkeit zuzu-
hören oder nachzulesen – den ungeheuerlichen
Nachteil, diese immer mit persönlichen Beleidigun-
gen zu garnieren, die zum Teil auch die Grenzen

des Schutzbereichs der Indemnität verlassen, näm-
lich tatsächlich in den strafrechtlich relevanten Be-
reich der verleumderischen Beleidigung hinein-
rücken. Nun wollte ich immer mal die Gelegenheit
nutzen, hochoffiziell an dieser Stelle zu verkünden,
dass ich niemals auf dem Baum gewesen bin,
wenngleich mich dieser Vergleich seit vielen Jahren
begleitet und immer wieder belustigt. Aber: Wenn
hier an dieser Stelle nicht nur mir persönlich, son-
dern auch anderen meiner Fraktionskollegen un-
terstellt wird, und das nicht nur einmal und das
auch nicht nur in der Hitze des Gefechts, sondern
als permanenter Vorwurf regelmäßig wiederholt
wird, wir würden Steine werfen, um unsere politi-
schen Ziele durchsetzen zu können, dann ist das
eine infame Unterstellung. Dann ist das eine ver-
leumderische Beleidigung und die weise ich auch
im Namen unserer Fraktionsangehörigen mit aller
Entschiedenheit zurück.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will auch im zweiten Punkt darstellen, weil Sie
das immer wieder vorwerfen: Ich habe keine Pres-
semitteilung als Innenausschussvorsitzender abge-
geben, ich habe gesagt, was die Landesregierung
im Innenausschuss dargestellt hat. Das war im Vor-
feld mit der Landesregierung abgestimmt. Ich habe
genau in Ihrem Interesse gesagt, es gab die kriti-
sche Diskussion zum Stellenabbau, und ich habe
wahrheitsgemäß auf die Frage geantwortet, gibt es
denn eine Weiterberatung auf Wunsch der Fraktio-
nen im Innenausschuss. Nein, weil diese Weiterbe-
ratung von den Kollegen der CDU-Fraktion im In-
nenausschuss nicht gewünscht war. Anderenfalls
hätten wir uns im Innenausschuss dazu verständigt.
Meine Damen und Herren, es verstößt doch nicht
gegen die Geschäftsordnung, wenn ich an dieser
Stelle etwas sage, was im Innenausschuss nicht
stattgefunden hat. Es unterliegt nämlich nur einer
eingeschränkten Öffentlichkeit, darüber zu berich-
ten, was im Innenausschuss stattgefunden hat. Ich
habe deutlich gemacht, welche Fragen Sie nicht
gestellt haben. Hätten Sie die gestellt, hätte ich
möglicherweise nicht darüber reden können.

Ich will aber auch zum letzten Punkt einige Ausfüh-
rungen machen, weil in dem Beitrag von Herrn
Fiedler – ich weiß nicht, ob er wirklich im Namen al-
ler Fraktionsmitglieder der CDU gehalten wurde –
deutlich geworden ist, worum es Ihnen bei diesem
Antrag eigentlich geht. Es ist eben nicht die Sorge
um die Sicherheit oder den Ausbildungs- und Aus-
rüstungsstand bei der Thüringer Polizei. Es ist auch
nicht die Bereitschaft, über den Einwand der GdP
zu diskutieren, infrage zu stellen und gemeinsam
zu hinterfragen, wie konkret und untersetzt denn
diese Sorge der GdP ist, um uns dann gemeinsam
auch parlamentarisch Gedanken zu machen. Es
geht Ihnen, wie bereits in einer vorangegangenen
Beratung in einem Ausschuss, den ich hier nicht
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näher bezeichnen will, letztendlich im Kern darum,
einen Widerspruch zwischen den Aussagen von
Herrn Poppenhäger und den Aussagen von Ihrem
Ministerpräsidenten Bodo Ramelow herbeizureden.
Ich bin mir sicher und das – denke ich – hat die Ko-
alition auch in der letzten Woche sehr deutlich öf-
fentlich gesagt, dass diese Koalition tatsächlich
ernsthaft, und zwar gemeinsam, das von Ihnen be-
schlossene und durchgesetzte Polizeistrukturre-
formprojekt überprüft und die notwendigen Korrek-
turen auch im Rahmen des Stellenabbaupfads mit
vollzieht, aber dabei mit Augenmaß tatsächlich alle
Belange mit berücksichtigt, das sind die haushalte-
rischen, aber das ist insbesondere natürlich auch
das Sicherheitsbedürfnis gemessen an einer tat-
sächlichen Gefahrensituation in Thüringen.

Aber Ihnen geht es mit diesem Antrag in dem zwei-
ten Punkt darum, tatsächlich hier die Abschaffung
der V-Leute in Thüringen zu diskreditieren. Da fra-
ge ich Sie ernsthaft, welches Bild Sie denn von Ih-
ren Kollegen in den anderen Bundesländern haben,
wenn Sie damit drohen, dass diese Informationen
über Gefahrenlagen für die öffentliche Sicherheit
nicht mehr nach Thüringen weitergeben,

(Beifall DIE LINKE)

wenn Sie so wollen, in Ihrer Logik sogar die CDU-
Innenminister, die Sicherheit der Thüringer und
Thüringerinnen gefährden oder letztendlich aufge-
ben. Das ist nicht meine Denklogik. Das ist das,
was Sie Ihren CDU-Kollegen in den anderen Bun-
desländern unterstellen.

Ich will auf einen anderen Punkt hier aufmerksam
machen. Sie sprechen davon, dass der Informati-
onsaustausch zwischen den Bundesländern ein
Geben und Nehmen darstellt. Meine Damen und
Herren, das mag möglicherweise im Kindergarten
oder im privatrechtlichen Bereich tatsächlich eine
Kategorie sein, aber es ist keine verfassungsrechtli-
che Kategorie, wenn wir über Eingriffe des Staates
in Persönlichkeitsrechte von Menschen reden. Da
steht tatsächlich die Frage des Grundrechts auf in-
formationelle Selbstbestimmung im Mittelpunkt, da
steht die Frage der Verhältnismäßigkeit der Mittel
im Mittelpunkt der Bewertung. Hier hat diese Koali-
tion eine Diskussion geführt, die dazu führt, dass
wir in Thüringen keine Gesinnungsschnüffelei brau-
chen, dass wir keine V-Leute brauchen, die bei-
spielsweise immer noch als Nazis in ihrer Szene
fungieren, auch wenn wir sie durch das Verfas-
sungsschutzamt finanziert haben, weil wir die Er-
fahrung gemacht haben, dass dieses System der
Überwachung von bestimmten Gruppen eigentlich
zur Stärkung dieser Gruppen und zu einer Gefähr-
dung von demokratischen Strukturen geführt hat

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und auch noch nach wie vor führt. Den Gegenbe-
weis, meine Damen und Herren, erbringen Sie in
diesen Debatten immer wieder nicht. Sie sagen ein-
fach nur, es ist notwendig, es ist wichtig und Sie
bringen als Legitimierung einfach das Verfassungs-
schutzamt selbst und die V-Leute selbst, also ein
sich selbst permanent legitimierendes System. Da
haben wir aber mit den Untersuchungsausschüs-
sen zum Themenbereich des NSU im Bund, aber
auch in den Bundesländern hineingucken können,
wie gefährlich dieses System ist, und die richtigen
Schlüsse gezogen. Es ist eben ein Stück mehr an
Sicherheit, auch für die Menschen in diesem Land,
wenn wir die Sicherheitsgefahren, die sich aus
staatlichen Sicherheitsstrukturen, in diesem Fall
durch das V-Leute-System, ergeben haben, ab-
schaffen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir keine
Wortmeldungen mehr vor. Herr Minister Poppenhä-
ger hat sich für die Landesregierung zu Wort ge-
meldet.

Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich nehme zunächst die Äußerung des Ab-
geordneten Adams zum Anlass, nochmals zu be-
stätigen, dass 250 unserer Bereitschaftspolizisten
am letzten Wochenende in Frankfurt unterwegs wa-
ren und der Hessische Innenminister mir

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Ein Koali-
tionsbeschluss!)

ein Schreiben geschickt hat mit dem Inhalt, dass er
sich dafür bedankt und ich dieses Schreiben natür-
lich an die Polizei weitergeleitet habe.

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, die CDU ist offenbar der Meinung, dass sich
die Landesregierung der Risiken und der bestehen-
den Terrorgefahr nicht bewusst ist und die Thürin-
ger Sicherheitsbehörden bisher nicht auf mögliche
Terrorszenarien vorbereitet worden sind. Erlauben
Sie mir an dieser Stelle, meine Amtsvorgänger in
Schutz zu nehmen, denn ich sage: Sie tun auch
meinen Amtsvorgängern Unrecht. Ich erlaube mir
daher, die weiteren Ausführungen zunächst mit ei-
ner aktuellen Lageeinschätzung zur Terrorgefahr im
Bund und insbesondere in Thüringen zu beginnen.

Die Bundessicherheitsbehörden gehen seit gerau-
mer Zeit davon aus, dass Frankreich und Deutsch-
land im unmittelbaren Zielspektrum islamistischer
Täter bzw. Gruppierungen liegen. Dadurch besteht
eine abstrakte Gefahrenlage. Jedoch bestehen we-
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der für Deutschland noch für Thüringen konkrete
Hinweise auf geplante Anschläge. Die Sicherheits-
lage hat sich infolge der tragischen Ereignisse in
Paris für den Freistaat Thüringen nicht nachhaltig
verändert. Der polizeiliche, justizielle, militärische
und nachrichtendienstliche Verfolgungsdruck west-
licher und anderer Staaten gegen dschihadistische
Führungsstrukturen im Ausland ist dennoch hoch
und sichert auch, wie wir meinen, vor terroristi-
schen Anschlagsvorhaben im Bundesgebiet, soweit
das menschenmöglich ist. Erlauben Sie mir an die-
ser Stelle auch den Hinweis auf umfangreiche
Durchsuchungs- und Beschlagnahmeaktionen in
vier Bundesländern in diesem Zusammenhang, die
heute Morgen erst stattgefunden haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, derzeit werden im Freistaat Thüringen weni-
ger als zehn Personen als sogenannte Gefährder
bzw. relevante Personen im Phänomenbereich des
islamistischen Terrorismus von den Sicherheitsbe-
hörden eingestuft. Deshalb ist es notwendig, dass
sich Thüringen den Erfordernissen zur Bekämpfung
des gewaltbereiten Terrorismus in diesem Umfang
stellt. Meine sehr verehrten Damen und Herren Ab-
geordneten, genau das tun wir auch. Nach dem
Verständnis des Thüringer Ministeriums für Inneres
und Kommunales gilt es, die bestehenden Konzep-
te und Rahmenbedingungen nach den jeweiligen
Lageanforderungen beständig fortzuschreiben. Wir
haben zur Bekämpfung des internationalen Terro-
rismus eine Vielzahl von Richtlinien erarbeitet und
diese auch bundeseinheitlich miteinander abge-
stimmt. Ich möchte Ihnen einige dieser Dokumente
nennen, wenn ich auch um Verständnis bitte, dass
ich die Inhalte zum Teil hier nicht vortragen will:

Für den Innenbereich sind das die „Konzeption von
Polizei und Verfassungsschutz zur Bekämpfung
des islamistischen Terrorismus“, das ist die „Richtli-
nie zur Zusammenarbeit von Polizei und Justiz auf
dem Gebiet der Bekämpfung des islamistischen
Terrorismus“, es sind „Sofortmaßnahmen bei Ge-
fährdern und ‚relevanten Personen‘“, es sind „Ver-
dachtskriterien islamistischer Terrorismus“ in Form
einer Lang- und einer Kurzfassung. Es sind das
„Merkblatt für Ausländerbehörden zum Erkennen
von potenziellen islamistischen Gewalttätern“ sowie
die Dokumente „Indikatoren zum Erkennen islami-
stisch-terroristischer Zusammenhänge“ und es sind
„Sofortmaßnahmen in Fällen politisch motivierter
Kriminalität von länderübergreifender, bundesweiter
und internationaler Bedeutung“. Auch für den Jus-
tizbereich gibt es solche Richtlinien, zum einen das
„Merkblatt für Staatsanwälte und Indikatoren zum
Erkennen islamistisch-terroristischer Zusammen-
hänge“, das „Merkblatt für Justizvollzugsbedienste-
te“ und ein „Fahndungs- und Aufklärungskonzept
Staatsschutz“. Diese Grundsatzdokumente werden
durch Thüringer Handlungskonzeptionen ersetzt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich möchte noch die Gelegenheit nutzen, auf
die zum Teil auch heute wieder kritisierte Ausstat-
tung der Thüringer Polizei einzugehen. Auch hier
möchte ich nicht in Details gehen, weil natürlich völ-
lig klar ist, dass Aussagen zu Schutzklassen der
persönlichen Ausstattung der Polizeibeamten oder
auch zur Anzahl von Sonderfahrzeugen zukünftige
Einsätze erschweren oder dieses Wissen, in die
falschen Hände geraten, auch die Sicherheit der
Beamten gefährden würde. Die Schutz- und Siche-
rungsmaßnahmen zur Gewährleistung der Sicher-
heit der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes,
aber auch der Aufrechterhaltung der Funktionsfä-
higkeit sind umfangreich und eine ebenso vielge-
staltige Kombination der vorhandenen Ausstattung
und die stetige Aus- und Fortbildung der Polizeibe-
amten minimiert das Risiko der Gefährdung der
Einsatzbeamten. Wie ich bereits ausgeführt hatte,
gibt es eine Reihe von Expertengruppen in der
Bundesrepublik Deutschland, die sich intensiv mit
der Thematik der Terrorabwehr befassen. Auch hier
werden die Standards für die Ausrüstung der Be-
amtinnen und Beamten definiert und ständig fort-
entwickelt. Ich erlaube mir, auch darauf hinzuwei-
sen, dass in Thüringen natürlich jeder Beamte ne-
ben seiner Dienstwaffe über eine individuell ange-
passte ballistische Schutzweste verfügt. Selbstver-
ständlich verfügt die Thüringer Polizei auch über
gepanzerte Fahrzeuge, über Maschinenpistolen
und -gewehre. Ich sage deshalb ganz deutlich: Wir
sind wehrhaft und wissen auch den Freistaat Thü-
ringen zu schützen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, auch der Koalitionsvertrag macht übrigens
deutlich, dass die innere Sicherheit in Thüringen für
die Regierungskoalition von sehr hoher Bedeutung
ist und höchste Priorität besitzt. Von daher möchte
ich im Zusammenhang mit der V-Leute-Problematik
auch noch mal auf Folgendes hinweisen: Der Koali-
tionsvertrag sieht nicht zwingend die vollständige
Abschaltung von V-Leuten und V-Männern vor,
sondern gibt den Sicherheitsbehörden den notwen-
digen Handlungsspielraum, um in Fällen von mögli-
chen Terrorismusbezügen auch weiterhin V-Leute
zu führen. Hierauf habe ich meine Kollegen Innen-
minister auch mit Schreiben vom heutigen Tage
nochmals hingewiesen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin in
meinen Ausführungen vordergründig auf den An-
schlagsfall und die hier zu erarbeitenden Empfeh-
lungen und Vorschriften eingegangen. Ich will noch
mal betonen, dass die bundesweit geltenden Poli-
zeivorschriften, die sich thematisch mit den The-
men Amokszenarien, Anschläge und Geiselnah-
men befassen, sich sowohl inhaltlich als auch kon-
zeptionell in vielfacher Hinsicht bereits bewährt ha-
ben.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, in der Praxis wird die erwähnte ständige Ak-
tualisierung der Handlungsempfehlungen durch die
Beteiligung des Freistaats Thüringen an einer ge-
meinsamen Arbeitsgruppe des Unterausschusses
„Führung, Einsatz und Kriminalitätsbekämpfung“
und der Arbeitsgemeinschaft „Kripo“ unter Beteili-
gung der Amtsleitertagung zur Prüfung von Hand-
lungserfordernissen aus den aktuellen terroristi-
schen Ereignissen sichergestellt. Die Arbeitsgruppe
ist im Ergebnis der Auffassung, dass die Sicher-
heitsbehörden in Bund und Ländern grundsätzlich
befähigt sind, terroristische Lagen zu bewältigen.
Die Thüringer Polizei bildet da im Übrigen keine
Ausnahme, sondern ist auch aus Sicht der bundes-
weiten Experten zur Bekämpfung von terroristi-
schen Gefahren vorbereitet. Dennoch bin ich der
Auffassung, dass wir weitere Anstrengungen, zum
Beispiel eine weitere Qualitätssteigerung in der
praktischen Aus- und Fortbildung unserer Beamtin-
nen und Beamten, anstreben müssen. Bereits jetzt
werden die Schulungen des polizeilichen Einsatz-
trainings sowohl auf die allgemeine als auch auf
spezielle Einsatzsituationen ausgerichtet und hin-
sichtlich der aktuellen Erfordernisse angepasst. Die
Polizeieinsatztrainer des Bildungszentrums in Mei-
ningen besuchen regelmäßig Konferenzen und ein-
schlägige Fortbildungsveranstaltungen, in denen
thematisch auch auf Amoktaten und Anschläge ein-
gegangen wird und bei denen durchaus auch kriti-
sche Auswertungen stattfinden. Ziel ist es dabei,
die Erfahrungen und Ansätze aller Einrichtungen
und Behörden, selbstverständlich auch aus ande-
ren Bundesländern und zum Teil auch europaweit,
einzubeziehen. In allen Laufbahnausbildungen der
Thüringer Polizei und in zentralen und auch dezen-
tralen Schulungen werden Präventionsmaßnahmen
der Polizei, wie beispielsweise das Erkennen von
Radikalisierungstendenzen oder die theoretische
und praktische Vorbereitung von Einsatzszenarien,
zielgerichtet ständig aktualisiert und an die Beam-
ten vermittelt. Das trifft übrigens auch auf den ge-
schichtlichen Hintergrund und gegebenenfalls auch
auf ideologische Aspekte von Glaubensrichtungen
des Islam zu.

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, aus meinen bisherigen Ausführungen wird,
glaube ich, deutlich, dass in Thüringen eine auch
bisher sehr intensive Auseinandersetzung mit der
Thematik des Terrorismus und der Terrorismusbe-
kämpfung erfolgt ist. Dennoch sollte und muss uns
allen klar sein, dass auch eine gut ausgebildete und
vorbereitete Polizei keine hundertprozentige Sicher-
heit einer weltoffenen Gesellschaft garantieren
kann.

(Beifall DIE LINKE)

Das ergibt sich bereits aus dem Spannungsfeld
zwischen der Freiheit des Einzelnen und der Si-
cherheit der Allgemeinheit. Ich hoffe, dass ich aus-

reichend dargestellt habe, dass die Thüringer Poli-
zei, wie wir meinen, auch auf terroristische An-
schläge vorbereitet ist. Und ich finde, wir sollten
auch als politische Verantwortungsträger keinen
Zweifel hieran aufkommen lassen.

Ich will am Schluss meiner Ausführungen auch
noch eine Bitte durchaus an die konservative Volks-
partei hier in diesem Raum richten.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Vielen
Dank!)

Sie haben über viele Jahre immer die Partei Die
Linke kritisiert, weil sie nach Ihrer Auffassung die
Polizei und die Sicherheitsbehörden des Freistaats
schlechtgeredet hätte. Ich finde, wenn das Ihre Kri-
tik gewesen ist, dann sollten Sie nicht nach den we-
nigen Monaten der Opposition in dieses früher von
Ihnen kritisierte Schema verfallen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor.
Es ist Überweisung an den Innen- und Kommunal-
ausschuss beantragt worden. Wer dieser Überwei-
sung zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen?

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE:
Herr Fiedler war draußen!)

Wir haben ausgezählt. Bei 45 Neinstimmen und
44 Jastimmen ist der Antrag abgelehnt.

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Zählen!)

Also, Herr Fiedler war bei der Abstimmung drau-
ßen.

(Beifall DIE LINKE)

45 Neinstimmen und 44 Jastimmen. Es wurde ge-
zählt hier. Herr Emde.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, da es Unklarheiten darüber gibt,
ob das Abstimmungsergebnis so stimmt, bitte ich,
erneut auszuzählen.

Vizepräsidentin Jung:

Ich bin nur dazu bereit, wenn Herr Fiedler an der
Abstimmung nicht teilnimmt, weil er zum Zeitpunkt
der Abstimmung nicht anwesend war, und deswe-
gen ist das Ergebnis vorhanden.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt schließe ich den Tagesordnungspunkt und wir
gehen in eine Mittagspause bis 14.00 Uhr. Ich erin-
nere noch einmal an die Ausstellungseröffnung. Wir
setzen um 14.00 Uhr mit der Fragestunde fort.

Präsident Carius:

Ich darf die Sitzung nach der Mittagspause jetzt
wieder fortsetzen. Bevor wir in die Fragestunde ein-
treten, möchte ich noch mal bekannt geben, dass
die Parlamentarischen Geschäftsführer sich darauf
verständigt haben, dass wir die Abstimmung zu
TOP 9 – und zwar sowohl zur Ausschussüberwei-
sung als auch zum Antrag selbst – für den Fall,
dass die Ausschussüberweisung keine Mehrheit er-
hält, wiederholen, und zwar nach der Fragestunde,
also vor den Wahlen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18

Fragestunde

Ich rufe die Mündlichen Anfragen auf und bitte die
Abgeordneten, ihre Anfragen vorzutragen. Der An-
fragende hat das Recht auf zwei Zusatzfragen, das
wissen Sie alles.

Die erste Frage ist die von Herrn Abgeordneten
Zippel, CDU-Fraktion, in der Drucksache 6/265.

Abgeordneter Zippel, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank. Das ist
noch eine Mündliche Anfrage aus der letzten Ple-
narsitzung. Ich bitte, das zu berücksichtigen. Das
heiße Thema war in der letzten Plenarsitzung, aber
trotzdem wollte ich gern diese Mündliche Anfrage
noch weiterhin gestellt haben.

Masernerkrankungen in Thüringen

Von Berlin über Sachsen-Anhalt bis nach Leipzig
breiten sich derzeit die Masern aus. In Thüringen
konnte im vergangenen Jahr kein Fall einer Maser-
nerkrankung festgestellt werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Fälle von Masern wurden seit Jahres-
beginn in Thüringen festgestellt?

2. Wie viel Prozent der Thüringer sind gegen Ma-
sern geimpft (bitte aufgeschlüsselt nach Kindern/
Jugendlichen und Erwachsenen)?

3. Erachtet die Landesregierung die Einführung ei-
ner Impfpflicht für alle Kinder an öffentlichen Ge-
meinschaftseinrichtungen für sinnvoll?

Vielen Dank.

Präsident Carius:

Für die Landesregierung antwortet Frau Ministerin
Werner.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Danke schön. Sehr geehrter Herr Präsident, sehr
geehrter Herr Abgeordneter Zippel, im Namen der
Landesregierung beantworte ich die Mündliche An-
frage wie folgt:

Zu Frage 1: Im Jahr 2015 wurden bisher 48 Fälle
von Masernerkrankungen in Thüringen gemeldet.

Zu Frage 2: In Thüringen lag die Maserndurchimp-
fungsrate bei den Einschulungsuntersuchungen
des Schuljahres 2012/2013 bei 94,6 Prozent. Aus-
sagekräftige Daten zu Impfquoten anderer Alters-
gruppen liegen leider nicht vor, da sie nicht flächen-
deckend erhoben werden.

Zu Frage 3: Aus Sicht der Landesregierung ist der
verpflichtende Nachweis eines altersgerechten
Impfschutzes gegen schwerwiegende Erkrankun-
gen als Voraussetzung für die Aufnahme von Kin-
dern in öffentlichen Gemeinschaftseinrichtungen
sinnvoll, um schutzbedürftige Kinder, die sich nicht
impfen lassen können, auch zu schützen.

Präsident Carius:

Weitere Nachfragen? Bitte, Herr Abgeordneter
Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Eine Nachfrage: Sie haben geantwortet, dass aktu-
elle Zahlen nicht flächendeckend erhoben werden
können, weil sie nicht erfasst werden. Wo liegen die
Gründe dafür, dass die Zahlen nicht erfasst wer-
den?

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Wir haben bisher noch kein Impfregister in Thürin-
gen. Im Koalitionsvertrag ist aber das Impfregister
für Thüringen als ein Programm vorgesehen und
ich denke, wenn wir ein Impfregister aufbauen wür-
den, könnten wir dann solche Daten vorlegen.

Präsident Carius:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Vielen Dank,
Frau Ministerin. Nun kommt die Anfrage des Abge-
ordneten Brandner der AfD-Fraktion in der Druck-
sache 6/271. Herr Brandner, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Ja, auch eine Übriggebliebene vom letzten Mal.
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Polizeieinsätze in Thüringer Erstaufnahmestellen

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie oft kam es im Jahr 2014 zu Polizeieinsätzen
im Zusammenhang mit Thüringer Erstaufnahme-
stellen wegen Vorfällen, die auf Verhalten der Be-
wohner dieser Einrichtungen zurückzuführen waren
(bitte nach Delikten aufgeschlüsselt)?

2. Wie oft kam es im Jahr 2014 zu Polizeieinsätzen
im Zusammenhang mit Thüringer Erstaufnahme-
stellen wegen Vorfällen, die auf von außen kom-
mende Ereignisse zurückzuführen waren (bitte
auch nach Delikten aufschlüsseln)?

3. Wie viele davon (bezogen auf Frage 2) hatten
einen nachgewiesenen rechtsextremen oder aus-
länderfeindlichen Hintergrund?

4. Wie sind die Angaben zu den Fragen 1 bis 3 be-
zogen auf das Jahr 2015 (bis zum Zeitpunkt der
Beantwortung dieser Anfrage)?

Präsident Carius:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze aus dem Thüringer Innenministerium.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Brandner beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Im Jahr 2014 kam es im Zusammen-
hang mit Vorfällen in Thüringer Erstaufnahmeein-
richtungen zu insgesamt 71 Polizeieinsätzen, die
auf das Verhalten der Bewohner zurückzuführen
waren. Die polizeilichen Einsätze erfolgten 31-mal
wegen Körperverletzung, 18-mal wegen ruhestö-
rendem Lärm bzw. Streitigkeiten, 12-mal aus sons-
tigen Gründen, viermal wegen Diebstahls, zweimal
wegen Sachbeschädigung, einmal wegen Verwen-
dens von Kennzeichen verfassungswidriger Organi-
sationen, einmal wegen Androhung einer Straftat,
einmal wegen Beleidigung bzw. Bedrohung sowie
einmal wegen eines Vermisstenfalls.

Zu Frage 2: Zwei Polizeieinsätze waren auf von au-
ßen kommende Ereignisse zurückzuführen. Ein
Einsatz erfolgte wegen zwei Sachbeschädigungen
und ein weiterer wegen des Verwendens von Kenn-
zeichen verfassungswidriger Organisationen.

Zu Frage 3: In den beiden genannten Fällen wer-
den als Tatmotiv rechtsextremistische bzw. auslän-
derfeindliche Hintergründe unterstellt. Im Freistaat
Thüringen wurden im Jahr 2014 insgesamt neun
Straftaten festgestellt, die sich gegen Asylbewerber
respektive Unterkünfte richteten. Tatverdächtige
wurden in diesem Zusammenhang nicht festge-
nommen. Bei den begangenen Delikten handelt es
sich um sechs Fälle von Sachbeschädigungen,

zwei Fälle von Verwenden von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisationen und einen Fall von
Volksverhetzung.

Zu Frage 4: Im Jahr 2015 kam es mit Stand vom
25. März 2015 zu 56 Polizeieinsätzen in Thüringer
Erstaufnahmeeinrichtungen, die auf das Verhalten
der Bewohner zurückzuführen waren. Die polizeili-
chen Einsätze erfolgten aus Anlass von 15-mal ru-
hestörendem Lärm bzw. Streitigkeiten, 17-mal we-
gen Körperverletzung, siebenmal wegen Beleidi-
gung bzw. Bedrohungen, siebenmal wegen Dieb-
stahls, viermal aus sonstigen Gründen, einmal we-
gen Sachbeschädigung, einmal wegen Verstoßes
gegen das Waffengesetz, einmal wegen eines Ver-
misstenfalles, einmal wegen Unterschlagung sowie
zweimal wegen Notrufmissbrauchs. Polizeieinsätze
aufgrund von außen kommenden Ereignissen fan-
den im Jahr 2015 im Zusammenhang mit Thüringer
Erstaufnahmeeinrichtungen bisher nicht statt. Auch
musste im Jahr 2015 noch kein Vorfall mit einem
nachgewiesenen rechtsextremistischen bzw. aus-
länderfeindlichen Hintergrund registriert werden. Ich
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Es gibt eine
Nachfrage des Abgeordneten Brandner.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Frage unter Ziffer 3 bezog sich darauf, wie
viele Fälle nachgewiesen einen rechtsextremen
Hintergrund hatten, nicht, wie oft Sie es vermuten,
sondern wie oft es nachgewiesen war.

Götze, Staatssekretär:

Ja, wenn die Ermittlungen noch nicht abgeschlos-
sen sind, dann wird das erst einmal eine Vermu-
tung sein.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Also nachgewiesene Fälle keine?

Götze, Staatssekretär:

Das würde ich noch einmal recherchieren lassen
und Ihnen ergänzend schriftlich beantworten.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Dann habe ich noch eine Frage, wenn keiner will.

Präsident Carius:

Das eine war eine Klarstellung, deswegen ist das
Zweite eine zweite Zusatzfrage.
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Abgeordneter Brandner, AfD:

Im Ausschusses für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz am 20.02. wurde von einem führenden
Polizeibeamten als Auskunft erteilt, bis zum 20.02.
sei es wegen Vorfällen, die von innen kamen, im
Jahr 2015 bereits zu 80 Fällen gekommen. Jetzt
wundert es mich, dass Sie 56 per 25.03. sagen.
Waren die Aussagen dann im Ausschuss nicht kor-
rekt?

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Sie
dürfen nicht zitieren, was im Ausschuss war!)

Götze, Staatssekretär:

Es ist eine Ausschusssitzung, an der ich selbst
nicht teilgenommen habe. Auch das würde ich noch
einmal prüfen lassen, zumindest das Zahlenmateri-
al, was wir Ihnen jetzt vorgelegt haben, und auch
das wird ergänzend schriftlich beantwortet.

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Nun kommen wir
zur Anfrage des Herrn Abgeordneten Walk, CDU-
Fraktion, in der Drucksache 6/311. Sie haben das
Wort.

Abgeordneter Walk, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, werte Besucher!

Vertraulichkeit von Kabinettsprotokollen

Allenthalben wurden in den vergangenen Wochen
in Kreisen außerhalb der Landesregierung Informa-
tionen aus Protokollen von Kabinettssitzungen vor-
getragen und es wurde auch behauptet, im Besitz
solcher Protokolle zu sein. So erwähnte die Abge-
ordnete Becker (SPD) in der 7. Plenarsitzung am
26. Februar 2015 anlässlich der Debatte zu Tages-
ordnungspunkt 9 ein Protokoll des Kabinetts aus
dem Jahre 1998 und legte Teile des Inhalts dar. Auf
Nachfrage erwiderte die Abgeordnete, dass sie im
Besitz dieses Protokolls sei und es auch gern zur
Verfügung stellen könne.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Regelungen bestehen hinsichtlich der
Vertraulichkeit von Protokollen des Kabinetts und
der Vorkonferenz der Staatssekretäre?

2. Welche Personen und Institutionen erhalten Ab-
schriften dieser Protokolle?

3. Wie wird sichergestellt, dass Kabinetts- und Vor-
konferenzprotokolle bzw. darin enthaltene Informa-
tionen den Kreis der Berechtigten nicht verlassen?

4. Welche Position vertritt die Landesregierung –
datenschutz- und strafrechtlich – zu dem Umstand,
dass – wie zum Beispiel oben dargestellt – Informa-

tionen aus diesen Protokollen weitergegeben wer-
den?

Vielen Dank.

Präsident Carius:

Für die Landesregierung antwortet die Staats-
kanzlei, Frau Staatssekretärin Winter.

Dr. Winter, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, die Mündliche
Anfrage des Abgeordneten Walk beantworte ich für
die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Nach den §§ 12 Abs. 1 und 15 Abs. 3
der Geschäftsordnung der Landesregierung sind
Kabinettssachen und -niederschriften vertraulich zu
behandeln.

Zu Frage 2: Ausdrucke der Protokolle werden nach
dem Grundsatz der Vertraulichkeit, das heißt so viel
Information wie nötig und so wenig wie möglich,
verteilt. Protokolle erhalten die Ministerien. Die ent-
scheiden in eigener Verantwortung über wie Wei-
tergabe in ihrem Geschäftsbereich. Innerhalb der
Staatskanzlei werden die Protokolle in der Regel an
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Vorkonfe-
renz und der Kabinettssitzung bzw. an ihre Büros
verteilt. Im Weiteren werden in der Staatskanzlei
Protokolle an Abteilungsleiter und für Koordinie-
rungstätigkeiten zuständige Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter verteilt. Soweit es der Geheimnis- oder
Diskretionsschutz erfordert, zum Beispiel bei Perso-
nalangelegenheiten, werden Protokollteile nicht in
die zu verteilende Fassung aufgenommen. Wie in
den letzten zwei Legislaturperioden erhalten auch
jetzt zudem die regierungstragenden Fraktionsfüh-
rungen im Rahmen der Koordinierung von Regie-
rungs- und Parlamentsarbeit unter Wahrung der
notwendigen Vertraulichkeit Protokolle. Auch diese
enthalten zum Beispiel wegen der Beachtung des
gesetzlich zwingenden Daten- und Diskretions-
schutzes nicht die davon betroffenen Protokollteile,
zum Beispiel Personalangelegenheiten.

Zu Frage 3: Der Rechtsrahmen ist Dienstrecht, Da-
tenschutzrecht, Strafrecht, Abgeordnetengesetz,
Geschäftsordnung, Anweisungen usw. Die darin
vorgesehenen Sanktionen bieten nach Auffassung
der Landesregierung einen ausreichenden Schutz.

Zu Frage 4: Die datenschutz- und strafrechtliche
Relevanz kann immer nur im Einzelfall geprüft wer-
den. Für die Beurteilung der Relevanz ist unter an-
derem entscheidend, ob und welchen Personen die
Informationen bereits zugänglich gemacht worden
sind oder ob sie gegebenenfalls öffentlich sind oder
ob eine Gefährdung eines Rechtsguts eintritt.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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Präsident Carius:

Gibt es weitere Nachfragen? Bitte, Herr Abgeordne-
ter Walk.

Abgeordneter Walk, CDU:

Zunächst danke für die Beantwortung. Wenn ich es
jetzt richtig verstanden habe in der schnellen Zu-
sammenschrift, kommt es auf die Einzelfallprüfung
an. Gab es in dem von mir angesprochenen Fall
diese Einzelfallprüfung?

Dr. Winter, Staatssekretärin:

Die Einzelfallprüfung gab es nicht. Wenn Sie in das
Protokoll des letzten Plenums sehen, hat die Abge-
ordnete Becker nicht aus einem Kabinettsprotokoll
zitiert. Sie hat noch nicht mal genannt, welches Ka-
binettsprotokoll es ist, sie hat nur von einem Jahr
gesprochen. In dem Jahr 1998 gab es mehrere, ich
meine, fünf, sechs, sieben Kabinettsprotokolle, in
denen das dort behandelte Thema vom letzten Ple-
num Gegenstand war.

Präsident Carius:

Eine weitere Zusatzfrage? Bitte.

Abgeordneter Walk, CDU:

Dann habe ich noch die abschließende Frage: Hal-
ten Sie die bestehenden Regelungen für ausrei-
chend?

Dr. Winter, Staatssekretärin:

Die halten wir für ausreichend. So, wie zum Bei-
spiel jeder Beamte bei Vereidigung auf seine Ver-
schwiegenheitspflichten hingewiesen wird, gelten
auch für Mitglieder der Landesregierung Rege-
lungen, Geschäftsordnungsregelungen, für Abge-
ordnete das Abgeordnetengesetz und die Ge-
schäftsordnung des Landtags. Zum Beispiel steht in
§ 9 einiges dazu, wie Verschlusssachen zu behan-
deln sind. Das, denke ich, hält die Landesregierung
für ausreichend.

Präsident Carius:

Weitere Zusatzfragen aus der Mitte des Hauses se-
he ich nicht. Damit kommen wir zur nächsten Anfra-
ge, eine der Abgeordneten Herold von der AfD-
Fraktion in der Drucksache 6/339. Und Herr Brand-
ner ist jetzt Frau Herold – nein, Sie tragen vor.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Ich hoffe, Sie merken, dass ich nicht Frau Herold
bin. Wobei, gendermäßig ist ja alles möglich heute.
Also, ich bin nicht Frau Herold, aber in Vertretung
für diese lese ich die Mündliche …

Präsident Carius:

Jetzt hören wir die echte Frau Herold.

Abgeordnete Herold, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank für Ihr
Verständnis.

Polizeiausrüstung ausreichend bei einem islamisti-
schen Anschlag?

In Thüringen gibt es eine konkrete Bedrohung
durch Salafisten. Laut Verfassungsschutzbericht
2013 sind in Thüringen etwa 50 Islamisten dem po-
litischen Salafismus zuzurechnen. Bei den jüngsten
Attentaten in Paris und Kopenhagen sind Waffen
zum Einsatz gekommen, die normalerweise nur in
Armeen benutzt werden. Rückkehrern aus Kriegs-
gebieten ist zuzutrauen, dass sie an Waffen ge-
schult sind und ihre Waffen und Munition aus
Kriegsgebieten nach Deutschland bringen. Sollte es
in Thüringen zu einem terroristischen Akt kommen,
muss man vorsorglich davon ausgehen, dass auch
hier die Täter mit großkalibrigen Armeewaffen aus-
gerüstet sind. Es stellt sich somit die Frage, ob die
Thüringer Polizeikräfte für derartige Einsätze ent-
sprechend ausgerüstet und ausgebildet sind.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Einsatzfahrzeuge in welcher Anzahl der
Thüringer Polizei bieten Schutz vor den oben ge-
nannten Schuss- und Schützenwaffen?

2. Wo werden diese Einsatzfahrzeuge vorgehalten
bzw. mit welchen Vorlaufzeiten werden diese Fahr-
zeuge und Beamten eingesetzt?

3. Erfolgt bei der Thüringer Polizei eine spezielle
Einweisung und Ausbildung von Einsatzkräften und
die Ausrichtung ihrer Ausrüstung, um auf eventuelle
Terroranschläge vorbereitet zu sein, wenn ja, wie,
und wenn nein, warum nicht?

Präsident Carius:

Vielen Dank. Für die Landesregierung antwortet
das Ministerium für Inneres und Kommunales, Herr
Staatssekretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
der Abgeordneten Herold beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Zu Fragen 1 und 2: Terroristische Bedrohungslagen
stellen für die Polizei besondere Einsatzlagen dar.
Die Anschläge in Paris und Kopenhagen zeigen,
dass es zur Bewältigung derartiger Gefahrenlagen
besonderer polizeitaktischer Maßnahmen und auch
des Einsatzes spezieller Ausrüstung bedarf. Hierfür
verfügt die Thüringer Polizei über panzergeschützte
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Fahrzeuge. Auskünfte zur Anzahl, zum Standort
oder zu den Schutzklassen der panzergeschützten
Fahrzeuge lassen Rückschlüsse auf deren einsatz-
taktische Verwendung und auf die Handlungsoptio-
nen der Thüringer Polizei zu. Eine Kenntnis dieser
Informationen könnte dazu führen, dass die Funk-
tionsfähigkeit der Thüringer Polizei bei der Bewälti-
gung terroristischer Bedrohungslagen erheblich ge-
fährdet und beeinträchtigt wird. Ich bitte daher um
Verständnis, dass ich Ihre Frage hier konkret nicht
beantworten kann.

Zu Frage 3: Hierzu kann ich Ihnen mitteilen, dass
die taktischen Konzepte zur Bewältigung von be-
sonderen Einsatzlagen bundesweit grundsätzlich
gleich und abgestimmt sind. Die Unterrichtung die-
ser taktischen Handlungskonzepte sowie das Trai-
nieren und die Bewältigung unterschiedlicher Ein-
satzszenarien ist fester Bestandteil der Aus- und
Fortbildung an den Bildungseinrichtungen der Poli-
zei in Meiningen. Das Ziel besteht unter anderem
darin, die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten
für derartige Bedrohungslagen zu sensibilisieren,
taktische Bewältigungsstrategien praktisch zu ver-
mitteln und zu üben.

Ergänzend hierzu finden für alle Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamten Unterweisun-
gen und Übungen zur Handhabung polizeilicher
Ausrüstung statt. So besteht beispielsweise die
Verpflichtung für jede Polizeivollzugsbeamtin und
jeden Polizeivollzugsbeamten, mehrmals im Jahr
an der Schießfortbildung teilzunehmen. Eine be-
sondere Bedeutung bei der Bewältigung solcher
Bedrohungslagen haben insbesondere Fragen zu
Führung und Steuerung dieser Einsätze. Führungs-
kräfte der Thüringer Polizei werden gemeinsam mit
polizeilichen Führungskräften aus dem gesamten
Bundesgebiet an der Deutschen Hochschule der
Polizei in Münster für die Leitung und Bewältigung
besonderer Einsatzlagen ausgebildet.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Carius:

Gibt es weitere Nachfragen? Frau Abgeordnete He-
rold.

Abgeordnete Herold, AfD:

Wie werden die Einsatzkräfte geschützt, die jetzt
bei einer Gefahrenlage oder beim Auslösen eines
Alarms als Erstes am Einsatzort sein müssen? Das
ist in der Regel dann nicht das SEK.

Götze, Staatssekretär:

Das hängt von der konkreten Gefahrenlage ab. Die
Polizisten sind natürlich gehalten, kein übermäßi-
ges Risiko einzugehen bzw. auch auf den Selbst-
schutz zu achten. Ansonsten gehe ich davon aus,
dass Beamte mit der entsprechenden Ausrüstung

und entsprechenden Technik auch sehr schnell vor
Ort sein können.

Präsident Carius:

Vielen Dank. Weitere Nachfragen sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur Anfrage des Herrn Abgeord-
neten Henke, AfD-Fraktion, in Drucksache 6/345.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Herr Vorsitzender.

Neubesetzung von Polizeistellen (Kontaktbereichs-
dienst) im Saale-Holzland-Kreis (2)

Nach der Antwort der Landesregierung auf meine
Mündliche Anfrage (Drucksache 6/250) vom
5. März 2015 frage ich die Landesregierung:

1. Wie lange dauert in Thüringen durchschnittlich
die Neubesetzung der Stelle eines Polizeibeamten
im Kontaktbereichsdienst gemäß den letztverfügba-
ren Daten (gerechnet von der amtlichen Ausschrei-
bung der Stelle bis zum Dienstantritt des neuen
Amtsinhabers)?

2. Aus welchen Gründen ergab sich bei der Stellen-
ausschreibung eines Polizeibeamten im Kontaktbe-
reichsdienst in der Verwaltungsgemeinschaft Hei-
deland-Elstertal-Schkölen mit Dienstsitz in Crossen/
Elster ein Stellenbesetzungsverfahren, das vom
Oktober 2013 bis zum heutigen Tage andauert (al-
so insgesamt mehr als 1,5 Jahre)?

Präsident Carius:

Vielen Dank. Für die Landesregierung antwortet
das Ministerium für Inneres und Kommunales, Herr
Staatssekretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Henke möchte ich wie folgt be-
antworten:

Zu Frage 1: Die Neubesetzung von Dienstposten
der Kontaktbereichsbeamten dauert durchschnitt-
lich etwa vier Monate. Dabei haben jeweils einzel-
fallbezogen verschiedene Faktoren wie zum Bei-
spiel Konkurrentenklagen oder auch Abstimmungen
mit den nachgeordneten Behörden Einfluss auf die
Dauer des Verfahrens, sodass dieser Durchschnitt
auch überschritten werden kann.

Zu Frage 2: Verfahrensverzögerungen entstanden
im genannten Fall vor allen Dingen vor dem Hinter-
grund der aktuellen Rechtsprechung zum Umgang
mit Beurteilungen auf bündelbewerteten Dienstpos-
ten. Beurteilungen bilden im Auswahlverfahren die
Grundlage, um den Bewerber mit der besten Eig-
nung, fachlichen Leistung und Befähigung im Sinne

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 10. Sitzung - 26.03.2015 595

(Staatssekretär Götze)



von Artikel 33 Abs. 2 Grundgesetz ermitteln zu kön-
nen. Mit Wirkung vom 1. Mai 2015 wird ein Polizei-
beamter mit der Wahrnehmung der Dienstgeschäf-
te als Mitarbeiter Kontaktbereichsdienst für den
Kontaktbereich Heideland–Elstertal–Schkölen mit
Dienstsitz in Crossen beauftragt werden. Durch die
bis dahin andauernde Vertretung ist die ordnungs-
gemäße Wahrnehmung der Aufgaben des Kontakt-
bereichsdienstes in der Verwaltungsgemeinschaft
Heideland–Elstertal–Schkölen am Dienstsitz in
Crossen/Elster gewährleistet. Herzlichen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Carius:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht, sodass wir zur
nächsten Anfrage kommen. Die Anfrage ist vom
Abgeordneten Kießling von der AfD-Fraktion in der
Drucksache 6/346.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Ja, besten Dank, lieber Herr Präsident! Sehr geehr-
te Gäste, liebe Abgeordnete!

Die Situation der Kindergärten in Erfurt

Die aktuelle Situation der Betreuung von Kindern in
Erfurt ist angespannt. Benötigt man einen Platz in
einer Einrichtung, so wird empfohlen, bereits wäh-
rend der Schwangerschaft Kontakt zu den Einrich-
tungen aufzunehmen. Die konkrete Anmeldung an
der Einrichtung muss direkt nach der Anmeldung
des Kindes für eine Krippen-Card bzw. eine Kita-
Card geschehen, also bestenfalls unmittelbar nach
dessen Geburt. Es existiert zwar eine zentrale
Übersicht an den Kinderbetreuungsplätzen, jedoch
bedeutet das Suchen eines freien Platzes einen er-
heblichen Aufwand. Trotz Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz bedeutet dies nicht gleich-
zeitig, dass auch dieser in der Nähe des Wohnorts
sich befindet. Dies kann für die Eltern eine lange
Anfahrt am Morgen und am Nachmittag bedeuten
und somit zu organisatorischen Schwierigkeiten
führen. Nichtsdestotrotz werden in naher Zukunft
mehrere Kindertageseinrichtungen schließen, da
die notwendigen Investitionen in die verfallenen Ge-
bäude zu hoch wären.

Ich frage daher die Landesregierung:

1. Wie hoch ist der aktuelle Investitionsbedarf bei
den Erfurter Kindergärten bzw. Kindertageseinrich-
tungen?

2. Sollen die Einrichtungen, die aufgrund von Bau-
fälligkeit geschlossen werden müssen, durch neue
Einrichtungen kompensiert werden?

3. Befinden sich diese geplanten neuen Einrich-
tungen in der Nähe der alten Standorte?

4. Wird es zusätzliche Einrichtungen geben mit ver-
längerten Öffnungszeiten, wie 24-Stunden-Kinder-
gärten?

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Kießling. Für die Landesregie-
rung antwortet das Ministerium für Bildung, Jugend
und Sport, die Staatssekretärin Frau Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Kießling beantworte ich namens der
Landesregierung wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Investitionstätigkeiten der
Stadt Erfurt im Bereich der Kindertageseinrich-
tungen fallen in den Bereich der kommunalen
Selbstverwaltung. Der Landesregierung liegen da-
her hierzu keine Informationen vor.

Zu Frage 4: Auch diese Frage unterliegt der kom-
munalen Selbstverwaltung. Ich möchte jedoch auf
§ 12 des Thüringer Kindertageseinrichtungsge-
setzes hinweisen, der besagt, dass Kindertagesein-
richtungen bedarfsgerechte Öffnungszeiten anbie-
ten, die am Kindeswohl orientiert sind. Der Lebens-
rhythmus der Kinder sowie die Arbeitszeiten der El-
tern der aufzunehmenden Kinder sind zu berück-
sichtigen. Unabhängig von den Öffnungszeiten der
Einrichtung soll die Betreuungszeit des einzelnen
Kindes in der Regel nicht zehn Stunden überschrei-
ten. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

Präsident Carius:

Gibt es Nachfragen? Herr Abgeordneter Kießling.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Vielleicht nur eine kurze Klarstellung: In Frage 4
war nicht gemeint, dass die Kinder rund um die Uhr
betreut werden sollen, müssen – um Gottes Willen.
Es ging darum, dass Flexibilität der Arbeitnehmer
gefordert wird, und Schichtbetrieb gibt es. Und da
geht es darum, dass dort ausschnittweise Kinder
auch nach den normalen Arbeitszeiten betreut wer-
den können, im Rahmen des Kindeswohls logi-
scherweise – ist da was geplant?

Ohler, Staatssekretärin:

Ich habe das schon verstanden. Ich wollte Sie nur
darauf hinweisen, dass das Landesgesetz darauf
verweist, dass die Kinder nicht allzu lange in den
Kitas verbleiben sollen und das Weitere Erfurt ob-
liegt. Danke schön.
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Präsident Carius:

Gut, weitere Fragen sehe ich nicht. Jetzt kommen
wir zur nächsten Anfrage, die der Abgeordneten
Stange von der Linken in der Drucksache 6/349.
Sie haben das Wort, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Abschaffung der Bezeichnung „hochgradig sehbe-
hindert“

Nach Angaben des Arbeitskreises für Öffentlich-
keitsarbeit des Deutschen Blinden- und Sehbehin-
dertenverbandes sei durch die Bundesregierung
geplant, die Bezeichnung bzw. Einstufung „hoch-
gradig sehbehindert“ abzuschaffen. Ist das Sehver-
mögen kleiner oder gleich 5 Prozent, wird nach den
Regelungen des Sozialrechts von hochgradiger
Sehbehinderung, nach der Definition der Weltge-
sundheitsorganisation bereits von Blindheit gespro-
chen. Im Zuge der Abschaffung der Bezeichnung
„hochgradig sehbehindert“ könnte dann eine Anhe-
bung der Zugangsvoraussetzungen für die Einstu-
fung „blind“ und eine Anpassung der gesetzlichen
Regelungen auch auf Länderebene erfolgen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Inwieweit hat die Landesregierung von den Plä-
nen für die Abschaffung der Bezeichnung „hochgra-
dig sehbehindert“ Kenntnis?

2. Welche Position vertritt die Landesregierung zu
diesen Plänen bzw. was wird die Landesregierung
tun, dass auf Bundesebene die Bezeichnung „hoch-
gradig sehbehindert“ nicht abgeschafft wird?

3. Falls die Pläne der Bundesregierung umgesetzt
werden, welche Auswirkungen hat dies auf die Be-
troffenen in Thüringen sowie auf die Zahlungen des
Landesblindengeldes bzw. der Blindenhilfe?

4. Ist der Landesregierung bekannt, ob die geplante
Abschaffung der Bezeichnung „hochgradig sehbe-
hindert“ im Zusammenhang mit den beabsichtigten
Regelungen zum Teilhabegesetz für Menschen mit
Behinderung der Bundesrepublik steht?

Präsident Carius:

Es antwortet für die Landesregierung das Ministeri-
um für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie, Frau Ministerin Werner.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordneten! Sehr geehrte Frau Ab-
geordnete Stange, namens der Landesregierung
beantworte ich die Mündliche Anfrage wie folgt, wo-
bei ich die Fragen 1 bis 4 gemeinsam beantworten
möchte:

Derartige Pläne sind der Landesregierung nicht be-
kannt. Eine Folgeneinschätzung bzw. Willensbil-
dung der Landesregierung konnte daher noch nicht
vorgenommen werden. Wir teilen die Darstellung
des DBSV jedoch grundsätzlich, dass die Abschaf-
fung der Bezeichnung „hochgradig sehbehindert“
eine Einschränkung bei der Leistungsgewährung
für die betroffenen Menschen nach sich ziehen wür-
de. Sollte also ein solcher Entwurf dem Bundesrat
vorgelegt werden, dürfte eine Zustimmung ausge-
schlossen sein.

Präsident Carius:

Gibt es weitere Nachfragen? Das ist nicht der Fall.
Dann kommen wir zur Frage des Abgeordneten Ko-
walleck von der CDU-Fraktion in der Drucksache
6/353.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr
Ministerpräsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren!

„Verwirrung um beitragsfreies Kita-Jahr?“

Im Koalitionsvertrag zwischen den Parteien Die Lin-
ke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen für die
6. Wahlperiode des Thüringer Landtags ist verein-
bart, das erste Kita-Jahr unter Beachtung der Wahl-
freiheit der Eltern beitragsfrei zu stellen und die
hierfür notwendigen Regelungen mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden, der Thüringer Landesel-
ternvertretung und den Gewerkschaften abzustim-
men. In der Sendung „Fakt ist ...!“ vom 9. März
2015 sagte der Ministerpräsident jedoch: „Wir ha-
ben ein beitragsfreies Kita-Jahr im Koalitionsvertrag
vereinbart ... welches, haben wir überhaupt nicht
festgelegt.“

Ich frage die Landesregierung:

1. Warum sprach der Thüringer Ministerpräsident
davon, dass es noch keine Festlegung gebe, wel-
ches Kita-Jahr als beitragsfrei vereinbart wird, ob-
wohl im Koalitionsvertrag der Parteien Die Linke,
SPD und Bündnis 90/Die Grünen das erste Kita-
Jahr als beitragsfrei angegeben wird?

2. Welcher Zeitrahmen ist innerhalb der Landesre-
gierung für den Diskussionsprozess zur Frage, wel-
ches Kita-Jahr beitragsfrei gestellt werden soll, vor-
gesehen?

3. Welche Vor- und Nachteile sieht die Landesre-
gierung bei der Beitragsfreiheit des ersten bzw. des
letzten Kita-Jahres?

4. Welche Kosten werden für den Freistaat Thürin-
gen, die Kommunen, die Träger und die Eltern
durch ein beitragsfreies Kita-Jahr entstehen?
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Präsident Carius:

Vielen Dank. Es antwortet für die Landesregierung
das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport,
Frau Staatssekretärin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordneten! Sehr geehrter Herr Ko-
walleck, namens der Landesregierung beantworte
ich die Mündliche Anfrage wie folgt:

Im Koalitionsvertrag sprechen sich die regierungs-
tragenden Fraktionen für die Einführung eines bei-
tragsfreien Kita-Jahres aus. Das Thüringer Landes-
erziehungsgeld soll dafür abgeschafft werden. Alle
hierfür notwendigen Regelungen und Überlegungen
werden unter Berücksichtigung der Vereinbarung
im Koalitionsvertrag zwischen den Koalitionspart-
nern gemeinsam diskutiert und abgestimmt. Die
Koalitionspartner sind sich darin einig, dass die ge-
troffenen Vereinbarungen im Einzelnen der Ausge-
staltung bedürfen. Wie vereinbart werden auch die
kommunalen Spitzenverbände, die Thüringer Lan-
deselternvertretung und die Gewerkschaften in den
Diskussionsprozess eingebunden. Dabei ist auch
zu berücksichtigen, dass die im Koalitionsvertrag
vereinbarten Maßnahmen alle unter einem Haus-
haltsvorbehalt stehen. Ein bestimmtes beitragsfrei-
es Kita-Jahr wurde im Koalitionsvertrag tatsächlich
nicht festgelegt. Es wurde lediglich vereinbart, dass
das – ich zitiere – „erste Kita-Jahr unter Beachtung
der Wahlfreiheit der Eltern beitragsfrei“ sein soll. Ei-
ne weitere Konkretisierung dessen, was unter dem
„Ersten“ zu verstehen ist, erfolgte jedoch nicht. Die
Aussagen von Herrn Ministerpräsidenten befinden
sich folglich im Einklang mit den Aussagen im Ko-
alitionsvertrag.

(Unruhe CDU)

Präsident Carius:

Bevor sich alle überrascht zeigen, würde ich gern
der Staatssekretärin weiter das Wort für die Antwort
geben.

Ohler, Staatssekretärin:

Zu Frage 2: Der Diskussionsprozess innerhalb der
Landesregierung wird zügig geführt und soll zeitnah
abgeschlossen werden.

Zu Frage 3: Der Diskussions- und Abwägungspro-
zess zu den Vor- und Nachteilen eines ersten bzw.
letzten Kita-Jahres wird derzeitig sorgfältig geführt.
Eine abschließende Bewertung ist daher noch nicht
möglich.

Zu Frage 4, den Kosten: Eine belastbare Kostenfol-
genabschätzung kann erst nach Abschluss des Dis-
kussions- und Abwägungsprozesses und der Ab-
stimmung mit allen Beteiligten erfolgen.

So weit von mir.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Das kann man nicht besser sagen.)

Präsident Carius:

Es gibt Nachfragen vom Herrn Abgeordneten Ko-
walleck.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Wenn Sie er-
lauben, würde ich gleich die zwei Nachfragen stel-
len:

1. Wie steht die Landesregierung zu einer Decke-
lung bzw. Höchstgrenze bei Kita-Beiträgen?

2. Wie soll verhindert werden, dass Beiträge der
weiteren bzw. nicht beitragsfreien Kita-Jahre in die
Höhe gehen?

Ohler, Staatssekretärin:

Können Sie die zweite Frage gerade noch mal …
Das Erste war die Deckelung und das Zweite war?

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Das Zweite war die Frage: Wie soll verhindert wer-
den, dass Beiträge der weiteren bzw. nicht bei-
tragsfreien Kita-Jahre in die Höhe gehen?

Ohler, Staatssekretärin:

Zur Deckelung: Das müssen wir noch diskutieren.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Das Zweite wollen wir nicht!)

Das Zweite wollen wir nicht, genau. Wie wir das
verhindern …

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Es ging um die finanziellen Auswirkungen. Sie kön-
nen das auch gern schriftlich nachreichen.

Ohler, Staatssekretärin:

Wir können das auch gern schriftlich nachreichen,
wenn wir wissen, ob und welche finanziellen Aus-
wirkungen es gibt und wie das dann in den Kommu-
nen konkret aussieht.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Danke schön. Dann freue ich mich auf die Antwort.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Das wird aber dauern!)
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Präsident Carius:

Vielen Dank. Wir kommen nun zur Frage der Frau
Abgeordneten Skibbe aus der Fraktion Die Linke in
der Drucksache 6/362. Sie haben das Wort.

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Danke.

Stand der Vermögensauseinandersetzung zwi-
schen den Städten Greiz und Zeulenroda-Triebes

Mit dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neuglie-
derung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2012
vom 11. Dezember 2012 wurde die ehemalige Ge-
meinde Vogtländisches Oberland gemäß § 2 neu
gegliedert. Die Ortsteile Arnsgrün – ohne die Ge-
markung Eubenberg –, Bernsgrün und Pöllwitz wur-
den in die Stadt Zeulenroda-Triebes eingegliedert,
der Rest in die Stadt Greiz.

Die Stadt Greiz als größere Kommune ist Rechts-
nachfolgerin der aufgelösten Gemeinde Vogtländi-
sches Oberland. Die Vermögensauseinanderset-
zung zwischen den Städten Greiz und Zeulenroda-
Triebes sollte nach § 17 des erwähnten Gesetzes
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 durch öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag erfolgen. Bislang ist
diesbezüglich nichts geschehen. Die beteiligten
Kommunen unterliegen der Rechtsaufsicht des
Landes.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie ist der aktuelle Stand hinsichtlich der Vermö-
gensauseinandersetzung zwischen den Städten
Greiz und Zeulenroda-Triebes, welche laut § 17
des erwähnten Gesetzes bis zum Ablauf des
31. Dezember 2013 durch öffentlich-rechtlichen
Vertrag erfolgen sollte?

2. Welche Position vertritt die Landesregierung zu
diesem Stand?

3. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung er-
griffen, damit die Vermögensauseinandersetzung
entsprechend des Gesetzes erfolgt?

Präsident Carius:

Vielen Dank. Es antwortet für die Landesregierung
das Ministerium für Inneres und Kommunales. Herr
Staatssekretär Götze, Sie haben das Wort.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Anfrage möchte ich
für die Landesregierung wie folgt beantworten:

Zu Frage 1: Nach Auskunft der zuständigen
Rechtsaufsichtsbehörde im März dieses Jahres ist
die nach § 2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 und § 17 des
Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung
kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2012 be-

stimmte Vermögensauseinandersetzung zwischen
den Städten Greiz und Zeulenroda-Triebes noch
nicht beendet. Der Entwurf eines Auseinanderset-
zungsvertrags liegt der Rechtsaufsichtsbehörde
zwar vor, dieser wird seitens der Stadt Greiz aller-
dings derzeit unter Hinzuziehung eines externen
Rechtsberaters überarbeitet. Darüber hinaus sollte
auch der Bericht des Rechnungsprüfungsamts des
Landkreises vom 23.05.2014 Berücksichtigung fin-
den. Die Vorlage des überarbeiteten Auseinander-
setzungsvertrags durch die Stadt Greiz erwartet die
Rechtsaufsichtsbehörde in den nächsten Tagen,
sodass auch der Abschluss der Vermögensausein-
andersetzung zeitnah zu erwarten ist.

Zu Frage 2: Eine Vermögensauseinandersetzung
infolge einer Gemeindeauflösung und unterschiedli-
cher Zuordnung der Gemeindeteile ist ein sehr sel-
tener Vorgang. Die Ermittlung der tatsächlichen
Grundlagen der Auseinandersetzung ist nicht ein-
fach. Die ehemalige Gemeinde Vogtländisches
Oberland existierte im Zeitraum vom 01.07.1999 bis
zum 31.12.2012. In dieser Zeit sind unter anderem
zahlreiche vertragliche Bindungen entstanden, die
durch die Auseinandersetzung aufzugreifen und zu
regeln sind. Nach Auffassung der Rechtsaufsichts-
behörde erfolgt die Erarbeitung des Auseinander-
setzungsvertrags sachgerecht. Dieser Auffassung
schließt sich die Landesregierung unter Berücksich-
tigung der komplexen Rechtsmaterie eines Ausein-
andersetzungsprozesses an.

Antwort zu Frage 3: Mit Blick auf den von der
Rechtsaufsichtsbehörde des Landratsamts Greiz in
Aussicht gestellten zeitnahen Abschluss des Ver-
fahrens sind derzeit nach Auffassung der Landesre-
gierung keine weiteren Maßnahmen erforderlich.
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Carius:

Gibt es weitere Nachfragen? Die sehe ich. Frau
Skibbe.

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Die eine Nachfrage ist die: Ist die Stadt Zeulenroda-
Triebes darüber informiert, dass es scheinbar zeit-
nah zu dieser Beendigung der Vermögensausein-
andersetzung kommen kann?

Die zweite Nachfrage: Gibt es da nicht auch Mög-
lichkeiten, dass man schon Teile aus diesen Ver-
mögensauseinandersetzungen herauslöst?

Götze, Staatssekretär:

Ich gehe davon aus, dass die Stadt über die Kom-
munalaufsicht entsprechend in diesen Prozess ein-
gebunden und informiert wird.
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Die Frage 2, ob eine Teilauseinandersetzung mög-
lich ist, würde ich Ihnen gern schriftlich beantwor-
ten.

Präsident Carius:

Weitere Nachfragen dazu sehe ich nicht, sodass
wir zur nächsten Anfrage des Herrn Abgeordneten
Korschewsky von der Fraktion Die Linke in der
Drucksache 6/374 kommen.

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:

Thüringer Abschnitt des Lutherwegs

Der Lutherweg, welcher verschiedene Wirkungs-
stätten Martin Luthers in den Bundesländern Bay-
ern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen ver-
bindet, wird auch mit Blick auf das Reformationsju-
biläum 2017 weiter an Bedeutung gewinnen. Für
viele Besucherinnen und Besucher des Freistaats
Thüringen wird sich auch über den Lutherweg eine
hervorragende Verknüpfung des aktiven Urlaubser-
lebnisses mit den historischen Stätten ergeben.
Seit Januar 2013 liegt die Gesamtkoordinierung
des Lutherwegs bei der Thüringer Tourismus
GmbH (TTG). Nach aktuellem Stand sind in Thürin-
gen bereits 961 Kilometer als Teil des Lutherwegs
gekennzeichnet. Sie verbinden 21 offizielle Luther-
stätten sowie eine Vielzahl weiterer und kleinerer
Lutherorte.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Teilstrecken werden gemäß den heuti-
gen Planungen bis 2017 noch als Teile des Luther-
wegs in Thüringen entwickelt und ausgewiesen und
wird damit der vollständige Lückenschluss als
durchgängiger Erlebniswanderweg realisiert?

2. Sieht die Landesregierung die Notwendigkeit, be-
reits als Teil des Lutherwegs ausgewiesene Teil-
strecken weiter zu qualifizieren, zum Beispiel durch
Aufstellung zusätzlicher Schautafeln, Anknüpfung
weiterer touristischer Angebote etc.?

3. Welche Marketingstrategie verfolgt die TTG zur
Bewerbung des Lutherwegs, insbesondere auch
mit Blick auf das anstehende Reformationsjubiläum
und den im selben Jahr in Eisenach stattfindenden
117. Deutschen Wandertag?

4. Gibt es derzeit Interessenbekundungen weiterer
Städte und Gemeinden, an den Thüringer Luther-
weg angebunden zu werden? Wenn ja, welche?

Danke.

Präsident Carius:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft, Herr Staatssekretär Hoppe.

Hoppe, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren Abgeord-
neten, ich beantworte die Mündliche Anfrage für die
Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Am 4. Mai dieses Jahres wird der Thü-
ringer Lutherweg auf der Wartburg eröffnet. Kleine-
re Teilabschnitte im Landkreis Nordhausen, wie die
zwischen der Kreisgrenze Kyffhäuserkreis und
Nordhausen und im Unstrut-Hainich-Kreis zwischen
Mühlhausen und Nägelstedt, werden bis Ende 2015
bzw. 2016 markiert und beschildert sein. Der Lu-
therweg in Thüringen weist dann eine Länge von
1.010 Kilometern auf und ist durchgängig bewan-
derbar. Die Übergänge zu den Nachbarbundeslän-
dern Hessen, Bayern, Sachsen und Sachsen-An-
halt sind gegeben, sodass der Mitteldeutsche Lu-
therweg mit der Einweihung des sächsischen Teils
am 27. Mai 2015 mit rund 2.000 Kilometern kom-
plett ausgewiesen ist.

Zu Frage 2: Mit dem Fortschreiten des Ausbaus
des Lutherwegs und der wachsenden Dynamik ha-
ben sich die Anforderungen an den Lutherweg ver-
ändert. So hat sich auch die Notwendigkeit ver-
stärkt, neben dem fast abgeschlossenen Ausbau
des Weges und der Schaffung von Wanderinfra-
struktur auch den Erlebniswert des Weges zu erhö-
hen. Infrastrukturbegleitende Maßnahmen wie das
Aufstellen von Sitzgruppen, Informationstafeln am
Weg in den Orten sowie an den Lutherstationen
sind durch die Kommunen und Landkreise geplant
und umgesetzt worden. Darüber hinaus soll die
Prädikatisierung kleinerer Abschnitte des Luther-
wegs weiter forciert werden.

Zu Frage 3: Die Fertigstellung des Lutherwegs war
Anlass, ein Marketingkonzept zu erarbeiten. Auf der
Grundlage dieses Konzepts finden derzeit regionale
Workshops zur Produktentwicklung statt. Die Er-
gebnisse fließen in das Marketing ein, mit dem Ziel,
die Themenführerschaft unter den deutschen Lu-
therwegen, eine Bekanntheitssteigerung in allen
Quellenmärkten und eine verbesserte Identifikation
und Akzeptanz des Themas in der Fläche und eine
Erhöhung der Wandernachfrage zu erreichen. In
Planung ist weiter eine Broschüre, die die Ge-
schichten rund um das Thema „Luther“ spiegelt,
einen Bezug zur Gegenwart und den Menschen
herstellt sowie die Fakten zum Lutherweg liefert.
Zusammen mit weiteren Printprodukten aus der
ausrichtenden Wandertagsregion wird diese als Ba-
sisinformation zum 117. Deutschen Wandertag zur
Verfügung stehen. Ferner sollen länderübergreifend
und für Mitteldeutschland bis Ende Mai ein Wander-
bzw. Pilgerpass veröffentlicht werden.

Und schließlich zu Frage 4: Derzeit sind der Lan-
desregierung keine weiteren Interessenbekundun-
gen bekannt.
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Präsident Carius:

Gibt es weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht,
sodass wir zur nächsten Anfrage kommen, eine des
Abgeordneten Schaft aus der Fraktion Die Linke in
der Drucksache 6/375.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Bescheinigungen zur Prüfungsunfähigkeit an den
Thüringer Hochschulen

An einigen Thüringer Hochschulen werden zur An-
zeige der Prüfungsunfähigkeit von Studierenden
gesonderte Nachweise zur Vorlage in den Prü-
fungsausschüssen verlangt. Diese sogenannten At-
testformulare sind durch die behandelnden Ärztin-
nen und Ärzte auszufüllen. In den Formularen für
die Bescheinigung der Prüfungsunfähigkeit müssen
die Studierenden unter anderem durch die behan-
delnden Ärztinnen und Ärzte die Krankheitssympto-
me, die zur Leistungsminderung und damit zur Prü-
fungsunfähigkeit führen, nachweisen. Nach Infor-
mationen der Landesstudierendenvertretung wer-
den sogar die Krankheitsbezeichnung bzw. der
ICD-Code, also die Klassifikation der Krankheiten,
im Nachweis verlangt. Hinzu kommt, dass Schwan-
kungen in der Tagesform, Examensangst oder Prü-
fungsstress nicht als Beeinträchtigung der Prü-
fungsfähigkeit anerkannt werden. Das hat auch zur
Folge, dass Personen mit chronischen Krankheiten
und Dauerleiden die Anzeige der Prüfungsunfähig-
keit verwehrt werden kann, wenn diese sich auf die
Tagesform auswirken. Über die Zulässigkeit der
Prüfungsunfähigkeit entscheiden dann letztlich die
Prüfungsausschüsse und damit fachfremde Perso-
nen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie bewertet die Landesregierung, dass Studie-
rende dazu verpflichtet sind, zur Feststellung der
Prüfungsunfähigkeit ihre Beschwerden offenzule-
gen?

2. Wie bewertet die Landesärztekammer nach
Kenntnis der Landesregierung die hier thematisier-
ten Regelungen hinsichtlich der faktischen Aufhe-
bung der ärztlichen Schweigepflicht und der Fest-
stellung der Prüfungsunfähigkeit durch fachfremde
Personen bzw. medizinische Laien in den entspre-
chenden Prüfungsämtern?

3. Hält die Landesregierung diese Regelungen mit
dem Hochschulgesetz und mit dem Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung für vereinbar?

4. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung,
um der in den Vorbemerkungen erwähnten und un-
einheitlichen Nachweispraxis entgegenzuwirken?

Präsident Carius:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft, Herr Staatssekretär Hoppe.

Hoppe, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich be-
antworte die Mündliche Anfrage für die Thüringer
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Zu dem hinterfragten Verfahren der
Thüringer Hochschulen zur Feststellung der Prü-
fungsunfähigkeit ist zunächst festzustellen, dass
den Studierenden beim Rücktritt von der Prüfung
eine Bringschuld obliegt, die maßgeblichen Gründe
für den Rücktritt von ihrer Hochschulprüfung nach-
zuweisen. Die Rechtsprechung hat hierzu festge-
legt, dass eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung
ohne Angabe des Grundes nicht ausreichend ist.
Stattdessen muss ein ärztliches Attest vorgelegt
werden, das die gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen beschreibt und – das ist der entscheidende
Punkt – die sich daraus ergebende Behinderung
bzw. Einschränkung für die Ablegung der Prüfung.
Der genauen Bezeichnung der Krankheit bedarf es
dazu nicht, auch nicht der Angabe des sogenann-
ten ICD-Codes, der – anders als in der Anfrage un-
terstellt – von keiner Thüringer Hochschule ver-
pflichtend abgefragt wird. Die Entscheidung über
die Prüfungsunfähigkeit trifft der jeweils zuständige
Prüfungsausschuss auf der Grundlage der ärztli-
chen Bescheinigung in eigener Verantwortung.

Zu Frage 2: Die Haltung der Landesärztekammer
zu dieser Frage ist der Landesregierung nicht be-
kannt. Im Übrigen kollidiert die oben dargestellte
Praxis auch nicht mit der ärztlichen Schweige-
pflicht, denn in dem Verlangen des Patienten, ein
zur Feststellung seiner Prüfungsunfähigkeit geeig-
netes Attest auszustellen, liegt die konkludent er-
klärte Entbindung des Arztes von der Schweige-
pflicht hinsichtlich aller dazu erforderlichen Informa-
tionen an den Prüfungsausschuss, damit dieser ei-
ne ausreichende Entscheidungsgrundlage für die
von ihm zu treffende Entscheidung hat.

Zu Frage 3: Die dargestellte Verfahrensweise der
Thüringer Hochschulen verstößt nicht gegen das
Thüringer Hochschulgesetz und stellt auch keine
unzulässige Einschränkung des Rechts auf infor-
mationelle Selbstbestimmung dar.

Zu Frage 4: Die Landesregierung sieht daher keine
Veranlassung, die Nachweispraxis der Thüringer
Hochschulen für die Feststellung der Prüfungsunfä-
higkeit bei Hochschulprüfungen zu beanstanden.

Präsident Carius:

Es gibt eine Nachfrage von Herrn Abgeordneten
Schaft.
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Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Nur noch eine: Ist bekannt, welche Personen oder
ob Personen außerhalb der Prüfungsausschüsse
Informationen über die Attestformulare erhalten?

Hoppe, Staatssekretär:

Das ist mir nicht geläufig.

Präsident Carius:

Wir kommen zur nächsten Anfrage, eine der Frau
Abgeordneten Rothe-Beinlich, Bündnis 90/Die Grü-
nen, in der Drucksache 6/382.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Vertretung für dauererkrankte Lehrkräfte an Thürin-
ger Schulen

Immer wieder erreichen uns Berichte, dass es für
dauererkrankte Lehrkräfte und Schulleitungen keine
Ersatzlehrkräfte gibt. So haben sich beispielsweise
Elternvertreterinnen und -vertreter einer Regel-
schule in Sondershausen an das Staatliche Schul-
amt Nordthüringen gewandt, um auf die Problema-
tik aufmerksam zu machen. So seien bei dieser Re-
gelschule von 28 Lehrkräften vier dauererkrankt
und zwei Lehrkräfte befinden sich in der Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit. Das Staatliche Schul-
amt Nordthüringen hat den Elternvertreterinnen und
-vertretern in diesem Fall mitgeteilt, dass es vonsei-
ten des Schulamts keinerlei Handhabe gäbe, um
diesem Problem zu begegnen. Stattdessen müss-
ten sich die Elternvertreterinnen und -vertreter an
das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport wen-
den, so die Aussage seitens des Staatlichen Schul-
amts. Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Regelungen bestehen im Fall der Daue-
rerkrankungen von Lehrkräften, um den Unter-
richtsausfall durch eine Ersatzlehrkraft möglichst
gering zu halten, und wer ist für diesen Einsatz zu-
ständig?

2. Welche Aufgaben übernehmen in diesem Zu-
sammenhang die staatlichen Schulämter und wie
wird die Umsetzung dieser Aufgaben sicherges-
tellt?

3. Inwiefern stellt der seitens des Staatlichen Schul-
amts Nordthüringen erfolgte Verweis der Elternver-
treterinnen und -vertreter an das Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport eine geeignete Maßnahme
dar, um den offenkundigen Bedarf an zusätzlichen
Lehrkräften zukünftig zu decken?

4. Wie viele dauererkrankte Lehrkräfte gibt es aktu-
ell in Thüringen und wie viele davon werden derzeit
durch Ersatzlehrkräfte ersetzt?

Präsident Carius:

Es antwortet für die Landesregierung das Ministeri-
um für Bildung, Jugend und Sport, Frau Staatsse-
kretärin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Sehr geehrte Frau Rothe-
Beinlich, die Mündliche Anfrage beantworte ich na-
mens der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Eine Ersatzlehrkraft kann in der Regel
nicht für einen langzeiterkrankten Beschäftigten
eingestellt werden. Zur Vermeidung von Unter-
richtsausfall greifen Maßnahmen des erweiterten
Monitorings. Es gilt das Subsidiaritätsprinzip und
somit der Stufenplan, der klar das Agieren unter
Berücksichtigung der Eigenverantwortung der
Schulleitung und des staatlichen Schulamts regelt.
Wer muss wann tätig werden? Ziel ist es, mit die-
sem Monitoring Engpässe beim Personal zu erken-
nen und gegenzusteuern. Der Stufenplan sieht fol-
gende Vorgehensweise vor: Auf der ersten Ebene,
der Ebene der Schule, prüft der Schulleiter, die
Schulleiterin, der oder die die Hauptverantwortung
für die Organisation des Unterrichts trägt, eigenver-
antwortlich alle möglichen Maßnahmen, um den
Unterricht zu gewährleisten. Auf der zweiten Stufe,
der Ebene des staatlichen Schulamts, wird geprüft,
ob die Schulleitung alle Möglichkeiten zur Absiche-
rung des Unterrichts ausgeschöpft hat. Sie leitet bei
Bedarf schnell wirksame Maßnahmen ein, zum Bei-
spiel Ausgleich zwischen benachbarten Schulen,
Abordnungen auch schulartübergreifend bzw.
Mehrarbeit. Auf der dritten Stufe, der Ebene des
Thüringer Ministeriums für Bildung, Jugend und
Sport, gibt es eine Koordinierungsstelle Unterrichts-
absicherung. Diese koordiniert zum einen die An-
fragen von Eltern bzw. die Anfragen aus dem parla-
mentarischen Raum zur Unterrichtserfüllung. Zum
anderen befasst sich die Koordinierungsstelle mit
den Fällen, die die staatlichen Schulämter an das
Ministerium melden, und leitet bei Bedarf eine
schulaufsichtliche Prüfung ein.

Zu Frage 2: Das staatliche Schulamt prüft, ob die
Schulleitung alle Möglichkeiten zur Absicherung
des Unterrichts ausgeschöpft hat. Es leitet bei Be-
darf – wie eben bereits benannt – schnell wirksame
Maßnahmen ein. Die Ergebnisse der Statistik zur
Unterrichtserfüllung für die drei Erhebungswochen
im Schuljahr stehen zeitnah im Statistischen Infor-
mationssystem Bildung (SIS) zur Verfügung. Die
dort verfügbaren detaillierten Auswertungen sind für
die Schulen, die staatlichen Schulämter und das
Ministerium abrufbar.

Die statistisch bereitgestellten Informationen zeigen
Trends zur Unterrichtsabsicherung und geben den
staatlichen Schulämtern einen Überblick über die
Situation der Unterrichtserfüllung in deren Auf-
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sichtsbereich. Die Kommunikation zur Unterrichts-
absicherung wurde verbessert und findet regelmä-
ßig statt. Das Thema Unterrichtsabsicherung ist im-
mer Tagesordnungspunkt bei allen Beratungen mit
den Schulleitern im Schulamt, bei den Beratungen
mit den Referentinnen und Referenten der staatli-
chen Schulämter und den Schulamtsleitern im Mi-
nisterium.

Zu Frage 3: Entsprechend dem erweiterten Monito-
ring hat das Schulamt diesen Personalbedarf an
das Ministerium zu melden, wenn alle anderen
Maßnahmen im Schulamtsbereich ausgeschöpft
sind. Im konkreten Fall der staatlichen Regelschule
„Johann Karl Wezel“ hat der Elternsprecher den
Eingang seiner Anfrage durch das staatliche Schul-
amt bestätigt bekommen und eine erste Antwort er-
halten. Nach Rücksprache mit dem Staatlichen
Schulamt Nordthüringen wurden die Elternvertrete-
rinnen und -vertreter nicht an das Ministerium ver-
wiesen. Weitere Möglichkeiten der Unterstützung
prüft das staatliche Schulamt gegenwärtig.

Zu Frage 4: Ein unterstützendes Instrument im
Rahmen des erweiterten Monitorings sind die sta-
tistischen Erhebungen zur Unterrichtserfüllung.
Erstmalig wurde in diesem Zusammenhang im
Schuljahr 2014/2015 auch der Unterrichtsausfall
durch langzeiterkrankte Beschäftigte erfasst. In der
Stichwoche vom 2. bis 6. März 2015 gab es insge-
samt 671 langzeiterkrankte Lehrer, also 4,7 Pro-
zent, an allgemeinbildenden Schulen und 115 lang-
zeiterkrankte Lehrer, das sind 4,0 Prozent, an be-
rufsbildenden Schulen. Als Langzeiterkrankte gel-
ten im Sinne dieser statistischen Erhebung Be-
schäftigte, die sechs Wochen oder 42 Tage inner-
halb der letzten zwölf Monate, also nicht im Kalen-
derjahr, ununterbrochen oder wiederholt arbeitsun-
fähig waren. Der Beschäftigte muss diese Kriterien
in der Erhebungswoche erfüllen.

Da für diese Personengruppe in der Regel keine
Ersatzplanstellen ausgebracht werden können, ist
es nicht möglich, Ersatzlehrkräfte zum Zwecke der
Vertretung der langzeiterkrankten Lehrkräfte zu-
sätzlich einzustellen. Das Personalentwicklungs-
konzept SCHULE sieht den Aufbau einer Vertre-
tungsreserve vor. Wir sind hierzu auch in Haus-
haltsverhandlungen. Die Abstimmungen hierzu sind
jedoch noch nicht abgeschlossen.

Präsident Carius:

Es gibt eine Nachfrage. Sie haben das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Vielen herzlichen Dank zunächst für Ihre Antwor-
ten. Ich habe eine Nachfrage: Wie ist der Einsatz
von Ersatzlehrkräften ganz konkret geregelt?

Ohler, Staatssekretärin:

Ersatzlehrkräfte können nur dann beantragt wer-
den, wenn Lehrerinnen oder Lehrer für ein ganzes
Jahr krankgeschrieben werden. Das kommt aber so
gut wie nie vor. Ärztinnen und Ärzte schreiben für
Wochen, auch mal für einzelne Monate krank, da
das Ziel ärztlicher Behandlung eine zeitnahe Hei-
lung der Erkrankten ist. Wird aufgrund der Schwere
der Krankheit dieses Ziel nicht erreicht, kann es
aufgrund zahlreicher Folgeerkrankungen zu einem
Ausfall der Lehrkraft von über einem Jahr kommen
oder zu immer wiederkehrenden Krankschreibun-
gen. Es kommt also vor, dass jemand ein Jahr fehlt,
dies aber zu Beginn der Erkrankung noch nicht
festgestellt wird. Somit fehlt bisher die rechtliche
Möglichkeit, Ersatzlehrkräfte einzustellen. Wir ar-
beiten als Ministerium daran, hier bessere Lösun-
gen zu finden, da die Zahl von 671 Langzeiter-
krankten ohne Ersatz so nicht mehr hinzunehmen
ist. Danke schön.

Präsident Carius:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Dann schließe
ich damit auch die Fragestunde für heute, sie wird
morgen fortgesetzt.

Gemäß der Verständigung zwischen den Fraktio-
nen rufe ich jetzt noch einmal den Tagesord-
nungspunkt 9

Terrorgefahr ernst nehmen –
Sicherheitsbehörden vorberei-
ten – erneuter Aufruf –
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/373 -

auf, und zwar sowohl die Abstimmung über die
Überweisung an den Ausschuss für Inneres und
Kommunales als auch dann die Abstimmung über
den Antrag selbst. Ich frage daher jetzt: Wer ist für
die Überweisung des Antrags an den Ausschuss für
Inneres und Kommunales? Vielen Dank. Bitte aus-
zählen! Gegenstimmen? Ich bitte von irritierendem
Winken abzusehen. Das eine waren 41 Jastimmen
und 42 Neinstimmen, damit ist die Überweisung ab-
gelehnt. Bitte, Herr Gentele?

(Zwischenruf Abg. Gentele, AfD: Herr Adams
ist nach der Abstimmung reingekommen!)

Herr Gentele, der Einwand geht ins Leere, weil wir
noch mitten in der Abstimmung waren, da zähle ich
jeden Abgeordneten, der hier zusätzlich herein-
kommt, das gilt für beide Seiten.

Die Überweisung an den Ausschuss ist abgelehnt.
Wir kommen damit nunmehr zur Abstimmung über
den Antrag selbst. Herr Blechschmidt.
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Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Ich gehe mal davon aus, dass es eine extra Abstim-
mung ist. Wir hätten gern 5 Minuten Bedenkzeit.

Präsident Carius:

Gut, dann nehmen wir 5 Minuten Auszeit.

Nachdem wir noch einmal überlegen wollten, setze
ich die Sitzung fort. Ich wäre dankbar, wenn Sie alle
Ihre Plätze einnähmen. Es wäre auch nett, wenn
nicht noch Mitarbeiter zwischen den Reihen herum-
laufen, denn das macht die Auszählerei etwas
schwierig. Wir kommen zur Abstimmung über den
Antrag selbst.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Können
wir das Ergebnis der Überlegung erfahren?)

Das Ergebnis der Überlegung ist, dass jetzt alle da
sind, die überlegen wollten, was Sie abstimmen.
Herr Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Ich gehe davon aus, dass wir in der Abstimmung
deutlich machen werden, zu welchem Ergebnis un-
serer Überlegung wir in diesen 5 Minuten gekom-
men sind. Es werden auch alle ihre Stimme dazu
erheben, vorhin auch.

Präsident Carius:

Nun sind wir nicht im Zwiegespräch, sondern in der
Abstimmung. Ich frage jetzt, wer für den Antrag der
CDU-Fraktion in Drucksache 6/373 ist, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Danke schön. Gegen-
stimmen? Danke schön. Mit Mehrheit 45 zu 44 ab-
gelehnt. Damit schließe ich diesen Tagesordnungs-
punkt 9.

Wir kommen entsprechend der Vereinbarung aus
dem Ältestenrat zum Aufruf der Wahlen in TOP 16.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16

Wahl des Vorsitzenden und
des stellvertretenden Vorsit-
zenden des Untersuchungs-
ausschusses 6/1
Wahlvorschlag der Fraktionen
der CDU und der SPD
- Drucksache 6/385 -

Ich frage: Wird Aussprache gewünscht? Das ist
nicht der Fall.

Gemäß § 46 Abs. 2 der Geschäftsordnung kann bei
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden,
wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Ich
frage: Gibt es Widerspruch? Das ist auch nicht der
Fall, sodass ich um Handzeichen bitte. Wer für die-
sen Wahlvorschlag der Fraktion der CDU und SPD

in der Drucksache 6/385 ist, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Vielen Dank. Gegenstimmen?
Enthaltungen? Nicht erkennbar. Damit einstimmig
gewählt. Ich gratuliere Herrn Malsch als Stellvertre-
ter und Frau Abgeordneter Marx als Vorsitzender.

Ich gehe davon aus, dass Sie die Wahl annehmen.
Zunächst einmal Frau Marx.

(Zuruf Abg. Marx, SPD: Ja!)

Und Herr Malsch nimmt auch die Wahl an? Ich gra-
tuliere Ihnen.

Herr Brandner, eine Erklärung zum Abstimmungs-
verhalten?

Abgeordneter Brandner, AfD:

Eine Erklärung zum Abstimmungsverhalten. Wir
sind Neuparlamentarier, halten uns aber an die Ge-
pflogenheiten, dass diejenigen gewählt werden soll-
ten, denen es zusteht, und hoffen, dass sich auch
auf der anderen Seite an diese Gepflogenheiten
gehalten wird. Danke schön.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Ich schließe damit den Tagesord-
nungspunkt 16.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17

Wahl des Vorsitzenden und
des stellvertretenden Vorsit-
zenden des Untersuchungs-
ausschusses 6/2
Wahlvorschläge der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Fraktion der AfD
- Drucksachen 6/400 und 6/409 -

Ich frage noch mal: Wird Aussprache gewünscht?
Das ist nicht der Fall.

Gemäß § 46 Abs. 2 der Geschäftsordnung kann bei
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden,
wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Frau
Rothe-Beinlich, Sie wollen?

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Ich möchte nicht widersprechen, aber wir beantra-
gen getrennte Abstimmung.

Präsident Carius:

Ja, davon bin ich ausgegangen. Aber es gibt keinen
Widerspruch, sodass wir mit Handzeichen abstim-
men können und ich jetzt frage: Wer für den Wahl-
vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
der Drucksache 6/400 ist, den bitte ich jetzt um sein
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Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen? Ent-
haltungen? Bei einer Reihe von Enthaltungen aus
der AfD-Fraktion und aus der CDU-Fraktion ist die
Vorsitzende gewählt.

Ich frage Frau Abgeordnete Henfling, nehmen Sie
die Wahl an? Das ist der Fall. Dann gratuliere ich
Ihnen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Wahl-
vorschlag der Fraktion der AfD in der Drucksa-
che 6/409.

Ich darf um etwas Ruhe bitten, weil wir uns in der
Abstimmung befinden, nicht in der Debatte.

Ich frage: Wer stimmt für diesen Wahlvorschlag?
Vielen Dank. Gegenstimmen? Danke schön. Damit
hat der Antrag die erforderliche Mehrheit nicht er-
reicht. Ich schließe damit diesen Tagesordnungs-
punkt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Enthaltun-
gen gibt es auch noch!)

Ach so, wir können noch die Enthaltungen abfra-
gen. Entschuldigung. Dann mache ich das noch.
Dann frage ich die Enthaltungen ab. 3 Enthaltun-
gen. Dann, glaube ich, sollten wir die Abstimmung
noch mal wiederholen. Weil das Auszählergebnis
jetzt doch nicht so klar ist, bitte ich noch mal um
Abstimmung.

Wer für den Wahlvorschlag der AfD in der Drucksa-
che 6/409 ist, den bitte ich jetzt um sein Handzei-
chen. Das sind 44 Jastimmen. Ich bitte um die Ge-
genstimmen. Wir sind jetzt bei den Gegenstimmen.
Das sind 42, wenn ich das richtig sehe – 42. Ent-
haltungen? Jetzt 3 Enthaltungen. Damit ist die er-
forderliche Mehrheit erreicht. Ich frage den Abge-
ordneten, ob er die Wahl annimmt.

(Zuruf Abg. Rudy, AfD: Ja!)

Ja, gut, dann gratuliere ich Ihnen und schließe den
Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 6

Familienfreundliche Gestal-
tung der Arbeitsbedingungen
von freiberuflichen Lehrbeauf-
tragten und Honorarkräften an
Thüringer Hochschulen
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/217 -

Ich frage: Gibt es den Wunsch nach Begründung
des Antrags? Das ist nicht der Fall. Damit eröffne
ich die Aussprache. Zu Wort gemeldet hat sich Ab-
geordneter Möller für die Fraktion der AfD.

(Unruhe im Hause)

Ich bitte mal um etwas Ruhe für den Herrn Abge-
ordneten Möller und wäre Ihnen auch dankbar,
wenn Sie Ihre Plätze einnehmen oder das Ge-
spräch nach draußen verlagern. Herr Möller, Sie
haben das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, unser Antrag sollte eigentlich das Inter-
esse des Plenums haben, denn es geht um famili-
enfreundliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen
freiberuflicher Lehrbeauftragter und Honorarkräfte
an Thüringer Hochschulen. Da sich der Landtag in
seiner jetzigen Zusammensetzung doch insgesamt
sehr für die soziale Frage interessiert, denke ich
mal, müsste ich jetzt eigentlich auch die ungeteilte
Aufmerksamkeit von Ihnen haben.

Worum geht es? An Thüringer Hochschulen wer-
den laut Zahlen von 2011 über 1.000 Lehrbeauf-
tragte und freiberufliche Honorarkräfte eingesetzt,
die als Selbstständige zur Abdeckung des regulä-
ren Lehrbedarfs herangezogen werden. Diese
Lehrkräfte führen ihre Tätigkeit an den Hoch-
schulen in aller Regel hauptberuflich aus und unter-
richten oft jahrelang wiederholt die gleichen Lehr-
veranstaltungen. Man kann daher mit einiger Be-
rechtigung sagen, dass die Hochschulen diese
Freiberufler planmäßig einsetzen zur Durchführung
von Lehrveranstaltungen und nicht nur zur Ab-
deckung von Spitzen und zur Abdeckung von un-
vorhersehbaren Ausfällen oder anderen Entwick-
lungen. Die wirtschaftlichen Bedingungen, unter de-
nen die Lehrbeauftragten und Honorarkräfte an
Thüringer Hochschulen eingesetzt werden, sind äu-
ßerst schwierig. Das kann man exemplarisch zum
Beispiel an der Satzung der Friedrich-Schiller-Uni-
versität in Jena festmachen, die weist einen Hono-
rarsatz von 19 Euro für 45 Minuten Unterrichtsein-
heit aus, und zwar für Lehrkräfte, die ein Hoch-
schulstudium absolviert haben müssen. Ausweis-
lich des Datums dieser Regelung ist dieser Satz
seit 2011 unverändert. Es werden also keine jährli-
chen Anpassungen vorgenommen. Jetzt stellen Sie
sich mal bitte den Aufschrei der Gewerkschaften
vor, wenn drei oder vier Jahre hintereinander keine
Anpassung der Tariftabelle in einem Unternehmen
stattfindet. Da merkt man schon eine erhebliche
Diskrepanz auch in der Wahrnehmung dieser so-
zialen Ungerechtigkeit. Aber damit nicht genug, mit
diesen 19 Euro sind nicht nur die 45 Minuten Unter-
richtseinheit abgegolten, sondern zusätzlich auch
noch die Prüfungsleistungen, die gefordert werden,
zusätzlich auch Konsultationsangebote, die von
diesen Lehrkräften gefordert werden, ebenso die
Teilnahme an Dienstberatungen und die Vor- und
Nachbereitung natürlich auch, die, denke ich mal,
den größten Teil der Nebentätigkeiten ausmacht
und die ganz unterschiedlich hoch ausfallen kann,
je nachdem, ob das beispielsweise eine neue Lehr-
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veranstaltung ist für diese Fachkraft oder eben
schon zigmal gehalten worden ist.

Insgesamt ergibt sich unter Einbeziehung dieser
weiteren Nebentätigkeiten, die mit diesen 19 Euro
bereits abgegolten sind, in vielen Fällen ein Hono-
rar, welches kaum signifikant über, in einigen Fällen
aber sicherlich auch unter dem Niveau des gesetzli-
chen Mindestlohns liegen dürfte. Das kann natürlich
gerade in Anbetracht der geforderten Qualifikation
dieser Lehrkräfte – die haben ja alle, wie gesagt,
ein Hochschulstudium absolviert – nicht mal an-
satzweise als angemessene Vergütung angesehen
werden.

Als Selbstständige müssen die Lehrkräfte sich von
diesem oben genannten Honorarsatz von 19 Euro
krankenversichern. Sie müssen davon die Einkom-
mensteuer zahlen, sie müssen davon eine Alterssi-
cherung aufbauen, was übrigens kurioserweise
häufig in der Weise geschehen muss, dass sie das
als Pflichtversicherte in der gesetzlichen Renten-
versicherung machen – man glaubt es eigentlich
kaum, obwohl die selbstständig sind –, und sie
müssen diese Beiträge natürlich im vollen Umfang
auch von ihrem Honorar abführen. Es gibt hier kei-
nen Arbeitgeberbeitrag.

Des Weiteren müssen sie sich, wenn sie über einen
entsprechenden Versicherungsschutz verfügen
wollen, gegen Verdienstausfall wegen eigener
Krankheit oder Verdienstausfall wegen Krankheit
der Kinder selbst absichern. Ansonsten verfügen
sie über so was im Gegensatz zu normalen Arbeit-
nehmern nicht.

Das unangemessen niedrige Honorar ist aber nicht
das einzige Problem dieser Honorarlehrkräfte. Es
gibt noch ein weiteres Problem, das ist die vollstän-
dige Abwesenheit von Planungssicherheit. Die
Lehraufträge der selbstständigen Honorarkräfte
sind in aller Regel auf ein Semester befristet, so-
dass von den Betroffenen mangels Arbeitslosenver-
sicherung natürlich auch Rücklagen gebildet wer-
den müssen für die vorlesungsfreie Zeit, in denen
die Lehrkräfte dann keine Beschäftigung erhalten.
Gleichzeitig tragen die Lehrkräfte auch das Risiko –
zumindest zum Teil – des Widerrufs von Lehrveran-
staltungen für die Zukunft, nämlich dann, wenn die
Mindestzahl an Teilnehmern für die Veranstaltung
nicht zusammenkommt. Sie können sich vorstellen
und für uns als konservative Familienpartei ist das
besonders wichtig: Unter diesen Rahmenbedingun-
gen ist es natürlich sehr, sehr schwer, sich für die
Gründung einer Familie zu entscheiden, und natür-
lich erst recht, sich dafür zu entscheiden, Kinder zu
bekommen und großzuziehen.

(Beifall AfD)

Eine Chance zur Beschäftigung in einem festen Ar-
beitsverhältnis mit der Hochschule besteht für die
meisten der betroffenen freiberuflichen Lehrkräfte

nicht. Die Hochschulen sparen bei den Freiberuf-
lern im Vergleich zu den angestellten Lehrkräften
eine Menge Geld. Von daher kann man im Grunde
genommen den Ansatz der Hochschulen, auf diese
freiberuflichen Lehrkräfte auszuweichen, sogar
verstehen. Wenn man sich allerdings bewusst wird,
welche hohen Anforderungen an angemessene Be-
schäftigungsbedingungen in Arbeitsverhältnissen
gestellt werden – und das wohlgemerkt auch aus
Sicht der AfD-Fraktion völlig zu Recht –, verwundert
es einen doch schon, dass gerade öffentliche Insti-
tutionen wie Hochschulen ihren Lehrbedarf in einer
Art und Weise decken, der in der freien Wirtschaft
als prekär und ausbeutend gebrandmarkt werden
würde. Hier wird deutlich, dass mit zweierlei Maß
gemessen wird.

(Beifall AfD)

Ich darf da auch auf eine Entwicklung eingehen, die
ich in dieser Woche in der Zeitung gelesen habe.
Da gibt es offensichtlich auch in Teilen der Landes-
regierung Tendenzen, diese Praxis noch weiter
auszuweiten. Ich habe einer Zeitungsmeldung am
Dienstag entnehmen können, dass Frau Taubert,
also unsere Finanzministerin, den Deutschunter-
richt für schulpflichtige Kinder von Asylbewerbern
nun auch durch solche Honorarkräfte und nicht
durch Lehrer erledigen lassen möchte. Da möchte
ich mal eins ganz klar adressieren, unabhängig von
der Frage, ob man diese Asyl- und Zuwanderungs-
politik der Koalition als berechtigt ansieht oder als
richtig ansieht und vertretbar ansieht: Wer wie die
Koalition jede Menge Anreize schafft und zum Ziel
seiner Politik erklärt, möglichst viele Menschen aus-
ländischer Herkunft hier in Deutschland und in Thü-
ringen zu integrieren, der handelt unsozial, wenn er
die dadurch entstehenden finanziellen Folgen auf
dem Rücken prekär beschäftigter freiberuflicher Ho-
norarkräfte ablädt.

(Beifall AfD)

Dass das Vorhaben der Integration vieler Ausländer
sehr viel Geld kostet, haben Sie sicherlich gewusst.
Die Versprechungen waren ja insofern auch ziem-
lich groß. Leider ist gerade auch aus dem Verspre-
chen, 500 neue Lehrer jährlich einzustellen, nicht
so viel geworden. Man sieht das ja an den Relati-
vierungen der letzten Monate. Diese Entwicklung,
die ich da aus der Zeitung entnehmen musste, ist
aus unserer Sicht sehr bedenklich.

Auch wenn ich mir jetzt dieses neue Projekt „Kin-
dersprachbrücke“, das heute in der Zeitung steht,
anschaue: Es klingt erst mal sehr gut. Da soll also
versucht werden, entsprechende Fachkräfte in An-
stellung zu bringen. Aber das wäre auch die Grund-
bedingung aus unserer Sicht, damit das akzeptabel
ist. Es kann auf keinen Fall der Vorschlag von Frau
Taubert als sinnführend bezeichnet werden, dass
man hier sozusagen auf freiberufliche Honorarkräf-
te oder beispielsweise auf ehrenamtliche Studenten
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zurückgreift. Ich denke, das haben auch die Kinder
nicht verdient. Die haben es verdient, dass sie von
Fachkräften, von ausgebildeten Fachkräften unter-
richtet werden, und das, wie gesagt, zu angemes-
senen Bedingungen.

(Beifall AfD)

Wer sich vehement für Mindestlohn einsetzt, dem
sollte es nicht schwerfallen, den Handlungsbedarf
zu erkennen. Deswegen bitte ich Sie: Sorgen Sie
dafür, dass die chronische Unterfinanzierung der
öffentlichen Institutionen, wie Hochschulen, been-
det wird, dass diese chronische Unterfinanzierung
nicht auf dem Rücken derjenigen ausgetragen wird,
die als billige Freiberufler keine Lobby haben, die
nicht in Hochschulgremien vertreten sind, für die es
auch keine Gewerkschaft gibt, die sich ernsthaft für
sie interessiert, und denken Sie bitte nicht an die
Ausweitung dieser Praxis, um den Thüringer
Staatshaushalt auf Kosten dieser Betroffenen mit
zu sanieren. Besinnen Sie sich bitte auf Ihren so-
zialen Anspruch und unterstützen Sie unser Vorha-
ben einer Neufassung der einschlägigen gesetzli-
chen Regelungen, um die Beschäftigungsverhält-
nisse der Honorarkräfte zu verbessern. Ziel sollte
es sein, dass man die tatsächlichen Dienstzeiten,
die diese Lehrkräfte absolvieren, auch entspre-
chend vergütet, das heißt also, Vorbereitung Nach-
bereitung, Prüfungsleistung, Dienstberatung, Kon-
sultationsangebote. Dann ist es aus unserer Sicht
unumgänglich, dass man eine Regelung schafft, die
die Anpassung der Vergütungssätze regelmäßig si-
cherstellt, und die Absicherung gegen Krankheit
und Beschäftigungslosigkeit der Honorarkräfte
muss natürlich auch verbessert werden. Insgesamt,
denke ich, muss Ziel sein, gerade dann, wenn Lehr-
veranstaltungen planmäßig durchgeführt werden,
dass man diesen Lehrkräften, die das machen,
auch eine entsprechend langfristige Perspektive
bietet und die nicht immer nur semesterweise ein-
stellt und in der vorlesungsfreien Zeit sozusagen
verhungern lässt, wenn sie sich nicht darauf vorbe-
reitet haben. Eine Vertretung in den Hochschulgre-
mien ist für solche Lehrkräfte, die jahrelang an der-
selben Hochschule unterrichten, aus unserer Sicht
ganz klar auch unumgänglich. Wir wissen über-
haupt nicht, warum man das bisher nicht in Erwä-
gung gezogen hat.

(Beifall AfD)

Zeigen Sie uns bitte, dass es Ihnen um die Sache
geht. Nicht weil es ein Antrag von der AfD ist, ist
das Ganze hier einfach abzulehnen. Die Zielstel-
lung der Landesregierung, familienfreundliche Ar-
beitsbedingungen zu schaffen, ist ja bereits im letz-
ten Plenum in der Regierungserklärung hinreichend
dargestellt worden. Da nehmen wir Sie jetzt auch
beim Wort und in der Sache beantragen wir die
Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft und
Wissenschaft. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Es hat nun das Wort der Abgeordnete Schaft für die
Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Werte Abgeordnete, liebe Gäste auf der Tribüne,
liebe Gäste am Livestream, zunächst einmal muss
ich eine Sache richtigstellen. Wenn hier gesagt
wird, es gäbe keine Gewerkschaft, die sich um
Lehrbeauftragte kümmert, ist das schlicht falsch.
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft hat
dieses Thema bereits seit Jahren im Blick.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sehr erfolg-
los!)

Na ja, das kann man unterschiedlich beurteilen. Sie
hat beispielsweise erst letztes Jahr die Frankfurter
Resolution der Lehrbeauftragten an Musikhoch-
schulen der Bundesrepublik auch mit unterstützt.
Aber noch eine andere Sache: Sie haben davon
gesprochen, die Beschäftigungsverhältnisse an den
Thüringer Hochschulen wären eine soziale Frage,
und haben das aber nur auf die Lehrbeauftragten
heruntergebrochen. Ich will noch einmal deutlich
machen, die Beschäftigungsverhältnisse sind in
Gänze eine soziale Frage und insofern kommt Ihr
Antrag auch viel zu kurz.

Darüber hinaus, Sie haben gerade gesagt, in der
Sache sollen wir hier gemeinsam Politik machen.
Ich würde ja sagen, die Sache, die Sie hier vorge-
legt haben, lässt es überhaupt nicht zu, da einfach
inhaltliche Fehler drin sind, die Sie scheinbar nicht
bedacht haben, denn der vorliegende Antrag, der
hier so scheinbar ideologiefrei und auch so schein-
bar sachlich daherkommt, zeigt, dass das Ver-
ständnis von guter Arbeit an der Hochschule bei Ih-
nen anscheinend bei den Lehrbeauftragten endet.
Wenn wir tatsächlich nachhaltig die Situation der
Lehrbeauftragten an den Thüringer Hochschulen
verbessern wollen, müssen wir auch grundsätzlich
darüber diskutieren, dass wir gute Arbeitsbedingun-
gen nicht nur für die Lehrbeauftragten brauchen,
sondern für alle Beschäftigten an den Hochschulen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will es nur noch einmal kurz sagen: Von den
wissenschaftlichen Hilfskräften und Mitarbeiterin-
nen an den Thüringer Hochschulen sind über
80 Prozent befristet und die weit über 2.000 studen-
tischen Hilfskräfte haben keinen Anspruch auf eine
Personalvertretung.
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(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Es ist besser,
befristet zu sein, als gar keine Arbeit zu ha-
ben!)

Das, was Sie hier betreiben, ist ein Ausspielen der
einzelnen Statusgruppen gegeneinander. Und das
ist der erste Punkt von dreien, warum wir sagen, wir
können diesem Antrag nicht zustimmen, denn wir
sehen es als nicht nachhaltig an, die Beschäfti-
gungsverhältnisse an den Thüringer Hochschulen
zu verbessern, wenn hier bei einzelnen Statusgrup-
pen Verbesserungen vorgenommen werden und
andere Statusgruppen komplett außen vor bleiben.
Wir wollen die gute Arbeit an den Hochschulen für
alle Beschäftigten. Das haben wir auch im Koaliti-
onsvertrag so vereinbart und auch hier sind wir ge-
meinsam mit dem Fachministerium dran, den Dis-
kussionsprozess entsprechend vorzubereiten und
hier ein langfristiges Maßnahmenpaket zur guten
Arbeit an den Hochschulen vorzubereiten.

Das Zweite ist, wenn Sie hier in Ihrem Antrag unter
III.2 davon sprechen, dass die Thüringer Hoch-
schulen dazu verpflichtet werden müssen, die plan-
mäßig stattfindenden Lehrveranstaltungen aus-
schließlich durch Festangestellte durchführen zu
lassen, dann klingt das erst mal vermeintlich sinn-
voll. Nur, haben Sie mit den Hochschulen über-
haupt mal gesprochen, was das überhaupt bedeu-
tet in der momentanen Situation, ohne dass wir da-
rüber geredet haben, als Landesregierung gemein-
sam den Weg zu finden, die Hochschulfinanzierung
auf solche Rahmenbedingungen zu stellen, dass es
überhaupt erst möglich ist? Wenn wir das jetzt von
heute auf morgen möglich machen würden, würden
wir den Hochschulen mehr schaden, als dass wir
sie fördern.

Der letzte Punkt: Der Familienbegriff oder der Be-
griff der Familienfreundlichkeit, den Sie hier ansto-
ßen, ist natürlich – und das verwundert mich jetzt
nicht wirklich – ziemlich kurz gefasst. Familien-
freundlichkeit ist in unseren Augen nicht nur, aber
sicherlich auch eine Frage der Vergütung. Familien-
freundlichkeit ist auch eine Frage von qualitativen
oder sogenannten weichen Faktoren an den Hoch-
schulen, nämlich die Frage danach, ob beispiels-
weise die Beschäftigten und damit auch die Lehrbe-
auftragten an den Hochschulen Möglichkeiten einer
flexiblen oder überhaupt vor Ort vorhandenen Kin-
derbetreuung haben und ob auch entsprechend die
Arbeitszeiten so geregelt werden können, dass dort
auch eine Kinderbetreuung während oder vor und
nach der Arbeitszeit möglich ist.

Und das Letzte ist: Wir haben, und da gehen wir mit
der GEW beispielsweise mit, auch ein Familienver-
ständnis, was bei Ihrem heteronormativen Weltbild
sicherlich keine Beachtung findet. Allein aus die-
sem Grund würden wir diesen Antrag schon ableh-
nen, weil wir sagen, wenn wir von Familienfreund-
lichkeit reden, dann müssen wir nicht nur die

scheinbare Normalfamilie von Mann und Frau mit-
nehmen, wir müssen auch Alleinerziehende mitneh-
men, wir müssen eheähnliche Gemeinschaften mit-
nehmen und damit eben auch gleichgeschlechtliche
Partnerschaften. Aus diesen Gründen lehnen wir
diesen Antrag ab.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Carius:

Es hat nun das Wort der Abgeordnete Dr. Voigt für
die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Recht herzlichen Dank für den Antrag „Familien-
freundliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen von
freiberuflichen Lehrbeauftragten und Honorarkräf-
ten an Thüringer Hochschulen“. Ich war ein wenig
irritiert, weil ich mir unter „familienfreundlich“ per se
etwas anderes vorgestellt hatte, aber Sie haben
sehr stark auf das Thema abgehoben „Lehrbeauf-
tragte/Honorarkräfte“. Da ich selber mal in den Ge-
nuss gekommen bin, ein solcher gewesen zu sein,
weiß ich auch, dass es in der Tat mit 19 Euro nicht
so einfach ist, das vorzubereiten. Allerdings glaube
ich, dass Ihr Antrag insofern ein klein wenig zu kurz
greift, als dass mindestens drei Dinge nach Klarheit
schreien.

Das erste ist das Thema, wir haben eine klare
hochschulgesetzliche Regelung dazu, in § 86
Abs. 2 ist die Frage der Lehrbeauftragten geregelt
und die Frage der Lehrbeauftragten ist im Rahmen
der hochschulautonomen Entscheidung den einzel-
nen Hochschulen an sich anheimgestellt und Sie
können dort natürlich dann auch einzelvertragliche
Regelungen treffen. Im Jahr 2012 hat sich die HRK
dazu entschieden, das Ganze weiterführend zu be-
handeln. Da gibt es die sogenannten Leitlinien für
die Ausgestaltung befristeter Beschäftigungsver-
hältnisse. Da gibt es Empfehlungen. Eine Empfeh-
lung davon ist, dass sich eine Hochschule einen
Rahmen vorgibt, wonach sie Lehrbeauftragte be-
handelt. Da gibt es noch ein paar mehr Punkte, auf
die der Kollege Schaft auch gerade verwiesen hat.
Insofern glaube ich, dass wir, zumindest was die
gesetzlichen Rahmenbedingungen angeht, da
einen klaren Regelungsrahmen haben.

Das Zweite ist: Ich bin ganz bei Ihnen, wenn es um
die Fragestellung geht, dass die besser bezahlt
werden müssen. Aber es verkennt meiner Meinung
nach ein Problem, das wir gemeinschaftlich bespre-
chen müssen, nämlich dass wir eine Unterfinanzie-
rung haben bei der Fragestellung des Mittelbaus.
Lehrbeauftragte sind ja quasi nur eine Ausgeburt
dessen, wo wir Problemlagen im Thüringer Hoch-
schulsystem haben oder generell, das ist ein bun-
desweites Phänomen, dass wir teilweise eine zu
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unklare Situation im Mittelbau haben. Deswegen
gibt es die Empfehlung, deswegen haben wir uns
auch in der Rahmenvereinbarung III schon und
auch in der Hochschulstrategie 2020 dafür ausge-
sprochen, dass wir sehr viel stärker im Bereich der
Grundfinanzierung agieren, sprich, dass es eine be-
stimmte finanzielle Ausstattung gibt für die wissen-
schaftlichen Lehrkräfte und dann eben darauf eine
Projektförderung, die dann finanziert wird. Davon
sind trotzdem, glaube ich, am Ende immer Lehrbe-
auftragte ausgenommen. Warum? Weil Lehrbeauf-
tragte, sage ich mal, sachtypisch eher dafür da sein
sollen, nicht Löcher zu stopfen, sondern eigentlich
Zusatzangebote zu schaffen. Ihr Antrag geht ja in
die Richtung, die Frage zu stellen: Stopfen sie nicht
die Löcher? Ich glaube, das ist von Hochschule zu
Hochschule sehr unterschiedlich, das muss man
auch für die Thüringer Hochschullandschaft, wir
kennen zwar nur neun Hochschulen, sagen. Inso-
fern glaube ich, wenn man sich hier jetzt die einzel-
nen Punkte Ihres Antrags anschaut, dann darf man
schon festhalten: Die Novellierung des Thüringer
Hochschulgesetzes, die halte ich für sachrichtig. Ich
glaube allerdings nicht, dass wir den § 86 ändern
sollten, ich glaube, dass die Flexibilität im Sinne
von Globalhaushalten und auch von Hochschulau-
tonomie den Hochschulen anheimgestellt werden
soll, in welchen Bereichen sie zusätzlich Lehrbeauf-
tragte einstellen sollen. Ich glaube allerdings – da
sollten wir gemeinschaftlich beteiligt sein –, dass
wir bei der Aushandlung der Rahmenvereinba-
rung IV als Landtag stärker beteiligt werden sollen,
auch in der Fragestellung, was das eigentlich für
das Personal heißt, für den wissenschaftlichen
Nachwuchs etc. Denn da kommen dann auch noch
Fragen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes hin-
zu. Das sind alles Aspekte, die man da mit beleuch-
ten muss.

Ich komme zu Ihrem Punkt II, also dass wir an die
Landesregierung appellieren, Regelungen zu schaf-
fen, die die Situation freiberuflicher Lehrbeauftrag-
ter und Honorarkräfte an Hochschulen verbessern.
Ich habe es gesagt, ich glaube, das sollten wir im
Rahmen der Rahmenvereinbarung IV machen.

Wenn wir uns jetzt mal die Punkte bei III. anschau-
en, dann gibt es ein paar Redundanzen, gibt es ein
paar sehr spezifische Fragen in Ihrem Antrag, die
nur auf Lehrbeauftragte zielen, aber die tatsächlich
nicht alle Statusgruppen, die gerade an der Hoch-
schule wichtig sind, in den Blick nehmen. Insofern
werden wir als CDU-Fraktion den Antrag ablehnen,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

glauben aber, dass wir es im Kontext der Rahmen-
vereinbarung IV gemeinschaftlich diskutieren soll-
ten. Ich würde mich freuen, wenn wir Ihren Ansatz,
nämlich die Familienbezogenheit in der Thüringer
Hochschullandschaft zu adressieren, häufiger hier
diskutieren, aber dann tatsächlich unter diesem

Aspekt. Denn wenn Sie sich anschauen, wir haben
in Thüringen die erste Hochschule, die FSU zusam-
men mit der Leibniz-Universität in Hannover, die
deutschlandweit die erste Hochschule gewesen ist,
die die Charta „Familie in der Hochschule“ unter-
schrieben hat. Wir kennen beim UKJ bestimmte Be-
reiche. Insofern würde ich mich freuen, wenn wir
dieses Thema „Familienfreundlichkeit/familien-
freundliches Studium“ ein bisschen breiter aufzie-
hen. Das hatte ich auch so verstanden, dass der
Kollege Schaft das so ein bisschen in den Blick ge-
nommen hat. Da können wir gemeinschaftlich mehr
erreichen für das, was uns wichtig ist, nämlich dass
wir ein – sage ich mal – Klima an den Thüringer
Hochschulen haben, in dem wir motivierte Profes-
soren und einen wissenschaftlichen Mittelbau ha-
ben, der auf stabilem Fundament arbeiten kann. In
der Tat ist es so, dass wir einen größeren Teil ha-
ben, der nur befristete Arbeitsverträge von manch-
mal nur einem Jahr oder manchmal sogar weniger
hat; wenn wir uns jetzt gerade noch mal die studen-
tischen Hilfskräfte angucken, da sehen wir es dann
noch deutlicher, da ist es noch weniger. Ich glaube,
sich das in Gänze mal anzuschauen, kann sicher-
lich sinnvoll sein. In dem Antrag hier scheint mir
das nicht ganz so durchzuschimmern und deswe-
gen sehen Sie es mir nach, aber den werden wir
ablehnen. Schönen Dank!

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Seitens der Abgeordneten liegen mir
keine weiteren Redemeldungen vor, sodass ich
jetzt für die Landesregierung Herrn Staatssekretär
Hoppe das Wort gebe.

Hoppe, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren Abgeord-
neten, aus Sicht der Landesregierung ist eine Ver-
änderung des Rechtsrahmens für den Einsatz von
Lehrbeauftragten an Thüringer Hochschulen, wie er
von der Fraktion der AfD gefordert wird, nicht erfor-
derlich. Durch das Thüringer Hochschulgesetz, die
Verwaltungsvorschrift zur Höhe der Vergütung von
Lehraufträgen und die diese konkretisierenden Sat-
zungen der Hochschulen besteht bereits jetzt ein
ausreichender Rechtsrahmen.

Lehrbeauftragte nehmen einen wichtigen Platz im
Wissenschaftsbetrieb ein. Vorrangiges Ziel ist es,
externe Expertise mit in die Hochschulen einzubrin-
gen. Es sollen Dozentinnen und Dozenten aus der
beruflichen Praxis gewonnen werden, die das Lehr-
angebot der hauptberuflich Lehrenden an der
Hochschule sinnvoll ergänzen – ich betone: sinnvoll
ergänzen – und nicht dauerhaft ersetzen. Oft sind
es auch Drittmittelbeschäftigte auf Teilzeitstellen
oder wissenschaftliche Mitarbeiter außeruniversitär-
er Forschungseinrichtungen, die sich in die Lehre
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einbringen und dabei Lehrerfahrung sammeln
möchten.

Überdies können Lehrbeauftragte zur zeitweisen
Überbrückung eines vorübergehend nicht gedeck-
ten Lehrbedarfs, beispielsweise die Vakanz einer
Professur, Absicherung der Lehre bei Forschungs-
semestern oder Elternzeit, Krankheitsvertretung,
eingesetzt werden.

Zu den Arbeitsbedingungen und der wirtschaftli-
chen Situation von freiberuflichen Lehrbeauftragten
und Honorarkräften ist zunächst darauf hinzuwei-
sen, dass es aus unserer Sicht verfehlt wäre, so
pauschal wie in der Begründung des Antrags von
„prekären Beschäftigungsbedingungen“ zu spre-
chen. Es kann davon ausgegangen werden, dass
der überwiegende Anteil der Lehrbeauftragten die-
se Tätigkeit lediglich als Nebentätigkeit zu einem
regulären Beschäftigungsverhältnis, etwa als Be-
amter, Richter oder Tarifbeschäftigter oder in Er-
gänzung zu einer freiberuflichen Tätigkeit als An-
walt, Notar, Ingenieur oder Wirtschaftsprüfer ausübt
und damit wirtschaftlich und sozial abgesichert ist.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das wäre
aber mal zu beweisen!)

Es könnte auch das Gegenteil bewiesen werden.
Und wenn es entsprechende Fälle gibt, Einzelfälle,
wäre ich auch für konkrete Hinweise dankbar. So-
weit Aufzeichnungen der Hochschulen vorliegen,
die allerdings nicht lückenlos sind, wissen wir, dass
diese Beschreibung, nämlich in Nebentätigkeit tätig
zu sein, auf etwa 75 bis 95 Prozent der Lehrbeauf-
tragten zutrifft.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Da gibt es ei-
ne Anfrage …!)

Auch mit Blick in die amtliche Statistik hat es zu-
mindest im Vergleich zwischen 2013 und 2010 kei-
ne Ausweitung von Lehraufträgen gegeben. Die
Zahlen sind relativ konstant gewesen, eine leicht
rückläufige Entwicklung von 3.236 auf 3.170 Lehr-
aufträge. Dennoch lässt sich nicht ausschließen,
dass es auch eine gewisse Anzahl von Lehrbeauf-
tragten gibt, die allein von Lehraufträgen leben und
dementsprechend weder ein befriedigendes Ein-
kommen erzielen, noch durch anteilige Sozialversi-
cherungsbeiträge des Arbeitgebers ihre soziale Ab-
sicherung verbessern können. Es ist allerdings
fraglich, ob das Land oder die Hochschulen über-
haupt in der Lage sind, das Problem jedenfalls
durch rechtliche Regelungen zu lösen. Vielmehr
könnte in die nach dem Koalitionsvertrag vorgese-
hene Erarbeitung von Leitlinien zu guter Arbeit in
der Wissenschaft auch die Gruppe der Lehrbeauf-
tragten einbezogen werden, beispielsweise bei der
Ausschöpfung des Vergütungsrahmens, der Rege-
lungen bis zu 55 Euro vorsieht und in Ausnahmefäl-
len auch darüber hinaus, teilweise deutlich darüber
hinaus. Insofern ist es eher eine Frage des Lebens

der Möglichkeiten, als andere rechtliche Bedingun-
gen zu schaffen.

Es besteht im Übrigen keine gesetzlich oder tarif-
vertraglich begründete Pflicht zur Anpassung der
Vergütungssätze für freiberufliche Lehrbeauftragte
und Honorarkräfte. Eine solche Anpassungsauto-
matik wäre auch systemwidrig. Wir kennen sie nicht
einmal im Beamtenrecht und in der Beamtenbesol-
dung oder bei den Tarifbeschäftigten des Tarifs der
öffentlichen Länder.

Die Frage der Statusrechte von Lehrbeauftragten
ist im Übrigen im Hochschulgesetz geregelt. Dem-
nach sind Lehrbeauftragte Angehörige der Hoch-
schule, sie stehen also in keinem Mitgliedschafts-
verhältnis zur Hochschule und sind damit in Hoch-
schulgremien nicht vertreten. Die bestehende Re-
gelung ist auch deshalb sachgerecht, da Lehrbe-
auftragte ihre Lehrtätigkeit an der Hochschule in
der Regel nur gastweise, vorübergehend und eben
nebenberuflich ausüben.

Auf jeden Fall ist die von der AfD geforderte Rege-
lung, planmäßig stattfindende Lehrveranstaltungen
ausschließlich durch Festangestellte durchführen
zu lassen, nicht zielführend. Bereits auf der Grund-
lage der geltenden Rechtslage besteht der Grund-
satz, dass Lehrbeauftragte nur zur Ergänzung des
Lehrangebots eingesetzt werden. Damit ist bereits
jetzt gesetzlich untersagt, dass Pflichtlehrangebote
dauerhaft oder insgesamt durch Lehraufträge abzu-
decken sind. Darüber hinausgehender Regelungs-
bedarf besteht also nicht. Vielen Dank.

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Muhsal, Sie haben das Wort. Bit-
te.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Danke schön, Herr Präsident. Ich wollte eigentlich
vor der Landesregierung, aber ich wurde überse-
hen. Danke, dass ich jetzt darf. Herr Schaft, ich fin-
de Sie fast schon niedlich bei dem, was Sie erzäh-
len. Eine Sache haben Sie richtig erkannt: Eigent-
lich hapert es an der Finanzierung der Hoch-
schulen. Wir haben uns aber gedacht, na ja, die rot-
rot-grüne Landesregierung wird nicht zustimmen,
wenn die AfD Vorschläge macht, wie sie die Hoch-
schulen zu finanzieren hat, nämlich deutlich besser
als jetzt. Deswegen dachten wir, wir probieren es
mal mit den armen Lehrbeauftragten, denen es am
schlechtesten geht. Von daher, wenn da mehr von
der Finanzierung her kommt, da freuen wir uns und
warten auf den Gesetzentwurf.

(Beifall AfD)

Herr Voigt, Sie haben auch einiges erkannt, was
die Finanzierung der Hochschulen angeht, die Fa-
milie und auch die Novellierungsbedürftigkeit des
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Thüringer Hochschulgesetzes. Ich frage mich da
nur, Sie hatten eigentlich genug Zeit, das in den
letzten Jahren zu erledigen. Oder?

(Beifall AfD)

Jetzt wäre die Gelegenheit, noch können Sie es
sich überlegen.

Auf einen weiteren Punkt, der genannt wurde,
möchte ich noch einmal eingehen. Das, was die
Lehrbeauftragten eigentlich machen sollen, ist ja,
die externe Expertise in die Hochschulen einzubrin-
gen. Das heißt, sie sollen den normalen Lehrbetrieb
ergänzen und den Austausch zwischen den Hoch-
schulen fördern. Das wird aber dadurch konterka-
riert, dass man die Hochschulen nicht anständig fi-
nanziert und die Hochschulen deswegen die nor-
malen Leute nicht mehr einstellen können, sondern
stattdessen Lehrbeauftragte nehmen müssen,
sprich, man könnte genauso gut auch da ansetzen.
Ich hoffe, Sie tun das. In der Zwischenzeit könnte
man aber den Lehrbeauftragten einmal helfen, mit
ihren 19 Euro ist das nicht geregelt, vor allem,
wenn man eine Familie gründen möchte.

Das ist im Übrigen auch die gleiche Situation, wie
sie bei den Musikschulen ist. Vielleicht, Herr Voigt,
hätten Sie da in letzter Zeit mal etwas machen kön-
nen? Bei den Musikschulen ist es genau das Glei-
che, Externe sollen den Unterricht bereichern, was
weiß ich, wenn Sie den Unterricht „Harfe“ haben,
da gibt es nicht so viele Interessenten. Für so et-
was ist das gedacht und nicht für den Großteil der
Musikschullehrer. Vielleicht nehmen Sie sich das
alle zu Herzen und es ändert sich etwas. Danke
schön.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Muhsal. Das Wort
hat nun der Herr Abgeordnete Dr. Voigt für die
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Frau Muhsal, schönen Dank noch mal für die Inter-
vention. Natürlich kennen wir das aus dem Bereich
Musikschulen, wir kennen das aus dem Bereich
Volkshochschulen. Man kann das jetzt durchgehen.
Es gibt unterschiedliche Lösungsvarianten dafür,
manchmal, wenn man auch flexible Instrumente
braucht, manchmal, wenn man auch etwas Span-
nendes zusätzlich machen will, aber weil wir auch
die rechtliche Situation haben, dass eigentlich ein
Großteil des Lehrangebots nicht über Lehrbeauf-
tragte abgedeckt werden kann. Das ist eine Situati-
on, die wir zumindest innerhalb der Thüringer
Hochschulen kennen; bei der Dualen Hochschule
oder bei der Berufsakademie ist es ein bisschen
anders.

Sie haben jetzt die Finanzierung angesprochen. Da
will ich schon noch mal eines festhalten: Wenn Sie
sich – Sie waren ja auch im letzten Ausschuss ge-
wesen; ach nein, das war Herr Möller, der war zum
ersten Mal da, genau, und Sie waren zum ersten
Mal nicht da. Da müssen Sie sich mal ein bisschen
mehr austauschen. Wir haben bestimmt eine Stun-
de über das Thema „Finanzierung der Thüringer
Hochschulen“ gesprochen. Es ist Ihnen vielleicht
auch von Herrn Möller berichtet worden, dass wir
substanzielle Steigerungen in der Thüringer Hoch-
schullandschaft hatten – in der letzten Rahmenver-
einbarung III – und wir auch in der Grundmittelfi-
nanzierung – wenn Sie sich jetzt mal den bundes-
weiten Maßstab anschauen – in Thüringen schon
ganz gut sind. Jetzt wird Ihnen aus den Hoch-
schulen immer berichtet werden: Das ist nicht ge-
nug. Das hängt auch ein bisschen damit zusam-
men, dass wir nicht konsequent genug auf be-
stimmte Profilbildungsmaßnahmen der Hoch-
schulen geachtet haben. Die Kritik würde ich sogar
gern annehmen, weil ich eben glaube, dass wir be-
stimmte – sage ich mal – Leistungen nicht doppelt
anbieten müssen. Damit meine ich nicht notwendi-
gerweise akademische Leistungen, sondern be-
stimmte Dienst- und Serviceleistungen, die wir auch
in der Hochschullandschaft kennen. Deswegen ha-
ben wir das in der Hochschulstrategie auch formu-
liert. Wenn diese Koalition versuchen würde, die
Hochschulstrategie umzusetzen, dann, glaube ich,
könnten wir da auch mehr Geld freilenken für das
wissenschaftliche Personal und für die bessere Be-
zahlung. Wenn uns das gemeinschaftlich gelingt,
können wir das gern machen. Aber mit der Vorlage
dieses Antrags haben Sie jetzt nicht dazu beigetra-
gen, nur ansatzweise die Probleme anzusprechen,
die tatsächlich – sage ich mal – die Finanzierung
der Thüringer Hochschullandschaft ausmachen.

Deswegen, es ist nicht mal die Rettung der Lehrbe-
auftragten gewesen, Herr Möller,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Man muss
nicht gleich die ganze Welt retten!)

also insofern: Take it easy. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Aber es war
ein Versuch!)

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen liegen mir
nun nicht vor, sodass wir direkt zur Abstimmung
über die Ausschussüberweisung kommen. Bean-
tragt wurde die Überweisung an den Ausschuss für
Wirtschaft und Wissenschaft. Ich frage: Wer dieser
Überweisung zustimmt, den bitte ich jetzt um sein
Handzeichen. Also die AfD-Fraktion wäre das viel-
leicht, wenn ich das so sagen darf. Vielen Dank.
Gegenstimmen? Bei einer übergroßen Mehrheit
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von Gegenstimmen – Enthaltungen frage ich auch
noch ab – und 1 Enthaltung ist diese Überweisung
an den Ausschuss für Wirtschaft und Wissenschaft
abgelehnt.

Damit kommen wir direkt zur Abstimmung über den
Antrag. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich jetzt
um sein Handzeichen. Vielen Dank. Das sind die
Stimmen der AfD-Fraktion. Wer ist gegen diesen
Antrag? Mit den Stimmen der CDU-Fraktion, der
Fraktion der SPD, der Linken, von Bündnis 90/Die
Grünen ist er abgelehnt. Enthaltung? Eine des Ab-
geordneten Fiedler – das nehmen wir auch in das
Protokoll auf. Vielen Dank.

Damit schließe ich diesen Tagesordnungspunkt
und rufe auf den Tagesordnungspunkt 7

Digitalisierungsstrategie 2020
Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/229 -
dazu: Änderungsantrag der Frak-

tion der AfD
- Drucksache 6/285 -

dazu: Entschließungsantrag der
Fraktion der AfD
- Drucksache 6/284 -

Ich frage: Wünscht die Fraktion der CDU das Wort
zur Begründung? Das ist nicht der Fall. Wünscht
die Fraktion der AfD das Wort zur Begründung? Bit-
te, dann haben Sie das Wort.

Abgeordneter Krumpe, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Herren
und Damen Abgeordnete, bekanntlich hinkt
Deutschland beim sogenannten Netzausbau hinter-
her. Damit die Kluft zu anderen Hochtechnologie-
staaten nicht zunehmend größer wird, ist die Erar-
beitung einer umfassenden Digitalisierungsstrategie
auch für den Freistaat Thüringen eine der drän-
gendsten Aufgaben. Vor diesem Hintergrund be-
grüßt die AfD-Fraktion den Antrag der CDU-Frak-
tion zur Digitalisierungsstrategie 2020. Darin wird
die Landesregierung aufgefordert, wettbewerbsfähi-
ge digitale Infrastrukturen zu schaffen. Allerdings
halten wir den Ansatz der Union in manchen Punk-
ten noch für verbesserungswürdig. Daher schlagen
wir einige Änderungen vor.

Wir setzen uns für eine Änderung dahin gehend
ein, dass eine Konvergenz zum Zeitplan der Bun-
desregierung hergestellt wird. Demnach ist der
Breitbandausbau mit mindestens 50 Megabit pro
Sekunde bis 2018 stabil und flächendeckend, das
heißt für alle Haushalte in der Bundesrepublik, fer-
tigzustellen. Es gibt unseres Erachtens keinen ver-
nünftigen Grund, den Zeitplan für den Thüringer
Netzausbau bis zum Jahr 2019 zu strecken. Erst ei-
ne klare zeitliche Bestimmtheit ermöglicht es über-

haupt, einen verlässlichen Rahmen für die Koordi-
nation der beteiligten Akteure, die Definition weite-
rer Meilensteine sowie strukturierte und aufeinan-
der abgestimmte Arbeitspakete mit einer entspre-
chenden Terminierung zu schaffen.

Der Meilenstein „Fertigstellung“ muss also im
Jahr 2018, und zwar tagesgenau, terminiert wer-
den. Dies ist aus unserer Sicht eine wesentliche
Voraussetzung für die erfolgreiche Durchführung
von Projekten, insbesondere des wichtigen Infra-
strukturprojekts „Breitbandausbau Thüringen 2018“.
In diesem Sinne sind die von uns eingebrachten
Änderungen des CDU-Antrags zu verstehen.

Lassen Sie mich bitte ein paar Worte zum Ent-
schließungsantrag der AfD ausführen. Meine Da-
men, meine Herren, es ist doch wohl zu wenig, un-
ter einer landesweiten Digitalisierungsstrategie le-
diglich den Ausbau der Breitbandinfrastruktur, ein
kostenloses öffentliches WLAN oder die Förderung
von Industrie-4.0-Konzepten zu verstehen. Die Lan-
desregierung muss sich schon stärker engagieren,
damit Thüringens Digital- und Netzpolitik attraktiv
auf Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft wirkt.
Vergessen wir zunächst nicht: Der zügige Ausbau
des Breitbands ist in der Tat der Wachstumsfaktor
für die Wirtschaft im 21. Jahrhundert. Die allgemei-
ne gesellschaftliche Relevanz eines stabilen Hoch-
geschwindigkeitsnetzes ist unbestritten. Wer den
rechtzeitigen Anschluss an die digitale Welt ver-
passt, wird isoliert. Und einer Isolation von gesell-
schaftlichen Gruppen oder innovativen Wirtschafts-
zweigen treten wir entschieden entgegen.

Meine Damen, meine Herren, lassen Sie mich an
dieser Stelle die Überlegungen mit dem Vergleich
weiterführen: Die Schaffung einer digitalen Infra-
struktur lässt sich nämlich mit der Schaffung einer
…

Präsident Carius:

Herr Krumpe, Entschuldigung. Ich möchte noch mal
um etwas mehr Aufmerksamkeit für den Redner
hier im Saal bitten und würde darum bitten, dass
die Gespräche am Rande des Plenums vielleicht
nach draußen verlagert werden. Das erhöht die
Aufmerksamkeit erheblich.

Abgeordneter Krumpe, AfD:

Die Schaffung einer digitalen Infrastruktur lässt sich
nämlich mit der Schaffung einer Verkehrsinfrastruk-
tur vergleichen. Dann bedeutet der Breitbandaus-
bau so viel wie die Schaffung eines leistungsfähi-
gen und zukunftsträchtigen Straßen- und Schienen-
netzes. Um nun von einer funktionierenden Ver-
kehrsinfrastruktur zu sprechen, müssen Rahmen-
bedingungen geschaffen werden etwa mit Blick auf
die Verkehrssicherheit, die einzuhaltenden Ver-
kehrsregeln, die physischen und kognitiven Min-
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destanforderungen an die Verkehrsteilnehmer, Nut-
zungsgebühren usw. Dies gilt nicht minder für die
digitale Infrastruktur. Auch hier ist entscheidend, die
richtigen Regelungen, Rahmenbedingungen als
Grundlage für eine digitale Grundversorgung eines
jeden Bürgers und für wettbewerbsfähige Nut-
zungsszenarien zu schaffen. Es bedarf der Rege-
lung natürlich auch, damit das Internet nicht zur Ge-
fahr für Individuen und Gesellschaft wird. In diesem
Sinne ergänzt der Entschließungsantrag der AfD-
Fraktion den Antrag der CDU insoweit, als wir die
Landesregierung nach Zustimmung des Antrags
bitten:

1. an der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans
der Bundesregierung zur Umsetzung der Open-Da-
ta-Charta der G8-Staaten aktiv mitzuwirken,

2. den Ausbau und die Verdichtung digitaler Dienst-
leistungsangebote in den Thüringer Verwaltungen
voranzutreiben, insbesondere durch die Schaffung
eines Transparenz- und E-Government-Gesetzes,

3. die Sensibilisierung der Gesellschaft und Wirt-
schaft zum Thema IT-Sicherheit konsequent voran-
zutreiben.

Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Krumpe.

Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft:

Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordneten, meine
Damen und Herren! Ich bin dankbar, dass ich Gele-
genheit habe, für die Landesregierung das Thema
„Digitalisierung“, das Thema „Digitale Gesellschaft“
anhand Ihrer Anträge und anhand des Sofortbe-
richts ausführen zu dürfen. Sie berühren mit dieser
Thematik eine zentrale Aufgabe, vor der wir alle
stehen. Ich will versuchen, in meiner Rede all das,
was Sie an Auskunftsersuchen an die Regierung
gestellt haben, und die Reaktionen auf die Anträge,
Ergänzungsanträge, den Entschließungsantrag zu
bündeln.

Die Digitalisierung ist der Landesregierung so wich-
tig, dass sie mein Ministerium mit dem Titel „und Di-
gitale Gesellschaft“ ausgestattet hat. Bis in den Ti-
tel des Ministeriums hinein wird deutlich, dass wir
es hier nicht mit einem Randthema zu tun haben.
Die Digitalisierung ergreift die gesamte Gesell-
schaft. Wer das als Unternehmen, wer das privat
noch nicht begriffen hat, der läuft Gefahr, entweder
nicht wettbewerbsfähig zu sein oder sich vom ge-
sellschaftlichen Leben zumindest teilweise abzu-
koppeln. Aus diesem Grund ist es wichtig, die digi-
tale Gesellschaft über die gesamte Bandbreite un-
ter einem ganz neuen Blickwinkel zu sehen. Hier

scheinen mir die Anträge zu kurz zu greifen, wenn
man sich lediglich auf die Breitbandversorgung be-
zieht oder wenn man lediglich dieses Thema als ein
Thema der Industrie betrachtet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aus diesem Grund: Lassen Sie mich die Themen
ansprechen, die wichtig sind und die Ihre Fragen
berühren. Das Erste ist, die Landesregierung hat
mit ihrer Breitbandstrategie, die es nicht erst seit
gestern gibt und die bis ins Jahr 2020 reicht, ein so-
lides Fundament gelegt. Mit diesem Fundament ha-
ben wir es geschafft, dass in Thüringen – und das
ist eine Ihrer Fragen – die Breitbandversorgung mit
30 Megabit pro Sekunde etwa 56 Prozent Deckung
in Thüringen erreicht, 50 Megabit pro Sekunde et-
wa 53 Prozent, und dabei beziehe ich mich nur auf
die leitungsgebundenen Technologien. Die Mobil-
funktechnologien, LTE, seit 2014 eingeführt, in der
Regel bis 16 Megabit stabil, sind alle, was die
Bandbreiten darüber anbetrifft, eher mit Instabilität
versehen und können deshalb nicht als Technologi-
en dienen, um die 50 Megabit pro Sekunde als Ziel
für den Bund bis 2019 zu erreichen. Es kommt nun
darauf an, dass wir mit einer konzertierten Aktion
und insbesondere mit der finanziellen Unterstüt-
zung durch den Bund und durch die EU und ausge-
stattet mit Landesmitteln die Breitbandstrategie in
der Weise fortsetzen, dass wir Privathaushalte und
Unternehmen in den Städten, in den Ballungsräu-
men, aber insbesondere auch im ländlichen Raum
so versorgen, dass sie wettbewerbsfähig sind.

(Beifall DIE LINKE)

Unser Breitbandkompetenzzentrum, angeschlossen
an die Landesentwicklungsgesellschaft, leistet hier
hervorragende Arbeit, aber es ist auf finanzielle Un-
terstützung angewiesen. Wo kann die herkommen?
Wir haben mehrere Quellen. Da ist zunächst das
Programm von Juncker aus Brüssel, das wir erwar-
ten, und Sie lesen in der Zeitung, dass es nach wie
vor umstritten ist. Ein zweites Programm hat Fi-
nanzminister Schäuble aufgelegt und der Minister
Dobrindt als Verantwortlicher für die digitale Infra-
struktur wird für Infrastruktur 4,5 Milliarden Euro er-
halten; inwieweit er sie für Straßen und Breitband
aufteilt, werden wir sehen. Dritte Quelle ist die so-
genannte digitale Dividende. Wir erwarten jetzt Mit-
te des Jahres die Versteigerung der Frequenzen
und der Bund wird über die zwei Tranchen, die er
auslobt, etwa 800 Millionen Euro bis 3 Milliar-
den Euro einnehmen, die nach meiner Kenntnis
nach dem Königsteiner Schlüssel verteilt werden.
Eine Ihrer Fragen war, ob dieses Geld auch unge-
schmälert für die Fragen des Breitbandausbaus
eingesetzt wird. Ich habe auf dem Weg eines
Schriftstücks von Frau Finanzministerin Taubert die
Auskunft erhalten, das kommt eins zu eins diesem
Zweck zugute. Ich zweifle nicht daran. Auch ohne
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das Schriftstück wäre ich davon ausgegangen,
dass die Gelder ungeschmälert eingesetzt werden.

Eine weitere finanzielle Säule ist das, was wir aus
dem Programm ELER, wenn es denn freigegeben
wird, zu erwarten haben, 15 Millionen über die ge-
samte Finanzierungsperiode, die aufgestockt wer-
den durch etwa 500.000 Euro pro anno für den
ländlichen Raum, die wir noch mal im Schlüssel 60
zu 40 auf etwa 900.000 pro anno aufstocken kön-
nen. Dieser finanzielle Rahmen ist gut, aber er ist
natürlich nicht auskömmlich, wenn man die riesige
finanzielle Last sieht, die hinter den Investitionen
steckt. Aus diesem Grund sind wir auf eine Kofinan-
zierung, auf eine Unterstützung durch die Privat-
wirtschaft angewiesen und wir werden sie einfor-
dern. Ich werde ein „Forum Digitale Wirtschaft“
gründen gemeinsam mit der Wirtschaft und das
wird dafür sorgen, dass wir eine Roadmap, einen
„Masterplan Digitalisierung“ vorantreiben, der spezi-
ell die Thüringer Belange berücksichtigt.

Sie haben darüber hinaus nach einem weiteren
Feld gefragt, nämlich nach dem Thema „Indus-
trie 4.0“. Meine Damen und Herren, auch hier ist es
so, dass vielfach insbesondere bei den kleinen Un-
ternehmen noch nicht angekommen ist, dass diese
Säule der digitalen Gesellschaft eminent wichtig ist,
um im Wettbewerb in der Zukunft bestehen zu kön-
nen. Nach den drei industriellen Revolutionen, die
wir erlebt haben, gekennzeichnet durch die Dampf-
maschine, durch den Elektromotor bzw. die Produk-
tion am Band und schließlich drittens durch den
Computer, erwarten wir jetzt eine Revolution, die
als „Industrie 4.0“ oder „Wirtschaft 4.0“ bezeichnet
wird, die anders als die ersten drei Revolutionen
dem Menschen nicht nur komplementär zur Hand
geht, sondern die es ermöglicht, ihn zu substituie-
ren oder teilzusubstituieren. Wer seine Prozesse
und Produkte, ob kleines Unternehmen, ob großes,
ob nur in Thüringen aktiv oder weltumspannend,
nicht auf diese Frage einrichtet, wird im Wettbe-
werb unterliegen. Deshalb haben wir gemeinsam
mit der Industrie- und Handelskammer Erfurt, mit
der Ingenieurkammer Thüringen vor, ein Kompe-
tenzzentrum am ThEx zu gründen, und wollen uns
um eines der Schaufenster bewerben, die vom
Wirtschaftsminister für diese Thematik ausgelobt
werden. Ich weiß mich mit der Wirtschaft einig,
dass auch hier ein enger Schulterschluss zwischen
öffentlicher Hand und Wirtschaft notwendig ist.

„Industrie 4.0“ heißt, dass wir nicht nur auf die IT-
Seite schauen, sondern insbesondere auf den Ma-
schinen- und Anlagenbau, aber wir müssen eben
auch – auch hier greift der Antrag ein Stück zu kurz
– Handel und Logistik, Tourismuswirtschaft, ja, bis
hinein in die Verwaltung, sprich papierloses Verwal-
tungshandeln in den Blick nehmen.

Sie sprechen im Weiteren das Thema „WLAN“ an.
Meine Damen und Herren, zu einer modernen Ge-

sellschaft gehört auch eine Versorgung insbeson-
dere im öffentlichen Raum, aber auch in den öffent-
lichen Gebäuden mit entsprechender WLAN-Tech-
nologie. Hier haben wir noch eine ganz wesentliche
Hürde zu überspringen. Das ist die sogenannte
Störerhaftung, die Störerhaftung, die dafür sorgt,
dass der Anbieter nicht im Nachhinein zivil- oder
strafrechtlich in Anspruch genommen werden kann.
Ich bin dem Bund, namentlich dem Wirtschaftsmi-
nister, dankbar, dass er mit der Novellierung des
Telemediengesetzes, einem jetzt vorliegenden Re-
ferentenentwurf, für Rechtsklarheit sorgen will. Der
geschäftsmäßige Anbieter eines WLANs wird damit
verpflichtet, für den Schutz des Routers zu sorgen
und dafür zu sorgen, dass der Nutzer, der private
Nutzer des WLANs versichert, dass er keine rechtli-
chen Verstöße begeht. Das tut er mit einem Klick.
Der private Anbieter von WLAN wird darüber hin-
aus noch eine dritte Kondition erfüllen müssen,
nämlich dass er diejenigen kennt, die das WLAN
benutzen. Er muss das allerdings nicht schriftlich
nachweisen. So der Referentenentwurf, den wir im
Bundesrat unterstützen werden bzw. den wir nach
gründlicher Prüfung ergänzen und verändern wer-
den.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben
vor, die Strategie „Digitale Gesellschaft, Breitband-
kommunikation“ im Jahre 2015 fortzuentwickeln.
Wir bedürfen nicht des Anstoßes durch diese Anträ-
ge, sondern wir sind bereits unterwegs. Auf der Ce-
BIT habe ich einmal mehr interessante Gespräche
führen können, die mir den Nachweis erbracht ha-
ben, Thüringen und Deutschland sind zwar, was die
Quoten der Abdeckung, was die Implementierung
von Industrie 4.0 angeht, eher im Hintertreffen, aber
es kommt am Ende nicht so sehr auf die Geschwin-
digkeit an, sondern es kommt darauf an, dass wir
zulegen, dass wir schnell die Ziele erkennen und
dass wir tatkräftig das umsetzen, wovon wir über-
zeugt sind. Ich freue mich, dass offensichtlich ein
breiter Konsens im Hause besteht, und werde Sie
auf dem Laufenden darüber halten, wie wir die
hochgesteckten Ziele – im Koalitionsvertrag verein-
bart – erreichen wollen. Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich frage: Wer wünscht die Beratung zum Sofortbe-
richt zu Nummer I des Antrags sowie zu Nummer 1
des Änderungsantrags? Das sind alle Fraktionen.
Damit eröffne ich die Aussprache. Das Wort erhält
der Abgeordnete Voigt, Fraktion der CDU.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen, recht herzlichen Dank für den Sofort-
bericht. Ich will gestehen, dass sich der Sofortbe-
richt besser angehört hat als das, was ich bisher
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vom Minister zum Thema „Digitalisierung“ gehört
habe, denn als wir im Februar den Antrag hatten,
gab es eine Presseveröffentlichung des Ministers,
in der gesagt wurde, die Grundversorgung in Thü-
ringen sei gesichert und Thüringen benötigt bis zum
Ende der Legislatur maximal 30 Mbit pro Sekunde,
um für die Digitalisierung gerüstet zu sein, darüber
geht Ihr Sofortbericht heute schon ein bisschen hin-
aus. Das zeigt, dass die digitale Lernkurve gut funk-
tioniert und insofern bin ich dafür sehr dankbar –
das will ich ganz klar sagen –, weil es uns letztlich
darum geht, gemeinschaftlich für den Freistaat die
besten Bedingungen zu schaffen und auch die
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Sie haben die
Zahlen schon genannt, bei 53 Prozent sind wir
schon bei 50 Mbit pro Sekunde angelangt – Stand
letztes Jahr. Warum soll es nicht unser gemeinsa-
mes ambitioniertes Ziel sein, es bis 2018 zu schaf-
fen, zumal es auch Teil des Bundeskoalitionsver-
trags ist, den Sie mitverhandelt haben. Insofern wä-
re es schon, glaube ich, zielführend, wenn wir es
gemeinschaftlich angehen, weil für uns in Thürin-
gen genauso gilt, dass wir schnelles flächen-
deckendes Internet benötigen, der Anspruch – das
erwarte ich genauso von Ihnen, wie Sie es an uns
formulieren –, wir wollen digitale Aufbruchregion
sein. Wir wollen diese Potenziale, die es in Thürin-
gen gibt, nicht nur an den Standorten Ilmenau, Er-
furt, Weimar und Jena, wo wir exzellente IT-Firmen
haben, exzellente IT-Forschung haben, sondern
auch darüber hinaus. Da erwarten wir von Ihnen,
dass Sie ein Innovationstreiber sind. Genau deswe-
gen wollen wir von Ihnen auch wissen, wie Sie es
machen wollen, aber nicht, weil wir einfach nur ein
Papier haben möchten, sondern weil wir gemein-
schaftlich sagen wollen, wo können wir Sie in dem
Vorgehen in den nächsten fünf Jahren unterstüt-
zen. Da geht es uns nicht nur um die Frage von
Breitbandausbau, das ist ein wesentliches Thema,
die infrastrukturellen Voraussetzungen zu schaffen,
aber doch nur als Mittel zum Zweck, um dann auch
erfolgreich Innovation in Thüringen weiter voranzu-
treiben. Ich kann das durchaus, wenn man sich das
jetzt mal in den einzelnen Stufen vornimmt, was Sie
gesagt haben, bekräftigen oder auch noch etwas
anders akzentuieren. Wenn wir über die Fragestel-
lung des schnellen Internets im ganzen Land reden,
dann muss man eben zur Kenntnis nehmen, wir ha-
ben diese 53 Prozent, 50 Mbit pro Sekunde, aber
da gibt es in Thüringen im wahrsten Sinne des
Wortes zwei Geschwindigkeiten. Wir haben eine
sehr viel stärkere Infrastruktur in den Städten, wo
wir eher über Ausbau reden, und dann haben wir
im ländlichen Raum teilweise noch Regionen, wo
wir über Aufbau reden. Da wird es logischerweise
um einen Technologiemix gehen müssen und nicht
um eine reine leitungsgebundene Infrastruktur. Die
wird finanziell nicht zu schultern sein, aber den
Technologiemix letztlich auch voranzutreiben – und
ich meine, wir haben gerade Pilotprojekte in Euro-

pa, wo wir über 5G reden, also über Hochge-
schwindigkeits-LTE-Technologien, die uns auch
Potenzial und Möglichkeiten liefern. Da, glaube ich,
sollte es unser gemeinsames Ziel sein, eine flä-
chendeckende digitale Datenübertragung sicherzu-
stellen und vor allen Dingen dort die Lücken zu
schließen, wo sie noch zu schließen sind. Da ha-
ben wir auch noch aufzuholen, weil wir 10 Prozent-
punkte hinter den westlichen Flächenländern zu-
rückhängen. Wenn das so ist, ist das auch eine
Frage der Wettbewerbsfähigkeit unseres Freistaats.
Ich glaube, da können wir gemeinschaftlich mehr
erreichen.

In dieses Segment passt auch das Thema „Freie
Funknetze, WLAN“ – Sie haben das Thema Störer-
haftung angesprochen. Das ist etwas, das beschäf-
tigt uns jetzt schon die letzten vier, fünf Jahre. Ich
glaube, dass wir mittlerweile beim Telemedienge-
setz an einem Punkt sind, wo wir es lösen können.
Aber wir müssen natürlich auch dafür Sorge tragen,
dass wir tatsächlich auch eine Anbieterstruktur ha-
ben, die das auch aufruft. Glücklicherweise gibt es
Anbieter in Thüringen, die sagen: Okay, ich ver-
pflichte mich, ich mache das, ich biete freie Netze
an. Ich glaube, da sollten wir einfach auch überle-
gen, wie man dieses Thema „Modellprojekte und
Umsetzung in den Kommunen“ dann regulieren
kann.

Wo ich nicht ganz bei Ihnen bin, das ist das Thema
„Finanzierung“, das sage ich auch ganz offen. Es
ist sehr einfach, zu Oettinger zu schauen, zu Jun-
cker zu schauen, es ist sehr einfach, zu Dobrindt zu
schauen. Natürlich gibt es die 4,5 Milliarden Euro
für die Infrastruktur, ein Teil davon wird für die Digi-
talisierung sein. Aber wenn Sie sagen, dass die Di-
gitalisierungen Namen tragen, erwarte ich von Ih-
nen in den Haushaltsberatungen – und die stehen
ja noch vor uns –, dass Sie eben mehr zu bieten
haben als, ich sage mal, nur die 15 Millionen Euro,
die wir eh schon im Pott hatten. Das sind die
15 Millionen Euro, die wir im Breitbandpakt für
Hochgeschwindigkeitsnetze in allen Regionen auch
schon in der letzten Legislaturperiode hatten. Wenn
Ihnen das Thema so wichtig ist, dann möchte ich
auch eine Hausnummer haben, wie das aussehen
soll. Da glaube ich, dass wir auch klügere Förder-
angebote stricken müssen. Wenn ich mir anschaue:
Kollege Machnig hatte ja damals ein Gesamtvolu-
men von 12 Millionen Euro drin, aber die Fördermit-
tel sind in der Höhe von nur rund 5,3 Millionen Euro
abgerufen worden. Da scheint es offensichtlich Pro-
bleme in den Fördermodalitäten zu geben. Die Kol-
leginnen und Kollegen, die Gemeinden oder Unter-
nehmen betreuen, die sich darum beworben haben,
wissen ganz genau, dass das wahnsinnig schwierig
war. Da würde ich mir schon wünschen, dass da
ein bisschen mehr Ambition da ist, als nur zu sa-
gen: Okay, wir schreiben das fort, was bisher da
gewesen ist.
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Ausbau Netzagentur, gut, das haben Sie gesagt,
die digitale Dividende, das preisen wir alle ein. Das
preist der Bund ein, das preisen Sie ein. Das ist,
glaube ich, ein ganz guter Weg. Was ich mir wün-
schen würde, ist, dass Sie bei den Themen „Leer-
rohrförderung“ und „Tiefbaukataster“, was ja techni-
sche Begriffe sind, aber trotzdem mit einsteigen.
Das ist auch ein Thema, was Frau Keller interessie-
ren darf, weil es natürlich um die Fragestellung
geht: Wie erfassen wir bestimmte Baumaßnahmen
im Freistaat? Was wir heutzutage häufig vorfinden,
ist: Eine Gemeinde oder eben ein kommunaler
Energieversorger baut etwas, vergisst dabei aber,
Infrastruktur mit reinzulegen, die im Endeffekt viel-
leicht auch für Leitungsausbau zum späteren Zeit-
punkt möglich ist. Und solche Sachen, einfach auch
praktikable Lösungen für die Digitalisierung zu fin-
den, halte ich für einen wichtigen Baustein. Da geht
es um das schnelle Internet.

Dann geht es aber in einem zweiten Punkt um die
Frage: Was erwarten wir eigentlich vom IT-Standort
Thüringen? Ich begrüße, dass Sie ein digitales
Wirtschaftsforum schaffen wollen. Das halte ich für
einen wichtigen Punkt. Aber Sie müssen eine Ziel-
marke definieren. Und meine Zielmarke, die ich
auch als Anforderung formuliere, ist, dass wir am
Ende ein IT-Cluster Thüringen haben, weil wir das
Know-how im Freistaat haben. Nur über so eine
Struktur, die aus der Community heraus wächst,
kann uns im Freistaat dabei einiges gelingen. Diese
digitale Kompetenz ist da, wir haben so ein Netz-
werk, wir haben Unternehmen, die auch auf der Ce-
BIT brillieren, die Know-how-Partner sind für Tele-
kom, für Daimler, für was auch immer. Und genau
diese Hidden Champions müssen wir miteinander
vernetzen, um letztlich anwendungsorientierte For-
schung, die wir in Thüringen haben – wir rühmen
uns immer dafür, das MP3 in Thüringen entstanden
ist. Man kann jetzt viel darüber verlieren, ob
Prof. Brandenburg das nicht vorher in Bamberg
schon gemacht hat, aber er hat es nach Thüringen
mitgebracht, hat es in Ilmenau produktreif gehabt.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Übrigens, vom Bildungsfrei-
stellungsgesetz hat er profitiert!)

Aha, das scheint mir so.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: In fünf Ta-
gen?)

Also, ich finde das faszinierend, wenn es jemand
schafft, es innerhalb von fünf Tagen hinzubekom-
men, MP3 zu entwickeln. Das spricht wirklich für Ihr
Gesetz, Frau Henfling.

Insofern kann ich nur sagen: Ich wünsche mir, dass
wir solche Hidden Champions tatsächlich auch mit-
einander vernetzen. Aber sie müssen auch Pro-
duktreife erzielen. Deswegen: IT-Cluster ist für mich
ein wichtiges Thema, wir brauchen so etwas. Ich

glaube, dass wir auch im Rahmen von RIS3 Mög-
lichkeiten haben, dort eigene Forschungsverbünde
so weit aufzubohren, dass sie letztlich auch in die
Wirtschaft hineinreichen.

Gleichzeitig sollten wir dafür Sorge tragen, dass un-
sere IT-Ausbildung in Thüringen lebenswirklicher ist
und natürlich auch stärker unterstützt wird. Da gibt
es mehr Möglichkeiten sowohl in Ilmenau als auch
in Weimar und in Jena. Ich glaube, diese Stärkung
des Wirtschaftsstandorts ist ein Bereich, der mir
sehr wichtig ist. Und da können wir auch von Nach-
barländern lernen. Wenn ich mir anschaue, was die
Bayern gerade im Bereich der Forschungsverbünde
für IT machen, dann ist das, sage ich mal, auch in-
nerhalb Europas sehr zielführend und warum soll
nicht Thüringen in der freistaatlichen Nachbarschaft
davon auch profitieren können.

Drittes Thema „Industrie 4.0“, Internet der Dinge:
Egal wie Sie es nennen wollen, Sie nennen es,
glaube ich, häufiger Wirtschaft 4.0, es hat alles sei-
ne Berechtigung. Ich war kürzlich bei einem Unter-
nehmen in Waltershausen, wo man denkt, das ist
ein konventionelles Industrieunternehmen, aber
mittlerweile voll automatisiert. Diesen Automatisie-
rungsgrad, diese Möglichkeiten, auch additiv stär-
ker zu werden, das wünsche ich mir, dass Thürin-
gen das als führender Industriestandort versucht
umzusetzen bei der Frage der Digitalisierung, digi-
tale Fabrik, Smart Factoring, Transportsysteme,
Wertschöpfungsfragen. All das würde ich mir wün-
schen, dass Sie das angeben. Ich habe verstan-
den, dass das Teil des digitalen Wirtschaftsforums
ist. Insofern begrüße ich das sehr. Ich würde mich
natürlich freuen, wenn Sie darauf setzen, dass
Kompetenz eben über alle politischen Lager da ver-
treten ist. Warum sollen nicht auch andere Fraktio-
nen in so einem Forum mit diskutieren, damit wir
gemeinschaftlich stärker werden? Wenn man sich
eines anschaut, das Fraunhofer Institut und auch
BITKOM haben ja versucht, das zu quantifizieren,
was wir eigentlich zu erwarten haben bei der Fra-
gestellung von Industrie 4.0, dann reden wir über
Produktivitätssteigerungen, die größer sind als
30 Prozent. Das ist etwas, was unsere Unterneh-
men in Zeiten, wo der Osten noch sehr viel stärker
von dem Thema Fachkräftemangel und demografi-
scher Wandel betroffen sein wird, natürlich besser
macht. Deswegen glaube ich, dass wir in diesem
Bereich einiges tun können, aber die Geschäfts-
grundlage – und da beißt die Maus keinen Faden
ab – für Industrie 4.0 hängt natürlich in der volks-
wirtschaftlichen Sicht von den infrastrukturellen
Voraussetzungen ab. Deswegen sind wir natürlich
dann auch wieder bei dem Thema Breitbandausbau
an sich. Man könnte jetzt vieles über Startup-Initiati-
ven, Infrastruktur und Cybersecurity sagen, wo wir
in der Endnutzer-zu-Endnutzer-Verschlüsselung in
Thüringen exzellente Unternehmen haben, die aber
manchmal Schwierigkeiten haben, ihre Produkte an
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den Markt zu bringen. Solche Fragen dann auch zu
befördern, da in einer Schlüsselkompetenz auch
auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig und nicht ab-
hängig von China oder von den USA zu sein, das,
finde ich, sind wesentliche Fragen, die man disku-
tieren kann. Ich finde, ein riesiges, unentdecktes
Feld ist der Bereich der digitalen Bildung, wo wir
deutlich mehr machen können. Da wünsche ich mir
auch, dass es eine stärkere Vernetzung gibt zwi-
schen Wirtschaftsministerium und Bildungsministe-
rium. Dort gibt es wirklich Ansätze, wo Thüringen
besser werden muss. Da geht es nicht nur um die
Whiteboards, da geht es auch nicht um die Frage,
ob wir jetzt irgendjemandem ein Leih-iPad hinstel-
len, sondern da geht es um die Frage, was kluge
Lösungsvarianten sind. Ich habe mir kürzlich eines
angeschaut in NRW. Da gab es eine Schule, die
hat das für sich gemacht. Die sind da mittlerweile
deutschlandweit spitze. Warum soll so etwas nicht
auch in Thüringen entstehen? Es braucht eben
auch Impulse und Begleitinstrumente, die wir ge-
meinschaftlich schaffen müssen.

In der Zusammenschau all dieser Punkte wird mir
eines deutlich: Es braucht eine strategische Kon-
zeption, die über die reine Infrastrukturausbaufrage
hinausgeht. Wenn Sie nicht nur den Namensartikel
ernst nehmen, sondern auch alles, was darüber
hinaus zu denken und zu handeln ist, dann finde
ich, ist es lohnenswert, wenn wir hier im parlamen-
tarischen Raum gemeinschaftlich die Ideen zusam-
menwerfen und dafür Sorge tragen, dass Thüringen
besser wird. Das entbindet Sie nicht davon, dass
Sie Ihrem Namen hier auch gerecht werden wollen.
Ich glaube aber, wir könnten gerade bei dem The-
ma „digitale Entwicklung“ gemeinschaftlich mehr er-
reichen. Dafür werben wir mit unserem Antrag.
Warum soll nicht Thüringen der Gewinner dieses
fortschrittlichen Prozesses sein? Ich glaube, die
Menschen hier haben einiges auf der Pfanne und
gerade im digitalen Bereich können wir den ande-
ren einiges vormachen. Schönen Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Meine Damen und Herren, ich möchte noch der
Form halber ergänzen, dass neben der Beratung
zum Sofortbericht zu Nummer I des Antrags sowie
zu Nummer 1 des Änderungsantrags wir auch die
Aussprache zu Nummer II des Antrags und zu
Nummer 2 des Änderungsantrags sowie zum Ent-
schließungsantrag eröffnet haben. Als nächster
Redner hat sich die Abgeordnete Marx von der
SPD-Fraktion …

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Ich hatte die Ausschussüberweisung noch verges-
sen.

Vizepräsidentin Jung:

Bitte.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Verzeihung, das hatte ich noch vergessen. Ich wür-
de für eine Überweisung an den Ausschuss für
Wirtschaft und Wissenschaft werben. Schönen
Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Jetzt hat die Abgeordnete Marx das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen und alle anderen, die uns zu dieser schon
fortgeschrittenen nachmittäglichen Stunde noch zu-
hören, es gibt kein analoges Leben mehr in der di-
gitalen Welt. Das ist eine Weisheit, die schon län-
ger gilt, und deswegen ist natürlich die Digitalisie-
rungsstrategie 2020 ein wichtiges Thema, mit dem
sich die Landesregierung und auch alle anderen
Ebenen der Politik sicherlich schon länger beschäf-
tigen, ohne dass man jetzt einer besonderen Auf-
forderung dazu bedürfte. Wir haben jetzt so einen
Flickenteppich gehört, auch zuletzt vom Kollegen
Voigt, was es da so alles Interessantes gäbe, nur,
diese ganze Palette wird nicht abgedeckt in Ihrem
Antrag und deswegen ist er nicht so unbedingt för-
derlich für die Weiterentwicklung, weil er eigentlich
selbstverständliche kleine Basiselemente enthält,
aber auf die drängenden Zukunftsprobleme, die
sich aus der Digitalisierung ergeben, gar nicht ein-
geht. Der Ergänzungsantrag oder der Entschlie-
ßungsantrag der AfD geht da ein bisschen weiter,
ist da ein bisschen breiter, aber letztendlich werden
auch nicht alle Problemfelder gestreift.

(Zwischenruf Abg. Krumpe, AfD: Hätten Sie
mal einer Enquete zugestimmt!)

Wir haben acht Bereiche, die wir im digitalen Leben
betrachten müssen. Das Erste ist der Bereich einer
guten Arbeit in der digitalen Gesellschaft. Wie soll
die denn eigentlich künftig aussehen? Die Digitali-
sierung ermöglicht eine Entgrenzung von Privat-
und Arbeitswelt. Die herkömmlichen Arbeitsstruktu-
ren werden durcheinanderkommen. Wenn man sich
nicht mehr in einem Unternehmen befindet, wo her-
kömmliche Dienst- und Befehlsempfangs- und
-ausführungsstrukturen herrschen, kommt es zu
neuen Herausforderungen, beispielsweise wird die
Abgrenzung von Arbeits- zu Auftragsverhältnis
wichtig und muss prägnanter geklärt werden. Die
Frage ist: Wo verrichtet jemand seine Arbeit, hat er
denn überhaupt noch private Freizeit oder wird er
zu einer Art Freiwildselbstständigem, der rund um
die Uhr irgendwelche Leistungen zu erbringen hat?
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All das sind wichtige soziale Fragen, die auch mit
der Digitalisierung verbunden sind und verbindlich
geregelt werden müssen. Digitale Wirtschaft, dazu
fällt jedem immer etwas ein, 4.0 – dazu wird viel ge-
arbeitet. Aber wir haben digitale Wirtschaft natürlich
nicht nur in Großindustrien und in Megastrukturen.
Wir haben digitale Wirtschaft auch in ganz klein und
digitale Wirtschaft ermöglicht auch die Umstellung
von privaten Initiativen in den Bereich einer kleinen
wirtschaftlichen Tätigkeit. Bereiche von Tauschrin-
gen, Nachbarschaftshilfen, alles kann einer Digitali-
sierung zugänglich gemacht werden. Auch das wer-
den neue Formen digitalen Wirtschaftens sein.

Im dritten Bereich kommen wir zur digitalen Bil-
dung, Familie und Teilhabe. Dazu ist auch einiges
gesagt worden. Aber das ist weit mehr, als jetzt ein-
fach nur ein frei zugängliches WLAN-Netz zu schaf-
fen oder sich um mehr Medienkompetenz zu küm-
mern. Wir stehen mit diesem rasanten Fortschritt in
der Digitalisierung auch vor der Gefahr eines ge-
sellschaftlichen Digital Divide, also einer digitalen
Spaltung, in der sich unterschiedliche Zugänge zu
solchen modernen Zivilisationstechniken, so kann
man es ja mal nennen, dann auch in einer Chan-
cenungerechtigkeit neuer Art auswirken können,
wenn man da nicht entsprechend vorbeugt. Deswe-
gen gehört die Teilhabe, also quasi die digitale Teil-
habe, als neues Grundrecht auch in die Agenda ei-
ner Digitalisierungsstrategie 2020. Da brauchen wir
nicht nur Grund- und Fortbildung in der Schule, da
sind auch Senioren anzusprechen, da sind die Leh-
rer selbst Adressat von Fortbildung, da gibt es auch
ein paar weiße Flecken, die gut zu füllen wären.

Der vierte Bereich ist Staat und Gesellschaft. Durch
die Digitalisierung bekommen wir auch eine Neude-
finition von Partizipation und Teilhabe – Open Data,
Open Government sind die Stichworte. Wir haben
uns in unserer Koalitionsvereinbarung dazu ver-
pflichtet, ein neues Transparenzgesetz zu schaffen,
das alle diese Elemente mit aufnimmt.

Als fünften Bereich möchte ich das Thema „Kultur“,
speziell „Medien und Öffentlichkeit“, ansprechen.
Der Kulturbereich ist auch stark betroffen und auch
hier gibt es nicht etwa nur Urheberrechtsfragen,
sondern allgemein die Fragen, die sich mit Digitali-
sierung von Kunst, mit Kunstwerken auch hier mit
dem Austausch stellen.

Als Sechstes: Infrastruktur, Städtebau, ländliche
Räume und Umwelt. Hier geht es nicht nur um
technische Equipments und die Aufrüstung, etwa
Verkehrsleitsysteme und was sich alles denken
lässt, hier kommt vor allen Dingen, und das ist sehr,
sehr wichtig, auch der Bereich der Sicherheit kriti-
scher Systeme ins Spiel. Mit der zunehmenden di-
gitalen Überwachung und Verortung, also angefan-
gen vom Digitalfunk bei der Polizei, bei der es ja
immer mal Probleme gibt, bis hin zu komplizierten
Leitsystemen oder auch elektronischen Abfragen,

erhöht sich auch entsprechend die Gefahr, dass
dort Störungen auftreten können. Die Frage ist: Wie
greift man dort rechtzeitig ein, wie verhindert man
solche Störungen, wie macht man solche kritischen
Systeme angriffssicher? All das sind sehr, sehr
wichtige Fragen.

Der siebente Punkt ist natürlich, dass alles das nur
in einem Europäischen Verbund möglich ist. Das
wäre sehr merkwürdig, wenn wir uns hier auf Thü-
ringen oder nur auf Deutschland begrenzen wollten,
und deswegen muss die Digitalisierungsstrategie
natürlich auch in einen Europäischen Rahmen
gestellt werden. Und es ist wichtig, dass wir hier
auch von Deutschland aus unsere Standards mit
einbringen.

Jetzt kommt der letzte Punkt und das ist einer, der
eigentlich als Querspange über allem liegt, das ist
der Punkt „Datenschutz“. Ich habe mich doch sehr
gewundert, dass dieses Wort bei Ihnen überhaupt
nicht aufgetaucht ist, in Ihren ganzen Redebeiträ-
gen nicht und in den Anträgen nicht. Ich kann Ihnen
nur sagen, Datenschutz ist das zentrale Bürger-
rechtsproblem oder die zentrale Bürgerrechtsfrage
der digitalen Gesellschaft, denn wenn Sie sich die-
se ganzen Bereiche mal vor Augen halten, dann
haben Sie diesen berühmten Begriff am Ende von
Big Data, der nicht mehr und nicht weniger meint,
als dass unser ganzes Leben von Daten erfasst
und von Daten durchdrungen ist. Wir werden sozu-
sagen rund um die Uhr gescannt, mit Algorithmen
werden perfekte Persönlichkeitsprofile von uns ge-
schaffen, jeder weiß fast in Echtzeit, wo der andere
ist, was er macht, wo er sich gerade aufhält. Des-
wegen sind diese Datenschutzfragen bei all diesen
Entwicklungsherausforderungen zentral, damit der
Mensch sozusagen nicht am Ende der Diener der
Maschine wird und nicht nur substituiert wird, wie
es der Minister gesagt hat, im Bereich der Wirt-
schaft 4.0, der digitalen Wirtschaft, sondern mögli-
cherweise dann auch noch nur als ein kleines Len-
kungsobjekt zurückbleiben kann. All diese Dinge
sind umfassend zu klären.

Der Minister hat schon gesagt, dass die Landesre-
gierung daran arbeitet. Wir haben, wie gesagt, eine
extra Ministeriumszuordnung geschaffen. Die muss
natürlich interdisziplinär verstärkt werden. Das
nächste Wirtschaftsforum in Weimar wird sich auch
schon dem Thema der digitalen Wirtschaft widmen.
Wir haben hier sehr, sehr viel zu tun. Aber die bei-
den Anträge greifen mir viel zu kurz und deswegen
brauchen wir sie nicht in dieser vereinfachten Form
weiterzubehandeln und zu beraten. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Krumpe, AfD: Kein An-
trag!)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat sich der Abgeordnete
Krumpe zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Krumpe, AfD:

Ganz kurz zu Frau Marx, um Ihre Schlagwortliste
zu komplettieren: Smart Cities kam nicht vor, Kryp-
tografie kam nicht vor, Big Data Analytics kam auch
nicht vor. Was ich damit sagen wollte, ist, kein An-
trag hier im Plenum zum Thema „Digitalisierungs-
strategie 2020“ – oder wie auch immer – wird voll-
umfassend sein. Deshalb ist es doch wohl völlig lo-
gisch, dass man die Kompetenzen aus allen Frak-
tionen in einem Ausschuss vereint, um über eine
Digitalisierungsstrategie 2020, die wirklich zukunfts-
gewandt und wirklich nachhaltig ist, zu sprechen,
nicht mehr und nicht weniger. Dann verstehe ich
nicht, dass Sie hier wirklich mit an den Haaren her-
beigezogenen Argumenten versuchen, drei Anträge
abzuschmettern. Also das verschlägt mir jetzt wirk-
lich die Sprache.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat sich die Abgeordnete
König zu Wort gemeldet.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Kamera
läuft!)

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren – online und offline –, zum Antrag
der CDU-Fraktion: Als Erstes, ich finde es gut, dass
es diesen Antrag der CDU-Fraktion gibt, dass sich
die CDU-Fraktion jetzt auch mal aus inhaltlicher
Perspektive mit diesem Thema im Gesamten be-
schäftigt. In der letzten Legislatur, da möchte ich
nur auf Ihr Abstimmungsverhalten verweisen, dass
beispielsweise der Antrag zum „Modellprojekt für
kostenloses öffentliches WLAN“ als Kommunismus
abgetan und dann eben auch entsprechend abge-
schmettert wurde, auch wenn der in Ihrer Fraktion
dafür zuständige Fachabgeordnete viel versucht
hat, um die CDU-Fraktion von der Sinnhaftigkeit
des Ganzen zu überzeugen. Insofern, wenn die Op-
positionsrolle dazu führt, dass bei der CDU der
Kommunismus ausbricht – in Ihrer Logik verblei-
bend –, wünsche ich der CDU mehr Opposition in
mehr Bundesländern, um dann eben auch entspre-
chend die nach Ihrer Wahrnehmung kommunisti-
schen Verhaltensweisen selber als Antrag zu stel-
len.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vielleicht grundsätzlich mal eines, bevor ich im De-
tail an einigen Punkten des CDU-Antrags darstellen

möchte, warum wir heute hier diesen Antrag ableh-
nen. Mit der Ablehnung des CDU-Antrags haben
sich dann auch der Entschließungsantrag und der
Änderungsantrag erledigt. Ich glaube, was viele
nicht verstehen, ist, dass digitale Gesellschaft fak-
tisch die Gesellschaft, wie wir sie so im – ich nenne
es einmal – realen Offline-Leben kennen, im Inter-
net stattfindet und dass ein Großteil der Menschen,
die nach 1980 geboren wurden, gar nicht mehr die
Unterscheidung vornehmen zwischen dem digitalen
Leben und der digitalen Welt und der realen Welt,
der sogenannten Offline-Welt. Es wäre notwendig,
dass dieses Verständnis des Internets – das Netz
als digitaler Kultur- und Lebensraum – eben so in
allen Fraktionen, aber generell auch im Ministerium
Einzug hält und entsprechend eine Digitalisierungs-
strategie daraufhin ausgerichtet wird. Da geht es
mir jetzt gar nicht um die einzelnen Begrifflichkeiten
und die einzelnen Schlagwörter, die hier zum Teil
schon gefallen sind. Es ist richtig, all diese Begriff-
lichkeiten und Schlagwörter umfassen nicht das,
was digitale Gesellschaft meint. Digitale Gesell-
schaft ist das Leben, wie wir es leben, nur sozusa-
gen auf einer anderen Ebene. Dieses Verständnis
muss, glaube ich, in fast allen Fraktionen noch um-
gesetzt werden. Da sollten sich die Netzpolitiker
oder Netzpolitikerinnen der jeweiligen Fraktionen
nichts vormachen, da haben wir in unseren eigenen
Reihen einiges dafür zu tun, dieses Verständnis
überhaupt erst einmal in unserer – ja – Nachbar-
schaft hier im Plenarsaal entsprechend umzusetzen
und dann auch im Ministerium und mit dem Ministe-
rium dafür zu kämpfen, dass dieses Verständnis
hier auf Landesebene Einzug hält und dann optima-
lerweise natürlich auch auf Bundesebene entspre-
chende Entscheidungen getroffen werden, die die
digitale Gesellschaft nicht nur begünstigen, sondern
sie praktisch auch mit Gesetzgebungsmaßnahmen
umsetzen. Dazu gehört eines, Herr Minister Tiefen-
see, danke schön für Ihren Sofortbericht, aber ich
glaube, worüber wir uns noch einmal werden unter-
halten müssen, ist die Beurteilung der Störerhaf-
tung in Bezug auf die freien WLAN-Anbieter, auf die
Privaten, die planen, ihr privates WLAN, was sie zu
Hause haben, zu öffnen. Da ist nämlich die Störer-
haftung alles andere als gut, da ist nämlich die Stö-
rerhaftung noch vorhanden. Als solche – so haben
wir es ja auch im Koalitionsvertrag formuliert – soll
die Störerhaftung abgeschafft werden, und zwar
nicht nur für Betriebe, nicht nur für öffentliche Ein-
richtungen, sondern eben auch so, dass jeder
Mensch, der das will, sein WLAN offen, frei zur Ver-
fügung stellen kann und nicht haftbar ist für das,
was jemand anderes, der dieses WLAN nutzt, da-
mit macht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern setze ich einfach einmal darauf, dass die-
jenigen, die sich heute hier vorne am Rednerpult
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schon geäußert haben, auf all den Ebenen und mit
all den Menschen und öffentlichen Stellen und Mi-
nisterien usw., mit denen sie in Kontakt stehen, sich
dafür einsetzen, dieses Verständnis einer digitalen
Gesellschaft weiter voranzutreiben und dann eben
auch die entsprechenden Maßnahmen, Umsetzun-
gen dazu voranzutreiben.

Frau Marx hat allerdings eine Sache erwähnt, die
ich sehr entscheidend finde, nämlich Bürgerrechte
in der digitalen Welt. Es wird immer sehr schnell
vergessen, wenn man die ganzen Begrifflichkeiten,
die technischen Darstellungen – Industrie 4.0, E-
Government, Open Data usw. – hier erwähnt, Kryp-
tografie ganz wichtig übrigens angesichts der zu-
nehmenden Überwachungsformen durch diverse
Geheimdienste. Ja, über die Bürgerrechte im Inter-
net müssen wir dringend reden. Ihr Antrag von der
CDU wird dem wirklich nicht gerecht. Wer von einer
Digitalisierungsstrategie ausgeht, wer eine Digitali-
sierungsstrategie fordert und das vom Ministerium
für Digitale Gesellschaft, welches zumindest hier in
Thüringen erstmalig so besteht, fordert, der muss
eigentlich zwangsläufig auch die Bürgerrechte zu-
mindest mit erwähnen. Das finde ich schade, gera-
de weil Dr. Voigt nicht derjenige ist, der zu dem
Themenfeld überhaupt keine Ahnung hat, sondern
im Gegenteil einer derjenigen ist, mit dem man sich
– ich mich – in der letzten Legislatur hier sehr gern
und sehr gut zum Thema „Netzpolitik“ streiten
konnte. Ich finde es schade, dass Sie diesen mei-
nes Erachtens entscheidenden Punkt vergessen.
Es ist einer der Hauptpunkte, warum wir Ihren An-
trag ablehnen.

Den Antrag abzulehnen bedeutet nicht, das The-
menfeld abzulehnen, bedeutet auch nicht, keine Di-
gitalisierungsstrategie für Thüringen umzusetzen,
sondern bedeutet nur, dass die Beschlussform, wie
sie jetzt vorliegt, auch in der Form der Ergänzung
der AfD-Fraktion, überhaupt nicht dem gerecht
wird, was wir uns unter einer Digitalisierungsstrate-
gie vorstellen. Das ist kein Widerspruch dazu. Wir
arbeiten im Ausschuss gemeinsam daran und ver-
suchen gemeinsam im Sinne eines – ja, ich nenne
es einmal – positiven Vorangehens für Thüringen,
da etwas zu verbessern. Das soll eher ein – ich
nenne es mal – Anreiz sein, nämlich sich erst mal
darüber zu verständigen, was digitale Gesellschaft
bedeutet. Es bedeutet nicht nur Wirtschaft, es be-
deutet auch nicht nur E-Government und Open Da-
ta, es bedeutet auch nicht nur Bürgerrechte im In-
ternet, sondern es bedeutet eben den Lebens- und
Kulturraum, in dem all das, wie ich es vorhin schon
erklärt habe, was wir in der normalen Offline-Welt
kennen, auch in der Online-Welt stattfindet.

Zu Ihrem Antrag möchte ich wenigstens noch zwei
Punkte sagen. Als Erstes: Die Unterstellungen, so
nenne ich es jetzt mal, die zum Teil mitschwingen,
halte ich schon für schwierig, wie beispielsweise
unter II.5: „die vom Bund bereitgestellten Mittel für

den Ausbau der Breitbandnetze uneingeschränkt
und zweckentsprechend zu verwenden“. Ich weiß
nicht, woher Sie diese Unterstellung nehmen – ob
das Erfahrungen der letzten Legislatur sind, wo in
Ihrer Regierungszeit damals die Mittel nicht zweck-
entsprechend verwendet wurden.

Ich kann nur eines garantieren: Das wird nicht pas-
sieren, dass die Mittel nicht zweckentsprechend
verwendet werden. Sie werden nicht nur dafür zur
Verfügung gestellt, sondern dafür soll auch mit ent-
sprechenden Maßnahmen geworben werden, um
zu verhindern, dass Millionen übrig bleiben, die
nicht abgerufen werden, was damit dem Breitband-
ausbau letztendlich nicht gerecht wird.

Das Zweite: Ich glaube, alle, die sich ein bisschen
intensiver mit dem Themenfeld beschäftigen, wis-
sen, dass auch 50 Mbit/s bis zum Jahr 2018 in
2018 dem Ganzen sehr wahrscheinlich überhaupt
nicht mehr gerecht werden. Wir reden momentan
davon, dass es 50 Mbit/s mindestens bräuchte – al-
lerdings ist das der jetzige und aktuelle Stand.
Wenn wir ehrlich sein würden und wenn die finanzi-
ellen Mittel dafür vorhanden wären, wenn der Bund
auch entsprechend Mittel mit bereitstellen würde,
weil Thüringen das allein gar nicht finanzieren
kann, dann müssten wir sagen: bis 2018 100 Mbit/s
– vielleicht sogar noch mehr, denn die Umformatie-
rung, nenne ich es jetzt einmal, des Offline-Lebens
auf das Online-Leben wird zunehmen, es wird im-
mer mehr in der sogenannten digitalen Welt stattfin-
den. All das erfordert eine viel höhere Bandbreite
als das, was a) jetzt vorhanden ist, als das, was b)
bis 2018 auch mit dem Antrag – bzw. die CDU hat
ja noch 2019 drinstehen –, auch mit ihrem Antrag
dann praktisch umgesetzt sein wird.

Zuletzt muss ich mir doch noch einen kleinen Dis-
ser in Richtung CDU-Fraktion erlauben: Ich finde es
ja Wahnsinn, was Sie hier jetzt für Anträge zum
Thema „Digitalisierung“ stellen und was Sie jetzt
aus der Opposition heraus alles fordern. Die letzten
zehn Jahre – mindestens die letzten zehn Jahre –
haben Sie das Themenfeld hier in Thüringen ganz
schön verschlafen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Da meine ich nicht Sie persönlich, Herr Dr. Voigt,
sondern da meine ich die CDU-Fraktion. Ich finde
es schon schade, sich dann hier hinzustellen, Din-
ge zu fordern, die mit den irrwitzigsten Begründun-
gen abgelehnt wurden, wie: das wäre ja Kommunis-
mus, plötzlich den Koalitionsvertrag in gewissen
Teilen in einen Antrag der CDU-Fraktion zu gießen
und zu fordern, dass man das jetzt umsetzt, dabei
aber entscheidende Punkte, die aus unserer Sicht
eben wichtig sind, wie Bürgerrechte in der digitalen
Welt usw., zu vergessen.
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Wir lehnen Ihren Antrag ab. Trotzdem stehen im
Ausschuss nicht nur wir, die regierungstragenden
Fraktionen, sondern natürlich auch das Ministerium
zum Thema „Digitalisierungsstrategie“ für eine
sachorientierte Debatte zur Verfügung, nicht nur zur
Verfügung, sondern wir wollen und fordern das na-
türlich auch, weil wir es nicht nur in den Koalitions-
vertrag geschrieben haben, dass wir das möchten
und dass wir das umsetzen werden, sondern weil
wir dazu stehen. Dafür spricht nicht zuletzt, dass
das Ministerium nicht nur für Wirtschaft und Wis-
senschaft eingerichtet wurde, sondern eben auch
für digitale Gesellschaft. Was digitale Gesellschaft
ist, hoffe ich Ihnen gerade erklärt haben zu können.
Wenn nicht, können Sie gern noch mal auf mich zu-
kommen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Ab-
geordnete Henfling das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte
Damen und Herren Abgeordnete, es ist schon viel
Wichtiges hier gesagt worden von der Kollegin
Marx, von Herrn Voigt und von Katharina König.
Herr Voigt, wir werden Ihnen den Gefallen tun und
die Einzelstellung in Ihrer Fraktion in der Regierung
umsetzen. Sie sind herzlich eingeladen, daran mit-
zutun. Ich glaube, da kommen wir ganz gut zuein-
ander.

Lassen Sie mich zwei Sachen ganz kurz noch mal
anschneiden, weil sie mir einfach wichtig sind und
weil ich da einen Widerspruch sehe. Die Kollegin
König hat es angesprochen: In Ihren Anträgen fehlt
völlig die Frage der Bürgerrechte, völlig die Frage
des Datenschutzes – das hat Dorothea Marx ge-
sagt. Wir haben heute Morgen in der Debatte mit-
bekommen – Herr Fiedler hat das am Rande er-
wähnt –, die Vorratsdatenspeicherung wird insbe-
sondere von der CDU im Bund gerade besonders
hochgejazzt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ja, aber
auch die SPD!)

Das ist genau das Problem, was ich hier sehe. Da
sind Sie einfach im Kopf noch gar nicht so weit,
dass wir überhaupt ernsthaft darüber reden kön-
nen. Ich glaube, da müssen wir noch ein ganzes
Stück vorankommen, bis auch Sie erkennen, dass
die Vorratsdatenspeicherung nicht mal eben so was
ist, was man lapidar am Rande machen kann, son-
dern das ist eine grundsätzliche Infragestellung von
Bürgerrechten und das ist ein erster Schritt zu einer
Telekommunikationsüberwachung. Sie erlauben
mir diesen ganz kurzen Schwenk. Ich höre hier

auch immer: „Nie wieder Stasi!“, und so was aus Ih-
rer Fraktion und da frage ich mich dann tatsächlich,
wie ernst Sie das wirklich nehmen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie müss-
ten eigentlich über diese ganze Frage relativ gut in-
formiert sein. Soweit ich weiß, ist der Bundestags-
abgeordnete Tankred Schipanski auch im NSA-Un-
tersuchungsausschuss auf Bundesebene. Ich glau-
be, wenn man in diesem Untersuchungsausschuss
sitzt, dürfte einem klar sein, was das bedeutet, was
da gerade passiert. Wenn Sie sich mit der Wirt-
schaft zum Thema „Geheimdienste“, zum Thema
„BND“ unterhalten würden und wenn Sie da mit den
Kollegen im Gespräch ständen, wüssten Sie wahr-
scheinlich auch, dass insbesondere die Wirtschaft
große Probleme damit hat, was da gerade läuft.
Der Abgriff zum Beispiel am Glasfaserknotenpunkt
in Frankfurt – vielleicht sollten Sie einmal mit den
Kollegen ins Gespräch kommen, was die in diesem
Ausschuss diskutieren und was das heißt. Nicht
umsonst sprechen viele davon, dass wir da gerade
durchaus ein Endspiel mit den Geheimdiensten auf
Bundesebene spielen. Diese Tragweite ist bei Ih-
nen, glaube ich, noch nicht angekommen.

Noch zwei Sätze zum Thema „Telemediengesetz“.
Ich glaube, dieser Referentenentwurf, der hier vor-
liegt, ist definitiv nicht weitgehend genug und wir
haben da eine klare Formulierung im Koalitionsver-
trag stehen, nämlich dass wir uns für die Abschaf-
fung der Störerhaftung einsetzen. Ich denke, das ist
ein wichtiger Schritt hin zu einer Gesellschaft, die
den Zugang zum Internet als grundsätzliche Da-
seinsvorsorge versteht. Und um dafür zu sorgen,
dass alle Menschen, egal, wie hoch ihr Einkommen
ist, und egal, wie sie sich in dieser Gesellschaft be-
wegen, Zugang zum Internet haben, ist das ganz
wichtig. Ich glaube, die Freifunkinitiativen haben
hier schon etwas angefangen, was wir politisch de-
finitiv unterstützen sollten, weil es meines Erach-
tens der richtige Weg in eine digitale Gesellschaft
ist, die für alle da ist und nicht als Privileg für be-
stimmte Gruppierungen gilt.

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete Henfling, gestatten Sie eine ...

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Nein, gestatte ich nicht.

Ansonsten hatten wir das Thema auch schon im
Ausschuss. Deswegen muss ich ganz ehrlich sa-
gen, halte ich eine Überweisung an den Ausschuss
für nicht wirklich zielführend. Wir werden das auch
ablehnen aus den eben schon von Frau König und
Frau Marx genannten Gründen. Uns ist das nicht
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weitgehend genug und ich glaube nicht, dass wir
uns insbesondere von der CDU vorhalten oder vor-
schreiben lassen müssen, was wir in eine Digitali-
sierungsstrategie hineinschreiben. Ich glaube, da
sind wir selber klug, das bekommen wir hin. Dieje-
nigen, die wollen, sind natürlich herzlich eingela-
den, daran mitzutun.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Nehmen
Sie doch Hilfe an!)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Kann ich davon ausgehen, dass das Berichtsersu-
chen zu Nummer I des Antrags sowie zu Nummer 1
des Änderungsantrags erfüllt ist, oder erhebt sich
Widerspruch? Das kann ich nicht erkennen. Herr
Krumpe?

(Zuruf Abg. Krumpe, AfD: Ich habe noch Re-
dezeit!)

Ach so, Entschuldigung. Ich habe nicht noch einmal
gefragt, ob es noch Redemeldungen gibt. Sie ha-
ben das Wort, Herr Krumpe.

Abgeordneter Krumpe, AfD:

Frau Henfling, Frau Marx, es wurde hier mehrmals
von Ihnen angemahnt, dass die IT-Sicherheit in
dem Antrag zu kurz kommt. Deshalb hat die AfD
einen Änderungsantrag und einen Ergänzungsan-
trag gestellt. Im Ergänzungsantrag steht: „Entwick-
lung und Fortschreibung eines Thüringer Sicher-
heitskonzepts zur Sensibilisierung der Gesellschaft
und Wirtschaft zum Thema IT-Sicherheit“. Ich wür-
de sagen und würde Sie alle auch bitten, dem An-
trag zuzustimmen, auch unserem Ergänzungsan-
trag zuzustimmen, und dann ergibt diese Antrags-
menge einen ganz sinnvollen Antrag, den wir dann
im Ausschuss weiterbesprechen können.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Ich frage jetzt noch einmal: Gibt es weitere Wün-
sche für Redemeldungen? Herr Minister? Nein, das
ist nicht der Fall. Dann stelle ich noch einmal die
Frage: Kann ich davon ausgehen, dass das Be-
richtsersuchen zu Nummer I des Antrags sowie zu
Nummer 1 des Änderungsantrags erfüllt ist, oder
erhebt sich Widerspruch? Das kann ich nicht erken-
nen.

Es ist die Fortsetzung der Beratung zum Sofortbe-
richt im entsprechenden Fachausschuss für Wirt-
schaft und Wissenschaft beantragt worden. Dazu
muss die Zustimmung aller vorliegen, die die Bera-
tung des Sofortberichts verlangt haben. Es erhebt

sich Widerspruch. Damit ist die Fortsetzung der Be-
ratung zum Sofortbericht nicht gegeben.

Wir kommen damit zur Abstimmung zu Nummer II
des Antrags. Es ist Ausschussüberweisung bean-
tragt worden an den Ausschuss für Wirtschaft und
Wissenschaft und damit automatisch auch zum Än-
derungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/285. Wer der Ausschussüberweisung zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 43 Ja-
stimmen. Die Gegenstimmen? 43 Gegenstimmen.
Damit ist der Antrag abgelehnt. Enthaltungen habe
ich nicht gefragt, aber mit 43 Ja- und 43 Neinstim-
men ist der Antrag abgelehnt.

Damit kommen wir zur Abstimmung zu Nummer 2
des Änderungsantrags der Fraktion der AfD in
Drucksache 6/285. Wer dafür ist, den bitte ich um
das Handzeichen. Gegenstimmen? Bei der Mehr-
heit der Gegenstimmen ist der Antrag abgelehnt.
Ich frage der Form halber noch nach den Enthaltun-
gen? Das ist nicht so.

Wir kommen zur Abstimmung über Nummer II des
Antrags der Fraktion der CDU in Drucksache 6/229
– das brauchen wir dann nicht, weil der Antrag ab-
gelehnt worden ist –: Wer dem Antrag zustimmt,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Welchen
jetzt?)

Über Nummer II des Antrags der Fraktion der CDU
in Drucksache 6/229. Wer dem Antrag zustimmt,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind
die Stimmen aus der Fraktion der CDU. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen der Mehrheit des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung zu dem Ent-
schließungsantrag. Dazu ist keine Ausschussüber-
weisung beantragt. Damit kommen wir zur Abstim-
mung über den Entschließungsantrag. Wer diesem
zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Wer ist
gegen diesen Antrag? Das sind die Stimmen der
Mehrheit des Hauses. Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt. Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8

Mehr Akzeptanz für die Ener-
giewende schaffen – Verlässli-
che Abstandskriterien für
Windkraftanlagen in Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/230 -

Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung? Das kann ich nicht erkennen. Ich eröffne
die Aussprache und zu Wort hat sich gemeldet der
Abgeordnete Kobelt von der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.
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Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen Abgeordneten, mit dem ersten
Teil der Überschrift Ihres Antrags rennen Sie bei
mir offene Türen ein. „Mehr Akzeptanz schaffen“,
da fallen mir sehr viele gute Beispiele ein und ich
denke, der rot-rot-grüne Koalitionsvertrag hat da
schon formuliert, was es Stück für Stück in die Tat
umzusetzen gilt, wie die Förderung bürgerschaftli-
chen Engagements, mehr qualifizierte Beratung
von Bürgern, Kommunen und Unternehmen und
Beteiligung der Bürger am Gewinn.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Kobelt, ich bitte mal in dem Ho-
hen Haus um etwas Ruhe und Aufmerksamkeit für
den Redner. Danke schön. Sie haben weiter das
Wort.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ich freue mich darauf, dass Sie unsere Ansätze in
diesem Bereich dann in Folge unterstützen werden.
Allerdings passen der zweite Teil Ihrer Überschrift
wie auch der Inhalt des Antrags so gar nicht zur
Schaffung von Akzeptanz. Da soll Thüringen das
bayerische Absurdistan kopieren, denn Sie wollen
die bestehenden Abstandsregeln von Windkraftan-
lagen ändern. Ja, liebe CDU-Fraktion, es gibt be-
reits bestehende Abstandsregelungen. Wir müssen
nicht was regulieren, was es schon gibt. 750 Meter
zu Wohn- und Mischgebieten ist der Durchschnitts-
wert in den Regionalen Planungsgemeinschaften.
Bei uns – wenn wir so was vorschlagen würden –
würden Sie solche Regelungen, die bestehende
Regelungen noch mal regeln, schon als Überregu-
lierung bezeichnen, aber das scheint in dem Sinne
jetzt keine Rolle zu spielen bei Ihnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie hebeln das aus, was Thüringen in seiner Raum-
planung stark macht, die Gestaltungsprozesse in
den Regionalen Planungsgemeinschaften vor Ort.
Ihr Motto ist offenbar: Das Land reguliert und die
Meinung der Region fällt unten runter. Statt Konflik-
te auszubalancieren, setzen Sie auf starre Regeln.
Das Instrument der Windvorranggebiete können
Sie damit abschreiben, ebenso wie die kommunale
Planungshoheit. Wollen Sie das wirklich?

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Alles
Quatsch!)

Wir haben die bayerische Regelung, die Sie dazu ja
indirekt vorschlagen dazu, mal als Beispiel auf Thü-
ringen rechnen lassen. Da bleiben weitgehend nur
noch Flächen in Naturschutzgebieten und großen
Waldflächen übrig. Wollen Sie das wirklich, dass

nur auf solchen Flächen noch Windkraft gebaut
wird?

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das wollen
Sie doch!)

Nur, mit Ihrer Antiwindkraftpolitik richten Sie sich im
Übrigen auch gegen Ihre eigene Kanzlerin.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie hat in dem Fall auch mit Zustimmung der Grü-
nen die kluge Entscheidung getroffen, aus der ge-
fährlichen Atomenergie auszusteigen. Weiterhin will
sie Deutschland zum Vorreiter im Klimaschutz ma-
chen.

(Zwischenrufe aus dem Hause)

Das kann ich verstehen, dass Sie über die Kanzle-
rin lachen, aber die CDU macht das dann hoffent-
lich nicht. Sie möchte das auch, weil sie klug ist zu
wissen, was Atomenergie, Erdöl, Kohle den Steuer-
zahler wirklich kosten.

(Beifall AfD)

Rechnet man neben den Stromentstehungskosten
auch Gesundheitskosten, Entsorgungskosten und
Umweltschäden dazu, die wir alle als Steuerzahler
und Stromkunden bezahlen müssen, dann kommen
wir auf ganz unterschiedliche Preise. Zum Beispiel
kostet eine Kilowattstunde Atomstrom dann durch-
schnittlich 19,5 Cent, Steinkohle 16 Cent, Braun-
kohle 14 Cent, bei Solarstrom sind wir mittlerweile
schon bei 10 Cent mit sinkender Tendenz und
Windenergie bekommen Sie momentan schon pro-
duziert für 6 Cent je Kilowattstunde ohne weitere
Folgekosten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist der Durchbruch! Den brau-
chen wir!)

Akzeptieren Sie bitte auch, liebe CDU-Fraktion,
Windkraft ist die kostengünstigste Energieform, die
uns ohne Fördermittel jetzt schon zur Verfügung
steht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU-Fraktion,
sagen Sie doch bitte hier auch mal ehrlich, was Sie
in Bezug zur Windkraft wollen. Sie wollen mit wohl-
klingenden Erhöhungen von bestehenden Ab-
standsregelungen den Windenergieausbau been-
den und Mitarbeiter eines ganzen mittelständischen
Wirtschaftszweigs auf die Straße schicken.

(Unruhe CDU)

Wir als Grüne bewegen uns zunehmend auf die
Wirtschaft zu und wollen gerade Umweltschutz und
Wirtschaft versöhnen.
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(Heiterkeit CDU)

Ich hatte Sie bis jetzt auch als wirtschaftsfreundlich
in Erinnerung und wahrgenommen. Hier outen Sie
sich allerdings als Gegner des Mittelstands.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Heiterkeit CDU, AfD)

Mit der Verhinderung von Windkraftausbau sind Sie
gegen regionale Wertschöpfung und Arbeitsplätze.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind gegen Pachteinnahmen für Landwirte.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Sie würde
ich gern mal zu mir einladen!)

Sie sind dadurch auch gegen Steuereinnahmen im
ländlichen Raum,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

gegen frisches Geld für Sportplätze, Kindergärten
und Feuerwehrhäuser in Ihren Dörfern und Ge-
meinden.

(Unruhe und Heiterkeit CDU)

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der CDU, kehren Sie von diesem Irrweg um, stär-
ken Sie mit uns gemeinsam den ländlichen Raum.
Wir helfen Ihnen beim ersten Schritt dazu und leh-
nen Ihren Antrag ab.

(Unruhe CDU)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Kobelt, in diesem Hohen Haus
gehe ich davon aus, dass kein Stuss erzählt wird.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Bravo, bra-
vo!)

Herr Emde, ich denke, dass hier kein Stuss erzählt
wird, deswegen ermahne ich Sie hiermit eindring-
lich. Ich erteile Ihnen eine Rüge.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Was habe
ich gesagt?)

„Stuss“.

(Zwischenruf aus der CDU-Fraktion)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ich auch
nicht!)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Außerdem
ist das nichts Schlimmes!)

Herr Henke, ich habe hier eine Rednerliste, dann
geht es in der Rednerliste erst mal weiter. Es hat
sich jetzt

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wer hat
denn jetzt „Stuss“ gesagt?)

der Abgeordnete Gruhner, CDU-Fraktion, zu Wort
gemeldet.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wer, Frau
Präsidentin, wer hat denn das nun gesagt?)

Herr Emde hat zu den Äußerungen von Herrn Ko-
belt „Stuss“ gesagt.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vielleicht zunächst, Herr Kollege Kobelt, es war
schon sehr interessant, dass wir uns von den Erfin-
dern des Veggieday’s vorwerfen lassen müssen,
dass wir das Land überregulieren wollen. Das war
eine sehr interessante Einlassung. Das will ich viel-
leicht zunächst erst einmal feststellen. Aber ich
werde gleich noch zu Ihnen kommen. Sie haben
sich in der Vergangenheit – Ihr Fraktionsvorsitzen-
der auch – zu interessanten öffentlichen Äußerun-
gen hinreißen lassen, damit werde ich mich gleich
noch mal beschäftigen. Ich will aber zunächst erst
einmal sagen, dass es doch sicherlich hier im Ho-
hen Haus unbestritten ist, dass wir eine erfolgreiche
Energiewende in Deutschland und Europa wollen
und dass wir auch alles tun, dass diese Energie-
wende erfolgreich ist.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist sehr
umstritten!)

Aber – und das ist dann offensichtlich der Unter-
schied zwischen uns und Ihnen – wir wollen eine
Energiewende mit Augenmaß, wir wollen keine
Energiewende auf Biegen und Brechen,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Für Sie, Herr Möller!)

und wir wollen eine Energiewende mit Maß und Mit-
te und eben keine Energiewende, die jegliches Maß
des Machbaren und Vernünftigen aus dem Blick
lässt.

(Beifall CDU)

Das bedeutet natürlich, dass wir – und auch das
dürfte energiepolitischer Konsens sein – immer an
der Trias Versorgungssicherheit, Umweltverträg-
lichkeit und Wirtschaftlichkeit orientieren. Ich sage
aber auch, dass wir dieses energiepolitische Drei-
eck – und in diesem Status der Energiewende sind
wir – zu einem Viereck erweitern müssen, nämlich
um das Kriterium der Bürgerfreundlichkeit. Damit
sollten Sie sich besonders intensiv beschäftigen,
denn wer eine erfolgreiche Energiewende will, der
muss dafür sorgen, dass es Akzeptanz in der Be-
völkerung gibt. Ich habe große Fragezeichen und
ich mache große Fragezeichen, ob das, was Sie
hier gesagt haben, wirklich zu mehr Akzeptanz in
der Bevölkerung führt.
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(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wenn Sie so viel Druck machen,
wird es schwer!)

Das ist im Übrigen – Sie kommen noch dran, Herr
Adams – keine abstrakte Forderung, wenn wir sa-
gen, wir brauchen mehr Akzeptanz, denn wir müs-
sen uns nur mal die Realität anschauen, was die
Menschen im Land zu den einzelnen Punkten sa-
gen, die im Zusammenhang mit der Energiewende
stehen. Wir haben im Thüringer Wald eine Situati-
on, wo die Menschen gegen eine 380-kV-Trasse
demonstrieren. Wir haben in Ostthüringen eine Si-
tuation, wo Bürgerinitiativen ganze

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Genau! Herr Schäuble und die
Bundesregierung waren es, die das ausge-
schrieben haben!)

Dorfsäle füllen, und wir haben in Tautenhain – die
Bürgerinitiative war heute hier vor Ort – eine Situati-
on, wo 1.000 Menschen gegen einen Windpark pro-
testiert haben und wo mittlerweile 7.500 Menschen
gegen diesen Windpark unterschrieben haben. Das
ist die Realität.

(Beifall CDU)

Da sehen wir, dass wir mehr tun müssen, um für
Akzeptanz für die Energiewende zu sorgen. Des-
wegen kann ich uns nur raten – und ich kann es
auch besonders Ihnen raten –, nehmen Sie diese
Proteste ernst. Wir als Union jedenfalls nehmen die
Proteste ernst und unterstützen die Menschen, die
in Tautenhain zu Recht protestieren.

(Beifall CDU)

Dann sage ich auch, wenn Ihre Antwort auf diese
Proteste dazu führt, dass Sie im Land die Windkraft
verdreifachen wollen, dann frage ich mich erstens,
auf welcher Grundlage Sie das überhaupt seriös
tun. Wir haben jetzt eine Studie aus dem Hause
Keller vorliegen, die uns doch eindeutig sagt, dass,
selbst wenn wir Waldstandorte einbeziehen, wir zu
einer Situation kommen, in der wir letztlich die
Windkraft in Thüringen nur verdoppeln können.
Deswegen frage ich mich ernsthaft, ob das, was in
Ihrem Koalitionsvertrag steht, sich wirklich mit dem
deckt, was wir hier auch wissenschaftlich fundiert in
der Studie stehen haben.

(Beifall CDU)

Zweitens stelle ich fest, wenn Sie die Windkraft in
Thüringen verdreifachen wollen, dass Sie diese
Rechnung ganz offenkundig ohne die Bürgerinnen
und Bürger gemacht haben, denn sonst würde es
diese Proteste nicht geben.

Drittens stelle ich mir dann die Frage, wenn ich die
Ankündigung Ihrer Energieministerin höre, wer
denn eigentlich in dieser Landesregierung zustän-
dig ist. Beim Thema „Windenergie“ haben wir einer-

seits die Äußerungen von Frau Keller, wir haben
andererseits die Äußerungen von Frau Sieges-
mund. Wenn Sie zu diesem Thema immer mit zwei
Ministerinnen sprechen, dann hätten Sie es sich
auch sparen können, ein extra Energieministerium
zu schaffen. Das ist dann am Ende sehr halbherzig
gewesen.

(Beifall CDU)

Und ich will Ihnen auch sagen: Wenn Sie tatsäch-
lich die Windkraft in Thüringen verdreifachen wol-
len, dann haben Sie wenigstens den Mut und ge-
hen Sie zu den Menschen in Tautenhain und sagen
Sie Ihnen, dass Sie die Verspargelung des Thürin-
ger Holzlandes wollen.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Die Spargelsaison wird eröffnet!)

Das haben Sie heute zumindest vor der Tür nicht
gemacht.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ist doch billiger Populismus!)

(Unruhe CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ja, gut, wenn das, Herr Adams, wenn das billiger
Populismus ist, dann sage ich Ihnen mal, was ich
ziemlich zynisch finde. Ich finde es ziemlich zy-
nisch, wenn Sie am vergangenen Freitag in der
Landespressekonferenz sagen, so hat es die „Ost-
thüringer Zeitung“ wiedergegeben: „Bäume werden
doch immer gefällt, warum dann nicht auch in Tau-
tenhain“. Das ist Ihre Antwort auf die Bürgerprotes-
te.

(Unruhe CDU)

Dann bin ich gern populistisch, wenn Sie solche
Äußerungen hier tätigen.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Meine Damen und Herren!

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Machen wir im Anschluss.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage des
Abgeordneten Adams?

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Nein, machen wir im Anschluss.

Ich kann Ihnen nur sagen: Die Pläne Ihrer Koalition
in Fragen des Windkraftausbaus passen nicht zu
Thüringen. Und ich will Ihnen auch sagen: Begrei-
fen Sie doch einfach endlich, dass Thüringen nicht
Schleswig-Holstein ist, auch wenn Sie das vielleicht
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gern hätten. Ich sage auch: Mit Ihren Windkraftplä-
nen sammeln Sie vielleicht Applaus auf Grünen-
Parteitagen, aber Sie ernten den Widerspruch der
Menschen im Grünen Herzen Deutschlands.

(Beifall CDU, AfD)

Ich will Ihnen das auch belegen, weil der Populis-
musvorwurf im Raum steht. Damit habe ich kein
Problem. Ich will Ihnen das auch belegen: Im März
2014 gab es eine Infratest-dimap-Umfrage, die die
Menschen in Thüringen nach ihren Prioritäten bei
der Energiewende gefragt hat. Und da wird deut-
lich, worum wir uns wirklich kümmern müssen.
81 Prozent ist es besonders wichtig, dass Häuser
saniert werden, um Energie einzusparen. Mehr So-
laranlagen zu bauen, ist für 67 Prozent wichtig. Nur
40 Prozent sagen das vom Bau neuer Windparks,
54 Prozent – also eine Mehrheit – sagen ganz klar,
sie sind dagegen. Das ist die Realität in diesem
Land und die sollten Sie einfach mal zur Kenntnis
nehmen.

(Beifall CDU)

Ich sage Ihnen auch: Wir brauchen an der Stelle
auch nicht Ihre Belehrungen, denn Thüringen ist
doch schon heute Vorreiter bei der Energiewende.
Wir sagen auch ganz selbstbewusst, dass wir es
waren, die dieses Land zum Vorreiter bei der Ener-
giewende gemacht haben. Und genau deswegen
müssen wir jetzt nicht irgendwelche Kurzschlus-
shandlungen vornehmen und irgendwelche Dinge
veranlassen, die deutlich über das Ziel hinausge-
hen, sondern wir können uns auch ein Stück weit
Zeit nehmen und mit Vernunft die Energiewende
gestalten.

(Beifall CDU)

Und weil es uns – das habe ich ausgeführt – eben
um Akzeptanz geht, haben wir heute einen Antrag
vorgelegt, der darauf aufbaut, dass die Berliner Re-
gierungskoalition im August 2014 reagiert hat und
im Baugesetzbuch § 249 eine Länderöffnungsklau-
sel vorgesehen hat, die Mindestabstände zur
Wohnbebauung bei der Errichtung von Windrädern
vorsieht. Wir schlagen Ihnen vor, dass wir diese
Regelung in Thüringen aufgreifen. Ich sage Ihnen
auch: Es ist wichtig, dass wir das jetzt tun, denn in
dieser Länderöffnungsklausel steht auch, dass die
Bundesländer nur bis zum 31.12. dieses Jahres
Zeit haben, die entsprechenden Gesetze zu ver-
künden. Deswegen ist jetzt Eile geboten und des-
wegen gilt auch: Wenn Sie unserem Antrag nicht
zustimmen, dann verwirken wir diese Chance und
dafür tragen dann Sie Verantwortung.

Worum geht es in unserem Antrag? Erstens geht
es darum, dass wir mit einem konkreten Mindestab-
stand zur Wohnbebauung Verlässlichkeit bei den
Bürgern schaffen wollen und dass wir vor allem
Bürger schützen wollen. Ich nenne nur mal die
Stichworte „Lärm“ und „Schlagschatten“ und das

Wort „Rechtssicherheit“ ist ja heute am Rande der
Demonstration vor dem Landtag sehr oft gefallen.
Und – Herr Kobelt, Sie haben das berechtigterwei-
se gesagt – wir brauchen Rechtssicherheit in sol-
chen Fragen. Nun kann man immer die Verantwor-
tung allein nur auf die Regionalen Planungsgemein-
schaften abschieben. Aber ich finde, wir haben
auch eine Verantwortung und wir sind der Überzeu-
gung, dass wir Rechtssicherheit für die Bürger
schaffen, wenn wir tatsächlich hier konkrete gesetz-
liche Regelungen veranlassen.

(Beifall CDU)

Und im Übrigen, auch das gehört zur Redlichkeit
dazu: Wenn man unseren Antrag richtig liest, dann
sehen Sie auch, dass es hier eben nicht darum
geht, einfach eine bayerische Regelung zu über-
nehmen, sondern wir haben klar gesagt, wir wollen
gemeinsam mit den Betroffenen, mit Experten,
auch mit Ihnen zusammen eine verlässliche Min-
destabstandsregelung erarbeiten und eben tatsäch-
lich auch Dritte hier in so einen Prozess einbezie-
hen. Deswegen will ich noch einmal ausdrücklich
sagen: Wir wollen kein Windkraftverhinderungsge-
setz, sondern wir wollen ein Bürgerbeteiligungsge-
setz. Darum geht es.

(Beifall CDU)

Zweitens sage ich Ihnen auch, dass wir in unserem
Antrag deutlich gemacht haben, dass wir entspre-
chende Regelungen haben möchten, die vorsehen,
dass, wenn vor Ort Konsens besteht, hier auch ab-
gewichen werden kann. Deswegen ist das, was Sie
sagen, an dieser Stelle schlichtweg nicht redlich.
Offenbar haben Sie unseren Antrag nicht richtig ge-
lesen. Es geht uns eindeutig um Interessenaus-
gleich zwischen denen, die Windräder wollen, und
denen, die von Windrädern betroffen sind.

Und nun, Herr Kollege Adams, will ich noch einmal
auf Sie eingehen, denn am 21. Februar war wieder-
um in der „Ostthüringer Zeitung“ zu lesen, dass Sie
gesagt haben, unser Antrag würde unser angeblich
zwiespältiges Verhältnis zu erneuerbaren Energien
deutlich machen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ja!)

Wissen Sie, ich finde, Sie glauben offenbar, nur
weil Ihr Parteilogo grün angestrichen ist, haben Sie
die Kompetenz für die Energiewende gepachtet.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
ist so!)

Die Realität in Deutschland ist doch aber so, dass
Sie immer große Reden schwingen und am Ende
Angie und die Union aus der Kernkraft aussteigen
und die Energiewende auf den Weg bringen. Das
ist die Realität und zur Realität ...
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(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das glauben nicht mal Sie!)

Ich würde es Ihnen nicht sagen, wenn ich es nicht
glauben würde.

Die Realität ist doch auch, dass Sie immer die Ers-
ten sind, die den Naturschutz wie eine Monstranz
vor sich hertragen, wenn wir in Deutschland über
wichtige Infrastrukturprojekte reden,

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Die Grünen
haben versagt!)

aber wenn wir über Wind im Wald reden, dann ken-
nen Sie nichts mehr vom Naturschutz. Dann ist es
Ihnen egal,

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ja, dann gibt
es auch keine Fledermäuse mehr!)

ob Sie 1.000 Tonnen Beton und Stahl im Waldbo-
den versenken und die Waldökologie gefährden. Ih-
nen ist es egal, ob Sie dann Flächen versiegeln,
und

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Haben Sie sich das mal ange-
guckt?)

Ihnen ist es dann offensichtlich auch egal, dass
Störche und Fledermäuse in Windrädern zugrunde
gehen. Das ist ökologische Doppelzüngigkeit und
deswegen will ich das an dieser Stelle zu Ihrer Äu-
ßerung auch gern noch einmal zurückgeben.

(Beifall CDU)

Ich will auch noch einmal sagen, Thüringen ist heu-
te ein Land, 2012 kamen bereits 50 Prozent des in
Thüringen erzeugten Stroms aus erneuerbaren
Energien, was nun wirklich aufgrund dieser Fakten
auch nicht auf Sie gewartet hat, dass Sie jetzt end-
lich anfangen, hier Energiewende zu gestalten.

Wir stehen zu einer nachhaltigen und ressourcen-
schonenden Energiepolitik – ja, ganz eindeutig. Ich
sage aber auch in aller Klarheit, wogegen wir sind.
Wir sind gegen eine Energiewende, die einzig dafür
herhält, die Wunschträume grüner Parteiprogram-
matik und der Ökostromlobby auf dem Rücken der
Bürger zu verwirklichen. Das lassen wir nicht zu.
Deswegen haben wir Ihnen heute einen Antrag auf
den Tisch gelegt, den Sie eigentlich gar nicht ableh-
nen können, denn in der Tat, er schafft die Voraus-
setzungen, dass wir eine erfolgreiche Energiewen-
de in Thüringen und Deutschland bekommen. Vie-
len Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Gruhner, Sie hatten die Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Adams zugelassen.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Gern, ja.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ich würde mich jetzt einfach mel-
den für vorne.)

Vizepräsidentin Jung:

Abgeordneter Adams verzichtet auf seine Zwi-
schenfrage. Zu Wort hat sich der Abgeordnete Har-
zer, Fraktion Die Linke, gemeldet.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Dann habe ich mehr Redezeit vor-
ne, dann gewinne ich!)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Am Ende
wird abgerechnet!)

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, es ist manchmal schon witzig, was
der Herr Gruhner gerade gesagt hat, mit Bürgerbe-
teiligung, mit Akzeptanz etwas zu begründen, was
eigentlich Beteiligungsrechte einschränkt und den
Ausbau erneuerbarer Energien, hier speziell der
Windkraft, behindert.

Wenn wir uns das anschauen, dieses Gesetz, dann
werden mit dieser Festschreibung von Landesebe-
ne die Beteiligungsmöglichkeiten von Anwohnern,
von Kommunen, von Verbänden in dem Verfahren
verschlechtert. Sie finden nicht mehr statt, die An-
hörungen. Der Eingriff in die Planungshoheit der
Kommunen ist zumindest hier verfassungsrechtlich
durchaus bedenklich. Bürgerbeteiligung auf kom-
munaler Ebene zu Windkraftanlagen findet nicht
mehr statt, aber auch die Landes-, die Regional-,
die Bauleitplanung – damit verfügen Land und
Kommunen über Instrumente, die sinnvoll und wirk-
sam zur Steuerung von Windenergieanlagen einge-
setzt werden können. Und es ist gerade nicht so,
dass wir mit dieser Abstandsregelung über Emissi-
onsschutz oder über Schlagschatten reden. Wenn
Sie die einschlägigen Bestimmungen kennen wür-
den, dann wüssten Sie, dass in einer Wohnbebau-
ung, in Wohngebieten, in Innenstadt- und Kernzo-
nen die Lärmbelastung bei 35 dB aufwärts bis ma-
ximal 45 dB liegen darf. Wissen Sie, Herr Gruhner,
wenn Sie sich damit beschäftigt hätten, wüssten
Sie, dass der Straßenverkehr in diesen Gebieten, in
Kurgebieten, in Wohngebieten, um das Achtfache
höher sein darf als durch Windkraft. Also der Stra-
ßenverkehr, der draußen vorbeifährt, darf um das
Achtfache höher sein als der ankommende Lärm
durch Windenergieanlagen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Und was
sagt uns das jetzt?)

(Unruhe AfD)
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Das Nächste ist, Schlagschatten: Acht Stunden im
Jahr darf ein Gebäude von Schlagschatten durch
Windenergieanlagen betroffen sein. Moderne Anla-
gen verfügen über Schaltmöglichkeiten, dass zum
Beispiel in den Stunden, wenn die Sonne tief steht
und die Gefahr besteht, diese automatisch abge-
schaltet werden, um diese Schlagschatten zu ver-
meiden. Also alles kann nicht herangezogen wer-
den, weil es ja einschlägige gesetzliche Rege-
lungen gibt. Sie berufen sich auf dieses Gesetz,
welches 2014 im Bundestag beschlossen worden
ist. Dann müssten Sie aber auch fairerweise dazu
erwähnen, dass dieses Gesetz auf Antrag des Frei-
staats Sachsen bereits am 03.05.2013 im Bundes-
rat eine Rolle spielte. Und im Bundesrat haben sich
der Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen
und Raumordnung, der Ausschuss für Innere Ange-
legenheiten, der Ausschuss für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit und der Wirtschafts-
ausschuss damit befasst und haben es abgelehnt.
Und schließlich und endlich hat es auch der Bun-
desrat abgelehnt. Neben diesem schon Erwähnten
haben Umwelt- und Energieverbände, die kommu-
nalen Spitzenverbände, man höre und staune, und
das Umweltbundesamt sich gegen dieses Gesetz
ausgesprochen. Eine Expertenanhörung im Aus-
schuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit des Deutschen Bundestags hat ebenfalls
diesem Gesetz eine vollständige Absage erteilt. So-
mit, denke ich, sind wir auf der vernünftigen Seite,
auf der Seite derer, die ein bisschen Ahnung davon
haben, und werden diesen Antrag von Ihnen ableh-
nen. Denn wie der Abgeordnete Kobelt schon ge-
sagt hat, er bewirkt nur eins: die Nichtbaumöglich-
keit von Windenergieanlagen hier im Freistaat Thü-
ringen. Und wenn Sie 380 kV erwähnen, wenn Sie
verschiedene andere Geschichten erwähnen, dann
will ich Ihnen auch sagen, Sie sagen auch immer,
Windenergie kostet Wald. Aber wir wollen Wind im
Wald und nicht Wind statt Wald. Wenn Sie über
380 kV reden, dann frage ich mich, warum. Sie ha-
ben diese Trasse durch den Thüringer Wald durch-
hämmern lassen. Sie haben eine Autobahn durch
den Wald hämmern lassen. Sie haben eine ICE-
Trasse durch den Wald hämmern lassen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Da war Ihnen der Wald egal, da war es egal,
warum dort Bäume stehen, warum dort Menschen
protestieren, warum dort Natur vernichtet wird. Und
hier, bei Windenergieanlagen, die eine Aufstands-
fläche brauchen und eine Kranfläche daneben, wo
wir deutlich sagen, wir wollen dahin, wo es schon
entsprechende Möglichkeiten gibt, wo es Zufahrts-
möglichkeiten gibt, in Nutzwäldern, da sagen Sie:
Uns ist die Natur lieb und teuer. Dann sagen Sie,
Sie wollen eine Energiewende mit Augenmaß. Ich
sage Ihnen eins: Diese Klimakatastrophe, die uns

bevorsteht, ist nicht mehr mit Augenmaß aufzuhal-
ten.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Da haben
Sie recht!)

Wir müssen endlich handeln. Wir müssen den CO2-
Ausstoß auch in Deutschland reduzieren, und das
natürlich auch in Thüringen. Dazu brauchen wir er-
neuerbare Energien, dazu brauchen wir auch die
Windkraft, um diese Ziele zu erreichen, denn an-
sonsten reden wir nicht mehr darüber, aber unsere
Kinder und Kindeskinder, die werden diese Folgen
zu leisten haben und darüber sollten wir mal nach-
denken und darüber sollte auch die CDU mal nach-
denken und sollte sich mal Gedanken machen, wie
sie denn für ihre nachfolgenden Generationen die-
ses Land erhalten will, wie sie den Thüringer Wald
erhalten will, wie sie die Flussauen, letztendlich die
Kulturlandschaft, alles erhalten will, wie Sie ohne
Katastrophe, Naturkatastrophe, ohne Dürreperi-
oden, ohne Überschwemmungen hier weiter leben
wollen. Darüber sollten Sie mal nachdenken.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wenn Sie zu Tautenhain sprechen: Ich war in Tau-
tenhain und ich habe mit der Bürgerinitiative gere-
det und ich war heute auch draußen, auch mit den
Kollegen von SPD und Grünen standen wir drau-
ßen bei den Bürgerinnen und Bürgern. Wir haben
keine Angst vor den Bürgerinnen und Bürgern. Wir
reden auch mit diesen. Wenn Sie Tautenhain er-
wähnen, dann müssen Sie auch dazusagen, wer
war denn schuld an dieser Situation, die jetzt in
Tautenhain ist. Das sind doch die CDU-Landräte in
der Region, die Windkraft verhindern wollten, einen
unwirksamen Regionalplan aufgestellt haben, der
vom Gericht nach Recht und Gesetz gekippt wor-
den ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sie haben
doch keine Ahnung!)

Davon müssen Sie mal reden! Weil man den Leu-
ten vorgaukelt, ihr kommt alle ohne durch, wir ma-
chen da mal was und dann soll es doch das Gericht
kippen. Und das Gericht hat es gekippt. Die Mittel-
und Nordthüringer Regionalpläne sind genauso be-
klagt. Auch dort besteht die Gefahr des Fallens und
damit haben wir die Situation, dass dort § 35
BauGB gilt.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: So was
nennt sich Rechtsstaat!)

Dann hetzen Sie die Bürgerinnen und Bürger auf
und sagen, mit § 35 BauBG kommt jetzt dort eine
Windanlage hin, was gar nicht stimmt. Dann frage
ich Sie: Wer ist denn in der Bundesregierung an der
Macht?
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(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Gott sei
Dank sind wir an der Macht!)

Wem untersteht denn die Bundesanstalt, die die
330 Hektar Fläche für die Verpachtung an Wind-
kraftanlagen ausgeschrieben hat? Wem untersteht
sie denn? Der Bundesregierung!

(Beifall DIE LINKE)

Und wer leitet die Bundesregierung? Ihre Kanzlerin
Angela Merkel.

(Unruhe CDU)

Also hätten Sie doch eher die Möglichkeit, entspre-
chend dort Einfluss zu nehmen, damit genau diese
Verpachtung nicht stattfindet. Aber nein, da
schweigt die CDU, weil wir in Thüringen weiter die
Lügen verbreiten können, das ist ja nur gekippt,
weil der Koalitionsvertrag entsprechende Aussagen
zur Ein-Prozent-Regelung enthält. Das Gericht hat
am 8. April 2014 diesen Regionalplan gekippt. Da
gab es noch keinen Koalitionsvertrag. Da gab es
noch nicht mal einen Entwurf.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Aus-
schreibungen!)

Da gab es gerade mal ein paar Wahlprogramme.
Von der Warte aus muss man Ihnen einfach sagen:
Sie und Ihre Politik hier in Thüringen in den letzten
Jahren sind schuld daran, dass die Situation so ist,
wie sie ist in Tautenhain. Sie sind schuld daran,
dass Natur vernichtet worden ist hier in unserem
Staat.

(Unruhe CDU)

Und jetzt arbeiten Sie mit uns zusammen, damit wir
wirklich für unsere Kinder und Kindeskinder diese
Welt gemeinsam retten,

(Beifall CDU)

damit hier die Klimakatastrophe aufgehalten wird
und dass wir gemeinsam daran arbeiten, dass die
Menschheit auf diesem Planeten eine Zukunft hat.
Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat sich Abgeordneter Möl-
ler zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, liebe Gäste, die Energiewende ist
zweifelsohne eines der umstrittensten energiewirt-
schaftlichen Projekte seit vielen Jahren. Insofern
muss ich schon mal der CDU-Fraktion widerspre-

chen. Da sind wir hier mit Sicherheit nicht alle einer
Meinung, dass das ein gelungenes Projekt ist.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ja, stimmt!)

Besonders deutlich wird dies am Beispiel der Wind-
kraft, die sich unter den Fans der Energiewende im
Grundsatz einer doch ganz großen Beliebtheit er-
freut. Die Probleme der Windkrafterzeugung sind
eigentlich hinlänglich bekannt. Ich will sie mal ganz
kurz populärwissenschaftlich umreißen. Die unre-
gelmäßige Stromkrafteinspeisung durch die Wind-
kraftanlagen belastet die Stabilität der Energiever-
sorgung. Sie führt in windschwachen Zeiten, also in
der Flaute, zu Situationen, dass Strom teuer zuge-
kauft werden muss, und in windstarken Zeiten führt
sie dazu, dass der Strom mit einem negativen Preis
versehen werden muss und auch wieder verkauft
werden muss, häufig sogar ins Ausland,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Was war denn früher 12.00 Uhr
mittags?)

sodass also in Österreich die Wasserkraftanlagen-
und Pumpspeicherkraftanlagenbetreiber ordentlich
Geld damit verdienen können. Bezahlt werden
muss das Ganze über die EEG-Umlage vom Ver-
braucher, also von der Wirtschaft, vor allem von der
mittelständischen Wirtschaft und von den energiein-
tensiven Unternehmen, aber eben auch von den
Haushaltskunden. Diese Strompreisanstiege führen
immer wieder zu Diskussionen, in der Regel jähr-
lich, wenn die EEG-Umlage erhöht werden soll. Sie
führen auch in Thüringen zum Verlust von Arbeits-
plätzen. Das alles sind Probleme der Energiewen-
de, so wie sie momentan konzipiert ist und auf die
Sie hier alle stolz wie Wolle sind, obwohl Sie dafür
eigentlich gar keinen Grund haben.

(Beifall AfD)

Ich muss auch noch mal etwas in Richtung CDU
sagen zu diesem Thema: Ein bisschen zwiespältig
ist Ihr Verhalten da schon, denn ich erinnere mich
sehr gut, dass Sie noch in der Vorzeit der Koaliti-
onsgespräche ein Angebot an die SPD gemacht
haben, die Windkraft im Wald zuzulassen, nur für
den Fall, dass man – wie gesagt – erfolgreich Koali-
tionsgespräche führt. Also das hat wahrscheinlich
Ihr Gedächtnis huldvoll weggelassen, aber wir ha-
ben uns daran erinnert.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Der Abgeordnete Kobelt würde Ihnen gern eine
Zwischenfrage stellen, Herr Abgeordneter Möller.
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Abgeordneter Möller, AfD:

Ich würde gern erst einmal ausführen und dann ste-
he ich Ihnen für Anregungen, Fragen, Beschimp-
fungen gern zur Verfügung.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Kobelt darf nur eine Frage stel-
len.

Abgeordneter Möller, AfD:

Zur Privilegierung, die jetzt hier beantragt worden
ist: Die mag sinnvoll gewesen sein im damaligen
zeitlichen Kontext er 90er-Jahre. Damals ging es
um die Erforschung der Windenergie. Das hat sich
mittlerweile stark gewandelt. Die Windkraft ist durch
die pauschale Privilegierung im Außenbereich und
noch mehr durch die Subventionierung über das
EEG sehr stark ausgebaut worden und mit diesem
massiven Ausbau ist eben auch eine Versparge-
lung ganzer Landstriche verbunden. Und unsere
Aufgabe ist es – meinen wir –, dass das in Thürin-
gen natürlich nicht passiert.

(Beifall CDU, AfD)

Die Windkraft hat schon immer, wenn sie sich in
Wohnbebauungsnähe befunden hat, die Anwohner
belastet. Das ist eigentlich auch weithin bekannt.
Sie belastet durch Schattenschlag, sie belastet
durch Geräuschbelästigung und es ist auch mittler-
weile relativ unumstritten – vielleicht bei einigen, die
das ideologisch betrachten, nicht ganz so sehr –,
doch im Großen und Ganzen schon unumstritten,
dass es zu gesundheitlichen Problemen bei Men-
schen und Tieren kommt. Das wird mit den zum
Teil noch nicht ganz abschließend erforschten Ge-
fahren, zum Beispiel der Immission von Infraschall,
in Verbindung gebracht.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Es
gibt keinen wissenschaftlichen Beweis dafür!)

Doch, in Dänemark ist man da schon ein bisschen
weiter im Erkenntnisprozess, das kann ich Ihnen
sagen, Herr Kollege Harzer.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Da
gibt es auch keinen!)

Und die Dänen zum Beispiel haben Folgendes ge-
macht, die genehmigen kaum noch Windenergiean-
lagen auf Festland, genau aus diesem Grund. Die
sind also schon wesentlich weiter, obwohl sie ein-
mal Vorreiter in der Windkraftförderung waren.

(Beifall AfD)

Die sind halt nicht so ideologisch ausgerichtet wie
wir, das muss man auch sagen, und haben viel-
leicht den Vorteil dass sie einen Festlandsockel ha-
ben, wo sie viel reinbauen können.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Viel-
leicht sollten Sie mal lesen!)

Na ja, da kann man verschiedener Meinung sein.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Bei
Wissenschaft nicht!)

Solange die Erkenntnisse aus unserer Sicht noch
nicht abschließend gewonnen worden sind, was
hier an Gefährdung vorliegt, muss die Vorsicht das
oberste Gebot in der Genehmigungspraxis sein.
Der Schutz von Mensch und Natur muss Vorrang
vor dem Interesse von Windkraftinvestoren haben.

(Beifall AfD)

Dies gebietet, dass Windräder in Siedlungsnähe
vorerst nicht mehr genehmigt werden dürfen.

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Deshalb
wollen wir sie ja in den Wald stellen!)

Dazu komme ich auch noch.

Wenn die Grünen nun im Interesse der Windkraftin-
vestoren sagen, dass man dann in Thüringen kaum
noch Windkraftanlagen bauen kann – und in diese
Richtung geht ja auch diese Präferenzraumstudie,
die in Auftrag gegeben worden ist –, dann verweise
ich wiederum auf Dänemark und ich sage auch, ir-
gendwo ist da vom gewünschten Ergebnis her ge-
dacht worden. Also das kann eigentlich nicht eine
ordentlich schlussfolgernde Logik sein, die Sie da
aufziehen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Dafür gibt es eine funktionierende
Energiewirtschaft!)

Dazu komme ich gleich noch.

Die AfD-Fraktion begrüßt grundsätzlich den Antrag
der CDU-Fraktion, verlässliche Abstandskriterien
für Windkraftanlagen in Thüringen einzuführen.
Gründe dafür habe ich ja schon genannt. Die Län-
deröffnungsklausel, die Erlaubnis, den Ländern hier
im Bereich der Privilegierung der Windkraft nun
endlich auch wieder ein bisschen Autonomie in die
Energiepolitik reinzubringen, und diese Klausel gilt
es dann umzusetzen. Dabei meinen wir, dass der
Abstand als Faktor von der Gesamthöhe abhängig
gemacht werden soll, das ist also ein wichtiges An-
sinnen, was die CDU-Fraktion da hat. Nur so kann
man diesen höheren Anlagen ausreichend Rech-
nung tragen.

Ich möchte jetzt aber noch ergänzen, dass uns das
eigentlich nicht reicht. Wir möchten, dass diese
Überlegung im Zusammenhang mit der Windkraft
noch ein bisschen weiter geht, denn es gibt eben
nicht nur die Wohnbebauung als schutzbedürftiges
Gebiet, sondern auch weitere schutzbedürftige Ge-
biete, und eines davon ist der Wald. Da ist unsere
Position als AfD-Fraktion ganz klar: Wir stehen für
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einen kompletten Ausschluss der Errichtung von
Windkraftanlagen im Wald

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Aber
die Bayern haben es!)

– das muss ja kein Vorbild für uns sein, wir sind ja
hier in Thüringen – und wir sind für Mindestabstän-
de zu entsprechenden sensiblen Naturräumen, da-
zu zählen auch Moore. Wie gesagt, der Wald – da-
rüber muss man eigentlich, wenn man mal ernsthaft
darüber nachdenkt, nicht wirklich diskutieren.

(Beifall AfD)

Dass wir darüber nachdenken, das wird auch
höchste Eisenbahn, denn letzten Monat hat das
Bundesverwaltungsgericht die Windvorranggebiete
aus dem Ostthüringer Regionalplan gekippt. Damit
ist ein wesentliches Steuerelement für den verträgli-
chen Zubau von Windkraft außer Funktion gesetzt
worden. Damit hier kein Wildwuchs entsteht, sollte
man diese Diskussion schnell führen. Die Landes-
regierung hat sich da – zumindest was die Eröff-
nung des Diskussionsprozesses angeht – auch of-
fen gezeigt, wenn auch uns die Richtung, die der
Koalitionsvertrag vorgibt, natürlich nicht so ganz ge-
fällt.

Es ist nämlich aus unserer Sicht blanker Hohn zu
behaupten, mit Windkraftanlagen im Wald könnte
ökologisch nachhaltig Strom erzeugt werden. Die
Schaffung der notwendigen Infrastruktur stellt einen
schweren Eingriff in die Natur dar. So sind eben ne-
ben den Windkraftanlagen auch Schneisen für Ver-
sorgungswege und Stromleitungen erforderlich. Ich
fange hier gar nicht erst an, Ihnen die hydrologi-
schen Besonderheiten des Waldbodens auseinan-
derzusetzen, da reicht meine Redezeit nicht. Aber,
Herr Harzer, Sie hatten vorhin das Ziel angespro-
chen, den CO2-Ausstoß zu senken. Da kann ich Ih-
nen eines sagen: Jede Windkraftanlage, die im
Wald errichtet wird, die benötigt einen Kahlschlag
von einer Fläche von circa 10.000 Quadratmetern
Waldfläche. Jetzt sagen Sie mir mal, dass diese
Fläche,

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Das ist
doch Blödsinn!)

egal, ob es ein Naturschutzwald oder ein Wirt-
schaftswald oder was auch immer für ein Wald ist,
dass der nicht eine wesentliche CO2-Senke ist. Al-
so da widersprechen Sie sich komplett selbst.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
ist an den Haaren herbeigezogen!)

Es ist an Widersprüchlichkeit kaum noch zu über-
bieten – jetzt komme ich mal zu den Grünen –,
wenn sich gerade die Grünen vehement für Wind-
kraft im Wald einsetzen, denn es waren die Grü-

nen, die vor 10, 15 Jahren noch gefühlt bei jedem
noch so sinnvollen Infrastrukturprojekt auf die Trä-
nendrüse gedrückt haben und das Ganze noch be-
gleitet haben mit dem Gesang: Karl, der Käfer, wur-
de davongejagt. Ich erinnere mich noch sehr gut
daran.

(Beifall AfD)

Selbst in der letzten Legislaturperiode, lieber Herr
Adams, da hieß es bei Ihnen noch: Jeder Baum ist
ein Zuhause. Ich erinnere mich noch ganz genau
daran.

(Beifall CDU, AfD)

Jetzt, ein paar Monate nach Beginn dieser Legisla-
turperiode, heißt es plötzlich: Bäume fällen ist doch
kein Problem, vor allen Dingen wenn es beim Wind-
park Tautenhain doch um die Interessen der Öko-
strominvestoren geht, die eben zu Ihrem Kernklien-
tel zählen. Das kann man ja mal ansprechen. Sie
sind nämlich die neue Klientel-Partei hier im Thürin-
ger Landtag – jetzt, wo die FDP weg ist.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Da
können Sie doch jetzt auf die Bäume klet-
tern!)

Dafür soll nun unsere einzigartige Kultur- und Na-
turlandschaft in Thüringen zerstört und verspargelt
werden. Aber da machen wir nicht mit!

(Beifall CDU, AfD)

Auch an anderer Stelle wird die Widersprüchlichkeit
der Grünen-Politik klar erkennbar. Ich finde es
schon lustig, wenn die Umweltministerin Frau Sie-
gesmund Plaketten für besonders verdiente Fleder-
mausschützer verleiht, denn die größte Gefahr für
Fledermäuse ist – jedenfalls im übertragenen Sinne
– das grüne Umweltministerium, das durch Wind-
kraftanlagen den Lebensraum der Fledermäuse ge-
fährdet.

(Beifall CDU, AfD)

Sie sollten vielleicht mal darüber nachdenken, wie
es zusammenpasst, wenn man vor Kurzem noch
jedem Käfer hinterhergeweint hat, wenn heute tote
Vögel und Fledermäuse als Kollateralschäden auf
dem Weg zu einer vermeintlich umweltfreundlichen
Energieerzeugung akzeptiert werden. Das passt
einfach nicht zusammen.

(Beifall CDU, AfD)

Ich hoffe und würde es mir wünschen, wenn Sie
sich ein bisschen zurückbesinnen auf Ihre konser-
vativen, naturschützenden Wurzeln – das wäre je-
denfalls wünschenswert –, und es wäre zu begrü-
ßen, wenn sich die Landesregierung auch mit die-
sem Gedanken anfreundet und mal auseinander-
setzt
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(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das ist rum!)

und bei der Gelegenheit auch ihre Position zu
Windkraft im Wald und anderen sensiblen Natur-
räumen überdenkt. Vielen Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Möller, Sie hatten zugesagt,
dem Abgeordneten Kobelt am Ende die Frage zu
beantworten.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Verehrter Herr Möller, einerseits frage ich mich die
ganze Zeit bei Ihren Ausführungen, ob Sie eher für
Ihren rechtspopulistischen Block oder für den wirt-
schaftsliberalen Block sprechen. Aber jetzt zur
Sachfrage, sie hat auch damit zu tun: Und zwar kri-
tisieren Sie alles, was vorgeschlagen wird, und die
Windkraftenergie. Mich würde einmal interessieren,
wie Ihre Alternative für die nächste Generation der
Energieversorgung aussieht.

(Unruhe CDU, AfD)

Ich habe bis jetzt in Gesprächen mit Ihren Kollegen
oder Mitarbeitern nur gehört,

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Er soll eine
Frage stellen und nicht reden!)

Sie setzen jetzt auf die vierte Generation der Atom-
energie, die sich entwickelt, oder ist es Gas aus
Russland oder Erdöl aus Saudi-Arabien? Sagen
Sie doch einmal was zu Ihrem Konzept!

(Unruhe CDU)

Abgeordneter Möller, AfD:

Herr Kobelt, eins muss ich sagen: Wenn Sie unser
Wahlprogramm lesen, dann lesen Sie da nichts
über Kernkraft. Es heißt übrigens „Kernkraft“, das
ist der wissenschaftliche Begriff dafür. Atomkraft ist
schon wieder so ein bisschen ideologisch belegt.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Nein, Kernkraft ist ideologisch
belegt!)

Wenn Sie sich mal unser Konzept dazu ansehen,
wir sind dezidiert nicht technikfeindlich. Wir haben
auch keine Präferenz für irgendeine bestimmte
Technik. Ich meine, dass die Technologien Vor-
und Nachteile haben und Sie müssen in der Gesell-
schaft einen wirklichen Konsens erzielen über diese
Vor- und Nachteile und das geschieht nicht, weil
Sie der Gesellschaft, weil Sie den Menschen auch
mit Scheinargumenten die Augen verkleistern. Sie
müssen denen erklären, wenn Sie Windkraft wol-
len, brauchen Sie die Netze!

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Was ist denn da die Alternative?)

Da müssen Sie die Netze ausbauen, das wollen die
aber nicht. Wenn Sie EEG wollen, wenn Sie erneu-
erbare Energien wollen, müssen Sie auch die Bio-
gasanlage im Ort akzeptieren. Das wollen die Men-
schen auch nicht. Also seien Sie einfach ein
bisschen ehrlich und denken Sie vielleicht auch ein-
mal über den Einspeisevorrang nach und da kom-
men wir schon zu einer ganz vernünftigen Lösung.
Im Detail erkläre ich Ihnen das gern mal am Rande.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat die Abgeordnete
Mühlbauer das Wort.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, werte
Frau Präsidentin, werte Kollegen, werte Kollegen
der verschiedenen Fraktionen. Die Worte hörte ich,
allein mir fehlt hier bei manch einem der Glaube.
Wir hatten eigentlich einen Antrag. Leider hat zu
dem Antrag bis auf ein paar Nebensätze der Kolle-
ge Gruhner nichts gesagt, sondern es war eigent-
lich eine energiepolitische Grundsatzdebatte, die
mehr oder weniger fragwürdig war. Viele Fragen,
viele Halbwahrheiten sind aufgeworfen worden. Sie
erlauben – ich habe mich nämlich auf Ihren Antrag
vorbereitet, werte CDU-Fraktion. Ich habe fest-
gestellt, ich war eine der wenigen hier.

Lassen Sie mich ein paar Dinge mal vorher richtig-
stellen, Herr Möller. Werter Kollege Möller, also,
das ist ja toll: Wasch mich, aber mach mich nicht
nass und der Strom kommt weiter aus der Steckdo-
se – kann natürlich auch ein Weg sein, es allen
recht zu machen, aber keine Lösung zu finden. Zu-
kunftsorientierung war Ihren Worten und bei Nach-
frage vom Kollegen überhaupt nicht zu vernehmen.
Bitte, wenn Sie – und verehrte Frau Präsidentin, ich
möchte gern zitieren, und zwar hatten wir das The-
ma im letzten Ausschuss, Protokolle nachlesen
stärkt und vermehrt das Wissen ja bekanntlich.
Wenn Sie die Studie aus Dänemark zitieren, dann
bitte richtig. Ich habe mir hier das Originalprotokoll
rausgeholt.

Ja, es ist richtig, dass es zu einer Verstärkung von
Schallemissionen kommt, ja, es ist richtig, dass die
Dänen dazu forschen. Nein, es ist nicht richtig,
dass Ergebnisse der Gesundheitsgefährdung zu er-
kennen sind. Nichtsdestotrotz ist dieser Prozess
weiter zu beobachten, aber was bewiesen ist, ist,
dass der Ausstoß von Autoabgasen tatsächlich ge-
sundheitsschädlich ist, wie auch von Braunkohle-
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kraftwerken. Also nur einmal, um die Relationen ne-
beneinanderzustellen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir beobachten eine technische Entwicklung, die
Gefährdung kennen wir noch nicht, aber bei der an-
deren Sache habe wir definitiv den Gefährdungs-
grad der Feinstaubemission erkannt und es zu un-
serem Grundlagenwissen gemacht.

Lassen Sie mich noch einmal – Gefährdung, die ar-
me Fledermaus, Entschuldigung, Frau Kollegin
Tasch, Sie sind sehr engagiert im Fledermausbe-
reich und auch diese Fragen wurden im letzten
Ausschuss intensivst diskutiert. Auch dort haben
wir uns informiert, welche technischen Varianten
heute schon eingesetzt werden, um den Flederm-
ausflug, der übrigens nicht 24 Stunden stattfindet,
sondern in den Dämmerungsstunden, dort nicht zu
gefährden. Wir haben uns auch lange und intensiv
über die Arten der Flugfledermäuse – man kann sie
vielleicht auch mit Migrationshintergrund bezeich-
nen, aber dann wären wir wieder bei einem ande-
ren Thema – beschäftigt, um genau in diesem Be-
reich diese Arten nicht weiter zu schädigen. Gene-
rell sind dort Untersuchungen wichtig und richtig

(Heiterkeit AfD)

und technische Lösungen angebracht. Aber wenn
Sie schon mit solchen Bereichen kommen, reden
wir doch mal bitte von den Flugopfern des Straßen-
verkehrs und Wildopfern des Straßenverkehres, die
ständig zunehmen, obwohl wir hier Maßnahmen er-
greifen.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Wir sind
aber jetzt bei der Windenergie!)

Ja, ich wollte nur ein paar Dinge noch klarstellen.
Der Herr Möller hat darauf hingewiesen, dass wir
Kahlschläge im Wald durch Wind im Wald auffüllen
müssten. Auch das ist nicht richtig. Bitte, ein Blick
ins Waldgesetz eröffnet hier auch:

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Lesen Sie
doch mal!)

Es gibt die Waldweide, das ist ein Bestandteil des
Waldes, soll es auch dauerhaft bleiben, da kommt
überhaupt kein Baum und heutzutage erntet man
im Nutzwald – und wir sprechen ja nur vom Nutz-
wald – mit einem Harvester und der ist nicht feder-
leicht und der fliegt auch nicht in den Wald und das
Holz beamt sich auch nicht aus dem Wald.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wirtschaftswege im Wald sind ein notwendiges Kul-
turgut, das es übrigens schon seit mehr als
300 Jahren im Wald und im Waldbereich gibt.

(Unruhe CDU, AfD)

Natürlich werden wir das auch weiterhin dort so
fortsetzen.

Gut, Tautenhain. Ganz kurz, ich möchte darauf sa-
gen: Auch ich war vor Ort bei den Demonstranten,
auch ich habe mit Ihnen geredet. Herr Dr. Voigt war
ebenfalls vor Ort, das sollte man mal hier auch in
der Gesamtheit mit darstellen. Ich habe auch kurz-
fristige Termine benannt und wir werden uns vor
Ort dieser Problemlösung widmen, die nämlich aus
fehlendem Versagen kommt. So, jetzt sage ich Ih-
nen, warum wir Ihren Antrag nicht brauchen, liebe
Frau Tasch: Weil wir nämlich in der letzten Legisla-
tur – damals zusammen – gut vorgearbeitet haben,
um genau Wildwuchs auszuschließen. Das hat
mich am meisten an Ihrem Antrag gestört. Um das
in der Deutlichkeit zu sagen: Wir haben zusammen
ein LEP erarbeitet. Wir haben zusammen ein Lan-
desplanungsgesetz erarbeitet. Wir haben zusam-
men definiert, warum wir Windräder nur in Windvor-
ranggebieten wollen, weil natürlich ein Windrad im-
mer ein raumprägendes Element ist, natürlich im-
mer ein Eingriff in eine Raumgestaltung nach sich
zieht und natürlich Grundvoraussetzungen braucht,
warum man es dort hinstellt, nämlich Wind zum
Beispiel. Wir haben auch mit diesem Element ganz
bewusst gesagt, wir wollen dieses Element bindend
einführen, damit die kommunalen Planungsgemein-
schaften vor Ort sich selbst in den Prozess mit ein-
bringen können, sich beteiligen können und vor Ort
im Rahmen der Regionalen Planungsgemeinschaf-
ten festlegen, wo diese Bereiche denn nun sinnhaft
für die Region, für die Bürger, für die Kommunen
eingesetzt werden können. Da sind wir doch heute
noch d'accord. Und jetzt frage ich: Wo ist denn bitte
schön der Untergang des Abendlandes, werte Kol-
legen der CDU? 2009 bis 2014, erlauben Sie mir
mal bitte aus unserem Koalitionsvertrag zu zitieren,
haben wir vereinbart, 35 Prozent der elektrischen
Energien aus Erneuerbaren zu gewinnen. Wo sind
wir heute, fünf Jahre später? Wir sind bei 40 Pro-
zent. Das ist doch wirklich nicht die Verspargelung
der Landschaft, das sind machbare, realistische
Ziele und das ist auch gut so in dieser Koalition und
das sind auch die richtigen Schritte und Wege.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Seht euch
an, was da los ist; die Leute denken, sie
wohnen auf dem Flugplatz!)

(Unruhe CDU)

Warum Wind? Warum Wind im Wald, Kollege Pri-
mas? Ich spreche Sie

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: 6.000 Bäu-
me werden abgeholzt für ein Windrad!)

bewusst ...
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Vizepräsidentin Jung:

Die Abgeordnete Mühlbauer hat bitte das Wort!

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Warum Wind im Wald? Weil wir im Offenland die
Probleme erkannt haben. Jetzt lassen Sie mich mal
ein paar Zahlen und Fakten des Istbestands erzäh-
len. Wir haben momentan 58 Windvorranggebiete,
die sind festgelegt. Von diesen sind 14 bebaut, sie-
ben im Genehmigungsverfahren und sieben von
diesen sind äußerst fraglich festgelegt, weil nämlich
dort kein Wind weht. Also warum Windvorrangge-
biete in Bereichen festlegen, wo kein Wind weht?
Wir haben weiterhin festgelegt

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: So ist es
mit dem Wind, dass er ab und zu mal nicht
geht!)

– ja, aber in manchen Flächen weht er mehr und an
anderen weniger.

(Unruhe CDU)

Wir haben weiterhin festgelegt, und das haben wir
in unserem Koalitionsvertrag auch vereinbart, dass
sämtliche Schutzgebiete – Naturschutzgebiete,
Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten,
Natura-2000-Gebiete – aus diesen Untersuchungen
dauerhaft ausgeschlossen werden. Jetzt frage ich
Sie, Entschuldigung, meine Damen und Herren der
CDU-Fraktion: Hätten Sie mit mir 25.000 Hektar
aus der Nutzung genommen im Wald, dann hätten
wir heute auch eine andere Diskussionsgrundlage.
Aber fünf Jahre habe ich mit Ihnen Einzelbäume
gesucht, Habitate, Lebensräume, und mit denen
sind wir natürlich nie an 25.000 Hektar herange-
kommen.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident: So
ist es!)

Warum Tautenhain nicht unter Schutz stellen?

(Unruhe CDU)

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Menschen haben mir eindeutig nachdringlich
erklärt, welchen Naturschatz sie haben, mit wel-
chen Qualitäten, welchen Besonderheiten sie le-
ben. Aber 25.000 Hektar waren nicht zu finden. Ich
denke, in dieser Koalition, mit den Kolleginnen und
Kollegen, die dieses Gefühl für die Naturschätze
unseres Landes haben und die zukunftsorientiert
denken, was Energiepolitik anbelangt, werden wir
diesen Weg gehen können.

(Beifall SPD)

(Unruhe CDU)

Interessenverbände, Frau Tasch, die also auch un-
strittig sind, zu der Kernwählerschaft der Sozialde-
mokratie zu gehören – ich zitiere hier den Waldbe-

sitzerverband –, waren bei uns, haben uns gebe-
ten, redet noch mal mit den Kollegen.

(Beifall SPD)

Sie haben uns eindringlich gesagt: Wir brauchen
auch viel Geld, um die Schutzqualitäten aufrechtzu-
erhalten – lasst uns auch Geld erwirtschaften. Sie
nehmen den Menschen, die diesen ländlichen
Raum bearbeiten, bewirtschaften, die Lebens-
grundlagen, die Bewirtschaftungsgrundlagen.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Das ist doch
Stuss!)

(Unruhe und Heiterkeit CDU)

Ein nächstes Beispiel, das uns nachhaltig finanziell
hier beeinträchtigt: ThüringenForst, unsere Anstalt
öffentlichen Rechts,

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Die Forst-
wirtschaft braucht keine Windräder!)

die gute Qualität für uns in diesem Freistaat, unsere
Naturerhaltung, unsere Waldsicherung, unseren
Waldumbau – deswegen, wir bauen ja um – liefert,
leistet, diese braucht diese Wirtschaftsfelder, an-
sonsten braucht sie dauerhaft auch das Geld aus
diesem Haus, das wir aus diesem Haus nehmen
müssen, um das zu tun. Das heißt, wir schädigen
uns in dieser Sicht doppelt.

Am Schluss darf ich Ihnen noch die IHK Südthürin-
gen beziffern, die mit Sicherheit nicht mit jedem po-
litischen Projekt der Koalition hier einverstanden ist,
aber dieses nachträglich einfordert und haben
möchte.

Grundlegend habe ich Ihnen gesagt, warum wir den
Antrag ablehnen. Erster Punkt: Wir haben alle Re-
gelungen getroffen in der letzten Legislatur, um die-
se Frage des Windes und der Vorranggebiete und
der Windräder nachhaltig und dauerhaft mit den
Kommunen, mit den Menschen vor Ort zu klären
und zu regeln. Ich erwähne hier noch mal Windvor-
ranggebiete. Ich erwähne weiterhin: Abstandsflä-
chen sind geregelt, der Kollege Kobelt hat es Ihnen
auch schon gesagt. Wir haben eine Privilegierung
im Baugesetzbuch schon untergebracht mit Carius.
Sie waren mit dabei, Frau Tasch. Das ist eine Son-
derausnahme für Kleinstanlagen, die in und um
bauliche Anlagen mit gebaut werden können. Sie
haben damals auch mit die Hand gehoben. Ich ste-
he dafür nach wie vor ein. Und wir haben hier Bür-
germeister, die sagen, wir brauchen diese Unter-
stützung, wir brauchen Einnahmen bei unseren
schwindenden Haushalten und wir möchten hier
damit aktiv werden, gebt uns das Mittel und das In-
strument. Das werden wir unterstützen. Wir werden
die Menschen vor Ort unterstützen, damit unser
Land nicht ausblutet, damit der ländliche Raum be-
lebt bleibt und damit dort auch Geld erwirtschaftet
werden kann.
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(Unruhe CDU)

Dafür sind wir auf dem richtigen Weg.

(Beifall SPD)

Abschließend, meine werten Kollegen der AfD, mei-
ne werten Kollegen der CDU: Wir haben vereinbart,
1 Prozent der Fläche für Windenergie, 40 Prozent
Strom aus Erneuerbaren, 99 Prozent der Landes-
fläche bleibt davon unberührt. Danke schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Grob, für die Äußerung „Stuss“
hatte ich heute schon mal Ihren Parlamentarischen
Geschäftsführer ermahnt und deswegen tue ich das
jetzt auch bei Ihnen. Ich denke, wir sollten unsere
Äußerungen gegenseitig akzeptieren.

Für die Fraktion der AfD hatte sich der Abgeordnete
Henke noch mal zu Wort gemeldet. Sie haben 1 Mi-
nute.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Zeit
läuft!)

Abgeordneter Henke, AfD:

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die
Minute ist jetzt um!)

Herr Adams, Sie werden auch noch etwas davon
haben. Ich muss mich schon sehr wundern, wie
sich die Grünen innerhalb der letzten Monate be-
wegt haben. Sie sind quasi nicht mehr wiederzuer-
kennen. Sie vertreten eine Linie, die ich bei Ihnen
nie vermutet hätte. Sie lassen jetzt Bäume fällen,
ganze Wälder. Tautenhain ist ein unberührter Wald
mit einem Naherholungsgebiet. Da ist das Mühltal
angeschlossen und es gibt dort das Waldkranken-
haus. Wenn Sie das, was Sie vorhin gesagt haben,
heute Morgen den Tautenhainer Bürgern gesagt
hätten, dann wären wir schon ein ganzes Stück
weiter. Das sollten Sie machen. Seien Sie ehrlich
zu den Bürgern und drehen Sie nicht alles um.
Danke.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ja, dito!)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich
Abgeordneter Adams zu Wort gemeldet. Sie haben
noch 6 Minuten und 20 Sekunden.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen hier im Thüringer Landtag! Sehr ge-

ehrter Herr Möller, schaut man in die Entwicklung
der Arbeitskräfte oder der Arbeitsplätze hier in Thü-
ringen, weiß man, selbst nach der verkorksten In-
dustriepolitik von Kanzlerin Merkel mit der FDP ge-
meinsam sind in Thüringen im Saldo durch die
Energiewende einige Tausend Arbeitsplätze ent-
standen und nicht, wie Sie behauptet haben,

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Das war gar
nicht so schlecht!)

vernichtet worden. Allein wenn Sie nach Arnstadt
zu SolarWorld gehen, haben Sie da auf einen
Schlag 800. Und wenn Sie schauen, wie viele klei-
ne Projektierungsbüros, wie viele Elektrounterneh-
men hier aufstocken konnten, fahren Sie nach Wal-
tershausen nach maxx-solar, fahren Sie einfach
durch das Land, dann werden Sie sehen, dass es
nicht stimmt, was Sie sagen.

(Unruhe AfD)

Ich habe die wirkliche Frage, ob das alles ernst ge-
meint ist, insbesondere, Herr Henke, ob das, was
Sie eben gesagt haben, alles ernst gemeint ist, was
hier zu dem Thema gesagt wurde, weil, schaut man
sich an, was man lesen kann und was diese Lan-
desregierung tatsächlich tut, erkennt man, dass es
überhaupt nicht so, wie Sie versuchen darzustellen,
darum geht, dass wir eine Verdreifachung der
Windenergie im Wald wollen oder dass wir alle
Windenergie in den Wald hineinbauen wollen. Nein,
wir suchen nach geeigneten Standorten, um Wind-
energie auszubauen.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Brauchen wir
das denn?)

Da geht es gar nicht um die einzelne Windkraftanla-
ge, die Anzahl der von Ihnen immer als „Spargel“
bezeichneten Anlagen, sondern es geht um die
Frage, wie viel wir aus der Windenergie herausho-
len. Dafür müssen wir ein Flächenmanagement
schaffen, und das am besten mal ganz unideolo-
gisch, wenn Sie das schaffen. Dazu gehört es
auch, dass man sich die Frage stellt, ob nicht die
eine oder andere Waldfläche genauso gut geeignet
ist wie eine Freilandfläche. Es gibt Freilandflächen,
da verbietet sich Windenergienutzung, und es gibt
Waldflächen, da verbietet sich Windenergienut-
zung. Es gibt Waldflächen, da ist es angezeigt,
Windenergie zu nutzen, und es gibt Freilandflä-
chen, da ist das auch sehr gut möglich, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unsere gesamte Landschaft ist agrarisch oder als
Kulturlandschaft geprägt. Wenn Sie sich anschau-
en, was Sie an Forstwegen und landwirtschaftli-
chen Wegen zwischen den Feldern und durch die
Schläge in unserem Wald haben, dann erzählen
Sie uns, dass man dafür neue Forststraßen brau-
chen würde. Wo leben Sie denn? Wann waren Sie
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denn das letzte Mal im Wald? Gehen Sie doch mal
300 Meter in einen Thüringer Wald und freuen sich
darüber, dass Sie keine Forststraße gesehen ha-
ben. Das ist doch die Realität. Die Infrastruktur ist
doch da, wir müssen sie nur nutzen. Darum geht es
doch, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Damit möchte ich gern zu Herrn Gruhner kommen.
Lieber Herr Gruhner, ja, wir stehen dazu, und zwar
von Anfang bis zum Ende. Wir wollen die Wind-
energie ausbauen. Herr Kobelt hat Ihnen erklärt,
warum. Weil es nämlich langfristig die kostengüns-
tigste Lösung ist, langfristig ist es die Kostengüns-
tigste, schon jetzt sind wir da bei sensationellen
Werten, die Sie mit Ihren konventionellen Energien
niemals erreichen werden und weil es einheimische
Energien sind, weil Sie hier für Wertschöpfung sor-
gen und weil Sie hier die Wirtschaftskraft Thürin-
gens stärken, meine sehr verehrten Damen und
Herren. Es gibt überhaupt keinen Fördersatz, lieber
Herr Möller, das sollten Sie wissen.

(Unruhe AfD)

Es gibt einfach einen festen Verrechnungssatz.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Na ja, aber
was ist denn das?)

Ja, aber für 6 Cent. Für 6 Cent Windkraft kaufen zu
können, das ist doch ein Gewinn anstatt des ge-
stützten Preises für Ihre Atomenergie.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist doch
aber billiger!)

Wissen Sie, wenn Sie Ihre Atomenergie, die Sie im-
mer anpriesen und anpreisen, wenn Sie die wirklich
bezahlen müssten, Sie würden wegrennen, Sie
würden sagen: Bitte gebt mir eine Solarzelle!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bitte helft mir, eine Biogasanlage irgendwo anzu-
schließen. Das ist, meine sehr verehrten Damen
und Herren, das ist die Zukunft für den ländlichen
Raum, nämlich dass unsere Landwirte ein weiteres
Standbein bekommen und Energiewirte werden.

(Unruhe AfD)

Und, lieber Herr Gruhner – ich glaube, Herr Harzer
hat es schon gesagt, deshalb kann ich es kurz ma-
chen –, Sie laufen durch das Land und machen die
Leute verrückt, zeigen mit dem Finger auf diese
neue Landesregierung, zeigen mit dem Finger auf
die Grünen. Und Sie trauen sich das, obwohl Sie
ganz genau wissen, die Bundesimmobilienverwal-
tung hat entschieden, und zwar ohne mit den Bür-
gern zu sprechen, ohne vor Ort das Gespräch zu
suchen, ohne mit dem Freistaat zu reden und zu
sagen: Wir schreiben einfach eine Fläche, die uns
gehört, wir schreiben einfach eine Fläche aus, weil
wir Geld verdienen wollen. Geld ist die einzige Moti-
vation der Bundesregierung, um dieses Windkraft-
projekt voranzutreiben. Und was wir machen, ist ein

ständiges Einfordern von Kriterien, die wir mit dem
Winderlass bringen werden, wie wir das in Thürin-
gen ausbauen. Regelgeleitet und mit den Bürgerin-
nen und Bürgern, das ist unser Weg. Ich will Ihnen
mal eine Anekdote erzählen, wenn Herr Voigt kurz
aufhorchen will: Wissen Sie, wir haben uns voriges
Jahr gewundert, da war auf einmal eine ganz starke
Bürgerinitiative gegen die HGÜ-Leitung. Wir haben
versucht, zu denen Kontakt zu bekommen. Immer
wenn ein Name in der Zeitung stand, dachten wir,
vielleicht finden wir da eine Telefonnummer raus,
finden wir irgendwie eine Internetseite von der
Initiative. Es war unglaublich schwer. Wenn wir
Leute gefunden haben, am Ende sind wir immer in
Ihrem Wahlkreisbüro gelandet, denn von dort aus
wird das organisiert. Und Sie erzählen hier, das sei-
en die Bürgerinnen und Bürger, das finde ich ja toll.
Sie machen sich zum Vertreter eines Protests, den
Sie selbst angestoßen haben, und erzählen uns,
dass es die Bürgerinnen und Bürger sind, die es
ansprechen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden mit diesen Bürgerinnen und Bürgern je-
derzeit die Kommunikation suchen. Wir sind sicher,
dass wir mit den Bürgerinnen und Bürgern genug
Flächen finden, wo wir Windkraft – egal, ob im
Wald oder auf der Freifläche – realisieren können.
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der CDU hat sich der Abgeordnete
Voigt zu Wort gemeldet, die Redezeit für die CDU-
Fraktion beträgt 9 Minuten.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrte Präsidentin, werte Kolleginnen und
Kollegen, ich muss gestehen, dass ich jetzt erst mal
überrascht war, Herrn Adams. Aber ich sage Ihnen
mal, wer der Bürgerinitiative zur Überspannungslei-
tung vorsitzt, das ist der Dirk Meisgeier, der steht
auch in jedem Artikel drin und der ist, offen gestan-
den, im Saale-Orla-Kreis beheimatet. Insofern hat
das nichts mit meinem Wahlkreisbüro zu tun. Aber
das zeigt vielleicht ein bisschen eine konzeptionelle
Klarheit darüber, dass Sie Wahlkreisarbeit, offen
gestanden, noch nicht gewohnt sind oder auch
nicht gewöhnt sind. Sie müssen den Bürgern einen
Anlaufplatz geben und das war in meinem Wahl-
kreisbüro der Fall. Deswegen haben Sie da auch
die Kontaktdaten gefunden.

(Beifall CDU)

Und, Herr Kobelt, wenn wir schon mal dabei sind:
Also ich muss gestehen, wenn Sie diese Rede heu-
te Morgen bei den Tautenhainern so gehalten hät-
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ten, hätten die Sie partout wieder in das Parlament
getrieben.

(Beifall CDU, AfD)

Ich finde, man darf nicht draußen anders reden, als
man hier drin redet. Und darum geht es doch auch
hier: Wir werben dafür, dass man Energiewende
auch in einer gestalterischen Art und Weise so
macht – mit den Menschen und nicht gegen sie.
Und das ist etwas, was beim Redebeitrag von Kol-
legen Gruhner rübergekommen ist. Ich finde es, of-
fen gestanden, schon in zweierlei Hinsicht verwerf-
lich, wenn Sie sich hier hinstellen und sagen: Na ja,
seht doch mal die Potenziale für die Kommunen im
ländlichen Raum. Da kann ich Ihnen nur zwei Sa-
chen zurufen: Das Erste, das ist windiges Geld und
Lebensqualität kann man eben mit Geld nicht kau-
fen. Und wenn die Bürger und die Kommunen
Windkrafträder nicht wollen, dann werden sie sie
eben auch nicht zulassen.

(Beifall CDU)

Und das Zweite: Sie erwecken gerade so den Ein-
druck, dass unsere kommunale Familie sich mit
Windenergie sanieren könne. Da kann ich Ihnen
nur eins sagen: Wenn Sie keine Mogelpackung
beim Kommunalen Finanzausgleich produziert hät-
ten, dann könnten am Ende natürlich auch die
Kommunen ordentlich wirtschaften, aber das haben
Sie auch nicht geschafft.

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Skibbe, DIE LINKE: Dass
Sie sich nicht schämen!)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Der
KFA ist von Ihrem Minister Dr. Voß gemacht
und von Ihnen beschlossen worden!)

Herr Harzer, schnaufen Sie mal ganz locker durch,
ja.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Neh-
men Sie es doch zur Kenntnis!)

Ich nehme jetzt zur Kenntnis, dass Sie sich schon
wieder produzieren.

(Unruhe DIE LINKE)

Ich bin übrigens, wenn wir schon bei Ihnen sind, of-
fen gestanden überrascht. Sie sagen, eine Auto-
bahn oder eine ICE-Trasse durch Südthüringen,
das hätte Wald vernichtet.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Was ist denn
nun mit der Wahrheit?)

Sie sprechen davon, diese Infrastruktur sei ver-
gleichbar mit Wind im Wald. Also Sie sind Südthü-
ringer gewählter Abgeordneter. Wenn Sie offen ge-
standen vor Ihre Leute treten und sagen, wir brau-
chen keine Autobahnen nach Südthüringen, dann

sagen Sie es auch, aber formulieren Sie es richtig
und nicht verquer.

(Beifall CDU)

Jetzt will ich etwas sagen, weil Sie den Saale-Holz-
land-Kreis, meinen Heimatlandkreis, angegriffen
haben. Wolfgang Fiedler weiß das, ich weiß das.
Wir sind seit 1990 CDU-geführt. Darauf sind wir
stolz, weil wir die einzige Bioenergieregion sind, die
es in Thüringen gibt, und das heißt, dass wir Ener-
giewende von Anfang an systematisch gemacht ha-
ben.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ihr redet
und wir handeln!)

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Und
Ihr VG-Chef, Herr Fiedler, bettelt bei der neu-
en Landesregierung um Geld!)

(Unruhe DIE LINKE)

Jetzt sind wir bei dem Thema „Tautenhain“ und das
will ich schon einmal sagen, da bin ich der Kollegin
Frau Ministerin Keller dankbar.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Voigt, ich muss Sie mal unterbrechen. Meine
Damen und Herren in dem Hohen Haus, also hier
vorn ist ein Redner und es gibt keine Zwiegesprä-
che zwischen den Abgeordneten.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Das
sind zwei Herren!)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wer
ist denn das?)

(Beifall CDU)

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Sie werden meine Akte bestimmt nicht haben, Herr
Kuschel, aber das ist ja nicht schlimm.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Doch, der Bund!)

(Beifall CDU)

Also jetzt reden wir über Tautenhain und da will ich
schon sagen, dass ich der Ministerin Keller dankbar
bin, dass sie heute Morgen da mit rausgegangen ist
und auch signalisiert hat, dass sie gesprächsbereit
ist und die Anliegen der Bürgerinitiative unterstüt-
zen will, denn ich finde, dass wir hier gemeinschaft-
lich Lösungen organisieren wollen und sollten.

Worum geht es? 330 Hektar Waldgebiet. Ein Kur-
ort, Bad Klosterlausnitz, das Thüringer Holzland –
ich kann jeden noch einmal einladen, da hinzufah-
ren –, unberührtes Waldgebiet auf einer sehr
großen Strecke zusammenhängend. Wir haben
dort das Eisenberger Mühltal mit acht Mühlen und
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Deutschlands größtes Weihnachtstal, das ist quasi
auch eine touristische Attraktion.

Jetzt passiert Folgendes: Jetzt signalisiert eine Lan-
desregierung im Koalitionsvertrag die Erhöhung auf
1 Prozent der Landesfläche. Dann gibt es eine Ver-
wertungs-, eine Immobiliengesellschaft des Bun-
des, die den Auftrag hat, Flächen zu verwerten, und
sie stellt Ende Dezember 2014, also deutlich nach-
dem Sie Ihren Koalitionsvertrag beschlossen ha-
ben, ein erweitertes Exposé zu einer Fläche ins In-
ternet und wirbt dort unter anderem mit der Nut-
zung für Windenergie. Das ist das, was da drin-
steht, und deswegen kann ich Ihnen nur sagen, Sie
sollten eben auch redlich bleiben, Herr Harzer. Das
ist etwas, das gehört auch mit dazu. Was ich mir
jetzt von Ihnen wünschen würde, damit Sie nicht
immer hyperventilieren, Herr Ramelow: Ich möchte,
dass die Landesregierung diesen Prozess intensiv
begleitet und dass sie ihrer Verantwortung nach-
kommt. Sie sagen zu Recht, die Regionalen Pla-
nungsgemeinschaften, weil es eben beklagt worden
ist, müssen ihrer Aufgabe nachkommen, in dem
Bereich der Windvorranggebiete und der Windener-
gie im Plan nachzubessern. Das unterschreibe ich,
aber genau aus dem Grund hat die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Ostthüringen letzten Freitag
einen Eröffnungsbeschluss für die Planung in die-
sem Bereich gemacht. Das heißt, das Planverfah-
ren läuft wieder. Was ich mir jetzt zum Beispiel von
der Landesregierung wünschen würde, wäre hinzu-
gehen und zu sagen, für diesen Zeitraum eines Pla-
nungsprozesses, der natürlich Zeit braucht, aber
den man mit einer gewissen Dynamik und einer
Geschwindigkeit betreiben kann, für dieses Pla-
nungsverfahren verhängen Sie als Landesregie-
rung eine Veränderungssperre, bis der neue Plan in
Kraft ist. Das bedeutet, dass die Menschen vor Ort
Sicherheit haben, und das würde ich mir zum Bei-
spiel von Ihnen wünschen. Das ist landesgesetzge-
bungstechnisch möglich. Dann haben wir natürlich
die Möglichkeit, durch höhenbezogene Mindestab-
stände Möglichkeiten zu schaffen, weil sie damit
auch Verlässlichkeit für die von Ihnen konzipierte
Energiewende in Thüringen schaffen können und
last, but not least: Der Staatssekretär Möller war
auch vor Ort, hatte mit den Betroffenen, mit der
Bürgerinitiative auch ein Gespräch, ich war selbst
dabei. Er hat auch davon gesprochen, dass wir ver-
stärkte Bürgerbeteiligungselemente brauchen. Und
wenn er das sagt, dann wollen wir von Ihnen natür-
lich auch wissen, wie Sie das machen wollen. Und
genau aus dem Grund …

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
schaffen Sie mit dem Antrag aber ab, die
Bürgerbeteiligung!)

Nein, das schaffen wir mit dem Antrag nicht ab.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE:
Doch!)

Mit dem Antrag schaffen wir nur einen rechtlichen
Rahmen dafür, dass Klarheit darüber herrscht, wo
Windkraftanlagen gebaut werden können und wo
nicht. Aber dort, wo sie rechtlich möglich sind,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Dann brauchen Sie auch
nicht mehr zu beteiligen!)

muss doch trotzdem eine Bürgerbeteiligung organi-
siert werden, damit die Menschen eingebunden
sind. Insofern ist es doch kein sachlicher Wider-
spruch.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Als ob Sie die Bürgerbeteili-
gungspartei sind!)

Das haben wir mehrfach gemacht, Herr Adams.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Dann ist es nicht bekannt ge-
worden!)

Ich kann es nur noch mal wiederholen: Bioenergie-
region Saale-Holzland-Kreis. Wir haben zig Projek-
te gebaut, die genauso

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Bür-
gerbeteiligung!)

– ja, mit Bürgerbeteiligung – entstanden sind, bis
hin, die Kollegin Keller weiß das, in den Nordthürin-
ger Raum, das hat sie ja selber mit konzipiert,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

aber das ist eine Sache, die läuft schon seit zehn
Jahren in der Planung. Dort gibt es ein Unterneh-
men, das einen Windpark baut und das gleichzeitig
auch noch einen Bürgerpark konzipiert, weil man
eben auch überlegt, wie man klug Konzepte mitein-
ander vernetzen kann. Aber par ordre du mufti von
oben, das funktioniert nicht. Deswegen wünschen
wir uns Rechtsklarheit, das ist mit unserem Antrag
da. Wir würden uns freuen, wenn Sie dem zustim-
men. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Voigt. Jetzt hat
das Wort Herr Kummer. Sie haben noch eine Rede-
zeit von 10 Minuten.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Herr Präsident. Nicht nur die CDU hat
was getan für die Energiewende in den letzten Jah-
ren. Wenn ich an die erste ostdeutsche Solarkom-
mune denke und an Herrn Hellmann, der die auf
den Weg gebracht hat,

(Beifall SPD)

es gab durchaus bei anderen auch solche Ansätze.
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Meine Damen und Herren, um die Akzeptanz für
die Energiewende zu schaffen, kann man sich auch
eines anderen Wegs bedienen als den, der von der
CDU hier aufgezeichnet wurde. Man kann sich in
Thüringen sehr praktisch ansehen, wie bisherige
Energieerzeugungsmethoden der konventionellen
Art Wunden in die Landschaft reißen. Da kann man
sich angucken, wie Uran-Bergbau durchgeführt
wurde und saniert werden musste, da kann man
sich angucken, wie die Reste von Braunkohletage-
bau sich heute noch auswirken, indem in Ostthürin-
gen, im Altenburger Land, überall die Grundwasser-
stände nicht mehr einholbar sind. Wir hatten Mit-
auswirkungen dieser Geschichte erst im Petitions-
ausschuss zu den Wirkungen in Rositz. Ich sage
ganz ehrlich, wenn ich an Energieversorgung den-
ke: Ein Wald, der durch Braunkohletagebaue weg-
genommen wurde, ist kein Wald mehr. Und es ist
keine Geschichte, in Brandenburg haben wir nach
wie vor Tagebaue, in Sachsen wird weitergearbei-
tet.

(Unruhe CDU)

Wir haben das auch in den alten Bundesländern,
das muss man einfach mal zur Kenntnis nehmen.
Wir haben in Thüringen eine Eigenstromerzeugung,
die noch nicht mal die Hälfte des Bedarfs si-
cherstellt. Auch das ist ein Punkt. Wir leben davon,
dass woanders Wald und Natur vernichtet werden.

Meine Damen und Herren, die Folgekosten dieser
ganzen Geschichten trägt im Regelfall die Gesell-
schaft. Da können wir uns an die Diskussionen mit
den Energiekonzernen zu den Folgekosten der
Atomindustrie auch gut erinnern.

(Beifall SPD)

Dementsprechend müssen wir gucken, wie wir Thü-
ringen nachhaltig und preiswert mit Energie versor-
gen. Da ist Windkraft ein Mittel der Wahl und es
war der Thüringer Forstverein, der in Erfurt eine
Veranstaltung organisiert hat, wo man sich eben
angucken konnte, wie das gemeint ist. Und den
Förstern sollte man ja nun wirklich nicht unterstel-
len, dass sie für die Abschaffung des Waldes sind,
für die Abholzung des Waldes. Nein. Die Waldstra-
ßen, die wir haben, sind geeignet, um die Bauteile
von Windkraftanlangen darauf zu transportieren.
Wir haben im Wald hinreichend Flächen, die zwar
dem Waldgesetz unterliegen, auf denen aber keine
Bäume stehen und die groß genug sind, um Wind-
kraftanlagen darauf zu errichten. Das sind die Stel-
len, die gemeint sind, wenn die Koalition von Wind-
kraft im Wald spricht. Man kann sich so etwas an-
gucken. Es ist von den niedersächsischen Landes-
forsten die Einladung ausgesprochen worden, uns
in Niedersachsen mal zu betrachten, was dort rich-
tig und was dort falsch gemacht wurde. Natürlich
gab es auch Fehler bei der Nutzung von Windkraft
im Wald. So was können wir ja in Thüringen ver-
meiden, dazu soll unser Windenergieerlass dienen.

Aber, Herr Voigt, wenn Sie davon sprechen, dass
Sie mit den Menschen und nicht gegen die Men-
schen agieren wollen – Sie schließen Menschen
aus. Der Waldbesitzerverband hat eine Umfrage
gemacht und die überwiegende Mehrheit der Mit-
glieder des Waldbesitzerverbands hat sich für die
Nutzung von Windenergie im Wald ausgesprochen.

(Zwischenruf Abg. Worm, CDU: Und das in
der Gemeinschaft!)

Also eben der Forstverein, jetzt die Waldbesitzer
und die Gemeinschaft. Wie viele Waldbesitzer ha-
ben wir in Thüringen? 200.000, die sind sicherlich
nicht alle im Waldbesitzerverband organisiert,

(Unruhe CDU)

aber das muss man doch bitte auch mal zur Kennt-
nis nehmen. Wenn Sie sagen, es gibt ein Verbot,
Windkraft im Wald zu nutzen, dann schließen Sie
diese gesamte Bevölkerungsgruppe aus. Auch das
möchten Sie bitte zur Kenntnis nehmen. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Das Wort hat nun noch mal Herr Har-
zer. Sie haben noch 6 Minuten und 10 Sekunden.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ich musste nun doch noch mal hier vor,
weil es teilweise hanebüchen ist, was auch der Kol-
lege Möller von der AfD hier zum Besten gegeben
hat. Da wird über Infraschall philosophiert. Wahr-
scheinlich weiß man nicht einmal, was Infraschall
ist.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das können
wir uns vorstellen, dass Sie das nicht wis-
sen!)

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Was ist es
denn?)

Infraschall ist nicht wahrnehmbar durch das
menschliche Gehör und Infraschall entsteht auch in
natürlichen Bereichen, zum Beispiel bei Böen und
bei starken Winden, üblicherweise verwirbelt bei
starken Stürmen entstehen natürliche Infraschall-
quellen, die der Mensch auch merkt. Wir stehen vor
dem Phänomen, dass wir immer mehr starke Win-
de und Stürme in Deutschland haben, dass die
Wetterphänomene zunehmen, damit auch die Infra-
schallbelastung. Dann wird immer gesagt, die böse
Windkraft macht Infraschall. Da wird Dänemark an-
geführt, weil in Dänemark ein Nerzfarmbesitzer ge-
gen eine Windkraftanlage geklagt hat, weil seine
Tierchen nicht mehr so ein glänzendes Fell hatten
wie vorher. Das ist nämlich die eigentliche Ursache
der Diskussion in Dänemark, eine Nerzfarm, um
Pelze zu gewinnen.
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Wenn man sich dann mal betrachtet, was bei der
Windkraft für Infraschall entsteht. Es gab die alten
Anlagen mit der Strömungsabrissregelung. Da ha-
ben Sie recht, da entstand eine größere Belastung
an Infraschall. Aber diese werden seit einigen Jah-
ren nicht mehr gebaut, weil es jetzt die Pitchrege-
lung gibt. Um Ihnen das vielleicht zu erläutern, wie
das funktioniert: Dort werden über Motoren die Ro-
toren gesteuert, sodass kein Strömungsabriss mehr
erfolgt. Auch dort entsteht Infraschall, aber dieser
Infraschall – und das zeigen Messungen der Bun-
desanstalt für Geowissenschaften, das zeigen Mes-
sungen des Bayerischen Landesamts für Umwelt
und das zeigen Messungen des Landesumwelt-
amts Baden-Württemberg – ist nach 150 bis
300 Meter deutlich unterhalb der Wahrnehmungs-
schwelle des Menschen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist bei In-
fraschall immer der Fall – bei Menschen im-
mer!)

Die Wahrnehmungsschwelle des Menschen, wo
der Mensch körperlich merkt, dass Infraschall aus-
gestoßen wird, diese Wahrnehmungsschwelle ist
unter dem, was als gesundheitsgefährdend einge-
stuft wird, weil es beim Infraschall auf die Druck-
stärke ankommt, und die Druckstärke ist dann nicht
mehr gegeben. Das zeigen auch diese Messungen.
Vielleicht noch ein Beispiel: Bei laufenden Anlagen
in Baden-Württemberg, da werden seit 2013 sys-
tematisch Messungen an Anlagen von 1,8 bis
3 Megawatt gemacht, da lag der Infraschallpegel
bei laufenden Anlagen bei 55 bis 80 dB, bei abge-
schalteten Anlagen aufgrund der natürlichen Quel-
len noch bei 50 bis 75 dB. Bei 700 Meter Abstand
ist der Infraschallpegel bei eingeschalteten Anlagen
nicht mehr nachweisbar. Das muss man auch mal
sagen und ich denke, das ist eine Scheindiskussi-
on, die hier geführt wird. Das ist eine Diskussion,
um die Menschen zu verunsichern, genauso wie
die Diskussion um Tautenhain, denn wenn man in
das Gutachten guckt, auf das Sie sich beziehen,
Herr Dr. Voigt, dann wissen Sie, dass Tautenhain
auch in diesem Gutachten, das von Ihrer Regierung
in Auftrag gegeben wurde, kein Vorranggebiet ist.
Und wenn es kein Vorranggebiet ist, dann, bitte
schön, haben wir auch diese Diskussion als
Scheindebatte, weil hier Wind gemacht wird, nicht
um Windkraft zu betreiben, sondern um Menschen
zu verunsichern, um Menschen gegen erneuerbare
Energien aufzuhetzen. Und die Ursache, Herr
Dr. Voigt, die haben Sie vorhin auch wieder verges-
sen zu benennen. Ich habe es vorhin schon einmal
gesagt, die Ursache ist eine verfehlte Politik Ihrer
Landräte, Ihrer CDU-Landräte gegen die Windkraft
und deswegen ist das Problem erst entstanden,
deswegen konnte der Plan entsprechend beklagt
werden und deswegen hat das Gericht entspre-
chend der geltenden Rechtslage gesagt: Nein, so
geht es nicht, jetzt müssen wir hier aufheben.

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter, eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Voigt.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Am Ende.

Und es ist auch nicht so, dass § 35 BauGB, wie im-
mer wieder durch die Lande getragen wird, jetzt auf
einmal zulässt, dass ich morgen einen Antrag stelle
und in vier Wochen baue ich dann, denn eine Bau-
aufsicht hat nur beschränkte Zeiten, über so einen
Bauantrag zu entscheiden. Dem ist ja nicht so, die
ganzen anderen gesetzlichen Regelungen: natur-
schutzfachliche Prüfung, Umweltverträglichkeitsprü-
fung, Vogelschutzgutachten, Fledermausschutzgut-
achten, müssen auch dort vorgelegt werden. Also,
wenn die Regionale Planungsgemeinschaft reagiert
hat und hat es auf den Weg gebracht, haben Sie in
einem halben Jahr einen neuen Plan. Wenn Sie
schnell sind – ich kenne das Verfahren, ich habe
selber in Südthüringen mitgemacht –, da haben Sie
dann Rechtssicherheit. Und bis dahin wird kein
Bauantrag entschieden werden und schon gar nicht
in einem Gebiet, was noch nicht einmal als Vor-
ranggebiet ausgewiesen ist bisher, was auch nach
dem Gutachten nicht ausgewiesen werden soll.
Hier wird Panikmache betrieben, die Bürger werden
missbraucht für politische Zwecke gegen die Ener-
giewende und gegen die Politik dieser Koalition.
Danke.

Präsident Carius:

Sie haben noch eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Voigt erlaubt, dem ich jetzt das Wort geben
würde.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Ja.

Präsident Carius:

Es gibt noch eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten Primas. Erlauben Sie diese auch?

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Ja, bitte.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Herr Harzer, nehmen Sie zur Kenntnis, dass es ge-
nau darum geht, dass Tautenhain eben kein Wind-
vorranggebiet gewesen ist, sondern jetzt durch § 35
Baugesetzbuch in einer Situation ist, wo sie recht-
lich schlechter stehen, als sie vorher standen. Ge-
nau darum geht es mir. Würden Sie eine Verände-
rungssperre für die Dauer des Planungsprozesses
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unterstützen, der natürlich in der Tat zügig vonstat-
ten zu gehen hat?

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Ich nehme das zur Kenntnis, was Sie gesagt ha-
ben, Herr Dr. Voigt. Inwieweit eine Veränderungs-
sperre notwendig ist, denke ich, wird das zuständi-
ge Ministerium prüfen. Ich möchte dieser Prüfung
nicht vorgreifen.

Präsident Carius:

Es gibt die weitere Wortmeldung des Abgeordneten
Primas.

Abgeordneter Primas, CDU:

Herr Harzer, Sie sprechen immer von Baden-Würt-
temberg. Können Sie mir sagen, wie viele Wind-
kraftanlagen in Baden-Württemberg stehen und wie
viele in Thüringen stehen, damit wir den Vergleich
haben?

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Das kann ich Ihnen nicht sagen, aber Baden-Würt-
temberg und Bayern – ich habe auch von Bayern
geredet –, in Bayern stehen deutlich mehr Wind-
kraftanlagen und auch im Wald, Bayern macht
Wind im Wald.

(Unruhe CDU)

Und in Baden-Württemberg, vermute ich, stehen
auch mehr als in Thüringen.

Abgeordneter Primas, CDU:

Dann will ich es Ihnen sagen, wenn Sie es nicht
wissen: Im vergangenen Jahr standen in Baden-
Württemberg ungefähr 450 und in Thüringen 780,
damit wir nur die Relation schon einmal sehen von
dem grünen Baden-Württemberg in der Größe und
dem kleinen Thüringen.

(Beifall CDU, AfD)

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Also, ich nehme die Zahlen erst einmal so zur
Kenntnis, Herr Abgeordneter Primas, werde sie
auch überprüfen, werde mich danach wieder mel-
den, ob das so stimmt.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Prüfen Sie
mal und erzählen Sie mal!)

Die Frage ist aber auch, welche Anlagen dort ste-
hen, auch von der Leistungsfähigkeit her, und wann
sie gebaut worden sind, weil wir auch in Thüringen
einige Anlagen haben, die schon von der installier-
ten Leistung her deutlich kleiner sind. Aber wie ge-

sagt, ich werde das überprüfen und werde mich
wieder bei Ihnen melden. Danke.

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus den
Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt keine wei-
teren Redemeldungen vor. Vonseiten der Regie-
rung? Frau Ministerin Keller, bitte schön.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, ich teile die Auffassung
der CDU-Fraktion, dass es unser gemeinsames An-
liegen sein muss, die Akzeptanz der Bevölkerung
für den Ausbau erneuerbarer Energien zu erhöhen.
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Gruhner, die
Energiewende kann nur gemeinsam gelingen. Da
haben Sie völlig recht. Die Regierungskoalition hat-
te sich zum Ziel gesetzt, dass Thüringen seinen
Energiebedarf mittelfristig zu 100 Prozent aus er-
neuerbaren Energien decken kann. Dazu muss die
Energiegewinnung durch Windkraft ausgebaut wer-
den. Im Koalitionsvertrag haben wir uns auf eine
Verdreifachung der Windenergienutzung von der-
zeit rund 0,3 auf 1 Prozent der Fläche Thüringens
verständigt. Wir werden bis 2015 unter intensiver
Einbeziehung der Kommunen eine Energiestrategie
2040 erarbeiten. Darin werden wir Wege aufzeigen,
wie Kommunen und Anwohner künftig direkt an den
Erlösen neuer Windkraftanlagen beteiligt werden
können. Wir wollen Windkraft nicht gegen die Bür-
gerinnen und Bürger ausbauen. Wir setzen auf den
Dialog und die bislang bewährten Instrumentarien.
Die Standorte für Windenergieanlagen werden in
Thüringen aus gutem Grund durch die Regionalen
Planungsgemeinschaften festgelegt. Denn die
Steuerung durch die Regionalplanung ermöglicht
es, die Interessen der Windenergienutzung mit den
örtlichen Belangen und denen der Bürgerinnen und
Bürger gemeindeübergreifend zu einem vernünfti-
gen Ausgleich zu bringen. Die Landesregierung
stellt dazu notwendige Planungsinstrumente zur
Verfügung.

Die Regionalen Planungsgemeinschaften sind ver-
pflichtet, ihre Abwägungsentscheidungen transpa-
rent darzustellen und nachvollziehbar zu begrün-
den. Dabei werden aus tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen ausgeschlossene oder aufgrund pla-
nerischer Absicht nicht in Betracht kommende Flä-
chen vorab ausgenommen. Hier werden wir uns al-
lerdings von der Politik der Vorgängerregierung ver-
abschieden, deren politische Vorgabe lautete, dass
Windkraftanlagen im Wald tabu sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ja, sehr geehrter Herr Dr. Voigt, die Veränderungs-
sperre hinsichtlich der ostthüringischen Planung
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werden wir prüfen und – wenn das möglich ist –
auch auf den Weg bringen. Wir sind dazu auch
schon unterwegs.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sehr gut,
das war mal konstruktiv!)

(Beifall CDU)

Das ändert jedoch nichts daran, dass sich die Lan-
desregierung und dann die Regionalen Planungs-
gemeinschaften die infrage kommenden Flächen
zur Windenergienutzung genau ansehen werden
und die auch von Ihnen angeführten Kriterien in
dem Maße berücksichtigen werden, wie sie dem je-
weiligen Standort entsprechen. Dabei werden die
tatsächlich Betroffenen und die Öffentlichkeit, die
Bürgerinnen und Bürger, die Gemeinden und die
Fachbehörden einbezogen.

Das derzeitige Verfahren führt dazu, dass die gel-
tenden Regionalpläne beispielsweise einen Ab-
stand von mindestens 750 Metern zu Siedlungsge-
bieten vorsehen. Dieser Abstand gilt zum Schutz
der Wohnnutzung nach der Rechtsprechung im All-
gemeinen als ausreichend. Bei modernen, höheren
Anlagen ist ein 1.000-Meter-Abstand geboten. Da
die Flächen für die Windenergienutzung für eine
gesamte Region festgelegt werden, ist sicherges-
tellt, dass die Windenergie unter Berücksichtigung
aller Belange optimal genutzt werden kann.

Nicht von oben, sondern vor Ort, das hat mit Ab-
schieben von Verantwortung nichts zu tun.

Sehr geehrte Damen und Herren, mit der Länder-
öffnungsklausel des § 249 Abs. 3 Baugesetzbuch
wird es den Ländern ermöglicht, bis Ende 2015 ei-
gene Landesgesetze zu erlassen. Von dieser Mög-
lichkeit wird Thüringen keinen Gebrauch machen.
Es gibt keinen vernünftigen Grund, dies zu tun. Wir
werden allerdings – wie im Koalitionsvertrag verab-
redet – einen Windkrafterlass für die Regionalen
Planungsgemeinschaften verabschieden und so die
Voraussetzungen für den weiteren Ausbau von
Windkraftanlagen schaffen. Damit decken wir nicht
nur die baugesetzlichen, sondern auch alle weite-
ren Aspekte ab. So werden wir die Interessen der
Bürgerinnen und Bürger, der Gemeinden, der Be-
treiber von Windenergieanlagen und die des Lan-
des durch angemessene Abstände zwischen
Wohngebäuden und Windenergieanlagen in Über-
einstimmung bringen, ohne dass es dafür einer ge-
setzlichen Regelung bedarf.

Es gibt aber noch einen weiteren Grund, eine Er-
lassregelung einer gesetzlichen vorzuziehen. Es ist
die von der Bundesregierung für 2017 angekündig-
te Reform des EEG. Mit einem Erlass statt einem
Gesetz können wir flexibler auf die Änderungen des
Bundesrechts reagieren. Im Übrigen stellt die Stu-
die über die Ermittlung von Präferenzräumen für die
Windenergienutzung in Thüringen, welche vollstän-
dig im Internet veröffentlicht ist, eine fundierte

Grundlage für unser weiteres Handeln und das
Handeln der Regionalen Planungsgemeinschaften
dar. Die Grundsatzfrage, ob Windenergie auch im
Wald produziert werden kann, ist mit dieser ersten
Studie positiv beantwortet worden. Wie groß das
Potenzial der Waldgebiete für die Windenergienut-
zung tatsächlich ist, werden wir ergänzend untersu-
chen. Mit der Landesplanung und der Forstwirt-
schaft unter dem Dach des Infrastrukturministeri-
ums sind die Voraussetzungen dafür besser als im
vorherigen Zuschnitt der Ministerien. Erneuerbare
Energien im Umweltministerium sind eine gute Kon-
stellation für gutes Gelingen.

Sehr geehrte Damen und Herren, der Ausbau der
Windkraft ist ein vorrangiges Ziel der Landesregie-
rung und der Koalition. Wenn wir die Ziele errei-
chen wollen, müssen wir jetzt handeln. Dabei wer-
ben wir für die Beteiligung und die Akzeptanz aller
Bürgerinnen und Bürger. Im Dialog setzen wir auf
Transparenz und ein möglichst breites Miteinander
– auch in Tautenhain. Vielen herzlichen Dank!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich frage noch einmal:
Ausschussüberweisung ist nicht beantragt worden,
sodass wir direkt über den Antrag abstimmen kön-
nen? Herr Fraktionsvorsitzender, Herr Mohring, bit-
te.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Ich würde gern eine namentliche Abstimmung be-
antragen.

Präsident Carius:

Gut. Dann würde ich die Wahlhelfer bitten, mit den
Urnen hier vorn die Stimmen einzusammeln und
dann auszuzählen.

Hat jeder Gelegenheit gehabt, die Stimme abzuge-
ben? Dann bitte im um Auszählung der Stimmen.

Wir haben ein Ergebnis: Es wurden abgegeben
89 Stimmen – 44 Jastimmen, 45 Neinstimmen, kei-
ne Enthaltungen. Damit ist der Antrag mit Mehrheit
abgelehnt (namentliche Abstimmung siehe Anlage).

(Beifall DIE LINKE)

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 8 und
rufe auf als letzen Tagesordnungspunkt der heuti-
gen Sitzung den Tagesordnungspunkt 14

Beratung des „Berichts des
Thüringer Ministeriums für
Umwelt, Energie und Natur-
schutz zum Planfeststellungs-
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verfahren zum 3. Bauabschnitt
der Südwestkuppelleitung“ in
Drucksache 6/214 auf Verlan-
gen der Fraktionen DIE LINKE,
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Unterrichtung durch den Präsi-
denten des Landtags
- Drucksache 6/215 -

Wünscht jemand aus den einreichenden Fraktionen
das Wort zur Begründung?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Nein!)

Herr Pidde? Nein. Okay. Das ist nicht der Fall. Ge-
mäß § 29 Abs. 2 Satz 3 der Geschäftsordnung wer-
den Beratungen zu Berichten der Landesregierung
grundsätzlich in doppelter Redezeit verhandelt. Ich
eröffne die Beratung. Dann rufe ich zuerst die Mi-
nisterin auf. Frau Ministerin Siegesmund, Sie haben
das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, herzlichen Dank an die regierungstragen-
den Fraktionen Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen für die Möglichkeit, den Bericht, den unser
Haus dem Landtag vorgelegt hat, heute hier zu be-
raten. Wir knüpfen damit, wenn Sie so wollen, naht-
los an den vorhergehenden Tagesordnungspunkt
an. Es geht um den Ausbau Erneuerbarer, es geht
darum, wie ein Strommarktdesign der Zukunft aus-
sieht, und es geht um die Frage, welche Verantwor-
tung Thüringen übernimmt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die voll-
ständige Stromversorgung aus Erneuerbaren ist
greifbar. In 20 Jahren kann ein neuer Strommarkt
mit 100 Prozent Ökostrom entstanden sein. Jetzt
geht es aktuell landauf, landab um die Frage, wie
Investitionen, Anlagen, Netze und Speicher dazu
gestaltet werden können. Diese Frage wird disku-
tiert. Die wird in Berlin im Bundeswirtschaftsministe-
rium diskutiert, die wird bei allen Konferenzen der
zuständigen Minister der Länder intensiv diskutiert
und natürlich geht diese Diskussion auch an Thü-
ringen nicht vorbei. Denn wir reden auf der einen
Seite über den Ausbau der Erneuerbaren, auf der
anderen Seite über Versorgungssicherheit und die
Frage, was heißt das für die Speicher und die Net-
ze, die jeweils in den Ländern eine große Rolle
spielen.

Eine auf hohen Anteilen fluktuierende Erneuerbare-
Energien-Stromversorgung benötigt umfangreiche
Flexibilitätsoptionen. Das Stromnetz muss also be-
darfsgerecht so umgestaltet werden, dass zwischen
dezentralen und zentralen Erzeugungen gesteuert
werden kann. Das ist die Herausforderung. Das gilt

auch und ganz besonders für den Bau der Süd-
westkuppelleitung, die auch als „Thüringer Strom-
brücke“ bekannt ist. Mit dem Erlass des Planfest-
stellungsbeschlusses zum 3. Bauabschnitt am
21. Januar 2015 wurde das noch in der vergange-
nen Legislaturperiode begonnene Planfeststel-
lungsverfahren abgeschlossen, die Bauarbeiten ha-
ben begonnen. Die Landesregierung hat das zum
Anlass genommen, dem Landtag auch über we-
sentliche Hintergründe und immer wieder aufgewor-
fene Fragestellungen zu diesen Verfahren zu be-
richten und diesen zu informieren, vor allen Dingen
auch vor dem Hintergrund, dass uns diese Ent-
scheidung durchaus nicht leichtgefallen ist.

Doch lassen Sie mich zunächst die Bedingungen
rekapitulieren, in deren Kontext der Planfeststel-
lungsbeschluss vom 21. Januar zur Thüringer
Strombrücke zu sehen ist. Die Bundesregierung hat
im Rahmen der EEG-Novelle 2014 das gesetzliche
Ziel formuliert, den Anteil erneuerbarer Energien
am Bruttostromverbrauch schrittweise auszubauen
und bis 2015 auf mindestens 80 Prozent zu erhö-
hen. Etappenziele dieser Entwicklung sollen ein An-
teil von bis zu 45 Prozent im Jahr 2025 und ein An-
teil von bis zu 60 Prozent im Jahr 2035 sein. Das ist
ein sehr langer Horizont. Da gibt es durchaus auch
ambitioniertere Studien. Aber sei es drum, das ist
ein Pfad, der vorgeschlagen ist und den man auch
aktiv begehen muss. Wir haben uns deshalb für
Thüringen im Koalitionsvertrag darauf verständigt,
im Land – Ministerin Keller erwähnte es beim Ta-
gesordnungspunkt zuvor – bis 2020 einen Anteil er-
neuerbarer Energien am Endenergieverbrauch, al-
so insgesamt, nicht nur Strom, von 35 Prozent zu
realisieren. Darüber hinaus soll Thüringen bis 2040
seinen Eigenenergiebedarf bilanziell aus einem Mix
aus 100 Prozent regenerativen Energien selbst
decken können. Wenn ich mir die Debatte zum
Thema „Windkraft“ vorhin angucke, dann denke ich,
wir haben noch einen langen Weg argumentativ
miteinander zu gehen. Da war doch durchaus das
eine oder andere Fred-Feuerstein-Argument dabei.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus die-
sen Zielvorgaben ergibt sich für Thüringen auch ei-
ne Verantwortung, natürlich, im Hinblick auf den
Ausbau des Übertragungsnetzes, ohne den die
Energiewende nicht zu stemmen ist. Wir reden also
über die Fragen: Was ist nötig? Was müssen wir
leisten? Wenn ich Ihnen sage, dass das nächstge-
legene Atomkraftwerk, was in der Distanz am
nächsten an Thüringen gelegen ist, in Grafenrhein-
feld in weniger als 60 Tagen endlich vom Netz geht,
dann, finde ich, ist das ein gutes Signal. Bloß be-
deutet der Ausstieg aus der Atomkraft nicht auto-
matisch, dass wir beim Stichwort „Erneuerbare“
vorankommen. Hier müssen wir unsere Schritte
auch selbst mitgehen und diese auch stemmen.
Wissend, dass über 222 Zwischenfälle Grafenrhein-
feld in seiner Zeit, als es am Netz war, begleitet ha-

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 10. Sitzung - 26.03.2015 643

(Präsident Carius)

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=6&DokNum=215&DokArt=Drs


ben, sage ich, das ist der richtige Weg, aber den
muss man – wie gesagt – auch begleiten. Es ist an
dieser Stelle darauf hinzuweisen, Grafenrheinfeld
steht in Bayern und die Bayern sind ja diejenigen,
die sich auch in öffentlichen politischen Debatten
sehr gern um Insellösungen bemühen, wenn es um
die Frage nicht nur des Netzes, sondern auch um
die Frage der eigenen Strom- und Energieerzeu-
gung geht. Bayern muss künftig rund 5 Gigawatt
Leistung kompensieren, die es nach Abschalten der
Atomkraftwerke, ich erwähnte Grafenrheinfeld,
kompensieren muss. Es ist also festzustellen, dass
ein Großteil des erneuerbar erzeugten Stroms aus
dem Norden in den Süden einerseits gelenkt wer-
den muss, andererseits im Süden die Kapazitäten
weder vorgehalten werden, noch aktiv politisch dar-
an gearbeitet wird, diesen großen Gap, diese 5 Gi-
gawatt, auch selbst zu erzeugen.

Ein Ausblick: Der aktuelle Szenariorahmen 2025
vom Dezember 2014 der Bundesnetzagentur weist
die aktuell anzunehmende Entwicklung zur Frage
des Braun- und Steinkohlestromtransports aus. Da-
nach wird die zu bewältigende Leistung aus Braun-
und Steinkohle von jetzt 47 Gigawatt auf 20 Giga-
watt im Jahr 2035 sinken. Die Leistung aus Wind
wird sich im gleichen Zeitraum von 34 auf 107 Gi-
gawatt erhöhen. Diesen Strom gilt es denn jetzt
auch dahin zu bringen, wo er hingehört, vom Nor-
den in den Süden. Und deswegen reden wir auch
an dieser Stelle so intensiv über die Frage, was
leistet die Thüringer Strombrücke.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Thürin-
gen will seinen Beitrag dazu leisten, die Energie-
wende dezentral, bürgerschaftlich und versor-
gungssicher zu gestalten. Und in welchem gesetzli-
chen Rahmen bewegen wir uns? Das Bundesver-
waltungsgericht hat in seinen Entscheidungen zum
2. Bauabschnitt der Thüringer Strombrücke vom
24. Mai 2012 und vom 18. Juli 2013 ausdrücklich
festgestellt, dass nach derzeitigem Erkenntnisstand
Netzoptimierung und Netzverstärkung den erforder-
lichen Leitungsneubau für die anstehenden Über-
tragungsaufgaben nicht ersetzen können. Nach die-
sem Urteil bleibt somit auch weiter die interessante
Frage, welche Alternativen es beim Ausbau der
Stromnetze gibt, um diesen auf das unumgänglich
notwendige Maß beschränken zu können, ich wie-
derhole: nur auf das unumgänglich notwendige
Maß.

Ich will an dieser Stelle denjenigen danken, bei-
spielsweise den Bürgerinitiativen, aber auch der
Landrätin Frau Enders, weil ich weiß, dass sie viele
Jahre darum gekämpft haben, dass wir im Hinblick
auf das EnLAG eine bessere Planung haben. Ich
sage Ihnen auch, von heute betrachtet: Hätte man
vor zehn Jahren, wir können die Uhr nicht zurück-
drehen, darüber nachgedacht, große Infrastruktur-
projekte, wie es einerseits die Thüringer Strom-
brücke ist, andererseits Straßenbau und zum Drit-

ten auch die ICE-Trassen, hätte man das zusam-
mengedacht, hätten wir an dieser Stelle hier mitein-
ander auch eine andere Debatte geführt. Aber das
ist nicht geschehen und das ist bedauerlich.

(Beifall SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wichtig ist
hier zu wissen, dass die gesetzliche Verantwortung
für die Versorgungssicherheit bei den Netzbetrei-
bern liegt, das ist in Thüringen 50Hertz. Diese sind
grundsätzlich mit dem jeweiligen Stand der Technik
auszustatten und entlang dessen muss auch gear-
beitet werden. Da sage ich ganz klar, es gibt immer
noch viel zu wenig Pilotprojekte, beispielsweise für
Erdverkabelung, die zu einem anderen Stand der
Technik führen könnten. Das ist eine der Aufgaben,
die wir jetzt in den nächsten viereinhalb Jahren
stemmen müssen, dass wir da deutlich moderner,
innovativer werden und auf einen besseren Stand
der Technik drängen. Für die Thüringer Strom-
brücke wurden solche Erdverkabelungsoptionen
sowohl im Raumordnungsverfahren als auch durch
50Hertz und Planfeststellungsverfahren geprüft –
leider noch mit negativem Ergebnis. Es wurde fest-
gestellt, dass die ökologischen Auswirkungen einer
Erdverkabelung höher sind als die einer Freileitung.
Daher ist diese Stromtrasse auf ganzer Länge als
Freileitung planfestgestellt. Wichtig ist daher in je-
dem Fall, sinnvolle Ausgleichs- und Kompensati-
onsmaßnahmen vorzusehen, damit die Eingriffe in
unseren Lebensraum mindestens kompensiert wer-
den können. Bei der weiteren Realisierung der Thü-
ringer Strombrücke wird es auf unseren Druck hin
tatsächlich auch derartige Maßnahmen in umfang-
reicher Weise geben. Aus Sicht der Landesregie-
rung ist es deswegen zu begrüßen, dass ökologi-
sches Denken gerade auch bei den Vorhabenträ-
gern Einzug hält. Auch in diesem Bereich haben wir
es geschafft, ein sogenanntes Ökologisches
Schneisenmanagement durchzusetzen. Dieses In-
strument verhindert auf Dauer kahle Schneisen un-
ter den Stromtrassen und ist sicherlich ein geeigne-
tes Mittel, um die Vernetzung der Biotope sowie ei-
ne wenn auch eingeschränkte Waldbewirtschaftung
zu ermöglichen. Aufgrund der Vorzüge dieses Kon-
zepts arbeiten wir daran, dass das Ökologische
Schneisenmanagement in naher Zukunft auch auf
den bestehenden Trassen Standard wird.

Jetzt lassen Sie mich auf die Frage eingehen, wes-
halb der 3. Bauabschnitt in einer direkten Verbin-
dung zwischen Altenfeld über Goldisthal bis Schal-
kau geplant wurde. Zu den ursprünglichen Trassen-
varianten, die Gegenstand der landesplanerischen
Beurteilung waren, gehörten ab dem Umspannwerk
Altenfeld die Variante Schleusingen und die Varian-
te Goldisthal. Die wesentlich kürzere Variante Gol-
disthal – circa 26 bis 28 Kilometer – wurde am En-
de besser bewertet als die Variante Schleusingen,
die sich auf über 40 Kilometer erstreckt hätte. Auch
unter ökologischen Gesichtspunkten wurde sie als
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verträglichste Trassenvariante ermittelt, der zudem
– und das ist mir wichtig – auch die obere Natur-
schutzbehörde zustimmen konnte. Damit gilt für
den 3. Bauabschnitt der Thüringer Strombrücke,
was wir immer sehr klar betont haben, nämlich,
wenn wir eine Leitung bauen müssen, dann nur in
Form des für Mensch und Natur geringst belasten-
den Eingriffs.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nun zu
den Themen, die die Menschen vor Ort und damit
natürlich auch mich, die Landesregierung und uns
hier im Landtag beschäftigen, vor allen Dingen zu
dem Planfeststellungsbeschluss vom 21. Januar
2015. Die Frage, die im Raum steht, ist: Ist ein
mögliches Umspannwerk im Raum Schalkau und
die Frage nach dem sogenannten 380-kV-Vorha-
ben P 44 vom Tisch – ja oder nein? Zunächst war
es Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens.
Aus diesem Grund erfolgte auch eine umfassende
Voruntersuchung verschiedener Standorte. Man-
gels tatsächlichen aktuellen Bedarfs wurde die Ent-
scheidung darüber aber vertagt und es steht auch
nicht zur Entscheidung an. Es ist nicht beantragt.
50Hertz wird es für seine Zwecke des Netzbetriebs
jedenfalls bislang nicht als notwendig sehen und
der Antrag ist auch nicht gestellt. Ob die Thüringer
Energienetze – die TEN – diese für künftige originär
Thüringer Zwecke benötigt, das hängt maßgeblich
von der Entwicklung des Strombedarfs der Thürin-
ger Industrie ab, gerade in Südthüringen. Mit ande-
ren Worten: Es ist nicht auszuschließen; gibt es ei-
ne positive wirtschaftliche Entwicklung, müssen wir
darüber reden, ob es nötig ist, ja oder nein, deswe-
gen sind wir dazu auch im Dialog. Jetzt ist das Vor-
haben jedenfalls nicht in der Diskussion.

Das Vorhaben P 44 steht im engen Zusammen-
hang mit der Thüringer Strombrücke. Es handelt
sich hierbei um eine Leitung zwischen Altenfeld und
dem Raum Grafenrheinfeld, die mit zwei 380-kV-
Systemen geführt werden soll. Trotz mehrerer An-
meldungen der Übertragungsnetzbetreiber in den
vergangenen Jahren wurde das Vorhaben bislang
noch nicht von der Bundesnetzagentur im Netzent-
wicklungsplan bestätigt. Da allerdings in nächster
Zeit mit einer solchen Bedarfsbestätigung zu rech-
nen ist, wurde dieser Umstand bereits im Planfest-
stellungsbeschluss zum 3. Bauabschnitt der Thürin-
ger Strombrücke berücksichtigt. Ab Schalkau, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, ist P 44 nicht
mehr Teil des Planfeststellungsbeschlusses zum
3. Bauabschnitt. Nach dem aktuellen zweiten Ent-
wurf des Netzentwicklungsplans sollen diese Sys-
teme in neuer Trasse von Schalkau direkt in den
Raum Grafenrheinfeld geführt werden. Das lehnen
wir ausdrücklich ab.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eine solche weitere Trasse durch Südthüringen
wird es mit uns nicht geben. Mit ihrem Verlauf
durch das sensible Heldburger Unterland und das
Rodachtal würde sie nicht nur zu inakzeptabler wei-
terer Naturzerstörung führen, sondern sie würde
einen unvermeidlichen Verstoß gegen das pla-
nungsrechtlich zu beachtende Bündelungsverbot
darstellen. Deswegen ein klares Nein dazu. Es ist
für Thüringen also nicht akzeptabel, eine viersys-
temige Leitung durch den Thüringer Wald bis
Schalkau zu bauen, während Bayern in Fortführung
der Thüringer Strombrücke lediglich zwei Systeme
an der Landesgrenze übernehmen will. Ich muss
auch sagen, dass mich die Haltung Bayerns und
die Verweigerungsposition des Landes immer wie-
der in Erstaunen versetzen. Ich finde das hochinter-
essant und bin sehr gespannt darauf, wie sich das
künftig entwickeln wird, insbesondere angesichts
des von mir vorhin skizzierten Kompensationsbe-
darfs von 5 Gigawatt, der nicht ohne Weiteres ein-
fach erfüllt werden kann. Es ist daher die gemein-
same Forderung der Landesregierung, P 44 ab
Schalkau auf die planfestgestellte Trasse der Thü-
ringer Strombrücke zumindest bis zur bayerischen
Landesgrenze zu legen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch kurz auf die ak-
tuelle Diskussion zur neuen HGÜ-Leitung in Thürin-
gen, insbesondere im Ostthüringer Raum, einge-
hen. Ich habe bereits mehrfach betont, dass dem
Bau einer neuen Stromtrasse durch Ostthüringen
entlang der A 9 eine klare Absage zu erteilen ist. Es
wird mit dieser Landesregierung keine neue Trasse
geben. Wir suchen Wege, um bestehende Leitun-
gen zu ertüchtigen, nicht zuletzt im Hinblick auf den
noch ungeklärten Strombedarf in Bayern und des-
sen fraglicher Bereitschaft zur Nutzung erneuerba-
rer Energien. Aus dem Norden ist aus meiner Sicht
noch lange nicht der tatsächliche Bedarf für diese
Trasse belegt, sondern wir müssen ausloten, was
hier die nächsten Schritte sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sollte –
und ich betone es noch mal – diese Trasse den-
noch nötig sein, diese Leitung nötig sein, dann
müssen wir konsequent nach dem NOVA-Prinzip –
also Netzoptimierung vor Verstärkung vor Ausbau –
vorgehen. Das ist das Ziel und genauso geht die
Thüringer Landesregierung auch vor.

Die Energiewende und der damit verbundene Aus-
stieg aus Atomkraft und aus der Kohleenergie sind
erforderlich, um in Zukunft eine sichere und klima-
schonende Energieversorgung zu gewährleisten.
Klar ist auch, dass die Integration des zunehmen-
den Anteils Erneuerbarer nicht ohne den Ausbau
der Übertragungsnetze gelingen kann. Thüringen
hat mit dem 3. Bauabschnitt und der Thüringer
Strombrücke einen großen Teil Verantwortung
übernommen. Diese Landesregierung wird sich
aber auch der Frage stellen und mit den anderen
Ländern dazu in Dialog treten, wie Länder wie Thü-
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ringen, die zwischen Norden und Süden vor allen
Dingen angehalten sind, den Transit sicherzustel-
len, im Norden erzeugten Strom nach Süden zu lei-
ten, auch entsprechend entschädigt werden.

Diese Debatte, die wollen wir führen, die wollen wir
anstoßen und hoffentlich an dieser Stelle mit Ihrer
Unterstützung. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Nun hat das Wort der
Abgeordnete Gruhner von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich
will der für Energie zuständigen Ministerin zunächst
für ihren Bericht danken, den sie dem Thüringer
Landtag heute vorgelegt hat. Ich will auch sagen,
dass es durchaus zu begrüßen ist, dass die Lan-
desregierung in der Frage des Netzausbaus auch
zu einer klaren Meinungsbildung gefunden hat.
Man hatte zu Beginn der Regierungszeit gelegent-
lich den Eindruck, dass es da widersprüchliche
Aussagen gibt.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber dieser Bericht hat das alles klargestellt und
deswegen ist es zu begrüßen, dass Ihre Lernkurve
da nach oben zeigt.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Nein, wir haben einfach nur aufgeräumt, was
wir vorgefunden haben!)

Ich will aber trotzdem etwas Wasser in den Wein
gießen, denn ich finde, was Sie uns hier berichtet
haben, ist im Kern nichts Neues. Der Neuigkeits-
wert liegt eigentlich nahezu bei null und das, was
Sie uns hier beschrieben haben, hätte man im
Grunde auch schon vor der Landtagswahl sagen
können, wenn man es gewollt hätte.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Da waren wir
noch nicht in der Landesregierung!)

Auf den Punkt gebracht heißt das: Wir alle im Frei-
staat stimmen darin überein, dass die Thüringer
Strombrücke eine enorme Belastung für Mensch
und Natur ist, aber dass sie eben auch aufgrund ih-
rer europäischen Einbettung energiewirtschaftlich
notwendig und rechtlich auch nicht abzuwenden ist.
Das haben wir im Übrigen als Union immer klar ge-
sagt und haben den Menschen nichts vorgegaukelt,
auch wenn wir immer der Überzeugung waren,
dass das natürlich vor Ort eine Zumutung ist.

Deswegen habe ich mir natürlich schon die Frage
gestellt: Wenn man diese Erkenntnis vor der Land-

tagswahl gehabt haben kann – und ich bin mir si-
cher, Sie haben diese Erkenntnis gehabt –, warum
man dann hier einen Bericht vorlegt, der eigentlich
keinen Neuigkeitswert hat. Die Antwort ist: Sie als
Koalition, insbesondere der Ministerpräsident, wol-
len sich mit Ihrem Bericht von Ihrem Wahlverspre-
chen in puncto 380-kV-Trasse einfach nur reinwa-
schen. Sie wollen zentrale Positionen, die Sie im
Wahlkampf noch vertreten haben, schnellstmöglich
einkassieren, weil Sie gemerkt haben, dass das,
was Sie vor der Landtagswahl gesagt haben, näm-
lich dass man diese Trasse verhindern kann, der
Realität nicht standhält und dass das jetzt wie ein
Kartenhaus in sich zusammenbricht. Deswegen,
finde ich, stehen dieses Thema und Ihr Bericht
ganz symptomatisch für das, was insgesamt für die
Koalition am Anfang dieser Legislaturperiode steht,
nämlich erstens: Sie werfen zentrale Wahlkampf-
aussagen über Bord. Zweitens: Sie isolieren Thü-
ringen im Bund. Ich will Ihnen das auch gern bele-
gen, auch wenn Sie es nicht gern hören.

In Ihrem Wahlprogramm haben Sie als Linke noch
sehr klar – und Klarheit ist ja immer zu begrüßen –
geschrieben: „Die Linke Thüringen bleibt bei ihrem
Nein zur 380-kV-Stromtrasse durch den Thüringer
Wald, deren Notwendigkeit trotz diverser gerichtli-
cher Entscheidungen nicht überzeugend nachge-
wiesen ist.“ Das können Sie auf Seite 15, liebe Kol-
legen von der Linken, in Ihrem Wahlprogramm le-
sen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wir
kennen es!)

Deswegen würde ich sagen, dass diese Aussage
zunächst erst einmal in die Kategorie „Versprochen
– gebrochen“ gehört. Dann hat der Ministerpräsi-
dent selbst am 18. Juli 2013, nachdem das Bun-
desverwaltungsgericht entschieden hatte,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Sa-
gen Sie mal, haben Sie schon mal in Ihrer
Arbeit den Unterschied zwischen Wahlpro-
gramm und Koalitionsvertrag bemerkt?)

vollmundig erklärt, Zitat: „Wir werden unsere Land-
rätin Petra Enders und die Bürgerinitiativen weiter-
hin in ihrer Kritik an der 380-kV-Trasse unterstüt-
zen. Die massive Umweltzerstörung im Thüringer
Wald und die Durchleitung von dreckigem Kohle-
strom ist ein echter Rückschritt bei der Energiewen-
de und darf nicht unwidersprochen hingenommen
werden.“

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Stimmt ja!)

In der Tat, es stimmt, dennoch, es gehört auch in
die Kategorie „Versprochen – gebrochen“.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf aus dem Hause)
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Ich habe mich aber zunächst auf das Wahlpro-
gramm der Linken bezogen und das wird man ja
dürfen. Frau Siegesmund, in der Tat ist es offen-
sichtlich so, dass Sie durchgesetzt haben, dass in
dieser Frage dann auch beim Planfeststellungsbe-
schluss Tempo reingekommen ist. Ich weiß nicht,
ob das alle bei der Linken teilen. Zumindest wenn
ich Petra Enders am 23. Januar 2015 im MDR lese,
dann ist sie ja eigentlich Kronzeugin für das, was
ich hier sage, und nicht Kronzeugin für das, was
Sie sagen. Dort im MDR, man kann zitieren, stand
am 23. Januar die Aussage von Frau Enders: Die
Genehmigung sei eine Ohrfeige für die Menschen
in der Region. Sie haben eine detaillierte rechtliche
und fachliche Prüfung erwartet und sie, Frau
Enders, sei maßlos enttäuscht. – Das sagt Ihre
ehemalige Fraktionskollegin Frau Enders zu Ihrer
eigenen Politik. Warum halte ich Ihnen das vor? Ich
halte Ihnen das vor,

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident: Al-
so doch!)

weil Sie sich natürlich hinstellen und sagen können,
das alles, das Genehmigungsverfahren und dass
man jetzt zu diesem Ergebnis gekommen ist, ist ei-
ne Erblast der alten Regierung. In der Tat, die Ent-
scheidungen zur 380-kV-Trasse sind lange vor der
Landtagswahl im Wesentlichen gefallen

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Sie haben es genauso vorberei-
tet!)

und sie waren auch nicht mehr umkehrbar. Bloß,
der entscheidende Punkt ist doch, Herr Ramelow,
dass Sie das wussten. Und obwohl Sie das wuss-
ten, sind Sie im Wahlkampf rumgetingelt und haben
vor jeder Bürgerinitiative im Thüringer Wald erzählt,
dass Sie sich dafür einsetzen werden, diese Trasse
zu verhindern.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Quatsch! Sie waren das! Was ich selber
denk‘ und tu‘!)

Deswegen kann ich nur sagen, das ist klarer Wort-
bruch und Sie haben an dieser Stelle die Menschen
getäuscht. Der Beleg dafür, dass Sie die Menschen
getäuscht haben, ist doch, dass Sie innerhalb von
wenigen Tagen und innerhalb von wenigen Wo-
chen Ihre eigenen Aussagen via Frau Siegesmund,
Ihrer Energieministerin, einkassiert haben. Das ist
der Beleg dafür, dass Sie bereits vor der Landtags-
wahl wussten, dass Sie den Menschen Sand in die
Augen gestreut haben, denn wer innerhalb von we-
nigen Wochen solche Dinge einkassiert, der kann
nicht so tun, als ob er vor der Wahl nichts davon
gewusst hat. Deswegen sage ich Ihnen, Sie haben
im Bereich der Energiepolitik von vornherein ein
ganz massives Glaubwürdigkeitsproblem. Diesen
Vorwurf müssen Sie sich anhören, weil Sie es wa-

ren, die im Wahlkampf rumgetingelt sind und ge-
sagt haben, das, was euch die CDU zum Thema
Trasse erzählt, das ist alles nur böse und wir wer-
den jetzt hier endlich etwas dafür tun, damit hier un-
terstützt wird.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Sie haben das alles auf den Weg
gebracht!)

Das gehört zur Realität! Jetzt komme ich zur Frage,
warum ich der Überzeugung bin, dass Sie nicht nur
zentrale Wahlkampfaussagen bei diesem Thema
gebrochen haben, sondern dass Sie auch Thürin-
gen im Bund isolieren. Sie und auch die Energiemi-
nisterin haben recht, dass es sehr fraglich ist, dass
wir die 380-kV-Leitung mit vier Systemen Richtung
Landesgrenze bauen und führen und dass dann
der Freistaat Bayern sagt, wir nehmen aber letztlich
nur zwei Systeme ab. Diese Kritik halte ich aus-
drücklich für berechtigt. Ich sage Ihnen auch und
das war im Übrigen immer unsere Position, die vor-
herige Landesregierung hat das bei allen Stellung-
nahmen zu den Netzentwicklungsplänen auch deut-
lich gemacht, dass wir dieses Vorhaben P 44 so
ausgestaltet haben wollen, dass es keine weitere
Querung des Thüringer Waldes gibt. Da haben Sie
unsere volle Unterstützung und da sind wir uns
auch absolut einig. Da gibt es gar keine Frage.
Deswegen gilt aber dennoch, dass bei aller berech-
tigten Kritik in dieser Frage eins nicht funktionieren
wird: dass Sie öffentlich gegen den bayrischen Mi-
nisterpräsidenten lospoltern und dann glauben,
dass eine Kooperation mit Bayern möglich ist, um
weitere Trassen zu verhindern. Sie haben das mitt-
lerweile eingesehen, das ist richtig, und Sie gehen
auf Herrn Seehofer zu, nur gehört ja zur Wahrheit,
dass Frau Siegesmund noch am 25.02. in der „Ost-
thüringer Zeitung“ dem Freistaat Bayern Sabotage
der Energiewende vorgeworfen hat.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Ihr
habt die Leute belogen!)

Ich kann Ihnen nur sagen, mit diesem Tonfall wer-
den Sie nicht zu gemeinsamen Lösungen kommen.
Wer öffentlich anderen Bundesländern Sabotage
vorwirft und gleichzeitig weiß, er braucht sie, wenn
es darum geht, Trassen in Ostthüringen zu verhin-
dern, der gefährdet eher dieses Ziel. Deswegen ist
es sehr, sehr widersprüchlich, wenn wir einerseits
gemeinsam zusätzliche Trassen verhindern wollen
und Sie andererseits aber so hart mit der bayri-
schen Energiepolitik ins Gericht gehen. Das passt
nicht zusammen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wir
haben es doch erst auf den Weg gebracht!)

Deswegen gilt es, und das ist unsere feste Über-
zeugung, dass es Sinn macht, hier mit dem Frei-
staat Bayern in dieser Frage zu kooperieren. Ich
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kann Sie nur auffordern, das auch in Zukunft mit
ganzer Kraft zu tun.

Dann will ich ein Weiteres sagen mit Blick auf die
Gleichstromtrasse in Ostthüringen: Ja, wir wollen
diese gemeinsam verhindern. Nur will ich bei dieser
Gelegenheit auch noch mal sagen, es ist schön,
dass Sie heute hier einen Bericht vorgelegt haben,
aber in Ihrem Koalitionsvertrag – Frau Siegesmund,
das war vorhin gerade Ihr Einwurf, ich solle mich
doch am Koalitionsvertrag orientieren; gut, dann
mache ich das –, in Ihrem Koalitionsvertrag steht
zur Gleichstromtrasse in Ostthüringen kein Wort.
Und das ist ein Mangel. Es ist gut, dass Sie das mit
Ihrem Bericht heute weitestgehend geheilt haben,
wo Sie ja Bezug genommen haben auf dieses The-
ma. Dann sagen Sie auch, Sie sind der Überzeu-
gung, die Trasse ist vom Tisch. Hoffen wir es. Nur
steht diese Aussage so klar in Ihrem Bericht auch
nicht drin. Ich sage Ihnen aber ausdrücklich zu, es
ist ein 380-kV-Bericht, richtig, aber Sie haben auch
ein Kapitel, wir haben das sehr aufmerksam gele-
sen, zu diesem Thema. Deswegen kann ich nur sa-
gen, ich hätte mir gewünscht, dass diese Aussage
hier auch noch mal deutlich herausgestellt wird. Wir
werden Sie dabei zumindest unterstützen, denn
auch wir wollen diese Trasse nicht zusätzlich durch
Ostthüringen haben.

Dann sprechen Sie in Ihrem Bericht weiterhin da-
von, dass Sie es als Verpflichtung ansehen, dass
die Bevölkerung umfangreich informiert und einbe-
zogen wird. Das finde ich gut, nur hätte ich mir
dann auch gewünscht, dass Sie auch mal mit der
BI „Masse gegen Trasse“, die es in Ostthüringen
gibt, in den Dialog gehen. Ich habe Ihnen bereits im
Dezember einen Brief geschrieben, da ist aus Ih-
rem Ministerium nur Funkstille zu hören. Ich kann
nur sagen, gehen Sie endlich zu der Bürgerinitiative
vor Ort, reden Sie mit denen. Herr Adams hat heute
gesagt, man würde die Telefonnummer der Bürger-
initiative nicht kennen. Ich kann Ihnen gern die Te-
lefonnummer des BI-Vorsitzenden geben.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Die habe ich!)

Die haben Sie? Dann kann ich Sie nur auffordern,
vor Ort zu gehen und mit den Menschen dort zu
sprechen und für Klarheit zu sorgen.

Ich will es noch mal zusammenfassen. Der Bericht,
den die Landesregierung heute zum Thema
„380-kV-Trasse“ vorgelegt hat, enthält wenig Neu-
es, ist aber ein Dokument eines massiven Glaub-
würdigkeitsproblems Ihrer Energiepolitik von An-
fang an, denn Sie haben, und das will ich noch mal
wiederholen, innerhalb weniger Wochen eine ast-
reine 180-Grad-Wende Ihrer Politik vorgenommen.
Das nennen manche, positiv gesagt, „politische Fle-
xibilität“. Wir nennen es ganz einfach „Wortbruch“.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Gruhner. Als
Nächster hat das Wort der Abgeordnete Harzer für
die Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Herr Präsident, werte Damen und Herren Kollegen!
Herr Gruhner, wie ich Ihrem Lebenslauf entnom-
men habe, sind Sie evangelisch und da fällt mir
nach Ihrer Rede nur noch das achte Gebot ein: „Du
sollst nicht falsch Zeugnis reden wider deinen
Nächsten.“

(Beifall DIE LINKE)

Das war, denke ich, durchgängig zu spüren. Sie
versuchen, Ihre Schuld an einer Umweltzerstörung,
an einem Naturraub, den Sie zu verantworten ha-
ben als CDU, Bundes- und Landesregierung, der
neuen Koalition in die Schuhe zu schieben.

(Beifall DIE LINKE)

Wie hat gestern so treffend das „Freie Wort“ in ei-
nem Bericht unter dem Titel „Rot-Rot-Grün kämpft
mit den Altlasten“ zur 380-kV-Trasse geschrieben:
Gerade die Umweltministerin hat einen Großteil der
Altlasten, für die frühere Regierungen verantwort-
lich sind. Das schreibt das „Freie Wort“.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich denke, das „Freie Wort“ hat recht. Wir baden
aus, was Sie unserer Natur, unserer Umwelt antun.
Wenn Sie mal anschauen wollen, wie Landschafts-
entwicklung, Naturraumentwicklung à la CDU aus-
sieht, dann fahren Sie mal von Gehren in Richtung
Ilmenau, dann sehen Sie dies bei Langewiesen
hervorragend. Da hat man die Umgehungsstraße,
dann hat man eine ICE-Brücke, dann hat man die
380-kV- und daneben hat man noch die 110-kV-
Leitung von der Bahn. Das sieht fantastisch aus!
Dieses Tal ist für sein Leben, für unser Leben ge-
prägt. Dort wird sich nichts wieder verändern. Das
ist Politik à la CDU. Das haben Sie zu verantwor-
ten.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Bürgerinitiativen – Frau Siegesmund hat es an-
gesprochen –, die vor Ort aktiv waren, haben mehr-
fach belegt, dass diese Leitung energiepolitisch
nicht notwendig ist – unter anderem durch das Ja-
rass-Gutachten und durch Lastflussanalysen –,
dass der überdimensionierte Netzausbau Klima-
schutzziele konterkariert, dass dieser Netzausbau
nicht zum zeitnahen Absenken des Kohlestroms
beiträgt, dass der Windstromausbau im Norden für
den Trassenbau widerlegt worden ist. Das hat so-
gar 50Hertz vor dem Bundesverwaltungsgericht in
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Leipzig zugeben müssen. Durch Gutachten wurde
dargestellt – hatte ich schon gesagt –, dass diese
Leitung unsinnig ist. Es gab gemeinsame Bündnis-
se aus Landkreisen, Kommunen, IGs, BIs, Bürgern
usw. aus Thüringen und Bayern, die jahrelang dafür
gekämpft haben, diese Trasse zu verhindern. Ich
will nur einmal kurz daran erinnern: Bereits 2007 –
da haben Sie noch studiert, deswegen können Sie
das nicht wissen, sonst hätten Sie nachlesen kön-
nen, wenn Sie sich wirklich dafür interessieren wür-
den – gab es unter der Drucksache 4/3509 – kön-
nen Sie sich aufschreiben, gibt es auch im Protokoll
vom 08.11.2007 – einen Antrag der Fraktion der
Linken „380-kV-Höchstspannungsleitung vom
Raum Halle über Erfurt nach Nordbayern“. Dort
wurde der Landtag aufgefordert festzustellen, „a)
dass die Überprüfung der energiewirtschaftlichen
und versorgungsseitigen Notwendigkeit der 380-kV-
Höchstspannungsleitung vom Raum Halle über Er-
furt nach Nordbayern vor dem Hintergrund des § 1
des Thüringer Landesplanungsgesetzes zwingend
Inhalt und Gegenstand des noch ausstehenden
Raumordnungsverfahrens für den Abschnitt Alten-
feld–thüringisch-bayerische Landesgrenze sein
muss, b) dass die 380-kV-Höchstspannungsleitung
vom Raum Halle über Erfurt nach Nordbayern we-
der energiewirtschaftlich noch versorgungsseitig
notwendig ist“ – 2007. Bereits damals hat dies Ihre
Regierung – da waren Sie noch allein an der Regie-
rung – abgelehnt.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wird Zeit,
dass es wieder so weit ist!)

Ja, das mag – also der Wähler mag da einen Rie-
gel vorschieben, weil wir ja Thüringen vorwärts ge-
stalten wollen und nicht rückwärts, lieber Kollege
Mohring.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Vorwärts im-
mer, rückwärts nimmer!)

(Beifall DIE LINKE)

Die Frage ist doch auch: Wer hat im Bundesrat En-
LAG und NABEG, diesen Lobbygesetzen, zuge-
stimmt? Ihre Landesregierung! Damit hat sie die
Grundvoraussetzung geschaffen, dass diese Lei-
tung gebaut worden ist, dass den Kommunen die
kommunale Selbstverwaltungshoheit entzogen wor-
den ist, dass die rechtlichen Möglichkeiten für Bür-
gerinnen, für Kommunen, für Regionale Planungs-
gemeinschaften beschnitten worden sind. Wie ernst
nimmt man dann noch Kommunen und Bürger?
Wie ernst nimmt man sein eigenes Tun, wenn man
dann einer Regierung, die dieses vorfindet, vorwirft,
sie hätte Wahlversprechen gebrochen, sie würde
die Bürger veralbern, sie würde ihnen Sand ins Ge-
triebe streuen? Wie ernst nimmt man dann sein ei-
genes Tun aus den vorangegangenen 15 Jahren,
lieber Herr Gruhner? Das müssen Sie sich einfach
fragen lassen. Sie sind verantwortlich für diese Na-
turzerstörung.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn immer abgestellt wird auf den Stand der
Technik, was Sie auch gemacht haben: Es war
schon damals Stand der Technik, dass man auch
einen Tunnel durch den Thüringer Wald für die Lei-
tungen hätte bohren können, wenn sie denn über-
haupt gebraucht worden wäre.

In Spanien machen sie es vor, die bauen für ihre
Hochspannungsleitung durch die Pyrenäen einen
Tunnel, um dieses zu transportieren. Das ist etwas
teurer, klar, aber es schützt Natur, es schützt Um-
welt, es schützt die Menschen in den betroffenen
Gebieten. Fahren Sie mal nach Schalkau, schauen
Sie sich mal an, was dort gebaut werden soll mit
dieser unsinnigen Trasse, was dort noch entstehen
soll mit diesem Abzweig nach Grafenrheinfeld.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Schauen Sie es sich an, reden Sie mit den Bürgern,
dann wissen Sie, was Sie verbrochen haben hier in
Thüringen, und Gott möge uns davor beschützen,
dass Sie wieder allein an die Regierung hier in die-
sem Lande kommen.

(Beifall DIE LINKE)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt viele tech-
nische Möglichkeiten, Strom zu transportieren, und
es gibt zum Beispiel auch die Möglichkeiten, liebe
Kollegen, wenn Sie es noch nicht wissen, durch
Lastmanagement in den bestehenden Leitungen,
durch Hochtemperaturseile entsprechend auch den
Strom in größerer Kapazität zu transportieren.

(Unruhe CDU)

Dieses alles wurde hier von der Kollegin Enders,
die Sie zitiert haben, gesagt. Ich finde es frech,
dass Sie ausgerechnet Frau Enders zitieren, die Ih-
re Fraktion hier im Landtag ausgelacht hat für Ihre
Vorschläge, wie man 380-kV-Leitung verhindern
kann, wie man 380-kV-Leitung anders bauen kann.
Das sind alles Tatsachen, die hier benannt werden
müssen, wenn man über diesen Bericht redet. Ich
danke der Landesregierung, auch der Ministerin,
dass sie, was Sie niemals fertiggebracht hätten,
das ökologische Trassenmanagement durchgesetzt
haben, was bei Ihnen nie auf der Agenda stand,
dass man zumindest keine freigehaltenen Trassen
im Thüringer Wald hat. Aber ich bitte Sie, zukünftig
regelmäßig über den Thüringer Wald zu gehen und
Ihr Bauwerk zu betrachten. Ich habe auch noch
einen Vorschlag von den Bürgern aus der Region
Sonneberg. Ihr Fraktionsmitglied, der Henry Worm,
war ja in der zurückliegenden Legislatur der ener-
giepolitische Sprecher, Ihr Vorgänger, Herr Gruh-
ner. Er kommt ja aus der Region, und die Bürger
haben mir vorgeschlagen, aufgrund der Nachhaltig-
keit, um auch dem Henry Worm eine entsprechen-
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de Würdigung zukommen zu lassen, die Strom-
brücke von Altenfeld nach Schalkau „Henry-Worm-
Trasse“ zu benennen. Danke schön, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Meißner, CDU: Hat der
nicht gewonnen gegen Sie?)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wahlkreis-
verlierer!)

Präsident Carius:

Das Wort hat nun die Abgeordnete Mühlbauer von
der SPD-Fraktion. Frau Mühlbauer, Sie haben das
Wort.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, meine
werten Kollegen, bitte seid friedlich. Es ist
19.00 Uhr und 5 Minuten. Wir haben doppelte Re-
dezeit, ich habe also für mich auch dieses Thema
hier in der notwendigen Breite darzustellen. Als
Erstes möchte ich mich bei der Ministerin recht
herzlich bedanken. Danke schön, liebe Anja Sie-
gesmund.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dies ist ein sehr, sehr schweres Thema und sehr
schweres Thema, hier nach 100 Tagen die Dinge
zu korrigieren, zu heilen, die 15, 20 Jahre im Argen
lagen. 15, 20 Jahre, ja, meine Herren und Damen
der CDU-Fraktion, das sage ich Ihnen auch in der
Deutlichkeit. Trassenmanagement, Leitungsmana-
gement zusammen, der Kollege Harzer hat es Ih-
nen gesagt, wären möglich gewesen. Wir haben
zwei Tunnel, wir haben zwei Röhren für den ICE
und für die Autobahntrasse in den zurückliegenden
Jahrzehnten gebaut. Das ist der politische Wille,
dort eine Kombination der Leitungssysteme mit zu
finden und durchzusetzen. Da ist zu wenig passiert
und das ist bedauerlich. Baulich ist genauso, dass
Erdverkabelung viel zu spät noch einmal ins Auge
genommen worden ist und hier berücksichtigt wer-
den konnte. Leider können Sie es in dem Bereich
nicht mehr.

Es ist heute auch der Abend, um einmal Danke zu
sagen, Danke an die Menschen, die sich aktiv im
bürgerlichen Engagement beteiligt haben für die
Natur, für unser Land und auch für die erneuerbare
Energie und für den Ausbau dessen. Denn, meine
sehr geehrten Damen und Herren, warum brauchen
wir denn Leitungen? Weil wir viel zu spät über de-
zentrale Versorgungen sprechen. Dezentrale Ver-
sorgung – wir haben uns vor nicht einmal einer
Stunde die Köpfe zum Thema Wind, Stromerzeu-
gung … – ist die Schlüssellösung gegen diesen
Transittransport, gegen diese Macht der Energie-

konzerne, die auf Kosten des Transitlandes Thürin-
gen und der Menschen und unserer Natur hier die
Leitungen ausgebaut haben.

(Beifall AfD)

2009, ich kam zu dem Zeitpunkt neu in den Thürin-
ger Landtag, hat hier eine Anhörung stattgefunden
– eine Anhörung, die über 12, 14 Stunden gedauert
hat und an der ich die ganze Zeit über teilgenom-
men habe, wo ich hier an diesem Punkt Danke sa-
gen möchte. Danke der jetzigen Landrätin des Ilm-
Kreises Petra Enders, danke dieser mutigen Frau,
die damals zu technischen Lösungen ausgelacht
worden ist, die heutzutage Standard in unserer Dis-
kussion sind.

(Beifall DIE LINKE)

Ich war dabei – und ich bin selbst Ingenieurin –, mit
welcher Arroganz des Wissens man dort umgegan-
gen ist, um die Techniken – ob es jetzt die heißen
Leitungen sind, ob man Leitungs-Monitoring mit be-
trachtet –, wie man fast versucht hat, sie ins Lä-
cherliche zu ziehen. Das ist doch heute Grundlage
dieser Politik. Deswegen noch einmal Danke von
dieser Stelle aus an eine mutige Politikerin, die sich
auf den Weg gemacht hat, in einer Region, wo es
nicht unbedingt gleich bei jedem auf Gegenliebe
gestoßen ist, auch neue Techniken zu diskutieren,
die uns eine Grundlage mitgeliefert hat für unsere
Politik, auf die wir aufbauen können, aber auch den
Kampf nicht vergessen dürfen und den Dialog mit
den Menschen, weil die Menschen recht haben:
Unsere Natur ist einmalig, die müssen wir erhalten
und die haben wir zu erhalten.

Wie gesagt, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, es ist heute der Tag, wo man sagen muss, die
normative Kraft des Faktischen hat uns eingeholt,
ja, die 380-kV-Leitung ist nicht mehr zu stoppen.
Wir müssen sehen, dass sämtliche Auswirkungen
ökologisch, ökonomisch vertretbar sind, mit den
Menschen vor Ort gebaut, umgebaut, realisiert wer-
den und unsere/meine Verpflichtung heute an die-
sem Abend ist: So etwas – in so einer Katastrophe
am Bürger vorbei – darf in Thüringen nie wieder
passieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dafür ha-
ben Sie heute mein Wort, wir sind auf dem richtigen
Weg. Dezentrale Versorgung ist die Lösung gegen
Mammutleitungen. Lassen Sie uns dort mutig wei-
termachen, auch wenn die Wege steinig sind. Dan-
ke schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Mühlbauer. Nun hat das Wort
der Abgeordnete Kobelt für die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.
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Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Damen und Herren, bis 2011 waren
Stromnetze ein Thema, welches hinter verschlosse-
nen Türen besprochen und entschieden wurde, be-
teiligt ausschließlich Netzbetreiber, Energiekonzer-
ne, Bundesnetzagentur und manchmal ein
bisschen die Regierungsvertreter. Die Bürgerinnen
und Bürger wurden nur dann beteiligt, wenn die fer-
tigen Planungen in die Tat umgesetzt wurden. Die
Beteiligung der in der Regel unvorbereiteten Öffent-
lichkeit beträgt dann nur wenige Wochen. Wer soll
sich als Bürgerin und Bürger in so kurzer Zeit in sol-
che komplexen Themen einarbeiten?

Auch 2009 wurde von der CDU-Bundesregierung
im Bund mit dem Energieleitungsausbaugesetz ein
Prozess auf ausgetretenen Entscheidungspfaden in
Gang gesetzt. 23 Leitungsbauvorhaben im Übertra-
gungsnetz mit einer Länge von 1.855 Kilometer
sollten beschleunigt umgesetzt werden. Das ist die
Last, mit der wir auch in Thüringen umgehen müs-
sen. Erreicht werden sollte das erstens dadurch,
dass energiewirtschaftlicher Bedarf für diese Lei-
tung als vordringlich eingestuft und per Gesetz fest-
geschrieben wurde. Damit sollten langwierige ge-
richtliche Auseinandersetzungen während des
Planfeststellungsverfahrens entfallen.

Zweitens sollten Bürgerinnen und Bürger nur noch
vor dem Bundesverwaltungsgericht klagen können,
das heißt, die Beteiligung wurde behindert. Aber die
Rahmenbedingungen haben sich geändert, die
Macht der alten Stromkonzerne bröckelte, denn mit
den erneuerbaren Energien hatte sich auch ein
neues Selbstbewusstsein in der Bevölkerung breit-
gemacht. Ich möchte deshalb heute ganz ernsthaft
den Bürgerinitiativen unter dem Dach der Interes-
sengemeinschaft „Achtung Hochspannung“ aus-
drücklich danken. Sie haben durch ihre konstruktive
Kritik eine deutschlandweite Diskussion über die
Notwendigkeit und den Verlauf neuer Höchstspan-
nungsleitungen erzwungen. Damit wurde der Pla-
nungsprozess für neue Stromnetze aus dem Nebel
geholt, in dem bisher Energieversorger, Netzbetrei-
ber und Bundesbehörden nahezu im Alleingang
über die Entwicklung des Stromnetzes entschieden
haben.

Bezogen auf den aktuellen Planfeststellungsbe-
schluss zum 3. Bauabschnitt bleibt festzuhalten:
Der fahrende Zug wäre ohne Rechtsbruch und Ent-
schädigungszahlungen nicht aufzuhalten gewesen.
Dennoch hat Frau Ministerin Siegesmund mit dem
Netzbetreiber 50Hertz und trotz enormen Zeit-
drucks maßgebliche Erfolge erzielt. Dafür mein
ausdrücklicher Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Erstens mildert nunmehr das Ökologische Schnei-
senmanagement den Eingriff im Wald, indem Struk-
tur und Artenvielfalt auf der Trasse kontinuierlich er-
höht werden und Zerschneidungseffekte der
Schneisen verringert werden.

Zweitens haben die Umweltministerin und der Mi-
nisterpräsident sehr deutlich gemacht: Mit der rot-
rot-grünen Koalition wird es einen Leitungsabzweig
nach Grafenrheinfeld auf Thüringer Boden nicht ge-
ben.

Drittens haben die Landesregierung und unsere
Fraktion eine klare Meinung zum Leitungsausbau in
Ostthüringen. Während die CDU dem Netzausbau
schon auf Bundesebene zugestimmt hat,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Hört, hört!)

den Ausbau von Braunkohlegebieten in Briefen an
die sächsischen Kollegen befürwortet hat und im
Landesentwicklungsplan nichts gegen die Trasse in
Ostthüringen unternahm, hat Frau Ministerin Sie-
gesmund mit 50Hertz eine Alternative erarbeitet,
die bestehende Trassen nutzt und den Menschen
in Ostthüringen neue Leitungstrassen erspart.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Da macht wenigstens einer mal
was!)

Handeln statt leerer Versprechungen – dafür steht
die rot-rot-grüne Koalition auch in Fragen des Netz-
ausbaus. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Kobelt. Das Wort
hat nun Abgeordneter Möller für die Fraktion der
AfD.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Damen und
Herren Kollegen – Gäste haben wir keine mehr –,
zunächst einmal muss ich Herrn Gruhner in seiner
Feststellung widersprechen. Er hat gesagt, er hat
eine klare Meinungsänderung der neuen Landesre-
gierung und von Frau Siegesmund pro Netzausbau
vernommen. Ich muss ihm sagen: Ja, ich habe das
am Anfang auch so wahrgenommen, aber als sie
dann zum P44-Projekt und zur HGÜ-Verbindung
kam, die durch Ostthüringen geht, da kam wieder
der alte Widerstand gegen Leitungsausbau hoch.
Ich denke, so sehr weit ist das Umdenken doch
noch nicht gekommen.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Dann sind Sie jetzt dafür?)
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Nein, nein, warten Sie einmal ab, das erkläre ich Ih-
nen gleich noch, Herr Ramelow.

(Beifall AfD)

Das kommt. Die Wahrheit kommt in verdaulichen
Dosen.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Bericht des Umweltministeriums zum Planfest-
stellungsverfahren der Südwestkuppelleitung ist
und bleibt ein Beleg für die Widersprüchlichkeit der
rot-rot-grünen Energiepolitik. Von den 13 Seiten be-
schäftigen sich viereinhalb Seiten des Berichts da-
mit, welche negativen rechtlichen Folgen die Aus-
setzung des Planfeststellungsverfahrens für den
3. Bauabschnitt hat. Diese Ausführungen, Frau Sie-
gesmund, sind vermutlich für diejenigen gedacht,
die Sie zu Oppositionszeiten noch zum Widerstand
gegen den Neubau von Stromtrassen ermuntert ha-
ben.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Das ist Be-
standteil der Verabredungen zum Koalitions-
vertrag!)

Ja, ja.

Immer wieder haben Vertreter der heutigen Koali-
tionäre gegen den Bau der Südwestkuppelleitung
Stellung genommen und das Motto damals wie
heute lautet: für erneuerbare Energien – gegen
Stromleitungen. Ich sage Ihnen eins: Das ist ener-
giepolitischer Populismus. Diesen argumentativen
Hammer wollte ich auch einmal schwingen.

(Beifall AfD)

Hier passt er auch. Dank dieses energiepolitischen
Populismus haben Sie es geschafft, jetzt die Lan-
desregierung zu stellen, und nun kommen Sie aber
an den Fakten nicht mehr vorbei. Da muss man
dann im Bericht leider konstatieren, dass die zu Op-
positionszeiten und heute auch von der Kollegin
Mühlbauer geforderten Maßnahmen zur Netzopti-
mierung, wie etwa das Freileitungs- oder Tempera-
turmonitoring oder der Einsatz von Hochtempera-
turleiterseilen, den Leitungsneubau für die anste-
henden Übertragungsaufgaben doch nicht ersetzen
können. Und auch die zu Oppositionszeiten noch
viel gepriesene Möglichkeit der Erdverkabelung
stellt sich bei Lichte betrachtet nun alles andere als
ökologisch, effizient und systemsicher dar. Da gibt
es mittlerweile auch Pilotprojekte und man weiß,
dass diese Erdkabelschneisen dann doch eher kei-
nem Biotop, sondern vielmehr einem Todesstreifen
nahekommen. Ich denke, da wird sich auch in Zu-
kunft bei aller technischen Innovation nicht viel än-
dern.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Viel-
leicht sollten Sie sich mal mit den neuesten
technischen Entwicklungen befassen!)

Das habe ich gemacht.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
haben Sie nicht!)

Doch, doch. 50Hertz hat das sehr schön ausgebrei-
tet. Der Widerstand von Linken und Grünen gegen
die Südwestkuppelleitung, Herr Harzer, der war nie
besonders glaubhaft, weil Sie ja vorhin auch darauf
herumgeritten haben. Insbesondere die von Ihnen
zu verantwortende sogenannte Energiewende – wir
haben es vorhin schon gehabt, aber die Wiederho-
lung ist ja die Mutter des Lernens –, die sogenannte
Energiewende, welche auf einen möglichst großen
Anteil der von Wind und Wetter abhängigen erneu-
erbaren Energien setzt, führt geradezu zwangsläu-
fig zu einem hohen Bedarf an Aus- und Neubau
von Stromnetzen. Aber Ihnen hat stets der Mut ge-
fehlt, diese negative Tatsache deutlich auszuspre-
chen. Schließlich könnte das ja die Akzeptanz des
Lieblingsprojekts der Grünen, der Energiewende,
erheblich unterminieren.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Falsch, unser
Lieblingsthema ist der Klimaschutz!)

Na ja, ich weiß nicht. Wenn ich mir so Ihre Wähler-
klientel angucke, denke ich, da sind die doch ein
bisschen pragmatischer veranlagt und dann ist es
eben doch die Energiewende. Darum versucht die
Landesregierung auch nach wie vor, die Stromtras-
sengegner in unserem Land mit angeblichen Aus-
sagen des Übertragungsnetzbetreibers 50Hertz zu
beruhigen, wonach es im gesamten Ostthüringer
Bereich keine Neutrassierung geben wird und da
eben auch keine HGÜ-Verbindung kommen wird,
obwohl es für eine solche Aussage von 50Hertz ei-
gentlich gar keine belastbare Information gibt. Das
haben Sie auch im vorletzten Plenum auf unsere
Nachfrage so eingestehen müssen.

Im Kern ist es so, diese unstete Energiepolitik, die
Sie da aus einseitiger Bevorzugung bestimmter
Technologien, aus Ausblendung unangenehmer
Fakten, aus der Verteilung von Beruhigungspillen
und nicht zuletzt auch aus einem Schuss Feindse-
ligkeit gegenüber großen konventionellen Energie-
erzeugern betreiben, diese unstete Energiepolitik
schadet unserem Land enorm. Sie schadet ihm
nicht nur wirtschaftlich, sondern sie schadet ihm
eben auch, was das Landschaftsbild angeht.

(Beifall AfD)

Es ist daher höchste Zeit umzudenken. Wenn die
rot-rot-grüne Energiepolitik auch weiterhin wie bis-
her unter Außerachtlassung des regionalen Erzeu-
gungsbedarfs den Zubau stark fluktuierender er-
neuerbarer Energien fördern möchte und diesen
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dann auch mit Einspeisevorrang gewährt, dann
sollte man auch so ehrlich sein und sagen, dass
dieses Konzept zwangsläufig auch die Errichtung
der erforderlichen Infrastruktur für den Transport
des Stroms erfordert. Da muss ich Ihnen, sehr ge-
ehrte Frau Kollegin Mühlbauer, sagen,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wir brauchen doch auch Erzeu-
gungskapazitäten!)

da kommen Sie auch mit dezentraler Versorgung
nicht weiter, denn dezentrale Versorgung und Ein-
speisevorrang passen eben nicht zusammen.
Wenn Sie Ihr Konzept so veranlagen, dass der
Strom sonst wo produziert werden kann, wo er
eben überhaupt nicht benötigt wird, dann müssen
Sie andererseits auch dafür sorgen, dass Sie die-
sen sonst wo erzeugten Strom mit Leitungen sonst
woandershin, wo er abgenommen wird, transportie-
ren müssen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das wollen wir doch!)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Nicht
nur zuhören, sondern auch verstehen!)

Ja, genau, ich habe es verstanden, Herr Harzer. Da
muss man eben auch den Mut haben, den Men-
schen in diesem Land zu sagen, dass der Neubau-
bedarf, der übrigens von der Bundesregierung auf
2.750 Kilometer Stromleitung geschätzt wird, um
Thüringen mit seiner zentralen Lage kaum einen
Bogen machen kann. Das gehört auch dazu. Denn
die stark fluktuierenden Erzeugungsleistungen der
erneuerbaren Energien sind weder in signifikanter
Größenordnung und zu wirtschaftlichen Bedingun-
gen speicherbar, auch das ist eigentlich eine Bin-
senweisheit, noch – und das möchte ich Ihnen auch
nicht vorenthalten, diese Weisheit – kann man den
Strom ohne Leitung einfach so durch die gute Thü-
ringer Waldluft übertragen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Haben Sie schon mal was von
technischer Entwicklung gehört?)

Wer daher glaubt, er könne erneuerbare Energien
befürworten, aber gleichzeitig gegen die erforderli-
che Stromleitung sein, der hat sich – ich darf das
mal so sagen – ganz tief in seinem Energiewende-
zauberwald verlaufen.

(Zwischenruf aus der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Haben Sie sich schon mal
unser Monitoring-Programm angesehen,
Herr Möller?)

Eine ökologisch und ökonomisch sinnvolle Redu-
zierung des auch im Weiteren absehbaren Netz-
ausbaus wird es daher nur geben, wenn Sie eine
Abkehr von der nicht zu Ende gedachten Energie-

wende in Erwägung ziehen und eine konzeptionelle
Neuausrichtung der Energiepolitik vornehmen. Das
können wir dann alles mal im Detail erörtern. Dafür
reicht mir leider meine Redezeit nicht, ich sehe es
hier schon.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wo wollen Sie denn hin? Sagen
Sie doch mal, was Ihr Ziel ist!)

Was ich noch sagen möchte, Herr Harzer: Ich weiß
gar nicht, warum Sie vorhin so auf der CDU herum-
gehackt haben, was Langewiesen und die Leitun-
gen angeht, die dort gebaut worden sind. Sie wol-
len es noch viel bunter treiben. Ich habe doch in Ih-
ren Koalitionsvertrag reingeguckt. Da stehen doch
noch ganz andere Ausbauziele drin. Die Leitungen,
die dafür benötigt werden, da möchte ich aber Thü-
ringen nicht mehr sehen.

(Beifall CDU, AfD)

Was da an Leitungen gebaut werden muss, das
spottet dann jeder Beschreibung. Bevor Sie uns
jetzt mit dem Argument kommen ...

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Jetzt
gehen Sie doch mal nach Schalkau und sa-
gen dort, dass Sie die 380-kV-Trasse weiter
ausbauen wollen! Dann werden Ihnen die
Bürger dort was erzählen!)

Nein, Herr Harzer, Sie haben mich nicht verstan-
den. Sie müssen nur einfach ehrlich sein und sa-
gen: Wer EEG haben will, der braucht auch Leitun-
gen. Und wenn Sie ehrlich sind, dann sagen Sie
eben, das Konzept, auf diese Leitung zu verzichten,
ist weniger subventionierte erneuerbare Energie.
Das ist das Konzept und das ist unser Konzept.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
ist doch Quatsch, was Sie erzählen!)

(Unruhe DIE LINKE)

Nein, das ist kein Quatsch. Ich erkläre es Ihnen
auch noch mal in Ruhe.

Bevor Sie uns jetzt mit dem Argument kommen,
dass es einen vermeintlich breiten Konsens in der
Bevölkerung für die Energiewende und zur Förde-
rung erneuerbarer Energien gibt, dann kann ich Ih-
nen dazu auch noch eins sagen: Diesen Konsens
gibt es nicht. Der hört nämlich bei den allermeisten
Menschen dort auf, wenn die neue Stromleitung
wie in Schalkau zum Beispiel oder ein Windpark
oder eine Biogasanlage vor Ort gebaut werden soll,
nämlich in der Nähe ihres Wohnorts, oder wenn
sich die Angler beschweren, dass sie dank der
Wasserkraftanlagen kaum noch lebendige Fische in
einem Stück am Haken haben.

(Beifall AfD)
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Oder der Konsens endet spätestens dann, wenn
jährlich wiederkehrende Preisschocks beim Strom-
preis eintreten, weil nämlich wieder mal die EEG-
Umlage und die erhöhten Netzentgelte für den
Netzausbau auf die Haushaltskunden und auf die
Unternehmen umgelegt werden müssen. Das sind
alles Bestandteile Ihrer Energiewende, genauso
wie die Errichtung von Pumpspeicherkraftwerken
zur Speicherung des zur Unzeit eingespeisten
Stroms, bei dem Sie ebenfalls zuverlässig mit dem
Widerstand der ansässigen Bevölkerung und von
Naturfreunden rechnen dürfen.

(Beifall AfD)

Ein breiter Konsens sieht völlig anders aus. In die-
sem Sinne werben wir für ein Umdenken, für eine
realistischere Betrachtung der Folgen der Förde-
rung erneuerbarer Energien – das ist das eigentli-
che Ziel; es geht uns nicht um den Netzausbau –
und auch der Risiken der Energiewende. Tun Sie
es bitte, bevor Thüringen restlos verspargelt ist, tun
Sie es bitte, bevor es von Energieleitungen durch-
zogen ist, der touristische Wert unseres Thüringer
Waldes immer mehr leidet. Und tun Sie es bitte, be-
vor die Thüringer Wirtschaft dank der hohen Strom-
preise die Flucht ins Ausland sucht. Danke schön.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Es gibt noch eine Anfrage an Sie, wenn Sie die zu-
lassen, Herr Möller.

Abgeordneter Möller, AfD:

Natürlich.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Herr Abgeordneter Möller, habe ich Ihre Ausführun-
gen jetzt richtig verstanden, dass Sie die Energie-
wende für falsch halten und den Klimawandel be-
zweifeln?

Abgeordneter Möller, AfD:

Ich sage es Ihnen ganz offen, Herr Harzer, die
Energiewende für falsch zu halten, da gehört ja
nicht viel dazu.

(Beifall AfD)

Ich denke mal, die Erkenntnis hat sich schon bei
dem Großteil der hier Ansässigen durchgesetzt. Al-
so so, wie sie jedenfalls momentan gehandhabt
wird, ist sie falsch. Beim Klimawandel, muss ich Ih-
nen ganz ehrlich sagen, habe ich manchmal den
Eindruck, dass das eine Glaubensfrage ist. Deswe-
gen beschäftige ich mich damit nicht.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Deut-
liche Aussage!)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich sehe keine weiteren Wortmeldungen
aus den Reihen der Abgeordneten. Doch, Herr
Worm, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Worm, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wenn sich ein Herr Harzer hier offensicht-
lich frei von jeglicher Fach- und Sachkenntnis

(Beifall CDU, AfD)

zum Thema „380-kV-Leitung“ an diesem Redner-
pult äußert, dann ruft das nach Erwiderung. Die will
ich Ihnen gern geben, Herr Harzer.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ja,
freut mich!)

Es ist richtig: Die Bürgerinitiativen haben mithilfe
des Jarass-Gutachtens festgestellt, dass die Lei-
tung nicht notwendig ist. Aber auch hier hilft ein
Blick in dasselbe Gutachten von Jarass. Zu dem
Zeitpunkt, als dieses Gutachten erstellt wurde, sagt
er eindeutig: „mittelfristig“. Mit „mittelfristig“ hat er
2015 ins Visier genommen. Offensichtlich sind wir
in diesem Jahr 2015, also kann man das als Argu-
ment schon mal wegschieben.

Das Zweite ist: Alle Achtung auch von meiner Seite
her für das, was Frau Enders bei diesem Thema an
Kampf hingelegt hat. Das ist richtig, das muss man
deutlich sagen.

(Beifall CDU, SPD)

Aber sie hat sich nicht nur hingestellt – und das ist
das, was Stefan Gruhner meint – und hat dafür ge-
kämpft, diese Trasse zu verhindern, sondern – und
da stand ich dabei – sie hat vor Bürgerinitiativen
versprochen: Wir werden diese Trasse verhindern.
Das ist ein deutlicher Widerspruch. Das ist genau
das, was Stefan Gruhner angesprochen hat: ver-
sprochen – gebrochen.

(Beifall CDU)

Wenn man hier spricht, man könnte ohne diese Lei-
tung durch ein entsprechendes Last- oder Leitungs-
management die Stromerzeugung und den Bedarf
regeln, dann will ich sagen: Jawohl, das wird auch
getan. Auf der Strecke Remptendorf-Redwitz wird
zu Hochzeiten die Leistung von 100 Prozent auf
130 Prozent geregelt und auf den Leitungen über-
tragen. Aber viel mehr ist nicht möglich, weil sonst
irgendwann das Metall anfängt zu tropfen. Dann
muss man eines wissen, seit der Wende oder zum
Zeitpunkt der Wende gab es vier Verbindungen
zwischen Ost und West, die den Stromaustausch
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zwischen den alten und den neuen Bundesländern
ermöglicht haben. Seit dieser Zeit gibt es aber
deutschlandweit insgesamt einen Zuwachs an er-
neuerbaren Energien, und zwar deutschlandweit
über 23 Gigawatt. Allein in den neuen Bundeslän-
dern sind davon 9 Gigawatt. Da hilft es nicht mehr,
die vier bestehenden Knotenpunkte entsprechend
aufzurüsten, diese 9 Gigawatt kriege ich nicht weg,
deswegen braucht man diese neue Leitung. Wir ha-
ben immer gesagt, wir sind nicht begeistert von die-
ser Leitung. Aber wir haben auch eindeutig gesagt
– im Gegensatz zu anderen –, das wird durch Bun-
desgesetz geregelt. Und das, was Thüringen ma-
chen kann, das ist entscheiden, die Leitung verläuft
100 Meter weiter rechts oder weiter links, aber
mehr an Einfluss haben wir nicht. Wenn wir den
Rechtsstaat ein Stück weit ernst nehmen, dann
muss man das so zur Kenntnis nehmen, auch wenn
es einem nicht gefällt.

(Beifall CDU)

Ökologisches Trassenmanagement – noch zum
Abschluss – oder ökologisches Schneisenmanage-
ment: Hier ansatzweise die neue Landesregierung
zu loben, das ist toll, aber die neue Landesregie-
rung hat ansatzweise auch nichts damit zu tun, weil
dieses ökologische Schneisenmanagement noch in
der alten Legislatur zwischen 50Hertz und der alten
Landesregierung festgelegt wurde als notwendiger
Bestandteil für den 3. Bauabschnitt. Das muss man
zur Wahrheit dazu sagen. Wer sich an diesem Red-
nerpult nicht entblödet, von einer Henry-Worm-
Trasse zu reden, der disqualifiziert sich selbst und
zeigt sehr deutlich, wie wenig er die Region und die
Menschen vor Ort dort versteht.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Von den Abgeordneten liegen mir jetzt
keine weiteren Wortmeldungen vor. Frau Ministerin
Siegesmund, Sie haben das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Worm, wissen Sie, man kann es sich
leicht machen, aber was Sie machen, das ist: Bigot-
terie auf die Spitze treiben. Auf der einen Seite ge-
hen Sie her und spielen sich als den großen Arten-
und Naturschützer auf, und wenn es dann darum
geht, einmal Prozesse umzusetzen und dazu zu
stehen, dann sind Sie diejenigen, die mit dem Fin-
ger auf andere zeigen. Das ist beim Stichwort
„Energiewende“ unglaublich.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist: Bigotterie auf die Spitze treiben. Vielleicht
können Sie über Ostern mal darüber nachdenken,
was das eigentlich heißt.

Jetzt will ich mal noch zwei Sätze sagen, warum wir
beim Thema „Energiewende“ – die AfD hat da ja
großen Nachholbedarf, nicht nur was den Begriff
angeht, sondern worum es eigentlich geht – nicht
über den Selbstzweck des Ausbaus Erneuerbarer
reden, sondern warum jede einzelne Maßnahme
des Ausbaus Erneuerbarer dem Klimaschutz dient.
Es geht um Folgendes: Wenn man sich vor Augen
führt, dass wir ein Zwei-Grad-Ziel haben, dass wir
eine globale Verantwortung haben, dass es uns
darum gehen muss, dass es Ihnen nicht nur heute
gut geht und Sie zu Ostern eine schöne Zeit haben,
sondern kommende Generationen auch noch ver-
nünftig leben können, dann geht es darum, dass wir
heute darüber reden müssen, welche Weichen wir
stellen. Sie sagen nie, wie Sie es wollen, Sie sagen
immer nur, wie es nicht geht. Und das ist weder
redlich noch vernünftig.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das ken-
nen wir von den Grünen!)

(Beifall DIE LINKE)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, warum
der Bericht und was ist eigentlich – Herr Gruhner
hat sich darüber beschwert, es sei überhaupt kein
Neuigkeitswert. Also ich fand es schon ziemlich
neu, dass eine Landesregierung hergeht und mal
über den Ist-Stand informiert.

(Beifall DIE LINKE)

Ich habe in der vergangenen Legislatur von Ihnen
nie einen Bericht zum Planungsstand bekommen.
Sie haben hier auch nicht dazu geredet, warum Sie
im Bundestag 2009 die Arme gehoben haben, als
das EnLAG verabschiedet worden ist, immer „still
ruht der See“ und sich hierhinstellen, andere kriti-
sieren, aber nicht sagen, wie es besser geht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde, Opposition, gute Oppositionsarbeit müs-
sen Sie noch lernen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Warum dieser umfassende Bericht, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren? In viereinhalb Seiten
geben wir Ihnen die rechtliche Begründung dafür,
warum: um Schaden vom Land Thüringen abzu-
wenden, wie wir als Erstes – der Ministerpräsident
und ich – sehr geschlossen, vom ersten Tag an
hergegangen sind und gesagt haben, wir prüfen,
welche rechtlichen Möglichkeiten wir eigentlich hier
noch haben. Wir geben Ihnen sehr wohl zur Kennt-
nis, welche rechtlichen Möglichkeiten wir haben.
Sie haben das Ding verfahren, so wie es am Ende
aussah. Wir haben versucht, das Beste daraus zu
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machen. Und die 380-kV-Leitung ist nur ein Punkt
von vielen, an dem man sieht, wie schlecht Sie in
den letzten Jahren gearbeitet haben, an dem man
auch sieht,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

dass Sie überhaupt nicht mit dieser Verantwortung,
die Sie als Landesregierung hatten, umgehen konn-
ten.

Was das Ökologische Schneisenmanagement an-
geht, Herr Worm, das mag man in Südthüringen, im
Thüringer Wald vielleicht erzählen können. Die
Wahrheit ist, dass wir Anfang Januar mit 50Hertz
ein Gespräch hatten und sehr intensiv – der Minis-
terpräsident war dabei – darum gerungen haben,
mit 50Hertz noch Möglichkeiten zu finden, um die
Ausgleichsmaßnahmen zu verbessern. Und sich
das auch noch ans Revers zu heften, das meine ich
mit „Bigotterie auf die Spitze treiben“. Lassen Sie
das stecken, machen Sie vernünftige energiepoliti-
sche Arbeit und die AfD muss mir irgendwann mal
erklären, wo ihr Strom herkommt – noch nicht mal
aus der Steckdose kommt der für meine Begriffe.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Die Rednerin ist nicht mehr am Pult, Herr Brandner,
ich kann Ihnen gern das Wort noch geben.

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Die AfD
braucht keinen Strom! Die stehen auch so
immer unter Spannung!)

Abgeordneter Brandner, AfD:

Frau Siegesmund, wir haben uns gerade ganz
schnell in der Fraktion abgesprochen und ich darf
Ihnen die offizielle Einladung aussprechen, dass
Sie uns mal in der Fraktion besuchen und wir Ihnen
das dann näherbringen, was Sie hier vermisst ha-
ben. Ich hoffe, Sie nehmen das an, ja? Danke
schön.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

So, die Rednerliste ist jetzt erschöpft.

(Zwischenruf aus dem Hause: Wir auch!)

(Heiterkeit im Hause)

Das haben Sie gesagt. Alle anderen denken das für
sich und deswegen würde ich jetzt den Tagesord-
nungspunkt – Überweisung ist nicht beantragt –
schließen und damit auch die heutige Sitzung und
wünsche Ihnen allen einen schönen Abend und gu-
ten Heimweg.

Ende: 19.36 Uhr
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Anlage

Namentliche Abstimmung in der 10. Sitzung am
26.03.2015 zum Tagesordnungspunkt 8

Mehr Akzeptanz für die Energiewende schaffen
– Verlässliche Abstandskriterien für
Windkraftanlagen in Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
– Drucksache 6/230 –

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Brandner, Stephan (AfD) ja
6. Bühl, Andreas (CDU) ja
7. Carius, Christian (CDU) ja
8. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
9. Emde, Volker (CDU) ja

10. Engel, Kati (DIE LINKE) nein
11. Fiedler, Wolfgang (CDU) ja
12. Floßmann, Kristin (CDU) ja
13. Geibert, Jörg (CDU) ja
14. Gentele, Siegfried (AfD) ja
15. Grob, Manfred (CDU) ja
16. Gruhner, Stefan (CDU) ja
17. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
18. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
19. Helmerich, Oskar (AfD) ja
20. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
nein

21. Henke, Jörg (AfD) ja
22. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

23. Herold, Corinna (AfD) ja
24. Herrgott, Christian (CDU) ja
25. Hey, Matthias (SPD) nein
26. Heym, Michael (CDU) ja
27. Höcke, Björn (AfD) ja
28. Höhn, Uwe (SPD)
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Klaubert, Dr. Birgit (DIE LINKE) nein
37. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
nein

38. König, Katharina (DIE LINKE) nein
39. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
40. Kowalleck, Maik (CDU) ja
41. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
42. Krumpe, Jens (AfD) ja
43. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
44. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
45. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
46. Lehmann, Annette (CDU) ja
47. Lehmann, Diana (SPD) nein
48. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein

49. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
50. Liebetrau, Christina (CDU) ja
51. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
52. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
53. Malsch, Marcus (CDU) ja
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Matschie, Christoph (SPD) nein
56. Meißner, Beate (CDU) ja
57. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
58. Mohring, Mike (CDU) ja
59. Möller, Stefan (AfD) ja
60. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
61. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
62. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Ramelow, Bodo (DIE LINKE) nein
68. Reinholz, Jürgen (CDU) ja
69. Rosin, Marion (SPD) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scherer, Manfred (CDU) ja
74. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

75. Schulze, Simone (CDU) ja
76. Siegesmund, Anja

(BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
nein

77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU) ja
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU)
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